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Kurznachrichten . . . . . . . . . . . . . . . . .
In eigener Sache

 Neu: Schriftenreihe Methodenberichte

Das Statistische Bundesamt startet eine neue Schriften-
reihe „Methodenberichte“, die auf die Darstellung mathe-
matischer Methoden der amtlichen Statistik ausgerich-
tet ist. Die Methodenberichte sollen einerseits über neue 
mathematisch-statistische Methoden informieren, die zur 
Lösung aktueller Aufgaben der amtlichen Statistik ent-
wickelt worden sind. Andererseits sollen sie die inter-
essierte Öffentlichkeit, insbesondere die Wissenschaft, 
zu verstärkter Kommunikation und Kooperation mit 
dem Statistischen Bundesamt anregen. Es handelt sich 
schwerpunktmäßig um die Aufgabenfelder Stichproben-
planung und -analyse, Komponentenzerlegung von öko-
nomischen Zeitreihen sowie Sicherung der statistischen 
Geheimhaltung bei Einzeldaten und in Tabellen.

In jedem Heft der Schriftenreihe wird ein aktuelles 
mathematisch-statistisches Thema behandelt. Jährlich 
werden in unregelmäßiger Folge ein bis zwei Hefte veröf-
fentlicht. Die Veröffentlichungen sind sowohl in gedruck-
ter Form (Schutzgebühr: 8,– DM zuzüglich Versand-
kosten) als auch im Statistik-Shop des Statistischen 
Bundesamtes im Internet unter http://www.statistik-
bund.de/produkte&service/online publikationen als 
kostenfreier Download verfügbar.

Im ersten Heft der Schriftenreihe, das Ende Mai 2001 er-
schienen ist, wird ausführlich über das neu entwickelte 
Stichprobenverfahren der Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe 1998 und die bei seiner Anwendung aufge-
tretenen Probleme informiert. Das besondere innovative 
Element des Stichprobendesigns dieser Erhebung ist das 
von Professor Merz (Universität Lüneburg) entwickelte 
Hochrechnungsverfahren nach dem Prinzip des minima-
len Informationsverlustes, das in der Gruppe Mathema-
tisch-statistische Methoden des Statistischen Bundes-
amtes in die Stichprobenpraxis umgesetzt worden ist.

Aus aller Welt

 Tagung der London Group in Voorburg

Die London Group befasst sich seit 1998 im Auftrag der 
Vereinten Nationen mit der Revision des SEEA-Hand-
buchs (SEEA = System for integrated Environmental and 
Economic Accounting). Die Arbeiten wurden auf der nun-
mehr siebten Tagung vom 7. bis 11. Mai 2001 in Voorburg 
fortgesetzt.

Der Entwurf für das revidierte SEEA wurde letztmals dis-
kutiert. Er soll in überarbeiteter Form ab August im In-
ternet abrufbar sein. Das revidierte SEEA hat nicht den 
Charakter eines internationalen Standards, sondern zeigt 
vielmehr die derzeit gängigen Praktiken und verbindet 
diese in einem konsistenten Gesamtsystem. Die ein-
zelnen Länder können auf dieser Basis Schwerpunkte 
setzen, die ihren nationalen Prioritäten entsprechen. Die 

bisherigen Arbeiten an den deutschen Umweltökonomi-
schen Gesamtrechnungen haben in das Handbuch voll 
Eingang gefunden.

Das revidierte SEEA soll der Statistischen Kommission 
der Vereinten Nationen auf der 33. Sitzung im Frühjahr 
2002 vorgelegt werden.

Aus Europa

 10 Jahre Europäischer Beratender 
Ausschuss für statistische Informationen 
im Wirtschafts- und Sozialbereich (CEIES)

Der Europäische Beratende Ausschuss für statistische 
Informationen im Wirtschafts- und Sozialbereich (CEIES) 
feierte sein zehnjähriges Bestehen im Rahmen einer Kon-
ferenz am 26. und 27. April 2001 in Brüssel.

Die Konferenz stand unter dem Generalthema „Heraus-
forderungen an die Gemeinschaftsstatistik“ und gliederte 
sich in vier Themenblöcke.

Der Themenblock 1 „Erweiterung und Vertiefung“ befass-
te sich mit der Bedeutung der Statistik für die bevorste-
hende Erweiterung der Europäischen Union.

Aus deutscher Sicht waren besonders die Themenblöcke 
2 „Informationsgesellschaft“ und 3 „Soziale Ausgrenzung/
Sozialer Zusammenhalt“ von Interesse. Es wurde deut-
lich, dass in der Informationsgesellschaft die Aktualität 
von Statistiken immer stärker an Bedeutung gewinnt. Sta-
tistische Ergebnisse müssen aktuell zur Verfügung stehen 
und die Inhalte von Statistiken müssen sich den Tatbe-
ständen der immer rascher verändernden Wirtschaft und 
Umwelt sehr schnell anpassen. Prof. Dr. Walter, Chef-
volkswirt der Deutschen Bank Research, problematisier-
te u. a. die statistische Erfassung der New Economy. Laut 
Walter werden in der Informationsgesellschaft die Verän-
derungen in der ökonomischen Realität mit den tradi-
tionellen Methoden der Statistik zu spät und in aller 
Regel nur unzureichend erfasst. Wegen ihrer Auswirkun-
gen auf die Preisstatistik in diesem Zusammenhang von 
besonderer Bedeutung ist die statistische Erfassung von 
Qualitätsverbesserungen in der IKT-Branche (Hedonische 
Preisindizes).

Für den Bereich der Sozialindikatoren (Themenblock 3) 
bestand in der Diskussion Übereinstimmung, dass es 
sehr schwierig sein wird, einheitliche Indikatoren zu ent-
wickeln, und die Lösung eher in der Vielfalt der Informa-
tion liegen wird.

Unter Themenblock 4 „Nachhaltige Entwicklung“ wurde 
deutlich, dass man auch in diesem Bereich noch weit 
davon entfernt ist, allgemein akzeptierte Indikatoren vor-
legen zu können, zumal der Begriff der Nachhaltigkeit 
weiterer Klärung bedarf.

In der abschließenden Diskussionsrunde wurden Vor-
schläge formuliert, wie die Arbeit des CEIES künftig 
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noch mehr auf die Belange der Nutzer abgestellt und 
die Stellung des CEIES im europäischen Statistiksystem 
gestärkt werden kann. Der Vorschlag, die Arbeiten des 
CEIES stärker in Unterarbeitsgruppen zu organisieren, 
wurde vom Konferenzleiter, Herrn Vizepräsident Lamel, 
positiv aufgenommen.

 Europäische Konferenzen zu 
Weiterentwicklung und Austausch von 
Technologien für die amtliche Statistik

Vom 18. bis 22. Juni 2001 wird von Eurostat, dem Sta-
tistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften, auf 
Kreta die Konferenz NT TS & E TK 2001 durchgeführt. Es 
handelt sich dabei um eine Doppelkonferenz von E TK 
(Exchange of Technology and Know How) und NT TS 
(New Techniques and Technologies for Statistics). Haupt-
ziel der gekoppelten Veranstaltung ist es, die Einführung 
und Verbreitung der besten modernen Verfahren und 
Technologien, die im Rahmen der NT TS vorgestellt 
werden, zu fördern. Daneben soll die Konferenz ein 
Forum für einen Gedankenaustausch zwischen Mitarbei-
tern der amtlichen Statistik und Wissenschaftlern darstel-
len, die an der Entwicklung von im Bereich der Statistik 
nutzbaren Methoden und Verfahren arbeiten. Insbeson-
dere soll die Bildung von Konsortien für neue, innovative 
Projekte angestoßen werden, die auf eine Verbesserung 
der Qualität und der Effizienz der Arbeit der amtlichen 
Statistik abzielen.

Schwerpunkte des zum vierten Mal veranstalteten NT TS- 
Seminars sind die Bereiche Aufbau von Informationssys-
temen, Datenerhebung und -aufbereitung, sowie Qualität 
des gesamten statistischen Produktionsprozesses.

Das internationale Seminar E TK wird zum zweiten Mal 
abgehalten. Wichtig ist Eurostat hier vor allem, dass Stra-
tegien zur Verbreitung neu entwickelter Methoden und 
Verfahren, die bereits Anwendungsreife erreicht haben, 
und deren Einsatz im Rahmen der amtlichen Statistik er-
folgversprechend wäre, erörtert werden. Eine besondere 
Rolle spielen dabei die Resultate der von Eurostat be-
treuten europäischen Forschungs- und Entwicklungspro-
jekte. So wurde im Anschluss an das 1999 veranstaltete 
erste E TK-Seminar ein Konsortium für ein Paket von Be-
gleitmaßnahmen für diese Projekte gebildet. Im Rahmen 
dieses von der Europäischen Union (EU) finanzierten Pro-
jekts AMRADS (Accompanying Measure to Research 
and Development in Statistics) ist es eine der Aufgaben 
von Mitgliedern des Konsortiums, auf der Konferenz für 
das jeweilige von AMRADS betreute EU-Forschungs-
projekt über den Forschungs- und Entwicklungsstand 
auf dem entsprechenden Gebiet zu berichten und Vor-
schläge zur Einführung und Verbreitung praxisrelevanter 
Verfahren zu formulieren. Im Bereich der Statistischen 
Geheimhaltung ist dies Aufgabe des Statistischen Bun-
desamtes bzw. des Statistischen Amtes der Niederlande. 
Im Rahmen der Konferenz wird jedem von AMRADS be-
treuten Forschungsgebiet mindestens eine Sitzung ge-
widmet sein.

Das Konferenzprogramm kann von der Internetseite der 
Konferenz http://webfarm.jrc.cec.eu.int/etk-ntts/ ab-
gerufen werden.

 Seminar zur Intrahandelsstatistik

Vom 24. bis 27. April 2001 wurde in Wiesbaden im Be-
nehmen mit Eurostat ein Seminar mit Vertretern von fünf 
osteuropäischen Ländern durchgeführt. Außenhandels-
statistiker aus Bulgarien, Estland, Polen, der Tschechi-
schen Republik und Ungarn wurden von den deutschen 
Kolleginnen und Kollegen in die „Geheimnisse“ der Intra-
handelsstatistik eingeführt.

Alle fünf Länder wollen in absehbarer Zeit in die Europä-
ische Union aufgenommen werden. Vor diesem Hinter-
grund heißt es für die Außenhandelsstatistiker in diesen 
Ländern, sich auf die speziellen Gegebenheiten in dem 
dann auch für sie geltenden Binnenmarkt vorzubereiten 
und einzustellen. Hier konnten die deutschen Außenhan-
delsstatistiker wertvolle Erfahrungen, Tipps und Hinwei-
se für die Umstellung von der klassischen Zollstatistik 
auf eine Direktbefragung bei der Intrahandelsstatistik im 
Binnenmarkt weitergeben. Schließlich stand die deut-
sche Außenhandelsstatistik vor knapp zehn Jahren zu 
Beginn des europäischen Binnenmarktes vor ähnlichen 
Problemen.

Den ausländischen Gästen wurde der gesamte Ablauf der 
Intrahandelsstatistik von der Erhebung über die Aufberei-
tung bis hin zur Veröffentlichung vermittelt. Schwerpunk-
te bildeten der Aufbau und die Funktion des Intrahandels-
registers, die auch im europäischen Vergleich modernen 
elektronischen und online-Meldeverfahren (z. B. w3stat), 
das Automatisierte Aufbereitungsverfahren (ASI), die qua-
litätssichernden Maßnahmen in den Plausibilitätskontrol-
len, der Einsatz einer modernen Mahndatenbank sowie 
die rechtliche Abstimmung und organisatorische Vorbe-
reitung auf die Intrahandelsstatistik.

Die deutschen Außenhandelsstatistiker hoffen, die Kol-
leginnen und Kollegen aus den fünf beitrittswilligen Län-
dern bald im europäischen Binnenmarkt begrüßen zu 
können. Bis dahin ist in diesen Ländern noch viel Arbeit 
zu leisten, um den Anforderungen an eine funktionieren-
de Intrahandelsstatistik gerecht zu werden. Das Seminar 
war ein wichtiger Meilenstein, um die Außenhandelssta-
tistiker aus Bulgarien, Estland, Polen, der Tschechischen 
Republik und Ungarn fit für den Binnenmarkt und die In-
trahandelsstatistik zu machen.

 Kooperation mit der 
Russischen Föderation

Die Russische Föderation ist ein wichtiger politischer 
Partner der Bundesrepublik Deutschland. Die gegensei-
tigen Interessen erstrecken sich auch auf das Gebiet der 
amtlichen Statistik. An der internationalen und bilateralen 
Statistikkooperation mit der Russischen Föderation be-
teiligt sich das Statistische Bundesamt intensiv seit dem 
Jahr 1994. Im Dezember 1999 wurde bereits die zweite 
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Vereinbarung mit dem Staatlichen Komitee für Statistik 
der Russischen Föderation (Goskomstat) über die Ko-
operation im Bereich der amtlichen Statistik unterzeich-
net (wir berichteten in WiSta 1/2000).

Seit einigen Jahren wird die Statistikkooperation mit der 
Russischen Föderation überwiegend im Rahmen des 
Tacis-Programms der Europäischen Union durchgeführt 
und – im Auftrag des Statistischen Amtes der Europä-
ischen Gemeinschaften, Eurostat – aus den entsprechen-
den EU-Budgets finanziert. Neben Deutschland beteili-
gen sich insbesondere Frankreich, Schweden, Finnland 
und Italien an den Statistikprojekten mit der Russischen 
Föderation. In den Jahren 2000/2001 lag der Schwer-
punkt auf der Entwicklung des regionalen Systems der 
amtlichen Statistik der Russischen Föderation (Tacis-
Vertrag „Statistics-3“); daran waren auf deutscher Seite 
auch die Statistischen Ämter der Länder beteiligt, insbe-
sondere das Bayerische Landesamt für Datenverarbei-
tung und Statistik. Das Hessische Statistische Landes-
amt hat außerdem eine Delegation aus der russischen 
Region Burjatien empfangen. Im Landesbetrieb für Da-
tenverarbeitung und Statistik Brandenburg wird Anfang 
Juni 2001 ein Studienaufenthalt mit Vertretern von zwei 
regionalen Statistischen Ämtern Russlands stattfinden 
(Rostov am Don und Samara).

Dem Statistischen Bundesamt ist die Leitung der Pro-
jektkomponente „Ausarbeitung eines Konzeptes für die 
Erfassung, Verarbeitung, Speicherung und Übertragung 
statistischer Informationen auf föderaler und regionaler 
Ebene“ übertragen worden, die die Modernisierung der 
Ausstattung regionaler statistischer Ämter in Russland 
mit Informationstechnologie und die Entwicklung von 
Programmen zu deren Einsatz gemäß international üb-
lichem Standard zum Ziel hat. Neben Schweden war 
Deutschland auch an der Komponente „Statistische In-
dikatoren“ beteiligt, in deren Rahmen ein harmonisierter 
Datenkatalog erarbeitet wurde. Beide Teilprojekte, die 
als Pilotprojekte zu verstehen sind, werden im Sommer 
2001 abgeschlossen sein. Daneben hat das Statistische 
Bundesamt Kooperations- und Beratungsaufgaben ins-
besondere in den Bereichen Außenhandels-, Finanz- 
und Preisstatistik wahrgenommen. Themenvorschläge 
der russischen Seite für die weitere Zusammenarbeit sind 
zur jährlichen Sitzung des Tacis-Steuerungsausschusses 
Mitte Mai 2001 vorgelegt worden und sollen ab der Jah-
resmitte umgesetzt werden.

Im Frühjahr 2001 sind im Rahmen der deutsch-russi-
schen Kooperation zwei Veröffentlichungen erschienen: 
„Agrarstatistik auf neuen Wegen“ als Band 10 der vom 
Statistischen Bundesamt  im Rahmen des Tacis-Pro-
gramms herausgegebenen russischsprachigen Schrif-
tenreihe „Statistische Beiträge des Europäischen Fort-
bildungszentrums“ sowie die zweisprachige Broschüre 
„Russische Föderation und Deutschland in Kürze, 2001“ 
mit statistischen Daten aus beiden Ländern im Ver-
gleich.

Im letzten Jahr hat die Russische Föderation einen Kredit 
der Weltbank von 30 Mill. US-$ erhalten, der zur schritt-

weisen umfassenden Modernisierung der amtlichen Sta-
tistik, insbesondere in den Regionen Russlands, verwen-
det werden soll. Dabei ist beabsichtigt, die Ergebnisse 
der beiden o. g. Tacis-Pilotprojekte zu nutzen. Das Sta-
tistische Bundesamt ist kürzlich gebeten worden, in 
diesem Rahmen die Durchführung von zunächst zwei 
Fortbildungsvorhaben für russische Statistiker – in den 
Bereichen der Bau- und Investitionsstatistik – zu über-
nehmen. Die künftige Mitwirkung an diesem Großprojekt 
wird wesentlich davon abhängen, inwieweit das Stati-
stische Bundesamt entsprechende Expertenkapazitäten 
zur Verfügung stellen kann.

Aus dem Inland

 Das neue DataView-System 
im Außenhandel

In der Außenhandelsstatistik werden häufig sehr umfang-
reiche Tabellen benötigt, die bis zu 100 000 Blatt um-
fassen können. Deshalb ist das Statistische Bundesamt 
schon sehr früh dazu übergegangen, derartige Tabellen 
auf Mikrofiches zu verfilmen. Die Bereiche „Auskunfts-
dienst“, „Veröffentlichungsdienst“, „Tabellenprüfung“ und 
„Aufbereitung“ erledigen ihre Arbeit mit entsprechenden 
Mikrofiche-Lesegeräten. Im Zuge der technischen Ent-
wicklung kamen neue Verfahren zur Bereitstellung und 
Archivierung der Drucktabellen für den Außenhandel auf 
den Markt. Im Rahmen einer notwendigen Ersatzbe-
schaffung wurden deshalb neben der bisherigen „Mikro-
fiches-Lösung“ eine „CD ROM-Lösung“, eine „Kassetten/
Robotsystem-Lösung“, eine „Plattenlösung“ sowie eine 
„Mischlösung“ diskutiert, von denen für die Zwecke des 
Statistischen Bundesamtes die „Plattenlösung“ die größ-
ten Vorteile bietet. Eine entsprechende Ausschreibung 
führte zu der Software „DataView“.

Die Software besteht aus einer Serverkomponente für Da-
tenhaltung, Indexierung und Jobautomatisierung sowie 
einer Clientkomponente, die im Wesentlichen einen 
„Viewer“ für die Druckseiten, ein Retrievalsystem (Such-
funktion für indizierte Merkmale) und Druck-/E-Mail-Funk-
tionen beinhaltet.

Die Daten werden auf der Großrechenanlage in Tabellen-
form erstellt und der Fachabteilung zur inhaltlichen Prü-
fung online bereitgestellt. Anschließend werden die Da-
teien umbenannt, mit einer automatisierten maschinellen 
Prozedur in ein mit „DataView“ lesbares Format umge-
wandelt und auf dem Server bereitgestellt. Durch die Ein-
führung der neuen Software wird die Organisation des 
Datenflusses von der Erstellung der Ergebnisse bis zur 
Auswertung gestrafft und der eigentliche Zugriff auf die 
Ergebnisse beschleunigt.

Im Auskunftsdienst des Außenhandels ist die Software 
„DataView“ seit April 2001 im Einsatz. Gewünschte Infor-
mationen können innerhalb von Sekunden aus den auf 
dem Server vorrätig gehaltenen Tabellen herausgesucht 
und dem Anrufenden/Anfragenden auf Wunsch gedruckt 
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bzw. per E-Mail zugeleitet werden. Die Suche innerhalb 
der Tabellen kann sich entweder nur auf die indexierten 
Merkmale oder auf den gesamten Tabelleninhalt bezie-
hen. Die gewünschten Daten werden farbig markiert an-
gezeigt. Der Bearbeiter kann einfache Berechnungen 
direkt innerhalb der Anwendung vornehmen. In naher Zu-
kunft wird der gesamte Tabellenbestand des Auskunfts-
dienstes elektronisch zur Verfügung stehen.

Eine im Umfang erweiterte CD-ROM-Ausgabe der Fach-
serie 7 „Außenhandel“, Reihe 2 „Außenhandel nach Waren 
und Ländern“ wird einschließlich der Software „Data 
View“ angeboten. Diese Monatsveröffentlichung hat etwa 
1 100 Seiten und wird ab dem Berichtsmonat Januar 2001 
standardmäßig auf CD-ROM zur Verfügung gestellt.

 Informationssystem der 
Gesundheitsberichterstattung des 
Bundes grundlegend verbessert

Für gesundheitsbezogene Daten und Informationen gibt 
es eine zentrale Anlaufstelle im Internet: Das Informati-
onssystem der Gesundheitsberichterstattung (GBE) des 
Bundes unter www.gbe-bund.de. Hier erfährt man bei-
spielsweise, dass in Deutschland im Jahr 1998 rund 
412,7 Mrd. DM für Gesundheit ausgegeben wurden, das 
sind 5 030 DM je Einwohner. Oder ein Krankenhausauf-
enthalt im Jahr 1999 nach durchschnittlich 10,5 Tagen 
endete, 0,3 Tage früher als 1998.

Das Informationssystem wurde überarbeitet und prä-
sentiert sich nun umfassender, nutzerfreundlicher und 
schneller als bisher. 650 Mill. Daten bilden den Kern des 
Systems. Sie werden in flexibel gestaltbaren Tabellen ab-
gebildet. Allgemeinverständliche Texte und Grafiken aus 
den verschiedenen Veröffentlichungen der GBE, wie zum 
Beispiel aus dem Gesundheitsbericht für Deutschland, 
den Themenheften der GBE sowie der Gesundheits-
ausgabenrechnung, runden das Angebot ab. Die Do-
kumentationen zu rund 200 Datenquellen, mit ihren Er-
hebungsmerkmalen, Methodiken und Definitionen sowie 
Ansprechpartnern zum jeweiligen Sachgebiet enthalten 
zusätzliche wertvolle Hinweise.

Das Angebot wird ständig erweitert und aktualisiert. Ein 
blinkender Stern unter „Aktuelles“ im Informationssystem 
weist jeweils gezielt darauf hin.

Wie flexibel das Informationssystem einsetzbar ist, zeigen 
folgende Beispiele:

– Durch die Anfrage legt der Benutzer fest, welche Infor-
mationen bereitgestellt werden sollen. Das Informati-
onssystem bietet gesundheitsrelevante Informationen 
aus allen Bereichen des Gesundheitswesens von A wie 
Aids bis Z wie Zuzahlung.

– Es sind verschiedene Suchstrategien möglich: die 
Suche über Themen, die Freitext-Recherche mit Such-
begriffen oder das „Wandern“ von einer Fundstelle zu 
einer „inhaltlich verwandten“ anderen. Das Informa-
tionssystem antwortet mit einer Fundstellenliste; sie 

nennt die Zahl der Treffer (Texte, Tabellen, Grafiken, 
Definitionen, Sonstige) und ermöglicht den direkten 
Zugang zur jeweiligen Information.

– Bei vielen Tabellen kann individuell eingestellt werden, 
wie detailliert die Angaben untergliedert werden sollen, 
zum Beispiel für Deutschland oder nach Bundeslän-
dern, für Frauen und Männer getrennt oder zusammen. 
Für die jeweilige Fragestellung nicht benötigte Ergeb-
nisse können dabei ausgeblendet werden.

– Alle gefundenen Informationen können unkompliziert 
auf den eigenen PC übertragen werden. GBE-Tabellen 
lassen sich zum Beispiel in Kalkulationsprogrammen 
weiterverarbeiten oder in Grafiken umsetzen, Texte 
können in eigene Ausarbeitungen integriert werden.

– Häufig gestellte Fragen und ihre Antworten sowie Ver-
weise auf die Internetseiten anderer Informationsan-
bieter bieten zusätzliche Informationen.

– Weite Teile der Informationen liegen auch in englischer 
Sprache vor.

Die gesundheitsbezogenen Daten der GBE werden vom 
Statistischen Bundesamt und von zahlreichen Institu-
tionen außerhalb der amtlichen Statistik zur Verfügung 
gestellt. Dadurch wird es möglich, Informationen, die 
sonst nur unzusammenhängend vorliegen oder schwer 
zugänglich sind, in einem konsistenten System zu prä-
sentieren.

Die Gesundheitsberichterstattung des Bundes ist ge-
meinsame Aufgabe des Statistischen Bundesamtes und 
des Robert Koch-Instituts. Die Zusammenarbeit gewähr-
leistet, dass über valide und aktuelle Daten hinaus fun-
dierte statistische, medizinische und epidemiologische 
Fachkenntnisse für die Gesundheitsberichterstattung des 
Bundes genutzt werden können.

Weitere Auskünfte erteilt
Dr. Winfried Eberhardt, Telefon (0 18 88) 6 43 81 19,
E-Mail: winfried.eberhardt@statistik-bund.de.

Kompakt

 Weitere Ergebnisse des Mikrozensus 2000

Ehen und nichteheliche Lebensgemeinschaften
in Deutschland

Nach den Ergebnissen des Mikrozensus 2000, der eu-
ropaweit größten jährlichen Haushaltsbefragung, zu den 
Lebens- und Arbeitsverhältnissen in Deutschland lebten 
im Mai 2000 in Deutschland 22,4 Mill. Familien (April 
1991: 22,0 Mill.). Davon waren

– 9,9 Mill. Ehepaare mit ledigen Kindern
(1991: 11,1 Mill.),

– 9,6 Mill. Ehepaare ohne Kinder
 (1991: 8,4 Mill.) und 
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– 2,9 Mill. allein erziehende Mütter und Väter mit

Kindern (1991: 2,5 Mill.).

Trotz der steigenden Zahl nichtehelicher Lebensgemein-
schaften mit Kindern (2000: 0,6 Mill.; 1991: 0,4 Mill.) und 
ohne Kinder (2000: 1,5 Mill.; 1991: 1,0 Mill.) ist die Ehe 
nach wie vor die in Deutschland am weitesten verbreitete 
Form des Zusammenlebens.

Immer weniger Mütter mit minderjährigen Kindern

Mit 8,9 Mill. lebten in Deutschland im Mai 2000 rund 3% 
weniger Mütter mit minderjährigen (ledigen) Kindern zu-
sammen als im April 1991 (9,2 Mill.).

Die Zahl der Mütter mit Kindern unter 6 Jahren sank in 
Deutschland von April 1991 bis Mai 2000 um 14% auf 
unter 3,5 Mill.; in den neuen Ländern und Berlin-Ost hat 
sie sich mit 0,45 Mill. im Mai 2000 gegenüber mehr als 
0,9 Mill. im April 1991 fast halbiert. Dagegen gab es im 
früheren Bundesgebiet mit 3 Mill. Müttern mit Kindern 
unter 6 Jahren nur 3% weniger als 1991.

Immer weniger Mütter mit minderjährigen Kindern können 
von ihrem Ehemann bei der Familienarbeit und der Kin-
dererziehung unterstützt werden. So lebten im Mai 2000 
nur noch 81% der Mütter mit minderjährigen Kindern mit 
einem Ehemann zusammen, im April 1991 waren es noch 
86% gewesen. Während im früheren Bundesgebiet im 
Mai 2000  84% der Mütter mit einem Ehepartner zusam-
menlebten (1991: 88%), lag dieser Anteil in den neuen 
Ländern und Berlin-Ost im Mai 2000 nur bei 70%, mehr 
als 10 Prozentpunkte weniger als 1991.

Hohe Doppelbelastung von Müttern
durch Beruf und Kindererziehung

Von den 8,9 Mill. Müttern im erwerbsfähigen Alter (15 
bis unter 65 Jahre) mit einem oder mehr minderjährigen 
Kindern waren fast zwei Drittel erwerbstätig (63%). Ge-
genüber April 1991, als 59% von 9,2 Mill. Müttern er-
werbstätig waren, bedeutet das ein Plus von vier Pro-
zentpunkten. Weitere 7% dieser Mütter bemühten sich 
um eine Arbeitsstelle (April 1991: 7%). Insgesamt lag 
damit der Anteil der Mütter, die eine Erwerbstätigkeit 
ausübten oder suchten, bei 70% (Erwerbsquote im April 
1991: 66%).

Im früheren Bundesgebiet waren im Mai 2000  61% der 
Mütter mit einem oder mehr minderjährigen Kindern er-
werbstätig (April 1991: 51%). Weitere 5% dieser Mütter 
suchten eine Arbeitsstelle (April 1991: 5%), somit betrug 
die Erwerbsquote 66% (April 1991: 56%). Die Erwerbs-
beteiligung in den neuen Ländern und Berlin-Ost entwi-
ckelte sich gegensätzlich: Dort waren im Mai 2000 nur 
noch 72% der Mütter mit mindestens einem minderjähri-
gen Kind erwerbstätig, 11 Prozentpunkte weniger als im 
April 1991. Weitere 18% dieser Mütter bemühten sich um 
eine Arbeitsstelle (April 1991: 13%). Die Erwerbsquote 
lag bei 90% (April 1991: 96%).

Insgesamt wuchsen bei den 8,9 Mill. Müttern im er-
werbsfähigen Alter 14,7 Mill. minderjährige Kinder auf 
(April 1991: 15,1 Mill.). Je mehr minderjährige Kinder 
in einem Haushalt leben und je jünger die Kinder sind, 
desto schwerer ist es für die Mütter, Erwerbsleben und 
Kindererziehung miteinander zu vereinbaren: So waren 
in Deutschland im Mai 2000 zwar fast zwei Drittel (63%) 
der Mütter mit einem minderjährigen Kind erwerbstätig, 
jedoch weniger als ein Drittel (31%) der Mütter mit vier 
und mehr minderjährigen Kindern. Bei einer Betrachtung 
nach dem Alter des jüngsten Kindes ist festzustellen, 
dass nur jede zweite Mutter (48%) mit einem Kind unter 
3 Jahren, jedoch nahezu drei Viertel der Mütter (74%), 
deren jüngstes Kind 15 bis unter 18 Jahre alt war, im Mai 
2000 einer Erwerbstätigkeit nachgingen.

Drei von fünf erwerbstätigen Müttern (61%) mit minde-
stens einem minderjährigen Kind arbeiteten im Mai 2000 
in Deutschland Teilzeit (Wochenarbeitszeit bis unter 36 
Stunden). Während von den erwerbstätigen Müttern mit 
nur einem minderjährigen Kind gut jede Zweite (56%) 
teilzeitbeschäftigt war, arbeiteten mehr als zwei von drei 
erwerbstätigen Müttern (69%) mit vier und mehr minder-
jährigen Kindern Teilzeit.

Jobs auf Zeit

Gut 2,7 Mill. abhängig Beschäftigte (ohne Auszubilden-
de) hatten im Jahr 2000 in Deutschland einen befristeten 
Arbeitsvertrag. Dies entsprach einem Anteil von 9% an 
allen abhängig beschäftigten Erwerbstätigen; 1991 lag 
diese Quote noch bei 7,5%. In den neuen Ländern stan-
den mit gut 13% (1991: 11%) deutlich mehr Erwerbstä-
tige in einem befristeten Beschäftigungsverhältnis als in 
den alten Ländern (knapp 8%; 1991: 6,5%).

Am häufigsten gibt es befristete Arbeitsverträge bei 
Berufsanfängern. Bei den unter 30-Jährigen hatte in 
Deutschland im Mai 2000 gut jede(r) fünfte abhängig 
Beschäftigte (ohne Auszubildende) einen befristeten Ar-
beitsvertrag (1,3 Mill.).

Männer arbeiteten im Jahr 2000 mit einem Anteil von 
gut 9% häufiger in einem befristeten Beschäftigungs-
verhältnis als Frauen (gut 8%). Gravierender ist der Un-
terschied zwischen deutschen und ausländischen Ar-
beitnehmern. Letztere arbeiteten erheblich öfter (13%) 
mit einem befristeten Vertrag als ihre deutschen Kolle-
gen (knapp 9%).

Die Ursachen für den Abschluss befristeter Arbeitsverträ-
ge sind vielfältig: Knapp 12% nannten als Grund, dass 
eine Dauerstellung nicht zu finden bzw. nicht gewünscht 
(gut 2%) sei; 43% der befragten Personen befanden sich 
in einer Ausbildung, 10% in der Probezeit.

Weitere Auskünfte sind erhältlich
unter der Servicerufnummer (0 18 88) 6 43 89 55,
sowie über die E-Mail-Adresse:
mikrozensus@statistik-bund.de.
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 Umsatz im Kosmetikfacheinzelhandel

Der Facheinzelhandel mit kosmetischen Artikeln und 
Körperpflegemitteln gehörte in Deutschland in den letz-
ten fünf Jahren zu den Wachstumsbranchen im Einzel-
handel.

Im Zeitraum von 1995 bis 2000 stieg der Umsatz dieser 
Branche um nominal 49,2% und real 48,4% auf rund 
20,2 Mrd. DM; im gesamten Einzelhandel (ohne Kfz-Ein-
zelhandel und Tankstellen) erhöhte sich der Umsatz no-
minal nur um 3,4% und real um 0,4%. Im Jahr 2000 war 
der Umsatz des Kosmetikfacheinzelhandels um nominal 
9,6% und real 9,7% höher als im Vorjahr.

Auch die Beschäftigung stieg im Kosmetikfacheinzel-
handel innerhalb der letzten fünf Jahre beachtlich um 
36,3% auf rund 95 000 Personen. Im gesamten Einzel-
handel (ohne Kfz-Einzelhandel und Tankstellen) nahm 
die Beschäftigung hingegen in diesem Zeitraum um 
5,1% ab.

Weitere Auskünfte erteilt
Michael Wollgramm, Telefon (06 11) 75 24 23,
E-Mail: michael.wollgramm@statistik-bund.de.

 Trend zu größeren Betrieben 
im deutschen Hotelgewerbe

Die Betriebe des deutschen Hotelgewerbes (Hotels, 
Gasthöfe, Pensionen, Hotels garnis) erhöhten von 1992 
bis 2000 ihre Übernachtungskapazitäten um 23,0% von 
1,293 Mill. auf 1,590 Mill. Betten.

Dabei steigerten die größeren Betriebe (100 oder mehr 
Betten) ihre Kapazitäten mit + 52,9% überdurchschnitt-
lich. Ihr Anteil an der gesamten Übernachtungskapazität 
des deutschen Hotelgewerbes nahm in diesem Zeitraum 
von 29,6 auf 36,7% zu. Diese Entwicklung ging vor allem 
zu Lasten der kleineren Betriebe mit 9 bis 29 Betten; 
ihr Anteil an der gesamten Übernachtungskapazität ging 
von 31,7% (1992) auf 24,8% (2000) zurück.

Der Trend zu größeren Betrieben wird an den Über-
nachtungszahlen noch deutlicher: Von den 198,1 Mill. 
Übernachtungen im Jahr 2000 im deutschen Hotelge-
werbe entfielen 45,9% (91,0 Mill.) auf Betriebe mit 100 
oder mehr Betten (1992: 61,2 Mill. Übernachtungen oder 
35,1%). Während der Anteil der mittleren Betriebsgrö-
ßenklasse mit 30 bis 99 Betten an der Gesamtzahl der 
Übernachtungen von 1992 (39,4%) bis 2000 nur leicht 
auf 36,3% zurückging, sank er bei den kleineren Betrie-
ben mit 9 bis 29 Betten stärker (1992: 25,5%; 2000: 
17,8%).

Weitere Auskünfte erteilt
Ulrich Spörel, Telefon (06 11) 75 22 79,
E-Mail: ulrich.spoerel@statistik-bund.de.

 Im Jahr 2000 wurden 240 Kinder
im Straßenverkehr getötet

Nach vorläufigen Ergebnissen wurden im Jahr 2000 in 
Deutschland 240 Kinder im Alter von unter 15 Jahren im 
Straßenverkehr getötet; das waren 77 oder 24% weniger 
als 1999. Dies war die geringste Zahl seit Einführung der 
Statistik im Jahr 1953.

Dem größten Risiko, im Straßenverkehr getötet zu 
werden, waren Kinder als Pkw-Insassen ausgesetzt: 103 
(– 26% gegenüber 1999) der getöteten Kinder starben im 
Pkw. 69 (– 18%) Kinder wurden als Fußgänger, 55 (– 31%) 
auf dem Fahrrad und 13 (– 7%) in sonstigen Verkehrsmit-
teln getötet.

Insgesamt verunglückten 45 500 (– 7%) Kinder im Stra-
ßenverkehr, darunter wurden 9 200 (– 12%) schwer und 
36 100 (– 6%) leicht verletzt. Im Durchschnitt kam damit 
alle 12 Minuten ein Kind im Straßenverkehr zu Schaden. 
15 600 (– 12%) Kinder verunglückten mit dem Fahrrad, 
15 500 (– 5%) als Pkw-Insassen, 12 200 (– 5%) als Fuß-
gänger und 2 200 (– 4%) mit sonstigen Verkehrsmitteln.

Das Unfallrisiko in den einzelnen Bundesländern war 
recht unterschiedlich: Am stärksten gefährdet waren 
Kinder in Brandenburg mit 478 verunglückten Kindern 
je 100 000 Einwohner dieser Altersgruppe, gefolgt von 
Mecklenburg-Vorpommern (456), Bremen (455) und Ham-
burg (440). Am niedrigsten lagen die Werte in Baden-
Württemberg (287), Hessen und im Saarland (jeweils 
305). Der Bundesdurchschnitt lag bei 353 verunglückten 
Kinder je 100 000 Einwohner unter 15 Jahren.

Weitere Auskünfte erteilt
Sigrid Nicodemus, Telefon (06 11) 75 21 45,
E-Mail: verkehrsunfaelle@statistik-bund.de.
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Weitere wichtige 
Monatszahlen

 Produktion

Der arbeitstäglich bereinigte Produktionsindex des Pro-
duzierenden Gewerbes lag im März 2001 mit einem 
Stand von 122,4 (1995=100) um 2,3% höher als im März 
2000.

 Einzelhandel

Die Einzelhandelsunternehmen in Deutschland setzten 
im März 2001 nominal 0,7% mehr und real 0,6% weni-
ger als im März 2000 um. Beide Monate hatten jeweils 
27 Verkaufstage. In den ersten drei Monaten des Jahres 

2001 wurde nominal 1,0% mehr und real 0,3% weniger 
als im vergleichbaren Vorjahreszeitraum abgesetzt.

Nominale und reale Umsatzzuwächse gegenüber dem 
Vorjahresmonat erzielten im März 2001 der Einzelhandel 
nicht in Verkaufsräumen (nominal + 6,0%, real + 3,9%), zu 
dem sowohl der Versandhandel als auch der Brennstoff-
handel zählen, und der Facheinzelhandel mit medizini-
schen, orthopädischen und kosmetischen Artikeln sowie 
die Apotheken (nominal + 4,2%, real + 3,3%). Einen no-
minalen Umsatzzuwachs, aber realen Umsatzrückgang 
gegenüber März 2000 verzeichnete der Einzelhandel mit 
Waren verschiedener Art (nominal + 0,3%, real – 1,6%). 
Nominal und real unter den Umsatzwerten des Vor-
jahresmonats blieben der sonstige Facheinzelhandel 
mit Gebrauchs- und Verbrauchsgütern (nominal – 1,0%, 
real – 1,4%) und der Facheinzelhandel mit Nahrungsmit-
teln, Getränken und Tabakwaren (nominal – 1,1%, real 
– 3,8%).

Im März 2001 wurde im Vergleich zum Februar 2001 im 
Einzelhandel nach Kalender- und Saisonbereinigung no-
minal 1,2% und real 1,9% weniger abgesetzt.!
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Dipl.-Volkswirt Dieter Bierau

Vorbemerkung

Die Bundesregierung hat im Januar 2001 den Entwurf 
eines Gesetzes zum Test eines registergestützten Zensus 
beschlossen. Der Bundesrat hat im März dem Gesetz 
inhaltlich zugestimmt, aber eine mindestens 50%ige 
Beteiligung des Bundes an den Länder- und Gemein-
dekosten gefordert. Die Bundesregierung hat in ihrer 
Gegenäußerung diesem Votum nicht zugestimmt. 

Derzeit befindet sich der Gesetzentwurf noch in der par-
lamentarischen Beratung.

Dem Gesetzentwurf liegt ein Modell zugrunde, das in 
den vergangenen Jahren von Arbeitsgruppen der statis-
tischen Ämter unter Einbeziehung der Kommunen ent-
worfen wurde. Danach soll – insbesondere aus Gründen 
der Kosteneinsparung und der Akzeptanz – in Deutsch-
land künftig die herkömmliche Volkszählung durch einen 
registergestützten Zensus ersetzt werden. Das Modell 
stützt sich auf vorhandene Daten aus Verwaltungsregis-
tern, eine postalische Befragung der Gebäudeeigentü-

mer und umfangreiche Verknüpfungen dieser Daten. Vor 
Einführung der neuen Methode sind zunächst Tests der 
Qualität der einbezogenen Register sowie der geplanten 
Verfahren durchzuführen. Die Tests müssen wegen der 
notwendigen Auskunftspflichten durch Gesetz angeord-
net werden.

Dieser Aufsatz beschreibt den internationalen Rahmen 
von Volkszählungen, die Notwendigkeit der Bereitstellung 
von Zensusdaten, die Einzelheiten des neuen Modells 
sowie die Durchführung der verschiedenen Tests.

1 Volkszählungen in der Welt
und in Europa

Die Vereinten Nationen empfehlen ihren Mitgliedsländern, 
in den auf Null endenden Jahren, also im Abstand von 
etwa 10 Jahren, Volkszählungen durchzuführen. Experten-
gruppen der Vereinten Nationen erarbeiten dafür abge-
stimmte und vergleichbare Definitionskataloge und Aus-
wertungsvorgaben. Die meisten Länder der Welt führen 
dieser Vorgabe folgend um das Jahr 2000 Volkszählun-
gen durch.1)

Neue Methode der Volkszählung 
Der Test eines registergestützten Zensus

Volkszählungen liefern Grunddaten über die Bevölkerung eines Landes sowie über deren Erwerbstätigkeit und Wohn-
situation. Die Ergebnisse sind Grundlage für politische wie für wirtschaftliche Planungen und Entscheidungen sowie 
für wissenschaftliche Untersuchungen. So beruhen beispielsweise die Einteilung der Wahlkreise bei Bundestagswahlen, 
die Stimmenzahl der Länder im Bundesrat sowie der Finanzausgleich auf den amtlichen Bevölkerungszahlen. Die letzte 
Volkszählung wurde im früheren Bundesgebiet 1987, in der ehemaligen DDR im Jahr 1981 durchgeführt.

Von den Vereinten Nationen wird empfohlen, Volkszählungen im Abstand von etwa zehn Jahren durchzuführen. Um das 
Jahr 2000 werden daher weltweit Zensen durchgeführt; in den Mitgliedstaaten der Europäischen Union (EU) einer Emp-
fehlung der EU entsprechend mehrheitlich im Jahr 2001. Wegen der Binnenwanderungen vor und nach der deutschen 
Vereinigung besteht auch in Deutschland Bedarf an einer neuen „Inventur“. Bei einer so großen und kostspieligen Statis-
tik wie einer Volkszählung muss jedoch besonders gründlich geprüft werden, auf welche Art sie durchgeführt werden 
soll.

Ähnlich wie in anderen Staaten Europas und der Welt wurde deshalb in den vergangenen Jahren auch in Deutschland 
nach Wegen gesucht, bestehende Datenquellen für Volkszählungen zu nutzen, um die Kosten und die Belastung der
Bürger zu reduzieren. Ein registergestützter Zensus, der sich auf vorhandene Daten aus Verwaltungsregistern und eine 
postalische Befragung der Gebäudeeigentümer stützt, soll künftig in Deutschland die herkömmliche Volkszählung erset-
zen. Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder haben in Zusammenarbeit mit den Gemeinden ein Modell 
entwickelt, das die Nutzung von Melderegistern sowie von Daten der Bundesanstalt für Arbeit vorsieht. Angaben zu 
Wohnungen und Gebäuden werden schriftlich von den Hauseigentümern erfragt. Die aus diesen verschiedenen Quellen 
erhobenen Daten sollen im Statistikbereich Plausibilitätsprüfungen unterzogen, dann zu statistischen Haushalten kombi-
niert und zu einem Datensatz zusammengeführt werden.

Mit diesem Alternativkonzept zur herkömmlichen Volkszählung betritt die amtliche Statistik in Deutschland Neuland. Ein 
Test mit Qualitätsuntersuchungen der verwendeten Register sowie zur Bewertung und Verbesserung der geplanten Ver-
fahren durch eine Kontrolle der Ergebnisse mittels Befragungen vor Ort sind daher unerlässlich. Einen Gesetzentwurf zur 
Durchführung eines solchen Tests hat die Bundesregierung im Januar 2001 verabschiedet.

Für die europäische Zählung im Jahr 2001 und die Datenlieferung an das Statistische Amt der Europäischen Gemein-
schaften (Eurostat) wird die Bundesrepublik Deutschland zunächst soweit wie möglich auf Daten aus vorhandenen Sta-
tistiken, insbesondere aus dem Mikrozensus sowie der Bevölkerungsfortschreibung, zurückgreifen.

 1) Weitere Informationen sind unter der Seite der United Nations Statistics Division http://www.un.org/Depts/unsd/demog/cendate/index.html oder beim US Census Bureau 
unter http://www.census.gov/ipc/www/cendates/ abrufbar.
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Die Europäische Union hat – entsprechend dieser Emp-
fehlung – eine Leitlinie erlassen, die für den Zeitraum 
Januar bis Mai des Jahres 2001 Volkszählungen in den 
Mitgliedsländern vorsieht. Auch viele andere Staaten 
Europas halten sich an diesen Zeitraum.

Wegen der sehr unterschiedlichen Rahmenbedingungen 
in den verschiedenen Staaten lässt die Leitlinie Spiel-
räume für die Realisierung: So werden in den Mittel-
meerländern hauptsächlich traditionelle Volkszählungen 
mit Interviewern, in den nordischen Ländern Europas 
vorrangig Auswertungen vorhandener Register durchge-
führt. Viele Länder suchen heute nach Wegen, um die 
teuren Erhebungen mit Interviewern zumindest teilweise 
zu ersetzen.

In vielen Ländern gibt es zwischen den Volkszählungen 
keine oder nur sehr unvollständige Aktualisierungen der 
Daten. Anders in Deutschland, wo es mit Fortschrei-
bungen der Bevölkerungs- und Gebäudezahlen in den 
Gemeinden sowie dem jährlichen Mikrozensus ein leis-
tungsfähiges statistisches System gibt, das nach Jahren 
allerdings auch „Inventuren“ nötig hat.

Deutschland wird die Datenbedürfnisse der Europäischen 
Union zum vorgesehenen Zeitraum um die Jahreswende 
2002/2003 mit Ergebnissen aus diesen laufenden Statis-
tiken zum großen Teil erfüllen.

2 Bedarf an Volkszählungsdaten
in Deutschland?

Volkszählungen liefern Grunddaten über die Bevölkerung 
eines Landes sowie über deren Erwerbstätigkeit und 
Wohnsituation. Die Ergebnisse sind statistische Grund-
lage für politische wie für wirtschaftliche Planungen und 
Entscheidungen sowie für wissenschaftliche Untersu-
chungen. Nur ein Teil der Volkszählungsergebnisse kann 
fortgeschrieben werden, und dabei sind Abweichungen 
zum tatsächlichen Bestand im Lauf der Jahre unver-
meidlich. Deshalb ist von Zeit zu Zeit eine „Inventur“ 
nötig. Mit ihr bekommen auch die Stichproben, die zwi-
schen den Volkszählungsjahren Ergebnisse liefern, eine 
neue Auswahlgrundlage und einen neuen Hochrech-
nungsrahmen.

Da die letzte Volkszählung im früheren Bundesgebiet 
1987, in der ehemaligen DDR im Jahr 1981 durchgeführt 
wurde, besteht durchaus die Notwendigkeit einer neuen 
„Eichung“ der Bevölkerungsstatistik.

Der Statistische Beirat, das von § 4 Bundesstatistikge-
setz vorgesehene Gremium der Nutzer, Befragten und 
Produzenten amtlicher Statistiken, hat in seinen Empfeh-
lungen zu Beginn der 14. Wahlperiode des Deutschen 
Bundestages zur Weiterentwicklung der amtlichen Sta-
tistik, die er am 11. August 1999 der Bundesregierung 
übergab, ausgeführt: „Zuverlässige Bevölkerungsdaten 
sind, nicht zuletzt wegen der demographischen Verände-
rungen in Deutschland und Europa, auch künftig unver-
zichtbar. Deshalb empfiehlt der Statistische Beirat – wie 
von den Vereinten Nationen und in den anderen EU-Staa-
ten vorgesehen – auch in Deutschland wieder eine Volks-
zählung durchzuführen. Eine traditionelle Zählung kommt 
aus Kosten- und Akzeptanzgründen nicht in Betracht. 

Die erforderlichen Daten sollten mit einem Methoden-
wechsel soweit wie möglich unter Rückgriff auf vorhan-
dene Register gewonnen werden.“

Im Volkszählungsurteil von 1983 hat sich das Bundesver-
fassungsgericht auch grundlegend zum Informationsbe-
darf, den Statistik und Volkszäh lung erfüllen, geäußert. 
Es hat die Bereitstel lung von umfassenden, kontinuier-
lichen sowie laufend aktualisierten In formationen über 
die wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Zusam-
menhänge als permanente Aufgabe der Statistik festge-
schrieben:

„Die Statistik hat erhebliche Bedeutung für eine staatli-
che Politik, die den Prinzipien und Richtlinien des Grund-
gesetzes verpflichtet ist. . . . Erst die Kenntnis der relevan-
ten Daten und die Möglichkeit, die durch sie vermittelten 
Informationen . . . für die Statistik zu nutzen, schafft die 
für eine am Sozialstaatsprinzip orientierte staatliche Poli-
tik unentbehrliche Handlungsgrundlage . . .

Die Volkszählung muss Mehrzweckerhebung und -verar-
beitung, also Datensammlung und -speicherung auf Vor-
rat sein, wenn der Staat den Entwicklungen der industri-
ellen Gesellschaft nicht unvorbereitet begegnen soll.“

Besonders wichtig sind die nachfolgend genannten Auf-
gabenbereiche einer Volkszählung:

– Ermittlung der amtlichen Einwohnerzahlen

 Die amtlichen Einwohnerzahlen werden von den Sta-
tistischen Ämtern des Bundes und der Länder für 
Kommunen, Länder und den Bund bestimmt und sind 
Grundlage für eine Vielzahl von Entscheidungen und 
für Finanzzuweisungen öffentlicher und privater Stel-
len im nationalen und internationalen Bereich. Die 
Volkszählung 1987 führte durch Neufestsetzung der 
amtlichen Einwohnerzahlen unmittelbar zu Korrektu-
ren im Länderfi nanz ausgleich und im kommunalen 
Finanzausgleich. Die Summe der Korrekturen er reichte 
bereits im ersten Jahr der Neufeststellung der Ein-
wohnerzahl fast die 2 Mrd. DM-Grenze. Die Volkszäh-
lung ist somit ein Mittel zu mehr Gerechtigkeit bei der 
re gionalen Verteilung der Finanzen. Bei der Volkszäh-
lung 1987 mussten die fortgeschriebenen Bevölke-
rungszahlen für das Bundesgebiet zwar nur um 75 000 
korrigiert werden, die unsaldierten Korrekturen der 
Einwohnerzahlen in den Ländern betrugen zusammen 
jedoch schon 1,7 Mill.; jede weitere Differenzierung 
erhöht diese Zahl.

 Im Gegensatz zu manchen anderen Ländern werden 
in Deutschland die aktuellen amtlichen Einwohnerzah-
len zwischen den Volkszählungsjahren auf der Basis 
von Geburten, Sterbefällen und Wanderungen laufend 
fortgeschrieben; sie basieren aber auf der jeweils letz-
ten Volkszählung. 

 Im Bereich der demokratischen Wahlen ist die amtliche 
Einwohnerzahl die Richtgröße für die Berechnung der 
Sitze in den kommunalen Vertretungs körperschaften 
oder für die Berechnung der Stimmen der Länder im 
Bundesrat. Auf Länderebene ist die amtliche Einwoh-
nerzahl entsprechend Bezugszahl für die Festlegung 
von Zahl und Größe der Stimmkreise.
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– Bereitstellung von Daten zur Wohnsituation

 Volkszählungen waren in Deutschland meist mit 
Gebäude- und Wohnungszählungen verbunden, 
sodass die Ergebnisse beider Zählungen gemeinsam 
(z. B. für die durchschnittliche Bewohnerzahl je 
Wohnung oder andere wohnungspolitisch wichtige 
Ergebnisse) ausgewertet werden konnten. Die dabei 
ermittelten neuen Bestandszahlen für Gebäude und 
Wohnungen bilden die Grundlage für Fortschrei-
bungen im Gebäude- und Wohnungsbereich. Auch 
diese Ergebnisse benötigen nach mehreren Jahren 
eine neue Eichung, das heißt eine neue Gebäude- 
und Wohnungszählung. Bei der letzten Volkszählung 
1987 mussten die fortgeschriebenen Wohnungszahlen
auf Bundesebene um 1 Mill. nach unten korrigiert
werden.

– Bereitstellung kleinräumiger Daten 

 Statistische Ergebnisse nach einheitlichen Definitio-
nen und zu einem Stichtag für alle regionalen Einhei-
ten des Landes bereitzustellen, ist traditionell eine der 
Hauptaufgaben einer Volkszählung. Mit Stichproben 
wie dem Mikrozensus, die in den Jahren zwischen den 
Volkszählungen durchgeführt werden, lassen sich die 
gravierendsten Lücken des jährlichen Datenbedarfs 
nur für größere regionale Einheiten schließen. Das 
wichtige Ziel einer Volkszählung, gleichartige Ergeb-
nisse für alle regionalen Einheiten bereitzustellen, kön-
nen sie nicht erfüllen.

– Lieferung von Auswahlgrundlage und Hochrechnungs-
rahmen für Stichproben

 Stichproben sind von der Volkszählung auf zwei Wei-
sen abhängig: 

 ! Zum einen liefert die Volkszählung – und nur sie – die 
Auswahlgrundlage, aus der viele Stichproben über-
haupt erst gezogen werden können. Der jährliche 
Mikrozensus basiert noch immer auf so genannten 
Vorratsstichproben von aktualisierten Adressen aus 
der letzten Volkszählung bzw. entsprechenden Aus-
zügen aus dem zentralen Melderegister der ehema-
ligen DDR.

 ! Zum anderen werden die Ergebnisse von Stichpro-
ben auf die auf der Volkszählung basierenden Fort-
schreibungswerte von Bevölkerung oder Wohnun-
gen hochgerechnet. Die Bereitstellung eines neuen 
Hochrechnungsrahmens für Stichproben ist eine der 
wesentlichen Aufgaben einer Volkszählung. 

Die Nutzung der Daten aus der letzten Volkszählung im 
Jahr 1987 hat diesen Bedarf eindrucksvoll bestätigt. Die 
Zählung war – ähnlich wie die meisten vorangegange-
nen Volkszählungen in Deutschland – eine kombinierte 
Volks,- Berufs-, Gebäude-, Wohnungs- und Arbeitsstät-
tenzählung. Daraus ergab sich eine Fülle von Auswer-
tungsmöglichkeiten, die dem Bedarf der Nutzer aus Poli-
tik, Wirtschaft und Gesellschaft entsprechend von den 
statistischen Ämtern durchgeführt wurden. So gab es 
eine Vielzahl von Auswertungstabellen für alle regionalen 
Gebietsgliederungen, die zum großen Teil in Veröffentli-
chungen publiziert wurden. Neben ungezählten Auskünf-
ten an Interessierte aus allen Schichten der Bevölkerung 
wurden von den statistischen Ämtern noch fast 10 000, 

häufig sehr umfangreiche kostenpflichtige Sonderaus-
wertungen für die unterschiedlichsten Nutzergruppen und 
Zwecke durchgeführt.

3 Alternative Modellentwicklungen 
in den neunziger Jahren

Nach dem Abschluss der wichtigsten Arbeiten zur letz-
ten Volkszählung 1987, also seit Anfang der neunziger 
Jahre, haben Arbeitsgruppen der statistischen Ämter 
– wie auch vom Bundesverfassungs  gericht gefordert – 
damit begonnen nach „milderen Mitteln der Erhebung“ 
zu suchen und alternative Modelle der Datenerhebung 
entworfen. Diese Modelle umfassten zum Beispiel Vor-
schläge der postalischen Erhebung, von Registeraus-
wertungen, zum Einsatz von Stichproben, zum Aufbau 
statistikinterner Register bis hin zur so genannten „rollie-
renden Inventur“.

Insbesondere die Höhe der geschätzten Kosten (je nach 
Modell zwischen 2 bis etwa 5 Mrd. DM), aber auch die 
Sorge der politisch Verantwortlichen, dass eine Totalbe-
fragung aller Bürgerinnen und Bürger nur noch schwierig 
zu organisieren sein würde und wiederum Akzeptanzpro-
bleme auslösen könnte, führten 1996 zu der politischen 
Entscheidung, nur noch vorhandene Datenquellen aus-
zuwerten. Auf diese Weise sollten die Kosten drastisch 
gesenkt und die Akzeptanz einer Erhebung bei den Bür-
gern erhöht werden. Diese Entscheidung wurde später, 
wegen des Fehlens von Gebäuderegistern, um die Durch-
führung einer postalischen Gebäude- und Wohnungs-
zählung ergänzt.

Die Statistischen Ämter des Bundes und der Länder 
haben ab 1996 in diesem Rahmen neue Modelle erarbei-
tet, die sich weitgehend auf Register stützen und doch zu 
einem zensusähnlichen Datensatz führen. Die Vorschläge 
enthalten sehr komplizierte Methoden zur Datenprüfung 
und -verknüpfung, die in der Praxis noch wenig erprobt 
sind. Diese Verknüpfungen müssen ohne ein Personen-
kennzeichen, das in Deutschland aus rechtlichen Grün-
den nicht zulässig ist, realisiert werden.

Im März 1999 wurde deshalb entschieden, vor der prak-
tischen Durchführung eines Zensus die vorgeschlagenen 
neuen Methoden und die Statistiktauglichkeit der Regis-
ter intensiv zu testen. Arbeitsgruppen aus Statistikern 
des Bundes, der Länder und der Kommunen haben diese 
Vorschläge inzwischen weiter ausgearbeitet und konkre-
tisiert; das Bundeskabinett hat im Januar 2001 einen ent-
sprechenden Gesetzentwurf beschlossen.

4 Das Modell einer neuen
Volkszählung

Der Modellvorschlag sieht vor:

– auf flächendeckende Begehungen wie in früheren 
Volkszählungen zu verzichten und stattdessen die 
Bevölkerungsdaten der Einwohnermelderegister aus-
zuwerten,
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– diese Daten vor weiterer Verwendung auf Fehler (Dop-
peleintragungen) zu untersuchen und durch eventuelle 
Nachfragen statistikintern zu bereinigen, 

– verschiedene Dateien, die zum Beispiel bei der Bun-
desanstalt für Arbeit zur Erwerbstätigkeit vorliegen, 
statistikintern mit den Daten aus den Einwohnerre-
gistern zu verknüpfen,

– eine postalische Gebäude- und Wohnungszählung bei 
Gebäudeeigentümern durchzuführen und neben Woh-
nungsangaben auch die Namen der Wohnungsinha-
ber zu erfragen, 

– Haushaltszusammenhänge aus den vorliegenden Infor-
mationen maschinell zu erzeugen,

– mit der Kombination verschiedener Datenquellen ver-
bliebene Unplausibilitäten einzelner Datenbestände 
festzustellen und durch Nachfragen statistikintern zu 
bereinigen.

Trotz des tiefgreifenden Methodenwechsels soll das Ziel 
des neuen Verfahrens – wie bei traditionellen Erhebun-
gen – die Erstellung eines Datensatzes sein, der für jede 
Person in allen Merkmalskombinationen auswertbar ist 
und tiefgegliederte Auswertungen für alle regionalen Ein-
heiten ermöglicht.

4.1  Die Datenquellen

4.1.1  Einwohnerregister der Kommunen

Die Einwohnermelderegister sind in Deutschland schon 
vor über hundert Jahren entstanden. Ihre Aufgaben wur-
den im vergangenen Jahrhundert allgemeiner gefasst 

und die Inhalte sind annähernd vereinheitlicht worden. 
In der Bundesrepublik Deutschland gibt es im Gegen-
satz zur ehemaligen DDR kein zentrales Einwohnerre-
gister, die Führung der Melderegister ist Aufgabe der 
Gemeinden.

Heute führt jede der etwa 14 500 Gemeinden der Bundes-
republik ein Einwohnermelde register, bei dem sich jeder 
Bürger, der in dieser Gemeinde lebt, anmelden muss. 
Gespeichert sind u. a. Name und Vorname, Geschlecht, 
Geburtstag und Geburtsort, der Familienstand (ledig, 
verheiratet usw.), die Nationalität sowie Wohnort und 
Adresse. Daneben enthält das Register eine Reihe weite-
rer Merkmale, zum Beispiel zum Wahlrecht, zu Kindern 
und Ehegatten oder zu früheren Adressen. 

Bei den Volkszählungen vor 1987 bestand eine der wich-
tigen Aufgaben der Zählung darin, die kommunalen Ein-
wohnerregister mit den Ergebnissen der statistischen 
Begehung um Buchungsfehler zu bereinigen. Damit konn-
ten Gemeinden und Statistik von denselben Basiszahlen 
ausgehen. Diese Bereinigung hat das Verfassungsgericht 
1983 untersagt. 

Über die aktuelle Fehlergröße in den Melderegistern und 
vor allem über die Fehlerstreuung zwischen den Gemein-
den liegen nur (unterschiedliche) Einschätzungen vor, 
die von unter 1% bis zu 3 bis 4% reichen. Die von den 
Gemeinden zu liefernden Melderegisterdatensätze sollen 
deshalb nicht ungeprüft übernommen werden. Vorgese-
hen sind Prüfungen auf mehrere Hauptwohnsitze in ver-
schiedenen Gemeinden (Dublettenprüfung) und andere 
Plausibilitätsprüfungen. 

4.1.2  Register zur Erwerbstätigkeit

Als weiteres Verwaltungsregister gibt es bei der Bun-
desanstalt für Arbeit eine Datei der sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten. Sie enthält u. a. Namen, Geburts-
tag, Geschlecht und Adresse. Außerdem existieren dort 
Dateien zu Arbeitslosen und zu in Weiterbildung befindli-
chen Personen. Ähnliche Informationen zu Beamten gibt 
es bei den Finanzministerien von Bund und Ländern. 

Die Dateien enthalten zum Teil auch Angaben zu Ausbil-
dungsgängen, die jedoch wegen fehlender Aktualisierun-
gen nicht benutzt werden sollen. Für Bildungsfragen, die 
in vorangegangenen Zensen meist erfragt wurden, gibt 
es keine zuverlässige und aktuelle Quelle. Auf ihre Erhe-
bung wird verzichtet.

Damit dürften für etwa 85% aller Personen im erwerbsfä-
higen Alter Erwerbstätigkeitsangaben vorliegen. Es fehlen 
dann noch Angaben zu Selbstständigen und zu Arbeit-
nehmern mit anderen Beschäftigungsverhältnissen. Für 
sie sieht das Modell eine ergänzende Befragung als 
10%-Stichprobe vor. Die Basis dieser Stichprobe sollen 
alle Personen bilden, die im erwerbsfähigen Alter sind 
und bei den vorangegangenen Verknüpfungen noch keine 
Angabe zur Erwerbstätigkeit zugewiesen bekamen.

4.1.3  Erhebung zu Gebäuden und Wohnungen

Für Gebäude oder Wohnungen, die bei früheren Volks-
zählungen meist miterhoben wurden, existieren keine 
bundesweiten Register. Sie müssen deshalb primärsta-
tistisch (mit Fragebogen) erhoben werden. Wesentlicher 
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Teil des Modells ist deshalb eine Gebäude- und Woh-
nungserhebung, die insbesondere aus Kostengründen 
postalisch bei den Gebäudeeigentümern vorgenommen 
werden soll. Die Eigentümer oder Verwalter der Gebäude 
sollen zu Alter und Größe der Gebäude und zur Aus-
stattung und zur Zahl der bewohnten und unbewohnten  
Wohnungen Auskunft geben. In dieser Form wurde schon 
1995 in den neuen Ländern eine Gebäude- und Woh-
nungszählung durchgeführt. 

Neu ist, dass der Gebäudeeigentümer Angaben zu den 
Namen der Wohnungsinhaber und – soweit möglich – zur 
Zahl der Wohnungsnutzer machen soll. Mit Hilfe dieser 
Angaben sollen maschinell generierte Haushalte (siehe 
hierzu Abschnitt 4.2.2) bewohnten Wohnungen zugeord-
net werden.

4.2  Die neuen Verfahren

4.2.1  Statistikinterne Datenverbesserung
 (Dublettenprüfung)

Die von den Gemeinden gelieferten Melderegisterdaten-
sätze werden nicht ungeprüft übernommen, denn es ist 
nicht auszuschließen, dass im Lauf der Jahre durch feh-
lerhafte Bearbeitung von Meldedaten Personen mehrfach 
bei verschiedenen Gemeinden gemeldet sind. Zulässig 
ist aber nur ein Hauptwohnsitz für jede Person; eine Per-
son mit Nebenwohnsitz muss auch mit einer Hauptwoh-
nung gemeldet sein. 

Vorgesehen sind deshalb zentrale Prüfungen aller Melde-
daten im Statistischen Bundesamt auf die beschriebenen 
Fehler. Die statistischen Landesämter klären durch Nach-
fragen bei den betroffenen Bürgern festgestellte oder 
auch vermeintliche Doppel- bzw. Fehleintragungen auf. 
Es ist sichergestellt, dass jeder Fall nur einmal nachge-
fragt wird. Rückmeldungen an die jeweiligen Gemeinden 
sind nicht zulässig.

4.2.2  Maschinelle Haushaltegenerierung

Die Einwohnermelderegister enthalten zwar die Adresse, 
also die Gebäudezuordnung einer Person, nicht jedoch 
die Haushaltszugehörigkeit oder die Wohnung, in der 
die Person lebt. Die Register enthalten jedoch auch 
Hinweise, wer der Ehegatte ist, welche Kinder zur Fami-
lie gehören oder wann und von wo eine Person in das 
Gebäude eingezogen ist. 

Mit diesen und ähnlichen Angaben wird in Städten seit 
Jahren versucht, Personen zu (Wohn-)Haushalten zu 
gruppieren. Das funktioniert recht gut in kleineren Gebäu-
den oder ländlichen Gebieten. In Großgebäuden über-
schätzen diese Verfahren häufig die Zahl der Haushalte, 
da aus dem Melderegister die Zahl der Wohnungen im 
Gebäude nicht bekannt ist.

Die Auskunft der Gebäudeeigentümer zur Zahl der be-
wohnten Wohnungen im Gebäude und – soweit bekannt – 
zur Zahl der Wohnungsnutzer soll diese Lücke schließen. 
Über die zusätzlich erfragten Namen der Wohnungsinha-
ber werden die generierten Haushalte den richtigen Woh-
nungen zugeordnet.

4.2.3  Statistikinterne Datenverbesserung durch 
 Kombinationsprüfungen

Die Verbindung verschiedener Datenquellen, wie hier der 
Melderegister und der Befragung der Gebäudebesitzer, 
wird zu Unplausibilitäten führen, die zum Teil auf Fehlern 
der Ursprungsangaben beruhen. So ist zum Beispiel eine 
Zahl von zwanzig gemeldeten Personen in einem Einfa-
milienhaus unwahrscheinlich. Die Kombination verschie-
dener Datenquellen wird als Instrument zur gegenseiti-
gen Kontrolle der Angaben genutzt. Es ist vorgesehen, 
besonders widersprüchliche Angaben durch Befragung 
der Haushalte vor Ort zu klären. Auch hier wird es keine 
Rückmeldungen an die Gemeinden oder die Gebäude-
besitzer geben.

4.2.4  Personenbezogene Verknüpfungen

Alle Personendaten aus den verschiedenen Erhebungs-
teilen werden personenbezogen verknüpft. Neben der 
Haushaltegenerierung betrifft das die Daten aus anderen 
Verwaltungsdateien, insbesondere die aus dem Bereich 
der Erwerbstätigkeit. Hier werden die übermittelten 
Daten zur Erwerbstätigkeit von Arbeiter/-innen, Angestell-
ten, Beamten/Beamtinnen, Soldaten/Soldatinnen, über 
Arbeitslose oder in beruflicher Fortbildung befindliche 
Personen über die Merkmale Namen, Geburtsdatum und 
Adresse mit den Daten aus den Einwohnermelderegis-
tern verbunden, um so kombinierbar auswertbare Daten-
sätze zu erhalten.

5 Warum und wie wird getestet?

Mit dem Alternativkonzept zur herkömmlichen Volkszäh-
lung betritt die amtliche Statistik in Deutschland Neu-
land. Ein Test mit Qualitätsuntersuchungen der verwen-
deten Register sowie zur Verbesserung und Bewertung 
der geplanten Verfahren durch eine Kontrolle der Ergeb-
nisse mit Befragungen vor Ort ist daher unerlässlich. 

Für den im Gesetzentwurf vorgesehenen Zensustest 
sind umfangreichere Erhebungen als für den endgülti-
gen registergestützten Zensus erforderlich. Es wird auch 
untersucht, welche im Testgesetz vorgesehenen Merk-
male aus den Registern für das endgültige Verfahren 
wirklich benötigt werden.

Die Tests sollen auf Stichprobenbasis stattfinden. Die 
Stichprobe ist so ausgelegt, dass (aus Kostengründen) 
die Zahl der einbezogenen Gemeinden nicht zu groß 
wird, aber doch Aussagen für Länder und für Gemeinde-
größenklassen möglich sind. 

Für den Vergleich mit der Wirklichkeit ist eine Begehung 
der ausgewählten Gebäude und eine Befragung aller dort 
lebenden Personen notwendig. Die Ergebnisse dieser 
Vergleiche werden in keinem Fall an die Meldebehörden 
zurückübermittelt.

Auch für die Tests ist ein eigenes Gesetz notwendig, weil 
zum Beispiel die Gemeinden verpflichtet werden müs-
sen, Einwohnerdaten an die statistischen Ämter zu lie-
fern, und auch andere Auskunftspflichten begründet wer-
den müssen.
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Die Tests umfassen verschiedene Teile mit zum Teil meh-
reren Zielen, die im Folgenden dargestellt sind.

5.1  Prüfung auf Mehrfachfälle in den 
Einwohnermelderegistern

Wie beschrieben soll im neuen Zensusmodell zentral 
geprüft werden, ob nur ein Hauptwohnsitz für jede Per-
son bzw. eine Hauptwohnung für eine Person mit Neben-
wohnsitz gegeben ist. 

Im Test wird das durch eine Stichprobe realisiert. Ange-
fordert werden von allen Meldebehörden die Daten von 
Bürgern, die an drei zufälligen, aber fest bestimmten 
Tagen im Jahr Geburtstag haben oder deren Geburtsda-
ten unvollständig im Melderegister eingetragen sind. Das 
sind rund 1,5% der Bevölkerung. Die Datensätze wer-

den im Statistischen Bundesamt zentral auf Doppelfälle 
geprüft, die anschließend von den Statistischen Ämtern 
der Länder aufgeklärt werden müssen.

Die Einbeziehung von Bürgern mit unvollständigem Geburts-
datum soll Gewissheit darüber bringen, dass bzw. ob auch 
in diesen schwierigen Fällen Verbesserungsmöglichkeiten
im Statistikbereich gegeben sind.

Ein wichtiges Nebenprodukt der Mehrfachfallprüfung ist 
die Prüfung der Datenübermittlungswege und der Lie-
fermöglichkeiten der Gemeinden: Die Melderegister der 
rund 14 500 Gemeinden werden in etwa 1 500 Rechen-
zentren geführt. Nach derzeitigem Erkenntnisstand gibt 
es etwa 40 verschiedene Programme zur Führung der 
Melderegister. Für die Datensätze gibt es eine einheitli-
che Vorgabe; in der Praxis dürften Programmierarbeiten 
zur Vereinheitlichung der Datensätze nötig werden. Ob 

Haushaltebefragungen
mit Interviewern

Zensus und Haushaltebefragungen auf Stichprobenbasis
38 000 Gebäude in 570 Gemeinden für Qualitätsprüfung

16 000 Gebäude in 230 Gemeinden für Verfahrensprüfung
Hochrechnung der Ergebnisse mit/ohne
Ersatzvornahmen, je nach Erkenntnisziel

Evaluation
Vergleich der Zensus- und Befragungsergebnisse

Ziele:
Aussagen zur Registerqualität und ihrer Streuung

Beurteilung der Verfahren
Beurteilung der Verbesserbarkeit der Ausgangsdaten

und der Kosten- Nutzen Relationen/ -

Schaubild 2
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in jeder Gemeinde tatsächlich immer alle Merkmale des 
bundeseinheitlichen Datensatzes vorliegen oder ob es 
Abweichungen von der Norm gibt, wird zu testen sein. 

5.2  Test der Genauigkeit der
Einwohnermelderegister im Vergleich
mit einer Gebäudebegehung

In einer zweistufigen2) Stichprobe werden etwa 38 000 
Gebäude mit etwa 250 000 Wohnungen und 550 000 Per-
sonen in etwa 570 Gemeinden unterschiedlicher Größe 
ausgewählt. 

Für die in diesen Gebäuden lebenden Personen werden 
von den betroffenen Gemeinden die Datensätze angefor-
dert. Durch eine Begehung aller ausgewählten Gebäude 
durch Zähler der Statistischen Ämter der Länder und 
einen Vergleich mit den übermittelten Melderegisterdaten 

wird festgestellt, ob und wie hohe Über- oder Untererfas-
sungen die Melderegister enthalten. 

Es ist bekannt, dass die problematischen Fälle des neuen 
Modells in den großen Städten und dort in großen Gebäu-
den konzentriert sind, sowohl was die Registerqualität 
als auch die Schwierigkeiten der Haushaltegenerierung 
betrifft. Die Stichprobe ist deshalb nicht repräsentativ: 
Um den Stichprobenumfang klein halten zu können und 
dabei doch eine ausreichende Aussagefähigkeit zu erhal-
ten, konzentriert sie sich auf die großen Städte und die 
großen Gebäude.

5.3  Test der neuen Verfahren in einer 
Unterstichprobe

Aus den 38 000 Gebäuden der Stichprobe zum Test 
der Registerqualität wird eine Unterstichprobe von etwa 
16 000 Gebäuden in 230 Gemeinden gezogen. Mit dem 
Vergleich von Meldedaten und Befragungsergebnissen 
einer Haushaltebefragung für diese Gebäude werden fol-
gende Verfahren überprüft:

– Test der Auskunftsmöglichkeiten von Gebäudeeigen-
tümern

 Für die ausgewählten Gebäude werden die Eigentü-
mer postalisch nach Gebäude- und Wohnungsanga-
ben sowie nach den Namen der Wohnungsinhaber 
befragt. Bei der Gebäudebegehung werden die dort 
lebenden Personen ebenfalls nach Wohnungsanga-
ben (Ausstattung, Heizung usw.) befragt. Es wird dann 
festgestellt, inwieweit die Eigentümer zu einzelnen 
Wohnungen korrekte Angaben machen können und 
ob sie die für die Haushaltegenerierung benötigten 
Namen der Wohnungsinhaber sowie die Zahl der Woh-
nungsnutzer angeben können.

– Test der maschinellen Haushaltegenerierung

 Für die ausgewählten Gebäude werden die von den 
Einwohnermelderegistern angeforderten Datensätze je 
Gebäude maschinell zu Haushalten zusammengefügt 
und über den Namen der Wohnungsinhaber konkre-
ten Wohnungen zugeordnet. Durch die bei der Gebäu-
debegehung ermittelten Ergebnisse wird die Reali-
tätsnähe der künstlich erzeugten Haushalte überprüft. 
Dies ist das Kernstück des Modells und der mit 
Abstand komplizierteste Teil. 

 Das Zensustestgesetz gibt den Ämtern zwei Jahre 
nach dem Stichtag Zeit, um die Methoden zu ver-
feinern und anhand der Ergebnisse der Gebäudebe-
gehung zu optimieren. Im Test werden mehr Merk-
male aus den Registern angefordert als letztendlich für 
eine Zensusdurchführung nötig sein werden. Grund 
ist, dass erst in der Optimierungsphase, wenn Daten 
der Melderegister und Ergebnisse der Haushaltebe-
fragung vorliegen, im Vergleich ermittelt werden kann, 
welche Merkmale flächendeckend vorhanden sind
und welche tatsächlich unverzichtbare Informationen 
liefern. 

Alle Melderegister (EMR) liefern Daten der Einwohner
geboren am:

1. Januar,
15. Mai,
1. September sowie
mit unvollständigem Geburtsdatum

an das Statistische Bundesamt
(etwa 1,5% der Bevölkerung oder 1,5 Mill. Datensätze)

Schaubild 3
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Statistisches Bundesamt: Maschinelle Prüfung
auf Doppelfälle und Kennzeichnung der Sätze

Weiterleitung an Statistische Landesämter: Klärung
der gekennzeichneten Doppelfälle durch Nachfragen,
Bereinigung nur in der Statistik, keine Rückmeldung
an Einwohnermelderegister

 2) Um – aus Kostengründen – die Gemeindezahl zu begrenzen, werden in der ersten Stufe die Gemeinden, danach die Gebäude in diesen Gemeinden ausgewählt.

Schaubild 4
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(etwa 550 000 Personen)
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– Test der Datenverbesserungsmöglichkeiten durch 
Kombinationsprüfungen

 Ein weiteres Ziel der Zusammenführung von Melde-
registerdaten mit denen der Befragung von Gebäude-
eigentümern ist es, Gebäude mit inkonsistenten Ergeb-
nissen, die auf versteckte Registerfehler hindeuten, zu 
ermitteln. 

 Mit so genannten „primärstatistischen Simulationen“, 
das sind Vergleiche aus der Haushaltegenerierung mit 
Befragungsergebnissen, wird festgestellt, in welchem 
Maß und mit welchem Aufwand bei einem Zensus 
Verbesserungen der statistischen Datenqualität durch 
gezielte Befragungen erreichbar sind. 

– Test der personenbezogenen Zusammenführungen

 Aus drei Verwaltungsregistern der Bundesanstalt für 
Arbeit werden für die Adressen der in der Unter-
stichprobe ausgewählten Gebäude Personendaten 
angefordert. Diese Datensätze werden über Adresse, 
Namen und Geburtstag mit den zu Haushalten grup-
pierten Personensätzen aus den Einwohnermelde-
registern verknüpft. Bei der Begehung der Gebäude 
und der Befragung der dort lebenden Personen wer-
den diese auch zur Erwerbstätigkeit befragt. Diese 
Angaben werden dann mit den zusammengeführten 
Ergebnissen verglichen. 

 Die weiter oben erwähnte Zusatzstichprobe zur Ermitt-
lung der Erwerbstätigkeit nicht in den Verwaltungsre-
gistern enthaltener Personen wird nicht in den Zen-
sustest einbezogen.

6 Zensus und Datenschutz

Dem Datenschutz wird bei der Erprobung des Alterna-
tivkonzepts besondere Bedeutung beigemessen. Er wird 
entsprechend den Vorgaben des Bundesverfassungsge-
richts im Volkszählungsurteil vom 15. Dezember 1983 
voll gewahrt. Alle für die Testuntersuchungen erforder-
lichen personenbezogenen Daten werden von den Sta-
tistischen Ämtern des Bundes und der Länder erhoben 
und verarbeitet. Die Einzeldaten verbleiben ausschließ-
lich in besonders geschützten Bereichen der statisti-
schen Ämter und fallen unter die statistische Geheimhal-
tung. Die Hilfsmerkmale, wie beispielsweise Name und 
Anschrift, werden so bald wie möglich wieder gelöscht. 
Die Datenüberprüfung und -berichtigung im Rahmen 
der methodischen Untersuchungen erfolgt ebenfalls aus-
schließlich in den statistischen Ämtern. Rückmeldungen 
an die registerführenden Verwaltungsbehörden als Daten-
quelle sind nicht zulässig.

7 Was kostet das?

Traditionelle Volkszählungen sind vor allem wegen der 
hohen Zahl von einzusetzenden Interviewern immer 
schwieriger zu organisieren und teuer. Die letzte Volks-
zählung 1987 im früheren Bundesgebiet hat Bund, Län-
der und Gemeinden rund 1 Mrd. DM gekostet. Auch 
wenn allein die nach der Volkszählung durchgeführten 
Anpassungen der Finanzzuweisungen schnell ein Vielfa-
ches dieser Summe betragen haben, sind das Kosten in 
Größenordnungen, die in Zeiten knapper Kassen nicht 
leicht zu beschaffen sind. Eine neue Volkszählung tradi-
tioneller Art in Deutschland dürfte mindestens 1,5 Mrd. 
DM kosten.

Ein Zensus nach dem neuen Modell wäre erheblich 
billiger. Zwar enthält er auch primärstatistische Teile, 
wie die postalische Befragung der Gebäudeeigentümer, 
die (meist postalische) Aufklärung von Mehrfachfällen
oder die gezielte Nachbefragung im Fall einzelner, als 
unplausibel eingestufter Gebäude. Bei der Verarbeitung 
von Registerdaten entfällt jedoch der weitaus größte 
Teil der teuren Begehungen und manuellen Erfassungs-
arbeiten.

Für den Test wurden Kosten in Höhe von unter 49 Mill. 
DM bei Bund, Ländern, Gemeinden und der Bundesan-
stalt für Arbeit geschätzt. Dabei ist jedoch zu berück-
sichtigen, dass die teuren Begehungen der ausgewähl-
ten Gebäude im Zensus entfallen und der größte Teil der 
Entwicklungsarbeiten für den Zensus, insbesondere die 
Programmerstellungen, schon in den Kosten für den Test 
enthalten sind. 

8 Wie sieht der Zeitplan für
die Tests aus?

Die verschiedenen Erhebungsteile des Zensustests 
müssen sich alle auf einen fest definierten Stichtag, der 
im Zensustestgesetz bestimmt wird, beziehen. Das Ge-
setz befindet sich derzeit noch in der parlamentarischen 
Beratung.

Schaubild 5
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Gebäudeeigentümern

Zweistufige Stichprobe von:
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Einige nötige Vorarbeiten können erst nach der Verab-
schiedung des Zensustestgesetzes begonnen werden. 
Dazu gehört vor allem die Ziehung der Gebäudestich-
probe in den jetzt schon ausgewählten Gemeinden, weil 
dazu die Übermittlung aller Wohnadressen der Auswahl-
gemeinden notwendig ist. Erst danach kann die Ermitt-
lung der Gebäudeeigentümer, die stichtagsnah befragt 
werden sollen, stattfinden. 

Die Befragung der Bewohner der Auswahlgebäude wird 
um den Stichtag durchgeführt. Für die Auswertung der 
Register sind jedoch gewisse zeitliche Abhängigkeiten zu 
beachten: Register spiegeln – wegen der üblichen An-, 
Ummelde- und Einstellungszeiten – erst gewisse Zeit 
nach einem Stichtag den damaligen Stand wider. Des-
halb werden im Test Daten der Melderegister sogar 
zweimal angefordert: erstmals einen Monat nach dem 
Stichtag, zum zweiten Mal vier Monate danach, um 
Erkenntnisse über das tatsächliche Meldeverhalten der 
Bevölkerung und damit auch über den günstigsten Termin 
für die Datenübermittlung bei einem Zensus zu gewin-
nen. Die Datei der sozialversicherungspflichtig Beschäf-
tigten der Bundesanstalt für Arbeit kann sogar erst nach 
sieben Monaten den Stichtagszustand beschreiben.

Schon vor der Verabschiedung des Gesetzes unterneh-
men die statistischen Ämter alle Anstrengungen, um die 
nötigen organisatorischen und technischen Vorbereitun-
gen zu treffen. Der derzeit gültige Zeitplan sieht vor, etwa 
18 Monate nach dem Stichtag die Auswertung der Tests 
abzuschließen.!
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Dr. Oda Schmalwasser

Vorbemerkung

Die Berechnung des (reproduzierbaren) Anlagevermö-
gens im Rahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nungen (VGR) hat bereits eine lange Tradition im Statis-
tischen Bundesamt. Die methodischen Grundlagen und 
erste Ergebnisse für fünf Wirtschaftsbereiche nach zwei 
Vermögensarten wurden Anfang der 70er Jahre des vori-
gen Jahrhunderts präsentiert.1) Ende der 1970er Jahre 
wurde der Nachweis für Wirtschaftsbereiche zunächst 
auf 12 Bereiche und schließlich im Rahmen der Struk-
turberichterstattung Mitte der 1980er Jahre auf die volle 
– 58 Wirtschaftsbereiche umfassende – Bereichsgliede-
rung der deutschen VGR ausgedehnt.2) In der ersten 
Hälfte der 1990er Jahre wurde das Anlagevermögen 
der neuen Länder in die Berechnungen integriert. Hier-
bei war insbesondere die Bewertung von Altanlagen 
im Gebiet der ehemaligen DDR mit DM-Preisen mit 
großen methodischen und praktischen Schwierigkeiten 
verbunden.

Im April 1999 sind die VGR im Zuge einer umfassenden 
Revision auf die neuen Konzepte des Europäischen 
Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 
1995) umgestellt worden. Auch die Berechnungen des 
Anlagevermögens – und damit verbunden insbesondere 
auch der Abschreibungen – waren von wesentlichen kon-
zeptionellen Änderungen betroffen. Zu nennen sind hier 
insbesondere die Erweiterung des Investitionsbegriffs mit 
Auswirkungen auf den Umfang und die Klassifikation 
der Vermögensgüter sowie die Ausdehnung der Bemes-
sungsgrundlage der Abschreibungen auf  die gesamten 
Anlagegüter einschließlich öffentlicher Tiefbauten (mit 
Ausnahme der Nutztiere). Diese konzeptionellen Ände-
rungen gegenüber dem früheren ESVG 1979, 2. Auflage 
sind – insbesondere unter dem Aspekt der Auswirkun-
gen der geänderten Berechnungen der Abschreibungen 
auf die Höhe des Bruttoinlandsprodukts – bereits an ver-
schiedenen Stellen im Kontext der gesamten VGR-Revi-
sion beschrieben worden.3) Auswirkungen auf die Berech-
nung und Darstellung des Anlagevermögens und der 
Abschreibungen haben auch die dort ebenfalls beschrie-
benen geänderten Klassifikationen der Wirtschaftsberei-
che und Sektoren.

Mit der Veröffentlichung erster vorläufiger Daten zum 
Anlagevermögen in der vollen Wirtschaftsbereichsglie-

Im April 1999 sind die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen (VGR) im Zuge einer umfassenden Revision auf die 
neuen Konzepte des Europäischen Systems Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen (ESVG 1995) umgestellt worden. 
Auch das Anlagevermögen und die Abschreibungen waren von wesentlichen konzeptionellen Änderungen betroffen. Mit 
dem vorliegenden Beitrag wird die Berechnung des Anlagevermögens und der Abschreibungen nach Vermögensarten, 
Wirtschaftsbereichen und Sektoren dargestellt.

Anhand der Klassifikation der Vermögensgüter werden die neuen, erweiterten Inhalte von Anlagevermögen und Abschrei-
bungen erläutert. Außer Bauten und Ausrüstungen zählen jetzt auch immaterielle Güter zum Anlagevermögen und die 
Abschreibungen werden auf alle Anlagegüter einschließlich öffentlicher Tiefbauten berechnet. Anschließend wird ein 
Überblick über die Kumulationsmethode (Perpetual-Inventory-Methode) gegeben, mit deren Hilfe das Anlagevermögen 
und die Abschreibungen ermittelt werden. Dafür sind lange Investitionsreihen und Nutzungsdaueransätze für die Anlage-
güter erforderlich, deren Ermittlung beschrieben wird. Dabei wird der Zusammenhang der Berechnungen nach Vermö-
gensarten, Wirtschaftsbereichen und Sektoren in Form eines mehrdimensionalen Matrizensystems erläutert, bei dem 
zu diesem Zeitpunkt noch nicht alle Elemente untereinander abgestimmt sind. Weil für die Berechnung von Anlagever-
mögen und Abschreibungen weit in die Vergangenheit zurückreichende Investitionsreihen und Nutzungsdaueransätze 
an die geänderten Konzepte angepasst bzw. neu aufgebaut und die vorhandenen Reihen auf veränderte Klassifika-
tionen umgestellt werden mussten, handelt es sich bei den veröffentlichten Daten um Ergebnisse erster vorläufiger 
Berechnungen. Im Zusammenhang mit der Rückrechnung der VGR für die Zeit vor 1991 werden die Berechnungen 
überprüft werden.

Bei der Darstellung der Berechnungsergebnisse wird unter anderem die unterschiedliche Zusammensetzung von Anlage-
vermögen und Abschreibungen nach Vermögensgütern erläutert. Mehr als die Hälfte der Abschreibungen sind Abschrei-
bungen auf Ausrüstungen und immaterielle Anlagen, während deren Anteil am Bruttoanlagevermögen weniger als ein 
Fünftel beträgt. Über vier Fünftel des Bruttoanlagevermögens sind Bauten, allein 45% Wohnbauten. Damit dominiert 
das Grundstücks- und Wohnungswesen sehr stark den gesamten Dienstleistungsbereich. Für verschiedene Anwendun-
gen, beispielsweise bei Berechnungen zum Kapitalstock und daraus abgeleiteter Kennziffern wie Kapitalproduktivität 
und -intensität, ist es daher sinnvoll, das Grundstücks- und Wohnungswesen aus den Betrachtungen herauszulassen. 
Hinweise für weitere analytische Auswertungen schließen den Beitrag ab.

Revision der Anlagevermögensrechnung 1991 bis 2001

 1) Siehe Lützel, H.: „Das reproduzierbare Anlagevermögen in Preisen von 1962“ in WiSta 10/1971, S. 593 ff. und Lützel, H.: „Das reproduzierbare Sachvermögen zu Anschaffungs- 
und zu Wiederbeschaffungspreisen“ in WiSta 11/1972, S. 611 ff.

 2) Siehe Stahmer, C.: „Reproduzierbares Anlagevermögen nach Wirtschaftsbereichen“ in WiSta 6/1979, S. 411 ff. und Schmidt, L.: „Reproduzierbares Anlagevermögen in erweiterter 
Bereichsgliederung“ in WiSta 7/1986, S. 499 ff.

 3) Siehe Strohm, W./Hartmann, N./Essig, H./Bleses, P.: „Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1999 – Anlaß, Konzeptänderungen und neue Begriffe“ in WiSta 4/1999,
 S. 257 ff., insbesondere Kapitel 2 „Änderung von Konzepten, Begriffen und Klassifikationen im ESVG 1995“, S. 261 ff.; Essig, H./Hartmann, N./Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter: 

„Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1991 bis 1998“ in WiSta 6/1999, insbesondere S. 454 f. und S. 471 f. und Statistisches Bundesamt: „VGR-Revision 1999 
– Vom ESVG-79 zum ESVG-95“, Arbeitsunterlage.
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derung der VGR im April 20014) ist das geplante nati-
onale Veröffentlichungsprogramm zu Anlagevermögen 
und Abschreibungen nach dem ESVG 1995 erfüllt. Erste 
Daten zu den Abschreibungen waren bereits im April 
1999 und zum Anlagevermögen nach Vermögensarten im 
September 1999 publiziert worden. Bei allen diesen Daten 
handelt es sich um Ergebnisse erster, vorläufiger Berech-
nungen, bei denen teilweise mit groben Schätzungen 
gearbeitet werden musste. Das resultiert daraus, dass für 
die Berechnung von Anlagevermögen und Abschreibun-
gen weit in die Vergangenheit zurückreichende Investiti-
onsreihen und Nutzungsdaueransätze an die geänderten 
Konzepte angepasst bzw. neu aufgebaut werden muss-
ten. Sobald im Rahmen der Rückrechnung der VGR nach 
dem ESVG 1995 für das frühere Bundesgebiet für die 
Zeit vor 1991 detailliert rückgerechnete Investitionsreihen 
vorliegen, werden die Berechnungen überprüft werden.

Ziel dieses Aufsatzes ist eine zusammenhängende Dar-
stellung der Berechnung von Anlagevermögen und 
Abschreibungen nach Vermögensarten, Wirtschaftsberei-
chen und Sektoren im Statistischen Bundesamt nach den 
Konzepten des ESVG 1995. Zunächst werden die Berech-
nungsgrundlagen und -methoden erläutert, anschließend 
die Ergebnisse nach Vermögensarten und Wirtschaftsbe-
reichen dargestellt und abschließend einige Hinweise für 
analytische Auswertungsmöglichkeiten gegeben.

1 Berechnungsgrundlagen 
und -methoden

1.1  Definition und Klassifikation
des Anlagevermögens und der
Abschreibungen

Das ESVG 1995 sieht – abgestimmt auf das revidierte 
System of National Accounts (SNA 1993) der Vereinten 
Nationen – erstmalig die Aufstellung von Vermögens-
bilanzen im System der VGR vor. Dabei werden den 
Vermögenswerten (Aktiva – Vermögensgüter und For-
derungen) die Verbindlichkeiten (Passiva) gegenüberge-
stellt. Der Saldo ist das Reinvermögen. Es wird für die 
Volkswirtschaft insgesamt als Volksvermögen bezeich-
net. Finanzielle Vermögensbilanzen zeigen Forderungen, 
Verbindlichkeiten und als Saldo das Nettogeldvermögen. 
Sie werden von der Deutschen Bundesbank aufgestellt 
und sind im Rahmen der verbindlichen Vorschriften des 
Lieferprogramms an Eurostat – das Statistische Amt der 
Europäischen Gemeinschaften – zu liefern.

Die Vermögensgüter umfassen das nichtfinanzielle Ver-
mögen und werden in produzierte und nichtproduzierte 
Vermögensgüter unterteilt. Insbesondere wegen der 
Schwierigkeiten, die nichtproduzierten Vermögensgüter 
zu erfassen und zu bewerten, ist derzeit die Erstellung 
kompletter Vermögensbilanzen nicht verbindlich vorge-
schrieben. Das Lieferprogramm sieht bezüglich der Ver-
mögensgüter nur die Bereitstellung von Daten zum Anla-
gevermögen vor. Auch Angaben über Vorratsbestände, 
die in den bisherigen deutschen VGR als Bestandteil des 
reproduzierbaren Sachvermögens ausgewiesen wurden, 

werden nicht verlangt. Deshalb beschränken sich die 
Berechnungen und auch die Darstellung an dieser Stelle 
auf die Anlagegüter und damit das Anlagevermögen.

Die Übersicht 1 zeigt die Anlagegüter im System der Ver-
mögensgüter anhand der Klassifikation der Vermögens-
güter auf der linken Seite. Sie bildet die Grundlage für die 
Gliederung des Anlagevermögens nach Vermögensarten. 
Daneben werden auf der rechten Seite die entsprechen-
den Positionen der Bruttoanlageinvestitionen zugeord-
net, sodass auch die wichtigsten Beziehungen zur Klas-
sifikation der Bruttoanlageinvestitionen deutlich werden. 
Dabei entsprechen die Codes denen des ESVG 1995; 
kursiv werden gegebenenfalls abweichende bzw. zusätz-
liche Bezeichnungen bei der Veröffentlichung des Anla-
gevermögens und der Anlageinvestitionen ausgewiesen.

Das Anlagevermögen umfasst alle produzierten Vermö-
gensgüter, die länger als ein Jahr wiederholt oder dauer-
haft in der Produktion eingesetzt werden. Finanzanla-
gen und nichtproduzierte Sachanlagen, wie Grund und 
Boden, Bodenschätze und Wasserreserven, sowie nicht-
produzierte immaterielle Vermögensgüter, wie Patente 
und aktivierter Firmenwert, gehören nicht zum Anlage-
vermögen. Das Gebrauchsvermögen der privaten Haus-
halte ist ebenso nicht enthalten. Militärische Gebrauchs-
güter sind ins Anlagevermögen einbezogen, wenn sie 
auch zivil genutzt werden könnten. Rein militärisch nutz-
bare Güter wie Waffen und gepanzerte Fahrzeuge gehö-
ren nicht zum Anlagevermögen. Das Anlagevermögen ist 
mit Ausnahme der Grundstücksübertragungskosten für 
unbebauten Grund und Boden wie die Anlageinvestiti-
onen abgegrenzt. Die Grundstücksübertragungskosten 
für bebaute Grundstücke werden den Bauinvestitionen 
zugerechnet, da nicht zwischen dem Teil, der auf das 
Gebäude und dem, der auf das Grundstück entfällt, dif-
ferenziert werden kann. Demgegenüber sind die Grund-
stücksübertragungskosten für unbebauten Grund und 
Boden eindeutig als Werterhöhung nichtproduzierter Ver-
mögensgüter (P.513, siehe Übersicht 1) zu klassifizieren, 
das heißt sie beeinflussen nicht den Wert des Anlagever-
mögens, sondern den Wert des nichtproduzierten Sach-
vermögens. Auch Deiche, Dämme, Staumauern u.  Ä., die 
nur dem Schutz vor Überschwemmungen, Bodenero-
sion u.  Ä. und nicht auch gleichzeitig Produktionszwe-
cken dienen, sind nach der Definition des ESVG nicht Teil 
des Anlagevermögens. Die Investitionen zu ihrer Errich-
tung wirken als Bodenverbesserungen (P.5131) werter-
höhend auf den Grund und Boden und müssten ebenfalls 
als Teil der Werterhöhung nichtproduzierter Vermögens-
güter klassifiziert werden. Sie sind jedoch in Deutschland 
in den Bauten enthalten, da die entsprechenden Investi-
tionen (bisher) nicht aus den Bauinvestitionen herausge-
rechnet werden können. In Übersicht 1, die sich auf die 
derzeitigen Berechnungen in Deutschland bezieht, wur-
den sie deshalb unter P. 513 nicht mit aufgenommen.

In das Anlagevermögen einbezogen sind materielle und 
immaterielle Güter. Das Sachanlagevermögen umfasst 
die materiellen Anlagen und setzt sich zusammen aus 
dem Bestand an Ausrüstungen (Maschinen und Geräte, 
Geschäftsausstattungen und Fahrzeuge), Wohnbauten 
und Nichtwohnbauten sowie Nutztieren (z. B. Zucht- und 

 4) Statistisches Bundesamt, Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“, Reihe 1.2 „Konten und Standardtabellen 2000 (Vorbericht)“, Wiesbaden, April 2001.
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Milchvieh, Zugtiere) und Nutzpflanzungen (z. B. Obst- 
und Rebanlagen). Wohnbauten zählen auch dann zum 
Anlagevermögen, wenn sie sich im Eigentum von pri-
vaten Haushalten befinden, da sowohl die Vermietung 
als auch die eigene Nutzung von Wohneigentum durch 
private Haushalte in den VGR als Produktion von Woh-
nungsdienstleistungen behandelt werden und somit alle 
Wohnbauten das Kriterium „dauerhaft in der Produktion 
eingesetzt“ erfüllen. Zum immateriellen Anlagevermö-
gen gehören Computerprogramme und große Datenban-
ken, Urheberrechte und die Summe der Ausgaben für 
Suchbohrungen.

In den bisherigen deutschen VGR wurde durch das 
Adjektiv „reproduzierbares“ vor dem Begriff „Anlagever-
mögen“ zum Ausdruck gebracht, dass es sich um pro-
duzierte und damit reproduzierbare Anlagegüter handelt, 
also insbesondere Grund und Boden nicht mit enthalten 
sind. Auf die Voranstellung dieses Adjektivs wird jetzt 
verzichtet, da Anlagegüter entsprechend der Klassifika-
tion eindeutig Bestandteil der produzierten Vermögens-
güter sind.

Abschreibungen messen die Wertminderung des Anla-
gevermögens während einer Periode durch normalen 
Verschleiß und wirtschaftliches Veralten unter Einschluss 
des Risikos für Verluste durch versicherbare Schadens-
fälle. Sie sind entsprechend dem ESVG 1995 auf das 
gesamte Anlagevermögen mit Ausnahme der Nutztiere 
sowie auf Bodenverbesserungen und aktivierte Grund-
stücksübertragungskosten zu berechnen. Damit folgt die 
Abgrenzung der abzuschreibenden Tatbestände in vol-
lem Umfang der Abgrenzung der Bruttoanlageinvestiti-
onen (siehe auch Übersicht 1). Die kumulierten Grund-
stücksübertragungskosten für unbebauten Grund und 
Boden werden zusammen mit den entsprechenden Bau-
arten abgeschrieben. Bodenverbesserungen sind – wie 
oben bereits beschrieben – in den Bauinvestitionen ent-
halten und werden daher mit dem Bestand an Bauten 
bereits mit abgeschrieben.

Wie im einzelwirtschaftlichen Rechnungswesen sind 
auch in den VGR die Abschreibungen nicht direkt mess-
bar. Sie sind vielmehr ein kalkulatorischer Posten, der im 
Rahmen der Anlagevermögensrechnung nach bestimm-

Übersicht 1: Klassifikation der Vermögensgüter in Verbindung mit der Klassifikation der Bruttoinvestitionen für Deutschland nach dem ESVG 1995

AN Vermögensgüter (AN.1 + AN.2) P.5 Bruttoinvestitionen

AN.1 Produzierte Vermögensgüter
AN.11 Anlagegüter Teil aus P.51 Bruttoanlageinvestitionen (überwiegender Teil)
AN.111 Sachanlagen P.511 Nettozugang an Sachanlagen

Bauten (AN.1111 + AN.1112) 1) Bauinvestitionen 1)
AN.1111 Wohnbauten Wohnbauten
AN.1112 Nichtwohnbauten Nichtwohnbauten
AN.11121 Nichtwohngebäude Hochbau
AN.11122 Sonstige Bauten Tiefbau
AN.1113 Ausrüstungen Ausrüstungsinvestitionen
AN.11131 Fahrzeuge Fahrzeuge
AN.11132 Sonstige Ausrüstungen Maschinen und Geräte 2)
AN.1114 Nutztiere und Nutzpflanzungen Nutztiere und Nutzpflanzungen
AN.11141 Nutztiere Nutztiere
AN.11142 Nutzpflanzungen Nutzpflanzungen
AN.112 Immaterielle Anlagegüter P.512 Nettozugang an immateriellen Anlagegütern
AN.1121 Suchbohrungen Suchbohrungen
AN.1122 Computerprogramme Computerprogramme
AN.1123 Urheberrechte Urheberrechte
AN.1129 Sonstige immaterielle Anlagegüter

AN.12 Vorräte P.52 Vorratsveränderungen
AN.121 Vorleistungsgüter
AN.122 Unfertige Erzeugnisse
AN.1221 Lebende Tier- und Pflanzenvorräte
AN.1222 Sonstige Halbfertigerzeugnisse
AN.123 Fertigerzeugnisse
AN.124 Handelsware

AN.13 Wertsachen P.53 Nettozugang an Wertsachen
AN.131 Edelmetalle und Edelsteine
AN.132 Antiquitäten und Kunstgegenstände
AN.139 Sonstige Wertsachen

AN.2 Nichtproduzierte Vermögensgüter P.513 Werterhöhung nichtproduzierter Vermögensgüter
AN.21 Nichtproduziertes Sachvermögen
AN.211 Grund und Boden P.5132 Grundstücksübertragungskosten (für unbebauten Grund und Boden)
AN.2111 Bauland
AN.2112 Land- und forstwirtschaftliche Nutzfläche
AN.2113 Erholungsflächen
AN.2119 Sonstige Flächen
AN.212 Bodenschätze
AN.2121 Kohle-, Erdöl- und Erdgaslager
AN.2122 Erzlager
AN.2123 Sonstige Bodenschätze
AN.213 Freie Tier- und Pflanzenbestände
AN.214 Wasserreserven

AN.22 Immaterielle nichtproduzierte Vermögensgüter
AN.221 Patente
AN.222 Nutzungsrechte
AN.223 Aktivierter Firmenwert
AN.229 Sonstige immaterielle nichtproduzierte Vermögensgüter

1) Da keine Unterscheidung möglich: Einschl. solcher Bauten, die laut ESVG 1995 unter P.5131 Bodenverbesserungen als Teil von P.513 Werterhöhung nichtproduzierter Vermögens-
güter zu klassifizieren wären, wie Deiche, Dämme, Staumauern u. Ä., die nicht gleichzeitig auch Produktionszwecken, sondern nur dem Schutz vor Überschwemmungen, Bodenerosion
u. Ä. dienen. – 2) Einschl. Textilien, Bekleidung, Holz-, Kunststoff-, Glas-, Keramik-, Eisenwaren u. a.
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ten festgelegten Grundsätzen berechnet wird. Ihre Höhe 
hängt ab von

– der Abgrenzung des Abschreibungsgegenstandes,

– der Art und Weise der Ermittlung des Bestandes an 
Anlagevermögen,

– der Länge der geschätzten Nutzungsdauer der ab-
schreibbaren Güterarten,

– der Wahl der Abschreibungsmethode und 

– der Bewertungsmethode.

In allen Punkten folgt die Berechnung der Abschreibun-
gen in Deutschland den Empfehlungen des ESVG 1995. 
Für die Abgrenzung des Abschreibungsgegenstandes ist 
dies bei der Definition bereits beschrieben. Die restli-
chen Punkte werden anhand des folgenden Abschnitts
deutlich.

1.2  Berechnungsmethode

1.2.1  Die Kumulationsmethode im Überblick

Das ESVG 1995 empfiehlt zur Berechnung des Bestan-
des an Anlagevermögen die Kumulationsmethode (Per-
petual-Inventory-Methode), wenn direkte Informationen 
über den Bestand an Anlagevermögen fehlen. Da es 
in Deutschland keine brauchbaren statistischen Unterla-
gen mit umfassenden und vergleichbaren direkten Anga-
ben zu den Anlagevermögensbeständen gibt, erfolgt die 
Berechnung von Anlagevermögen und Abschreibungen 
in den VGR bereits seit Beginn der 70er Jahre des vori-
gen Jahrhunderts nach dieser indirekten Methode. Dabei 
wird von der Überlegung ausgegangen, dass sich der 
heute vorhandene Vermögensbestand aus den Zugän-
gen an Anlagegütern in der Vergangenheit zusammen-
setzt. Unter Berücksichtigung der Nutzungsdauer der 
Anlagegüter lässt sich dabei für die Zugänge zurücklie-
gender Jahre berechnen, welcher Anteil sich Anfang 
des Berichtsjahres noch im Bestand befindet und wann 
diese Anlagen zukünftig aus dem Bestand ausscheiden. 
Ist die Abschreibungsmethode vorgegeben, lassen sich 
daraus auch die Abschreibungen jeder Berichtsperiode 
ermitteln. Die Anwendung der Kumulationsmethode setzt 
voraus, dass weit in die Vergangenheit zurückreichende 
Investitionsreihen vorliegen (siehe Abschnitt 1.3.1) und 
die durchschnittliche Nutzungsdauer der einzelnen Anla-
gegüterarten abgeschätzt werden kann (siehe Abschnitt 
1.3.2).

Für alle abschreibbaren Güterarten wird die durch-
schnittliche ökonomische Nutzungsdauer geschätzt. 
Bei ihrer Bestimmung wird von normalem Verschleiß 
und wirtschaftlichem Veralten unter Berücksichtigung 
des technischen Fortschritts ausgegangen. Das Risiko 
von Verlusten durch versicherbare Schadensfälle ist bei 
der Schätzung mit eingeschlossen. Weil es wirklich-
keitsfremd wäre anzunehmen, dass alle Güter eines 
Zugangsjahres mit gleicher durchschnittlicher Nutzungs-
dauer auch gleichzeitig aus dem Bestand ausscheiden, 

werden die Abgänge mit Hilfe einer Abgangsfunktion so 
verteilt, dass sie annähernd glockenförmig um die durch-
schnittliche Nutzungsdauer streuen. Als Abgangsfunk-
tion wird nach wie vor die Dichtefunktion der Gammaver-
teilung verwendet.5)

Die Abschreibungen werden nach der linearen Abschrei-
bungsmethode berechnet. Dies wird auch vom ESVG 
1995 empfohlen. Dabei wird der Wert der Anlagen-
zugänge eines Jahres mit jährlich gleichen Beträgen 
entsprechend der erwarteten Nutzungsdauer auf die 
Gesamtzeit der Nutzung verteilt. Somit ist der Abschrei-
bungssatz eines Investitionsgutes der reziproke Wert 
der Nutzungsdauer (mit Ausnahme von Investitionsjahr 
und Abgangsjahr, in denen er nur halb so hoch ist, weil 
angenommen wird, dass sich die Anlagen in diesen bei-
den Jahren im Durchschnitt ein halbes Jahr im Bestand
befinden).

In Übersicht 2 ist die Berechnung von Anlagevermögen 
und Abschreibungen nach der Kumulationsmethode sche-
matisch dargestellt. Auf die Wiedergabe des mathemati-
schen Modells wird hier verzichtet. Es ist in der bereits 
mehrfach zitierten Erstveröffentlichung des Statistischen 
Bundesamtes zur Anlagevermögensrechnung nachzule-
sen.6) Anhand der Übersicht 2 werden die wesentlichen 
Punkte der angewendeten Methode deutlich:

– Die Berechnungen von Anlagevermögen und Abschrei-
bungen erfolgen zunächst in konstanten Preisen. Als 
Ausgangsinformationen sind dafür lange Investitions-
reihen in konstanten Preisen und Nutzungsdaueran-
sätze für die Anlagegüterarten erforderlich, wenn die 
lineare Abschreibungsmethode und die Gammafunk-
tion als Abgangsverteilung als gegeben angenommen 
werden.

– In einem zweiten Schritt wird das Anlagevermögen 
zu Wiederbeschaffungspreisen und die Abschreibun-
gen in jeweiligen Preisen ermittelt, und zwar durch 
Umrechnung der Werte in konstanten Preisen auf 
der Grundlage entsprechender Preisindizes: Jahresan-
fangspreisindizes für die Ermittlung des Jahresanfangs-
bestandes an Anlagevermögen zu Wiederbeschaf-
fungspreisen und Jahresdurchschnittspreisindizes für 
die Berechnung der Abschreibungen in jeweiligen 
Preisen.

– Die Berechnung der Abschreibungen ist in sich 
geschlossen, ohne dass die Berechnung des Anlage-
vermögens als Zwischenschritt notwendig ist („inne-
rer Kreis“, blau hervorgehoben). Das resultiert daraus, 
dass durch Abgangsfunktion und Abschreibungsver-
fahren die Abschreibungen auf die Zugänge eines 
Investitionsjahres für alle Berichtsjahre bis zum Aus-
scheiden des letzten Gutes des Investitionsjahrgan-
ges vorausbestimmt sind, sodass die Abschreibungen 
eines Berichtsjahres direkt als Summe der Abschrei-
bungen auf alle Zugangsjahre bis zum Berichtsjahr 
ermittelt werden können.

– Jegliche Abweichungen von dem in dem Modell unter-
stellten normalen wirtschaftlichen Verlauf können als 

 5) Siehe Lützel, H.: „Das reproduzierbare Anlagevermögen in Preisen von 1962“, a.a.O., S. 595 f.
 6) Siehe Fußnote 5, S. 596 f.
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sonstige reale Vermögensänderungen dargestellt wer-
den. Diese Position erlaubt es, außerordentliche, nicht 
vorhersehbare Ereignisse, die sich auf den Wert der 
Vermögensgüter auswirken, in die Rechnung einzube-
ziehen (siehe Abschnitt 1.2.2).

– Geht man bei den Berechnungen von Investitionsrei-
hen in jeweiligen Preisen (den Preisen des Anschaf-
fungsjahres) aus, so kann man das Anlagevermögen 
zu (historischen) Anschaffungspreisen ermitteln. Auf 
diese Bewertungsmethode wird hier nicht weiter ein-
gegangen, weil Berechnungen zu Anschaffungsprei-
sen derzeit nicht erfolgen.

1.2.2  Berücksichtigung 
 von Sonderentwicklungen

Bei der Kumulationsmethode sind ausgehend von der 
Wirtschaftsbereichs- und Güterstruktur der Investitionen 
und der zugehörigen geschätzten durchschnittlichen 
Nutzungsdauern bei gegebener Abgangsverteilung und 
Abschreibungsmethode die Wirkungen der Investitionen 
jedes Investitionsjahrganges auf alle Elemente der Anla-
gevermögensrechnung bis zum Ausscheiden des letzten 
Gutes des Investitionsjahrganges aus dem Bestand vor-
herbestimmt. In der wirtschaftlichen Realität können 
aber von den getroffenen Annahmen abweichende, 
außerordentliche, nicht vorhersehbare Ereignisse ein-
treten, die den Wert des Anlagevermögens insgesamt 

und/oder seine Wirtschaftsbereichsstruktur beeinflussen. 
Das ESVG 1995 sieht vor, dass durch solche Ereignisse 
bedingte Wertveränderungen als sonstige reale Vermö-
gensänderungen gebucht werden. Unter dieser Posi-
tion werden die Sonderabgänge vom Anlagevermögen 
erfasst, die bereits früher in der Anlagevermögensrech-
nung berücksichtigt wurden. Es handelt sich dabei insbe-
sondere um den Abbau von Raffineriekapazitäten, Kapa-
zitätsabbau in der Eisen- und Stahlindustrie und wegen 
der Werftenkrise im Schiffbau sowie Bruttowertkorrektu-
ren beim Verkauf gebrauchter Schiffe ins Ausland.7) Wei-
terhin werden unter dieser Position die Sonderabgänge 
von wirtschaftlich nicht mehr nutzbaren Altanlagen aus 
der ehemaligen DDR gebucht, sofern sie nicht bereits 
bei der Festlegung der Anfangsbestände zum 1. Juli 
1990 berücksichtigt wurden (siehe Abschnitt 1.2.3). 
Eine weitere Korrekturbuchung wird bei wiederholten 
Verkäufen von Immobilien in relativ kurzen Zeitabstän-
den notwendig: Es ist davon auszugehen, dass Immo-
bilien zum Marktpreis verkauft werden und dabei noch 
nicht voll abgeschriebene Grundstücksübertragungskos-
ten (Grunderwerbsteuer, Makler-, Notar- und Gerichtsge-
bühren) in der Regel nicht wieder mit realisiert werden 
können. In dieser Höhe sind somit Sonderabgänge 
auf Bauten durch Grundstücksübertragungskosten zu 
buchen.

Daneben sind auch die Fälle, in denen Umbuchungen 
von Anlagevermögen zwischen Sektoren und/oder Wirt-

Übersicht 2: Berechnung des Anlagevermögens und der Abschreibungen
nach der Perpetual-Inventory-Methode (Kumulationsmethode)

Statistisches Bundesamt 2001 - 01 - 0379

Ausgangsmaterial

Dichte-
funktion (z.B.
Gammaver-
teilung, log.
Normalver-

teilung)

Durchschnitt-
liche ökonomi-
sche Nutzungs-

dauer
(geschätzt nach
Gütergruppen)

Abschrei-
bungs-

verfahren
(i.a. linear,

geometrisch
degressiv)

Ergebnisse

Sonstige reale Vermögensänderungen
in konstanten Preisen

Neuwert Zeitwert

1) Entsprechende Angaben zu Anschaffungspreisen werden ausgehend von Investitionsreihen in jeweiligen Preisen ermittelt.

(-)

(+)

(+)

Bruttoanlage-
vermögen
(Neuwert)

zu Wiederbe-
schaffungs-

preisen

Abgänge
zu Wiederbe-
schaffungs-

preisen

Abgänge
in konstanten

Preisen1)

Bruttoanlage-
vermögen
(Neuwert)

in konstanten
Preisen1)

Abgangsverteilung

Ergebnisse

(-)

(+)

Investitionsreihen in konstanten Preisen
(weit in die Vergangenheit zurück

und nach Gütergruppen)

Jahresdurchschnittspreisindizes
(Preisindizes der Investitionen)

Jahresanfangspreisindizes (geschätzt)

Abschreibungs-
verteilung

(+)
Abschrei-
bungen

in konstanten
Preisen1)

Nettoanlage-
vermögen
(Zeitwert)

in konstanten
Preisen1)

Abschrei-
bungen

zu Wiederbe-
schaffungs-

preisen

Nettoanlage-
vermögen
(Zeitwert)

zu Wiederbe-
schaffungs-

preisen

 7) Siehe Schmidt, L.: „Reproduzierbares Anlagevermögen in erweiterter Bereichsgliederung“, a.a.O., S. 503 f.
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schaftsbereichen notwendig erscheinen, über die Posi-
tion sonstige reale Vermögensänderungen als Neuzuord-
nungen zu buchen. In letzter Zeit finden – beispielsweise 
durch Unternehmensaufspaltungen unter dem Stichwort 
„Outsourcing“ sowie Immobilienfinanzierungen unter dem 
Stichwort „sell and lease back“ – zunehmend Eigentü-
merwechsel von bereits im Bestand befindlichen Teilen 
des Anlagevermögens statt. Für die Erfassung solcher 
Prozesse konnten noch keine geeigneten statistischen 
Grundlagen erschlossen werden, sodass sie derzeit 
unberücksichtigt bleiben müssen. Es gilt daher nach 
wie vor die bereits früher getroffene Aussage, dass die 
Anlagegüter bis auf wenige Ausnahmen auch bei einem 
Eigentümerwechsel bis zu ihrem endgültigen Ausschei-
den aus dem Bestand im Anlagevermögen des Erst-
erwerbers nachgewiesen werden.8) Die dadurch beding-
ten Unsicherheiten bei der Ermittlung des Anlagevermö-
gens und der Abschreibungen der Wirtschaftsbereiche 
und Sektoren müssen hingenommen werden. Die Höhe 
des Anlagevermögens und der Abschreibungen der 
Volkswirtschaft insgesamt bleibt unbeeinflusst, da die 
Umbuchungen zwischen abgebendem und aufnehmen-
dem Sektor bzw. Wirtschaftsbereich in gleicher Höhe mit 
umgekehrtem Vorzeichen erfolgen würden.

1.2.3  Einbeziehung der Altbestände der
 ehemaligen DDR

Die ehemalige DDR verfügte mit den Jahresgrundmittel-
berichten und der Berichterstattung über die materiell-
technische Struktur und Altersstruktur der Grundmittel 
über umfangreiche direkte statistische Informationen 
zum Bestand an Anlagevermögen. Sie bildeten die 
statistische Ausgangsbasis für die Ermittlung der Alt-
bestände aus der ehemaligen DDR, die in die gesamt-
deutsche Anlagevermögensrechnung einbezogen wur-
den. Allerdings waren wegen der Umstrukturierung der 
ostdeutschen Wirtschaft beim Übergang von der Plan- 
zur Marktwirtschaft umfangreiche Anpassungen not-
wendig, da ein erheblicher Teil des physisch vorhande-
nen Anlagevermögens unter marktwirtschaftlichen Bedin-
gungen nicht mehr nutzbar und mithin nicht in die 
Bestimmung des Ausgangsniveaus einzubeziehen war. 
Schwierig war auch die Bewertung des ostdeutschen 
Anlagevermögens in DM, insbesondere für Altanlagen, 
für die es keine in marktwirtschaftlich organisierten Pro-
duktionsprozessen eingesetzten, qualitativ vergleichba-
ren Anlagen gab.

Ausgehend von den Daten aus der Grundmittelbericht-
erstattung wurden folgende Anpassungen zur Bestim-
mung des Bruttoanlagevermögens der ehemaligen DDR 
zum 1. Juli 1990 in DM vorgenommen:

– Zuschätzungen von nicht in den Grundmittelberich-
ten enthaltenem Anlagevermögen des Sonderbereichs 
(Armee, Polizei, Zoll, Staatssicherheit, Parteien und 
Massenorganisationen u.  Ä.);

– Abschläge für Überalterung für voll abgeschriebene 
Anlagen und Anlagen mit einer Restnutzungsdauer 
von weniger als 20%; sie umfassten etwa 9% bei den 
Bauten und rund 34% bei den Ausrüstungen;

– Sonderabgänge durch Stilllegung von Unternehmen 
und Betriebsteilen, Abriss von Gebäuden sowie Ver-
schrottung und Verkauf von Ausrüstungen im Zeit-
raum vom 1. Juli 1990 bis 31. Dezember 1992; sie 
umfassten etwa 15% bei den Bauten und rund 31% 
bei den Ausrüstungen;

– Umbewertung in DM; für Bauten wurde ein Umbe-
wertungsfaktor von 0,75 und für Ausrüstungen von 
0,77 verwendet.

Grundlage für diese Anpassungen waren umfangreiche 
Recherchen, Feldstudien und Experteninformationen, 
insbesondere von der Treuhandanstalt, von Verbänden 
und Unternehmen. Anlagegüter, die sich bis Ende 1992 
als unter marktwirtschaftlichen Bedingungen nicht mehr 
nutzbar erwiesen, wurden bereits bei der Bestimmung 
des Anfangsbestandes der Altbestände zum 1. Juli 1990 
nicht mit einbezogen. Auch für die Jahre 1993 bis 
1997 hat das Statistische Bundesamt die Stilllegung 
alter Anlagen der ehemaligen DDR untersucht und wei-
tere Abschläge für vorzeitige Stilllegungen von Anlagen 
vorgenommen. Diese wurden dann – wie im vorigen 
Abschnitt beschrieben – ab 1993 als Sonderabgänge 
gebucht. Die Fortschreibung des Anfangsbestandes 
erfolgte auf der Grundlage einer in Anlehnung an die 
Ursprungsdaten der DDR-Statistik geschätzten Alters-
struktur der noch im Bestand befindlichen Anlagen und 
analoger Nutzungsdaueransätze wie im früheren Bun-
desgebiet. Am Jahresanfang 2001 stammen nach der-
zeitigem Rechenstand noch rund 5% der Bauten und 
etwa 1% der Ausrüstungen der Gesamtwirtschaft aus 
der ehemaligen DDR (immaterielle Anlagen sind ver-
nachlässigbar). Die Bauten, die eine lange Nutzungs-
dauer haben, werden noch einige Jahre im Bestand ver-
bleiben, während die Ausrüstungen in Zukunft praktisch 
keine Bedeutung mehr haben.

1.3  Berechnungsgrundlagen

Wie in Abschnitt 1.2.1 herausgearbeitet, bilden lange 
Investitionsreihen und entsprechende Nutzungsdaueran-
sätze die wesentlichen Datengrundlagen für die Berech-
nung von Anlagevermögen und Abschreibungen mit 
Hilfe der Kumulationsmethode. Da Investitionsreihen für 
Deutschland nach dem ESVG 1995 erst ab 1991 vorlie-
gen, mussten diese für Zwecke der Anlagevermögens-
rechnung vorläufig zurückgeschrieben werden. Sie müs-
sen so weit in die Vergangenheit zurückreichen, wie sich 
im Berichtsjahr noch Anlagen im Bestand befinden. Die 
wichtigste Datengrundlage bildeten die langen Investi-
tionsreihen und Nutzungsdaueransätze der bisherigen 
deutschen VGR für das frühere Bundesgebiet. Allerdings 
waren eine Reihe von Anpassungen an veränderte Klas-
sifikationen notwendig. Dabei waren insbesondere Rei-
hen für die nach dem ESVG 1995 neuen Investitions-
tatbestände (immaterielle Anlagen u.  Ä.) neu zu schaffen 
und vorhandene Reihen für die neuen Abschreibungstat-
bestände (u. a. öffentliche Tiefbauten, militärische Anla-
gen mit ziviler Nutzungsmöglichkeit) tiefer nach unter-
schiedlichen Nutzungsdauern zu differenzieren. Auch 
wurden für die neu abzuschreibenden Anlagegüterarten 

 8) Siehe Fußnote 7, S. 501 und Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“, Reihe S.17 „Vermögensrechnung 1950 bis 1991“, S. 9.



348 Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 5/2001

Nutzungsdaueransätze erarbeitet und vorhandene über-
arbeitet. Die Altbestände der ehemaligen DDR wurden 
wie im vorigen Abschnitt beschrieben hinzugerechnet. 
Dabei wurden die konzeptionellen Änderungen und wei-
teren notwendigen Anpassungen entsprechend berück-
sichtigt.

1.3.1  Anlageinvestitionen

Die Bruttoanlageinvestitionen sind mit Ausnahme der 
Grundstücksübertragungskosten für unbebauten Grund 
und Boden die Zugänge zum Anlagevermögen. Sie sind 
nach

– über 200 Ausrüstungsgütern, acht Bauarten und vier 
sonstigen Anlagearten,

– 60 Wirtschaftsbereichen [A60 der VGR entspricht dem 
Zweisteller der Klassifikation der Wirtschaftszweige, 
Ausgabe 1993 (WZ 93)],

– institutionellen Sektoren der VGR (fünf Sektoren und 
sieben Teilsektoren) und

– Markt- und sonstigen Nichtmarktproduzenten,

also nach vier verschiedenen Klassifikationsmerkmalen 
gegliedert. In den bisherigen deutschen VGR wurden der 
Staat und die Privaten Organisationen ohne Erwerbs-
zweck als eigene Wirtschaftsbereiche und als Nicht-
marktproduzenten behandelt, sodass die letzten drei 
Klassifikationsmerkmale komplett durch die Wirtschafts-
bereichsgliederung erfasst waren. Zu den notwendigen 
Anpassungen gehörte auch die Herauslösung der Kran-
kenhäuser der öffentlichen und frei-gemeinnützigen Trä-
ger mit kaufmännischem Rechnungswesen aus den 
Sektoren Staat und Private Organisationen ohne Erwerbs-
zweck und ihre Zuordnung zum Sektor Kapitalgesell-
schaften sowie die getrennte Rechnung für Markt- und 
sonstige Nichtmarktproduzenten des Staates und der Pri-
vaten Organisationen ohne Erwerbszweck.9) Einen Über-
blick über die Markt- und sonstigen Nichtmarktproduzen-
ten dieser beiden Sektoren nach Wirtschaftsbereichen 
gibt die Übersicht 3. Sie bildet den für die Beteiligung 
der Sektoren Staat (S.13) und Private Organisationen 
ohne Erwerbszweck (S.15) maßgeblichen Ausschnitt aus 
der Matrix Wirtschaftbereiche/Sektoren ab, wobei die 
Aufteilung der Unternehmen in die Sektoren Nichtfinan-
zielle Kapitalgesellschaften (S.11), Finanzielle Kapitalge-
sellschaften (S.12) und Private Haushalte (S.14) unbe-
rücksichtigt bleibt.

Die Unterscheidung von Markt- und sonstigen Nicht-
marktproduzenten ist insbesondere für die Berechnung 
der Abschreibungen von Bedeutung, weil die Abschreibun-
gen der sonstigen Nichtmarktproduzenten direkt die Höhe 
des Bruttoinlandsprodukts und Bruttonationaleinkommens 
beeinflussen. Der Produktionswert der sonstigen Nicht-
marktproduzenten wird als Summe der Produktionskos-
ten bestimmt, wobei Abschreibungen ein Kostenbestand-
teil sind. Mit der Überführung der langen Investitionsreihen 
aus der früheren in die neue Wirtschaftszweigklassifika-
tion mussten also auch die wichtigsten Anforderungen für 
die Berechnung der Abschreibungen der sonstigen Nicht-

marktproduzenten erfüllt werden. Das erfolgte auf der 
Grundlage der in Übersicht 3 dargestellten Zusammen-
hänge. Markt- und sonstige Nichtmarktproduktion lassen 
sich mit nur einer Ausnahme (Wirtschaftsbereich 63, siehe 
Übersicht 3) innerhalb der Sektoren eindeutig Wirtschafts-
bereichen zuordnen. Unter Berücksichtigung dieser Aus-
nahme ergibt sich für jeden Investitionsjahrgang eine drei-
dimensionale Matrix – ein Kubus – mit den Dimensionen

– Vermögens- bzw. Güterarten,

– Wirtschaftsbereiche,

– Institutionelle Sektoren.

Nimmt man noch die Zeitachse hinzu, ergibt sich ein 
vierdimensionales Matrizensystem. Um die wesentlichen 
Elemente dieses Systems auszufüllen, mussten zusätz-
lich noch die konzeptionellen Anpassungen vorgenommen 
werden: Die Ausrüstungsreihen wurden um geschätzte 
Anteile für erworbene Software und geringwertige Wirt-
schaftsgüter gekürzt. Für Software wurden die Reihen 
zunächst mit der Hardware-Entwicklung zurückgeschrie-
ben. Auf der Grundlage von Informationen vom Nieder-
sächsischen Landesamt für Bodenforschung zu Bohrme-
terleistungen und Angaben von Unternehmen zu Preisen 
je Bohrmeter wurden die Suchbohrungen zurückgeschrie-
ben. Für Urheberrechte lagen Investitionsreihen aus der 
erstmaligen Ermittlung dieser neuen Investitionsart bereits 
ab 1980 vor. Zur differenzierten Rückschreibung der lang-
lebigen Verteidigungsgüter, die auch zivil nutzbar sind, 
konnte auf die Haushaltspläne mit getrennten Angaben 
zu Ausrüstungen und Bauten sowie auf Informationen aus 
dem Verteidigungsbereich zurückgegriffen werden. Die tie-
fere Untergliederung der bereits vorhandenen Reihen für 
öffentliche Tiefbauten erfolgte unter dem Gesichtspunkt 
unterschiedlicher Nutzungsdauern unter Verwendung einer 
Reihe der im nächsten Abschnitt beschriebenen Quellen.

Eine komplette Abstimmung der Einzelelemente dieses 
Systems – für die Bauten zurück bis 1799, für Ausrüstun-
gen zurück bis 1899 und für immaterielle Anlagen teilweise 
zurück bis 1945 – war zu diesem frühen Zeitpunkt nicht 

 9) Siehe Fußnote 3.

Übersicht 3: Wirtschaftsbereiche mit Beteiligung des Staates (S.13)
und/oder der Privaten Organisationen ohne Erwerbszweck (S.15)

Sektoren

A 601) Wirtschaftsbereich S.11/S.12/
S.142)

S.13 S.15

01 Landwirtschaft und Jagd . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.11
02 Forstwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.11
41 Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.11
63 Hilfs- und Nebentätigkeiten für

den Verkehr u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.11/P.13
70 Grundstücks- und Wohnungswesen . . . . . . . P.11 P.11 P.11
73 Forschung und Entwicklung . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.13 P.13
75 Öffentliche Verwaltung, Verteidigung,

Sozialversicherung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . P.13
80 Erziehung und Unterricht . . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.13 P.13
85 Gesundheits-, Veterinär- und

Sozialwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.13 P.13
90 Erbringung von Entsorgungsleistungen . . . . P.11 P.11
91 Interessenvertretungen, kirchliche und

religiöse Vereinigungen . . . . . . . . . . . . . . . . . P.11 P.13
92 Kultur, Sport und Unterhaltung . . . . . . . . . . . . P.11 P.13 P.13

P.11 = Marktproduktion; P.13 = Sonstige Nichtmarktproduktion.

1) Zweisteller der Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). –
2) Nichtfinanzielle und Finanzielle Kapitalgesellschaften und Private Haushalte.
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möglich. Daher sind insbesondere die Berechnungen nach 
Wirtschaftsbereichen derzeit noch mit großen Unsicherhei-
ten verbunden. Wenn im Rahmen der Rückrechnung der 
VGR für die Zeit vor 1991 die komplett nach dem ESVG 
1995 abgestimmten Investitionsreihen vorliegen, müssen 
die Berechnungen von Anlagevermögen und Abschreibun-
gen überarbeitet werden. Die Auswirkungen dieser Über-
arbeitung auf die Gesamthöhe dürften nach gegenwärtiger 
Einschätzung geringfügig sein. Nach Wirtschaftsbereichen 
ist mit größeren Änderungen zu rechnen.

Auch eine noch so gute Umrechnung der langen Inves-
titionsreihen aus der alten Wirtschaftszweigklassifikation 
in die neuen Klassifikationen sollte jedoch nicht darüber 
hinwegtäuschen, dass es sich hier um modellhafte Rech-
nungen handelt. Wie sich das Anlagevermögen heute tat-
sächlich auf die Wirtschaftsbereiche und Sektoren verteilt, 
könnte nur ein umfassender Vermögenszensus klären.

1.3.2  Nutzungsdaueransätze

Für alle Investitionsreihen war die durchschnittliche, öko-
nomische Nutzungsdauer zu bestimmen. Die Nutzungs-
dauer ist der Zeitraum, über den ein Anlagegut abge-
schrieben wird. Sie ist eine in die Zukunft gerichtete und 
damit unsichere Größe. Bei ihrer Festlegung sind gemäß 
dem ESVG 1995 normaler Verschleiß und wirtschaftliches 
Veralten sowie das Risiko des Verlusts an Anlagevermögen 
durch versicherbare Schadensfälle zu berücksichtigen. Es 
wird angenommen, dass die Anlagen ordnungsgemäß 
gewartet und kleinere Reparaturen laufend durchgeführt 
werden. Bei der Festlegung der Nutzungsdaueransätze 
werden die Investitionen möglichst tief nach Güterarten 
untergliedert. Für Investitionsreihen, die aus der Rechnung 
vor Revision vorhanden waren, wurden im Wesentlichen 
die bisherigen Nutzungsdaueransätze übernommen und 
nur geringfügig überarbeitet.

Wichtigste Anhaltspunkte bei der Bestimmung der durch-
schnittlichen Nutzungsdauer der einzelnen Güterarten für 
Ausrüstungen geben die vom Bundesministerium der 
Finanzen herausgegebenen AfA-Tabellen. Dort wird in 
detaillierter Gütergliederung festgelegt, welche Nutzungs-
dauer bei der Ermittlung steuerlicher Abschreibungen 
verwendet werden darf. Da bei der Bestimmung der 
steuerlichen Nutzungsdauer vom Vorsichtsprinzip des Ein-
zelunternehmens ausgegangen wird, ist die gesamtwirt-
schaftliche durchschnittliche Nutzungsdauer für die einzel-
nen Güterarten im Allgemeinen länger als die steuerliche. 
Deshalb wird auf die Angaben aus den AfA-Tabellen ein 
durchschnittlicher Aufschlag von 25 bis 100% vorgenom-
men. Dabei sind jedoch die ab diesem Jahr gültigen, über-
arbeiteten AfA-Tabellen noch nicht eingeflossen. Inwie-
weit die dort festgelegten längeren Abschreibungsfristen 
eine Überarbeitung der Ansätze in den VGR für die kom-
menden Jahre erfordert, muss noch untersucht werden. 
Ausrüstungszugänge verschiedener Güterarten mit glei-

cher durchschnittlicher Nutzungsdauer werden zu Grup-
pen zusammengefasst.

Die Nutzungsdauern für Bauten, die bereits vor Revision 
abgeschrieben wurden, wurden unverändert übernommen. 
Für die Bestimmung der Nutzungsdauer öffentlicher Tief-
bauten und militärischer Anlagegüter musste auf andere 
Quellen zurückgegriffen werden, da diese nicht in den AfA-
Tabellen enthalten sind. Für Straßen und Wasserstraßen 
konnte auf umfangreiche Berechnungen des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung (DIW) zurückgegriffen 
werden10), die neben Auswertungen der Finanzstatistik 
auch wichtige Grundlage für die differenzierte Festlegung 
der Investitionsreihen in diesen Bereichen waren. Für 
Wasserbauten der Gemeinden gibt es Anhaltspunkte 
zur Nutzungsdauer von der Ländergemeinschaft Wasser 
(LAWA).11) Außerdem wurden bei der Schätzung der durch-
schnittlichen Nutzungsdauer Ergebnisse einer statistischen 
Erhebung des Ifo-Instituts für Wirtschaftsforschung zur 
Nutzungsdauer von Infrastrukturbauten12) sowie Angaben 
zur technischen Nutzungsdauer für Außenanlagen in den 
amtlichen Richtlinien für die Ermittlung der Verkehrswerte 
von Grundstücken13) herangezogen. Wichtigste Grundlage 
für die Schätzung der durchschnittlichen Nutzungsdauer 
militärischer Ausrüstungsgüterarten ist die Kostenrichtlinie 
(Ausgabe 1998) des Bundesministeriums für Verteidigung. 
Für militärische Bauten erfolgte die Schätzung in Analogie 
zu zivilen Bauten.

Zur Bestimmung der Nutzungsdauer für immaterielle Anla-
gen wurden ebenfalls verschiedene Quellen ausgewertet. 
Für Suchbohrungen konnte auf Angaben aus den AfA-
Tabellen zurückgegriffen werden. Die Nutzungsdauer von 
Software wird nach zwei Gruppen differenziert. Für Groß-
rechnersoftware wird eine höhere Nutzungsdauer als für 
PC-Software angenommen. Im Laufe der 1980er Jahre 
nahm der Anteil an PC-Software kontinuierlich zu. Auch 
wurden die Anteile beider Softwarearten nach Wirtschafts-
bereichen differenziert. Die durchschnittliche Nutzungs-
dauer von Urheberrechten wurde auf der Grundlage diffe-
renzierter Informationen zu Filmen, Fernsehproduktionen, 
Tonträgern, Musikkompositionen, künstlerischen Darbie-
tungen und Texten geschätzt.14)

Im Ergebnis ergeben sich für jeden Investitionsjahrgang 
durchschnittliche Nutzungsdauern nach Vermögensarten, 
Wirtschaftsbereichen und Sektoren.

10) Siehe insbesondere Kirner, W.: „Zeitreihen für das Anlagevermögen der Wirtschaftsbereiche in der Bundesrepublik Deutschland“, DIW-Beiträge zur Strukturforschung, Heft 5, 
Berlin 1968; Bartholmai, B./Enderlein, H./Niklas, J.: „Vorausschätzung des Ersatzinvestitionsbedarfs für die Bundesverkehrswege“, DIW-Beiträge zur Strukturforschung, Heft 83, 
Berlin 1985; Enderlein, H. /Kunert, U./Link, H.: „Berechnung und Bewertung der Verkehrsinfrastruktur in den neuen Bundesländern“, DIW-Beiträge zur Strukturforschung, Heft 
149, Berlin 1994.

11) Ländergemeinschaft Wasser: „Leitlinien zur Durchführung von Kostenvergleichsrechnungen“, ausgearbeitet vom LAWA-Arbeitskreis Nutzen-Kosten-Untersuchungen in der Was-
serwirtschaft, 1993, Anlage 1.

12) Richter, M.: „Herstellungskosten und Folgelasten kommunaler Investitionen“, Textband, ifo-Studien zur Finanzpolitik 52, München 1992, S. 109.
13) Kleiber, W. (Hrsg.): „Sammlung amtlicher Texte zur Wertermittlung von Grundstücken in den alten und neuen Bundesländern“, Bundesanzeiger 221a, Köln 1992, Anlage 7, S. 83 f.
14) Siehe auch Frankford, L.: „Urheberrechte in den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen“ in WiSta 5/2000, S. 320 ff.

Durchschnittliche Nutzungsdauer der Anlagenzugänge 1995
nach Vermögensarten

Jahre

Ausrüstungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 13
Immaterielle Anlagen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6
Bauten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 63
darunter:

Gewerbliche Bauten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 52
Wohnbauten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 74
Straßen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 57
Sonstiger öffentlicher Tiefbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46
Öffentlicher Hochbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 68
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Die Entwicklung der aggregierten durchschnittlichen Nut-
zungsdauer wird neben tatsächlichen Änderungen der 
Nutzungsdaueransätze der einzelnen Gütergruppen im 
Zeitablauf auch durch Struktureffekte, das heißt die 
unterschiedliche Besetzung der einzelnen Nutzungsdau-
ergruppen der Investitionen in den Jahren, beeinflusst. 
Von dieser durchschnittlichen Nutzungsdauer der Investi-
tionsjahrgänge ist die durchschnittliche Nutzungsdauer 
der im Bestand befindlichen Anlagen zu unterschei-
den. Letztere ergibt sich, indem man das Bruttoan-
lagevermögen (besser im Jahresdurchschnitt statt wie 
üblicherweise ausgewiesen am Jahresanfang) durch die 
Abschreibungen dividiert (reziproker Wert des gesamt-
wirtschaftlichen Abschreibungssatzes).

2 Darstellung der
Berechnungsergebnisse

2.1  Anlagevermögen

Ergebnisse der Anlagevermögensrechnung nach dem 
ESVG 1995 liegen ab 1991 ohne Nutztiere und Nutz-
pflanzungen, die noch nicht in die Berechnungen einbe-
zogen werden konnten, nach vier Anlagearten und nach 
60 Wirtschaftsbereichen vor.15) Das Anlagevermögen 
wird in Preisen von 1995 und zu Wiederbeschaffungs-
preisen jeweils nach dem Brutto- und Nettokonzept als 
Bestand am Jahresanfang nachgewiesen. Die folgende 
Kommentierung der Ergebnisse konzentriert sich auf die 
Darstellung in Preisen von 1995, da damit die reale 
Entwicklung des Anlagenbestandes ohne Einflüsse von 
Preisveränderungen dargestellt werden kann.

Das Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1995 ist für 
Analysen von Produktionsprozessen und der dabei ein-
gesetzten Produktionsfaktoren Kapital und Arbeit sowie 
für die Berechnung des kapitalseitigen Produktionspo-
tenzials16) von entscheidender Bedeutung. Es ist vom 
Jahresanfang 1991 bis zum Jahresanfang 2001 von gut 
15 auf fast 20 Billionen DM gestiegen, das entspricht 

einem durchschnittlichen jährlichen Wachstum von 2,6% 
in diesen zehn Jahren. Dabei war die Zunahme in den 
ersten fünf Jahren mit durchschnittlich 2,9% pro Jahr 
höher als in den letzten fünf Jahren mit 2,4% pro Jahr 
(siehe Tabelle 1). Die immateriellen Anlagegüter haben 
zwar nur einen Anteil von 1% am gesamten Anlagever-
mögen (siehe das Schaubild), aber sie sind mit durch-
schnittlich 6,4% pro Jahr mehr als doppelt so schnell wie 
die Sachanlagen gewachsen. Auch ist ihr Wachstums-
tempo im Gegensatz zu allen Sachanlagen im betrachte-
ten Zeitraum sogar noch gestiegen (siehe Tabelle 1).

Wie Tabelle 1 zeigt, ist das Nettoanlagevermögen in den 
Jahren 1991 bis 2000 real im Durchschnitt um 0,2 Pro-
zentpunkte pro Jahr langsamer gewachsen als das Brut-
toanlagevermögen. Der Wachstumsabstand zwischen 
Brutto- und Nettoanlagevermögen hat sich von 0,1 Pro-
zentpunkten in den ersten auf 0,3 Prozentpunkte in den 
letzten fünf Jahren erhöht. Damit einher geht ein zuneh-

15) Siehe Fußnote 4.
16) Die Bezeichnung „kapitalseitiges Produktionspotential“ wird von der Autorin verwendet, weil sie die durch Solow geübte Kritik an der einseitig kapitalorientierten Produktionspo-

tentialrechnung von Deutscher Bundesbank und Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung einerseits nachvollziehen kann, andererseits 
aber eine nur auf einen Faktor bezogene Potentialrechnung für genauso berechtigt hält wie die auf nur einen Faktor bezogenen Produktivitäten (Arbeits- und Kapitalproduktivität). 
Siehe Solow, R.: ”Unemployment in the United States and in Europe. A Contrast and the Reasons“ in ”The European Unemployment Problem“, CESifo Symposium, ifo Studien, 
München 1999, S. 1 ff., insbesondere S. 8 ff.

Tabelle 1: Anlagevermögen nach Vermögensarten in Preisen von 1995
Durchschnittliche jährliche Veränderungsraten in %

Gegenstand der Nachweisung 1991 bis 1995 1996 bis 2000 1991 bis 2000

brutto

Sachanlagen1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  2,9 +  2,3 +  2,6
Ausrüstungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  3,1 +  2,0 +  2,6
Bauten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  2,9 +  2,4 +  2,6

Wohnbauten . . . . . . . . . . . . . . . . . +  3,2 +  3,0 +  3,1
Nichtwohnbauten . . . . . . . . . . . . +  2,5 +  1,7 +  2,1

Immaterielle Anlagegüter . . . . . . . . . +  5,7 +  7,2 +  6,4
Alle Anlagegüter1) . . . +  2,9 +  2,4 +  2,6

netto

Sachanlagen1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  2,7 +  2,0 +  2,4
Ausrüstungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  2,9 +  1,9 +  2,4
Bauten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  2,7 +  2,0 +  2,4

Wohnbauten . . . . . . . . . . . . . . . . . +  3,0 +  2,7 +  2,9
Nichtwohnbauten . . . . . . . . . . . . +  2,3 +  1,2 +  1,8

Immaterielle Anlagegüter . . . . . . . . . +  4,5 +  8,8 +  6,7
Alle Anlagegüter1) . . . +  2,8 +  2,1 +  2,4

1) Ohne Nutztiere und Nutzpflanzungen. Statistisches Bundesamt 2001 - 01 - 0378

Bruttoanlagevermögen und Abschreibungen
nach Vermögensarten

in Preisen von 1995

19 979
Mrd. DM

Bruttoanlagevermögen am Jahresanfang 2001

17,2%

45,0%

36,7%

1,0%

595
Mrd. DM

Gesamtwirtschaftliche Abschreibungen im Jahr 2000

46,2%

22,3%

25,3%

6,2%

Ausrüstungen Wohnbauten

Nichtwohnbauten
Immaterielle
Anlagegüter
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mender Rückgang des Modernitätsgrades, das heißt des 
Anteils des Netto- am Bruttoanlagevermögen.

Diese bereits früher gezeigte, seit den 1970er Jahren 
im früheren Bundesgebiet zu beobachtende Tendenz17)

setzt sich auch für Deutschland offensichtlich fort. Das 
resultiert aus der Tatsache, dass die Investitionen nicht 
mehr so schnell wachsen wie in den ersten Nach-
kriegsjahrzehnten, in denen der Modernitätsgrad deshalb 
zunächst stark gestiegen war.

Tabelle 2 zeigt das Niveau und die Zusammensetzung 
des Bruttoanlagevermögens nach Bauten und übrigen 
Anlagen am Jahresanfang 1999 in Preisen von 1995 und 
die Entwicklung in den Jahren 1991 bis 1998 nach 31 

Tabelle 2: Bruttoanlagevermögen 1999 in Preisen von 1995 nach Wirtschaftszweigen1)

Anlagen2) Übrige Anlagen3) Bauten

Bestand am
Jahresanfang

Anteil an den
Anlagen

insgesamt

Bestand am
Jahresanfang

Anteil an den
Anlagen

Anteil
an den übrigen

Anlagen
insgesamt

Bestand am
Jahresanfang

Anteil an den
Anlagen

Anteil
an den Bauten

insgesamt

Wirtschaftsgliederung

(H. v. = Herstellung von)

Mrd. DM 1991 = 100 % Mrd. DM % Mrd. DM %

Land- und Forstwirtschaft; Fischerei . . . . 469,28 98 2,5 154,75 33,0 4,5 314,53 67,0 2,0

Produzierendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . 2 737,03 110 14,3 1 546,60 56,5 44,9 1 190,43 43,5 7,6
Produzierendes Gewerbe ohne

Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 588,81 108 13,6 1 453,02 56,1 42,2 1 135,79 43,9 7,3
Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 72,29 77 0,4 53,35 73,8 1,5 18,94 26,2 0,1
Bergbau auf Energieträger . . . . . . . . . . 54,66 72 0,3 39,57 72,4 1,1 15,09 27,6 0,1
Erzbergbau, Gewinnung von Steinen,

Erden, sonstiger Bergbau . . . . . . . . 17,63 100 0,1 13,78 78,2 0,4 3,85 21,8 0,0

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . 1 818,33 107 9,5 1 168,26 64,2 33,9 650,07 35,8 4,2
Ernährungsgewerbe und

Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . 230,54 107 1,2 136,75 59,3 4,0 93,79 40,7 0,6
Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . . 66,00 90 0,3 30,82 46,7 0,9 35,18 53,3 0,2
Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8,88 86 0,0 2,50 28,2 0,1 6,38 71,8 0,0
Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) . . . 29,67 114 0,2 15,02 50,6 0,4 14,65 49,4 0,1
Papier-, Verlags- und Druck-

gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 141,20 124 0,7 100,68 71,3 2,9 40,52 28,7 0,3
Kokerei, Mineralölverarbeitung,

H. v. Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . 39,82 96 0,2 30,25 76,0 0,9 9,57 24,0 0,1
Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . 224,40 103 1,2 156,15 69,6 4,5 68,25 30,4 0,4
H. v. Gummi- und Kunststoffwaren . 75,07 126 0,4 54,03 72,0 1,6 21,04 28,0 0,1
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung

von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . 98,13 116 0,5 62,27 63,5 1,8 35,86 36,5 0,2
Metallerzeugung und -bearbeitung,

H. v. Metallerzeugnissen . . . . . . . . . 213,97 102 1,1 144,39 67,5 4,2 69,58 32,5 0,4
Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 180,09 102 0,9 107,04 59,4 3,1 73,05 40,6 0,5
H. v. Büromaschinen, DV-Geräten;

Elektrotechnik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 212,03 110 1,1 142,32 67,1 4,1 69,71 32,9 0,4
Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 242,31 107 1,3 159,87 66,0 4,6 82,44 34,0 0,5
H. v. Möbeln, Schmuck,

Musikinstrumenten, Recycling . . . . 56,22 111 0,3 26,17 46,5 0,8 30,05 53,5 0,2

Energie- und Wasserversorgung . . . . . . 698,19 117 3,7 231,41 33,1 6,7 466,78 66,9 3,0

Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 148,22 144 0,8 93,58 63,1 2,7 54,64 36,9 0,3

Dienstleistungsbereiche . . . . . . . . . . . . . . . . 15 871,73 128 83,2 1 744,82 11,0 50,6 14 126,91 89,0 90,4

Handel, Gastgewerbe und Verkehr . . . . . . 1 826,53 127 9,6 687,08 37,6 19,9 1 139,45 62,4 7,3
Handel; Reparatur von Kfz und

Gebrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 526,67 140 2,8 244,01 46,3 7,1 282,66 53,7 1,8
Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 135,23 120 0,7 43,47 32,1 1,3 91,76 67,9 0,6
Verkehr und Nachrichtenübermittlung . 1 164,63 123 6,1 399,60 34,3 11,6 765,03 65,7 4,9

Finanzierung, Vermietung und
Unternehmensdienstleister . . . . . . . . . . . 10 230,51 130 53,6 679,43 6,6 19,7 9 551,08 93,4 61,1
Kredit- und Versicherungsgewerbe . . . 410,79 137 2,2 78,27 19,1 2,3 332,52 80,9 2,1
Grundstückswesen, Vermietung,

Unternehmensdienstleister . . . . . . . . . 9 819,72 130 51,5 601,16 6,1 17,4 9 218,56 93,9 59,0

Öffentliche und private Dienstleister . . . . . 3 814,69 121 20,0 378,31 9,9 11,0 3 436,38 90,1 22,0
Öffentliche Verwaltung, Verteidigung,

Sozialversicherung . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 521,44 117 8,0 84,88 5,6 2,5 1 436,56 94,4 9,2
Erziehung und Unterricht . . . . . . . . . . . . . 594,71 115 3,1 41,38 7,0 1,2 553,33 93,0 3,5
Gesundheits-, Veterinär- und

Sozialwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 696,83 135 3,7 161,06 23,1 4,7 535,77 76,9 3,4
Sonstige öffentliche und private

Dienstleister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 001,71 124 5,3 90,99 9,1 2,6 910,72 90,9 5,8
Häusliche Dienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – – – – – – – – –

Alle Wirtschaftsbereiche . . . . . . . . . . . . . . . . 19 078,04 124 100 3 446,17 18,1 100 15 631,87 81,9 100
nachrichtlich: Unternehmen4) . . . . . . . 15 822,69 126 82,9 3 282,02 20,7 95,2 12 540,67 79,3 80,2

Staat . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 014,94 116 15,8 141,17 4,7 4,1 2 873,77 95,3 18,4

1) Vorläufiges Ergebnis. – 2) Ohne Nutztiere und Nutzpflanzungen. – 3) Ausrüstungen und immaterielle Anlagen. – 4) Alle Wirtschaftsbereiche ohne Staat und private Organisationen
ohne Erwerbszweck.

Modernitätsgrad am Jahresanfang

%

1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001

64,1 64,1 64,1 63,9 63,7 63,6 63,3 63,2 63,0 62,8 62,7

17) Siehe Fußnote 7, S. 117.
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Wirtschaftsbereichen der WZ 93 sowie für die Unter-
nehmen und den Staat. Dabei handelt es sich wie bereits 
erläutert um erste vorläufige Berechnungen, die mit grö-
ßeren Unsicherheiten behaftet sind als die gesamtwirt-
schaftlichen Daten. Während insgesamt das Bruttoanla-
gevermögen von 1991 bis 1998 real um 24% gewachsen 
ist, ging es in den Bereichen Land- und Forstwirtschaft, 
Fischerei, Bergbau und Gewinnung von Steinen und 
Erden, Textil- und Bekleidungsgewerbe, Ledergewerbe 
sowie Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung von 
Brutstoffen zum Teil erheblich zurück. Überdurchschnitt-
lich stark gewachsen ist das Bruttoanlagevermögen im 
Baugewerbe und im Dienstleistungsbereich. Die Dienst-
leistungsbereiche verfügten am Jahresanfang 1999 über 
83,2% aller Anlagen, darunter über 90,4% aller Bauten 
und immerhin noch über 50,6% aller übrigen Anlagen 
(Ausrüstungen und immaterielle Anlagen). Der exorbitant 
hohe Anteil bei den Bauten resultiert insbesondere dar-
aus, dass in diesen Bereichen alle Wohnungen und die 
gesamte Verkehrsinfrastruktur enthalten sind. Bei den 
übrigen Anlagen schlagen insbesondere das Leasing, bei 
dem gemäß Eigentümerkonzept das gesamte Ausrüs-
tungsvermögen, das herstellerunabhängig zur Vermie-
tung bereitsteht, gebucht ist, und das Ausrüstungs- und 
immaterielle Vermögen von Verkehr und Nachrichten-
übermittlung zu Buche. Das Verarbeitende Gewerbe ver-
fügt über fast 34% aller übrigen Anlagen. Bei einem 
Nachweis des Anlagevermögens nach dem Nutzerkon-
zept müsste dieser Anteil – ebenso wie beim Bauge-
werbe – höher sein. 

Die eben beschriebenen Zusammenhänge werden auch 
bei der Betrachtung der Zusammensetzung des Anla-
gevermögens der einzelnen Bereiche aus Bauten und 
übrigen Anlagen deutlich. Die Wohnungsvermietung 
dominiert den gesamten Bereich Grundstückswesen, 
Vermietung, Unternehmensdienstleister mit einem Anteil 
der Bauten von fast 94%, sodass dort der Anteil der 
übrigen Anlagen nur gut 6% beträgt, obwohl auch der 
Bereich Leasing (Vermietung von beweglichen Sachen 
ohne Bedienungspersonal) mit hohen Ausrüstungsbe-
ständen enthalten ist. Dies trifft in nur leicht abge-
schwächter Form auf den gesamten Dienstleistungsbe-
reich zu (Anteil der Bauten an allen Anlagen 89%). Wenn 
man in Betracht zieht, dass mehr als vier Fünftel des 
gesamten Anlagevermögens Bauten sind und allein der 
Anteil der Wohnbauten an allen Anlagen 45% beträgt 
(siehe das Schaubild), so wird das verständlich. Im Pro-
duzierenden Gewerbe haben die Bauten hingegen fast 
durchgängig einen Anteil von weniger als 50% der Anla-
gen. Fast zwei Drittel der Anlagen im Verarbeitenden 
Gewerbe sind Ausrüstungen und immaterielle Anlagen.

Das Bruttoanlagevermögen in Preisen von 1995 wurde 
auch für den Sektor Staat (S.13) und die Unternehmen 
(siehe nachrichtliche Zeilen in Tabelle 2) berechnet. Die 
Unternehmen sind definiert als die Summe der Sektoren 
S.11, S.12 und S.14 und entsprechen etwa dem Unter-
nehmensbereich vor Revision, abgesehen von etwas 
anderen Abgrenzungen, wie zum Beispiel bei den bereits 
im Abschnitt 1.3.1 erläuterten Krankenhäusern öffentli-
cher und frei-gemeinnütziger Träger. Damit wurde Wün-

schen Rechnung getragen, einerseits für den Sektor 
Staat das Anlagevermögen auszuweisen und anderer-
seits wie bisher oftmals praktiziert, den Kapitalstock auch 
ohne Staat und private Organisationen ohne Erwerbs-
zweck verfügbar zu haben. Diese Daten gibt es jedoch 
nicht für das Nettoanlagevermögen und auch nicht für 
das Bruttoanlagevermögen zu Wiederbeschaffungsprei-
sen. Vom Lieferprogramm des ESVG 1995 wird über 
das jetzt bereits veröffentlichte Datenangebot hinaus nur 
fünfjährlich, beginnend für das Jahr 2000, für die 31 Wirt-
schaftsbereiche eine Untergliederung nach drei Anlage-
arten – Ausrüstungen, Bauten und sonstige Anlagen – 
gefordert.

2.2  Abschreibungen

Die Abschreibungen haben mit dem ESVG 1995 erheb-
lich an Bedeutung gewonnen und die Berechnungen 
sind viel umfangreicher geworden. Im Kontensystem wer-
den jetzt alle Salden netto, das heißt abzüglich Abschrei-
bungen, dargestellt (Nettoinlandsprodukt, Nettobetriebs-
überschuss). Für die Berechnungen zu den sonstigen 
Nichtmarktproduzenten mussten detaillierte Abschrei-
bungen innerhalb der VGR zur Verfügung gestellt wer-
den, ebenso wie für alle Sektoren zur Aufstellung der 
Sektorkonten. Wie anhand der Übersicht 2 im Abschnitt 
1.2.1 beschrieben, ermöglicht die Kumulationsmethode 
die Berechnung der Abschreibungen, ohne dass alle Ele-
mente der Anlagevermögensrechnung gleichzeitig mitbe-
rechnet und abgestimmt werden. Somit konnten fast alle 
erforderlichen Teilaggregate der Abschreibungen mit Hilfe 
der Kumulationsmethode bereits für die ersten Datenlie-
ferungen nach dem ESVG 1995 bereitgestellt werden. 
Eine Ausnahme bildet die Aufteilung der bisherigen Pro-
duktionsunternehmen auf Nichtfinanzielle Kapitalgesell-
schaften (S.11) und Private Haushalte (S.14). Sie erfolgte 
auch für die Abschreibungen im Rahmen der dafür auch 
für andere Merkmale der VGR entwickelten Methoden.18) 
Die gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen im Jahr 
2000 in Höhe von 589,82 Mrd. DM in jeweiligen Preisen 
verteilen sich folgendermaßen auf die Sektoren:

Die Zusammensetzung der gesamtwirtschaftlichen 
Abschreibungen nach Vermögensarten zeigt das 
Schaubild. Dabei wird im Vergleich zum Bruttoanlagever-
mögen deutlich, dass die Abschreibungen auf Ausrüs-
tungen und immaterielle Anlagen ein wesentlich größeres 
Gewicht haben, als es ihrem Anteil am Bruttoanlagever-
mögen entspricht.19) Über die Hälfte der Abschreibungen 
sind Abschreibungen auf Ausrüstungen und immateri-
elle Anlagen, während ihr Anteil am Bruttoanlagevermö-
gen weniger als ein Fünftel beträgt. Komplementär dazu 
resultiert nur knapp die Hälfte aller Abschreibungen aus 

Abschreibungen im Jahr 2000

in jeweiligen Preisen
Mrd. DM

Nichtfinanzielle Kapitalgesellschaften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 339,24
Finanzielle Kapitalgesellschaften . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,96
Staat . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 65,55
Private Haushalte und private Organisationen ohne Erwerbszweck . . . . . 170,07

18) Siehe Strohm, W. u.a.: „Revision der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 1999 ...“, Fußnote 3, Kapitel „3 Statistische Einheiten und Sektoren“, S. 273.
19) Wie im Abschnitt 1.1 erläutert, sind in den gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen auch Abschreibungen auf die kumulierten Grundstücksübertragungskosten für unbebauten 

Grund und Boden enthalten. Da diese aber weniger als 1% der gesamtwirtschaftlichen Abschreibungen ausmachen, wird der Vergleich an dieser Stelle nicht gestört.
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Abschreibungen auf Bauten, die über vier Fünftel des 
Bruttoanlagevermögens stellen. Der Grund dafür liegt in 
den wesentlich kürzeren Nutzungsdauern von immate-
riellen Anlagen und Ausrüstungen im Vergleich zu den 
Bauten.

Die Abschreibungen nach 60 Wirtschaftsbereichen 
werden im Kontext von Produktionswerten, Vorleistun-
gen, Wertschöpfung und Betriebsüberschuss in jewei-
ligen Preisen dargestellt.20) Durch sie wird die Berech-
nung des Nettobetriebsüberschusses erst möglich. Auf 
eine Wiedergabe und Kommentierung dieser Zusammen-
hänge wird hier verzichtet, da sie nicht Gegenstand die-
ses Aufsatzes sind. Zur Vervollständigung der Veröffent-
lichungen sind die Abschreibungen von 1991 bis 1998 
in Preisen von 1995 nach 60 Wirtschaftsbereichen als 
Anhangtabelle angefügt. Durch das Lieferprogramm ist 
für die Abschreibungen fünfjährlich die Erstellung einer 
Kreuztabelle nach 60 Wirtschaftsbereichen und fünf Sek-
toren im Rahmen der Kreuztabelle des Produktionskon-
tos, beginnend für das Jahr 2000, vorgeschrieben. Bei 
den derzeitigen Berechnungen wurde bereits weitestge-
hend versucht, den Erfordernissen dieser Kreuztabellie-
rung zu entsprechen (siehe Abschnitt 1.3.1). Im Zuge 
der Abstimmung der Kreuztabellen für das Produktions-
konto werden sich wahrscheinlich noch Ansatzpunkte für 
Änderungsbedarf ergeben.

3 Hinweise für analytische
Auswertungen

Die wohl häufigste und geläufigste Nutzung der Ergeb-
nisse der Anlagevermögensrechnung für Wirtschaftsana-
lysen basiert – wie bereits im Abschnitt 2.1 angedeutet 
– auf dem Kapitalstock als Maßstab für den Produk-
tionsfaktor Kapital. Als Kapitalstock wird das jahres-
durchschnittliche Bruttoanlagevermögen bezeichnet, bei 
dem – anders als beim Nettokonzept – die Wertminde-
rung der Anlagegüter unberücksichtigt bleibt. Damit wird 
der die Produktionskapazität bestimmende Kapitalein-
satz erfasst, sodass auf dieser Grundlage das kapital-
seitige Produktionspotential bestimmt werden kann. In 
Tabelle 3 sind Angaben zum Kapitalstock und den daraus 
abgeleiteten Kennziffern Kapitalproduktivität und Kapital-
intensität nach neun Wirtschaftsbereichen für 1991 und 
1998 zusammengestellt. Für die Volkswirtschaft insge-
samt liegen diese Daten bis zum Jahr 2000 vor. Wie 
anhand von Tabelle 2 erläutert, dominiert die Wohnungs-
vermietung nicht nur den Bereich Grundstücks- und 
Wohnungswesen, sondern auch alle Aggregationsstufen 
mit diesem Wirtschaftsbereich bis hin zu den Dienst-
leistungen insgesamt. Deshalb wird der Bereich Finan-
zierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister hier 
ohne Grundstücks- und Wohnungswesen ausgewiesen. 
Diese Vorgehensweise wird anstelle der vor Revision 
gebräuchlichen Darstellung der Unternehmen ohne Woh-
nungsvermietung bei der Analyse des Kapitalstocks für 
sinnvoll erachtet. Die Daten zum Kapitalstock und seiner 
Entwicklung in Tabelle 3 unterscheiden sich von den in 
Tabelle 2 enthaltenen nur dadurch, dass sie sich auf 
Jahresdurchschnittswerte beziehen, um die zeitpunktbe-

zogenen Vermögensangaben mit den zeitraumbezoge-
nen Produktionsergebnissen kombinieren zu können. Die 
Gesamtentwicklung wird damit nur für sieben und nicht 
für acht Jahre dargestellt. Für diesen Teil der Tabelle gel-
ten somit die Aussagen zur Entwicklung der Wirtschafts-
bereiche in Abschnitt 2.1.

Die Kapitalproduktivität ist das Verhältnis von Brut-
toinlandsprodukt bzw. unbereinigter Bruttowertschöp-
fung zum Kapitalstock, beides gemessen in Preisen von 
1995. Sie ist das Gegenstück zur Arbeitsproduktivität, 
wobei beide als mittlere und nicht als Grenzproduktivität 
bestimmt werden, und ist ein Maß für das Produktionser-
gebnis pro Kapitaleinheit für eine gegebene Zeitperiode. 
Die Kapitalproduktivität insgesamt ist von 1991 bis 1999 
von 214 auf 193 DM je 1 000 DM Kapitalstock gesunken 
und erstmals im gesamten Zeitraum im Jahr 2000 auf 
194 DM je 1 000 DM Kapitalstock gestiegen. Von den 
Wirtschaftsbereichen, für die derzeit nur Daten bis 1998 
zur Verfügung stehen (siehe Tabelle 3), haben abwei-
chend vom allgemeinen Trend die Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei sowie Verkehr und Nachrichtenüber-
mittlung einen Anstieg der Kapitalproduktivität von 1991 
bis 1998 zu verzeichnen. Besonders stark ist die Kapital-
produktivität im Baugewerbe zurückgegangen, die ins-
gesamt mit Abstand das höchste Niveau aufweist. Da 
andererseits die Bereiche mit steigender Kapitalprodukti-
vität gleichzeitig die Bereiche mit dem geringsten Niveau 
sind, könnte man von Tendenzen einer Angleichung 
des Niveaus der Kapitalproduktivität zwischen den Wirt-
schaftsbereichen sprechen. Das dürfte aber wegen der 
Unsicherheiten der Daten zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
noch nicht ausreichend gesichert sein.

Im Gegensatz zur Kapitalproduktivität ist die gesamt-
wirtschaftliche Kapitalintensität in allen Jahren von 
1991 bis 2000 gestiegen, das heißt der Kapitaleinsatz je 
Erwerbstätigen hat real kontinuierlich zugenommen. Im 
Jahr 2000 wurde mit 0,8% allerdings der geringste reale 
Zuwachs seit 1991 verzeichnet. Im Zeitraum von 1991 
bis 1998, für den differenzierte Daten nach Wirtschafts-
bereichen verfügbar sind (siehe Tabelle 3), war ins-
besondere in der Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, 
im Bereich Verkehr und Nachrichtenübermittlung sowie 
im Produzierenden Gewerbe eine überdurchschnittliche 
Steigerung des Kapitaleinsatzes je Erwerbstätigen zu 
beobachten.

Über diese Auswertungen auf der Grundlage des Kapi-
talstocks in konstanten Preisen hinaus gibt es aber 
noch eine Reihe anderer Analysemöglichkeiten, die 
mehr oder weniger gebräuchlich sind. Nur auf einige soll 
abschließend kurz verwiesen werden. Die im Rahmen der 
Anlagevermögensrechnung ausgewiesenen Größen des 
Brutto- und Nettoanlagevermögens in konstanten Prei-
sen und zu Wiederbeschaffungspreisen können je nach 
Erkenntnisziel für unterschiedliche Zwecke und unter-
schiedliche Kombinationen mit anderen Größen heran-
gezogen werden. So wird das Nettoanlagevermögen 
zu Wiederbeschaffungspreisen für die Aufstellung von 
Vermögensbilanzen der Wirtschaftsbereiche und Sekto-
ren und für die Berechnung des Volksvermögens benö-
tigt, da es den Zeitwert der Anlagegüter gut widerspie-

20) Die erstmalige Veröffentlichung erfolgte in Fachserie 18 „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen“, Reihe 1.3 „Konten und Standardtabellen 1999“, Hauptbericht, Tabelle 3.2.7.
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gelt. Durch das Nettokonzept wird die Wertminderung 
der Anlagegüter durch Verschleiß und wirtschaftliches 
Veralten berücksichtigt und mit der Bewertung zu Wie-
derbeschaffungspreisen werden die im Bestand befindli-
chen Anlagegüter mit den Preisen zum Berichtszeitpunkt 
bewertet. Die Kapitalintensität bzw. das Bruttoanlagever-
mögen je Erwerbstätigen zu Wiederbeschaffungsprei-
sen ist ein Maß für den Neuwert eines Arbeitsplatzes, 
also den Betrag, der im Berichtsjahr bzw. zum Berichts-
zeitpunkt im Durchschnitt pro Arbeitsplatz zu zahlen 
wäre, um ihn auf dem vorhandenen technischen Niveau 
neu einzurichten. Die „Nettokapitalintensität“ bzw. das 
Nettoanlagevermögen je Erwerbstätigen zu Wiederbe-
schaffungspreisen ist ein guter Schätzwert für den Zeit-
wert der Arbeitsplatzausstattung. Unter Berücksichtigung 
des beschriebenen Aussagegehaltes könnte somit auch 
der „Nettokapitalstock“ als jahresdurchschnittliches Net-

toanlagevermögen gebildet werden. Zu Wiederbeschaf-
fungspreisen verkörpert es den Zeitwert des jahresdurch-
schnittlich eingesetzten Anlagevermögens, nicht jedoch 
die Produktionskapazität. Der Zeitwert des Anlagevermö-
gens hat seine eigene ökonomische Bedeutung: Wenn 
gebrauchte Anlagegüter verkauft werden, erlöst man 
nicht mehr den Anschaffungswert, sondern den Zeitwert, 
der in etwa dem Nettowert zu Wiederbeschaffungsprei-
sen entsprechen dürfte. Der Produktionsausstoß bzw. 
die Fähigkeit zur Produktionsleistung des Anlagegutes 
ist aber in volumenmäßiger Betrachtung von Anfang bis 
Ende der Nutzungsdauer praktisch gleich, wenn stän-
dige Wartung und Instandhaltung vorausgesetzt wird. 
Das heißt aber, dass bei der Betrachtung des Pro-
duktionsprozesses, der Produktionskapazität usw. der 
Bruttowert und nicht der Netto- bzw. Zeitwert von
Interesse ist.!

Tabelle 3: Kapitalstock, Kapitalproduktivität und Kapitalintensität in Preisen von 1995

Produzierendes Gewerbe ohne
Baugewerbe

Handel, Gastgewerbe und Verkehr

darunter:

Insgesamt1)
Land- und

Forstwirtschaft,
Fischerei zusammen

dar.:
Verarbeitendes

Gewerbe

Baugewerbe

zusammen
Handel,

Reparatur von
Kfz und

Gebrauchs-
gütern

Verkehr und
Nachrichten-
übermittlung

Finanzierung,
Vermietung und
Unternehmens-
dienstleister2)

Öffentliche und
private

DienstleisterJahr

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10

K a p i t a l s t o c k 3 )

Mrd. DM

1991 15 642,25 480,95 2 426,99 1 730,52 107,24 1 465,59 386,35 965,04 1 181,40 3 187,62
1998 18 859,31 470,10 2 582,52 1 815,64 148,67 1 807,23 518,17 1 154,80 1 655,34 3 777,93

1991 = 100

1998 121 98 106 105 139 123 134 120 140 119

K a p i t a l p r o d u k t i v i t ä t 4 )

DM je 1 000 DM Kapitalstock

1991 214 82 367 464 1 882 376 868 174 382 205
1998 195 97 329 419 1 388 340 693 188 363 195

1991=100

1998 91 119 90 90 74 91 80 108 95 95

K a p i t a l i n t e n s i t ä t 5 )

1 000 DM je Erwerbstätigen

1991 407 309 214 164 38 157 69 398 341 327
1998 502 473 300 224 51 191 88 569 359 356

1991 = 100

1998 124 153 140 137 134 122 129 143 105 109

1) Einschl. Grundstücks- und Wohnungswesen. – 2) Ohne Grundstücks- und Wohnungswesen. – 3) Jahresdurchschnittliches Bruttoanlagevermögen. – 4) Verhältnis der unbereinigten
Bruttowertschöpfung bzw. des Bruttoinlandsprodukts bei Insgesamt zum Kapitalstock. – 5) Kapitalstock je Erwerbstätigen (Jahresdurchschnitt).
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Anhangtabelle:
Abschreibungen in Preisen von 1995

Mrd. DM

Wirtschaftsgliederung 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Land- und Forstwirtschaft; Fischerei . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,54 15,58 15,49 15,32 15,19 15,08 14,94 14,80

Land- und Forstwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,08 15,12 15,04 14,88 14,75 14,65 14,51 14,37

Landwirtschaft und Jagd . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,38 14,42 14,34 14,19 14,07 13,99 13,86 13,73

Forstwirtschaft . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,70 0,70 0,70 0,69 0,68 0,66 0,65 0,64

Fischerei und Fischzucht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,46 0,46 0,45 0,44 0,44 0,43 0,43 0,43

Produzierendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 132,47 138,97 142,93 144,65 145,37 146,41 146,91 147,76

Produzierendes Gewerbe ohne Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 124,49 129,91 132,85 133,69 133,75 134,46 134,98 136,06

Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,94 4,93 4,86 4,64 4,46 4,39 4,20 4,03

Bergbau auf Energieträger . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,02 3,96 3,84 3,59 3,39 3,30 3,12 2,97

Kohlenbergbau, Torfgewinnung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,28 3,20 3,08 2,85 2,64 2,54 2,37 2,23

Gewinnung von Erdöl, Erdgas, Erbringung damit verbundener Dienstleistungen 0,74 0,76 0,76 0,74 0,75 0,76 0,75 0,74

Bergbau auf Uran- und Thoriumerze . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – – – – – – – –

Erzbergbau, Gewinnung von Steinen, Erden, sonstiger Bergbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,92 0,97 1,02 1,05 1,07 1,09 1,08 1,06

Erzbergbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,02 0,02 0,02 0,02 0,01 0,00 0,00 0,00

Gewinnung von Steinen, Erden, sonstiger Bergbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,90 0,95 1,00 1,03 1,06 1,09 1,08 1,06

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 99,15 104,21 106,84 107,52 107,56 108,09 108,59 109,54

Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,01 11,54 11,96 12,22 12,34 12,45 12,48 12,49

Ernährungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10,62 11,15 11,56 11,82 11,93 12,04 12,07 12,10

Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,39 0,39 0,40 0,40 0,41 0,41 0,41 0,39

Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,39 3,43 3,41 3,37 3,29 3,23 3,14 3,07

Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,79 2,83 2,80 2,77 2,71 2,66 2,58 2,52

Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,60 0,60 0,61 0,60 0,58 0,57 0,56 0,55

Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,38 0,38 0,38 0,37 0,36 0,36 0,35 0,34

Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,47 1,59 1,68 1,74 1,79 1,80 1,79 1,75

Papier-, Verlags- und Druckgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,65 8,16 8,58 8,85 9,07 9,29 9,45 9,69

Papiergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,85 3,02 3,14 3,18 3,19 3,20 3,18 3,21

Verlags-, Druckgewerbe, Vervielfältigung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,80 5,14 5,44 5,67 5,88 6,09 6,27 6,48

Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung von Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,15 2,21 2,21 2,17 2,16 2,16 2,20 2,18

Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,81 12,15 12,29 12,31 12,25 12,31 12,43 12,69

Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,65 3,86 4,00 4,09 4,20 4,31 4,44 4,61

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,60 4,91 5,18 5,41 5,59 5,73 5,78 5,81

Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von Metallerzeugnissen . . . . . . . . . 11,66 12,20 12,45 12,48 12,44 12,44 12,41 12,52

Metallerzeugung und -bearbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,72 5,87 5,89 5,81 5,69 5,59 5,50 5,47

Herstellung von Metallerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,94 6,33 6,56 6,67 6,75 6,85 6,91 7,05

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10,21 10,79 11,02 11,01 10,91 10,83 10,72 10,72

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten; Elektrotechnik . . . . . 12,57 13,54 14,02 14,07 13,81 13,58 13,44 13,44

Herstellung von Büromaschinen, Datenverarbeitungsgeräten und -einrichtungen 2,55 2,81 2,83 2,64 2,35 2,07 1,87 1,77

Herstellung von Geräten der Elektrizitätserzeugung, -verteilung u. Ä. . . . . . . . . . . . 5,61 5,93 6,12 6,19 6,21 6,21 6,20 6,22

Rundfunk-, Fernseh- und Nachrichtentechnik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,41 2,56 2,67 2,73 2,75 2,80 2,87 2,94

Medizin-, Mess-, Steuer- und Regelungstechnik, Optik . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,00 2,24 2,40 2,51 2,50 2,50 2,50 2,51

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16,05 16,76 16,88 16,61 16,49 16,71 17,05 17,31

Herstellung von Kraftwagen und Kraftwagenteilen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,59 15,14 15,15 14,82 14,65 14,82 15,15 15,39

Sonstiger Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,46 1,62 1,73 1,79 1,84 1,89 1,90 1,92

Herstellung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten, Recycling . . . . . . . . . . . . . . . 2,55 2,69 2,78 2,82 2,86 2,89 2,91 2,92

Herstellung von Möbeln, Schmuck, Musikinstrumenten usw. . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,36 2,50 2,58 2,61 2,64 2,67 2,68 2,69

Recycling . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,19 0,19 0,20 0,21 0,22 0,22 0,23 0,23

Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20,40 20,77 21,15 21,53 21,73 21,98 22,19 22,49

Energieversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17,88 18,14 18,46 18,77 18,85 19,00 19,12 19,32

Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,52 2,63 2,69 2,76 2,88 2,98 3,07 3,17

Baugewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,98 9,06 10,08 10,96 11,62 11,95 11,93 11,70

Dienstleistungsbereiche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 298,94 317,09 333,25 347,24 360,59 373,41 385,52 398,97

Handel, Gastgewerbe und Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 66,87 71,65 76,03 79,46 82,19 84,53 86,58 88,77

Handel; Reparatur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19,75 21,69 23,51 25,02 26,27 27,28 28,22 29,29

Kraftfahrzeughandel; Reparatur von Kraftfahrzeugen; Tankstellen . . . . . . . . . . . . . . . . 3,06 3,35 3,63 3,88 4,11 4,32 4,54 4,82

Handelsvermittlung und Großhandel (ohne Kfz) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,32 10,24 11,04 11,62 12,04 12,37 12,69 13,07

Einzelhandel (ohne Kfz); Reparatur von Gebrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,37 8,10 8,84 9,52 10,12 10,59 10,99 11,40
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noch Anhangtabelle:
Abschreibungen in Preisen von 1995

Mrd. DM

Wirtschaftsgliederung 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998

Gastgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,32 4,44 4,60 4,73 4,86 4,96 5,03 5,11

Verkehr und Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42,80 45,52 47,92 49,71 51,06 52,29 53,33 54,37

Landverkehr; Transport in Rohrfernleitungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12,19 12,94 13,64 14,20 14,76 15,31 15,78 16,27

Schifffahrt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,36 2,35 2,36 2,38 2,43 2,55 2,82 3,20

Luftfahrt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,78 2,92 2,95 2,96 2,92 2,91 2,93 2,99

Hilfs- und Nebentätigkeit für den Verkehr u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8,39 8,78 8,99 9,07 9,10 9,13 9,13 9,24

Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17,08 18,53 19,98 21,10 21,85 22,39 22,67 22,67

Finanzierung, Vermietung und Unternehmensdienstleister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 148,98 158,30 166,68 174,45 182,54 190,76 198,83 207,77

Kredit- und Versicherungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,04 10,04 11,09 11,94 12,67 13,25 13,89 14,52

Kreditgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,29 7,00 7,76 8,40 8,94 9,40 9,91 10,43

Versicherungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2,63 2,90 3,18 3,37 3,53 3,62 3,73 3,83

Kredit- und Versicherungshilfsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,12 0,14 0,15 0,17 0,20 0,23 0,25 0,26

Grundstückswesen, Vermietung, Unternehmensdienstleister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 139,94 148,26 155,59 162,51 169,87 177,51 184,94 193,25

Grundstücks- und Wohnungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 97,46 101,12 104,87 108,81 113,16 117,78 121,94 126,14

Vermietung beweglicher Sachen ohne Bedienungspersonal . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,97 17,07 18,69 19,78 20,63 21,41 22,25 23,27

Datenverarbeitung und Datenbanken . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,37 1,53 1,71 1,90 2,05 2,24 2,58 3,13

Forschung und Entwicklung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,71 1,90 2,01 2,07 2,11 2,14 2,18 2,32

Dienstleister überwiegend für Unternehmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24,43 26,64 28,31 29,95 31,92 33,94 35,99 38,39

Öffentliche und private Dienstleister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 83,09 87,14 90,54 93,33 95,86 98,12 100,11 102,43

Öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversicherung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31,45 32,29 33,11 33,74 34,31 34,81 35,23 35,63

Erziehung und Unterricht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,70 12,44 13,04 13,51 13,83 14,01 14,16 14,46

Gesundheits-, Veterinär- und Sozialwesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16,88 18,19 19,20 19,95 20,65 21,33 21,98 22,80

Sonstige öffentliche und private Dienstleister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23,06 24,22 25,19 26,13 27,07 27,97 28,74 29,54

Erbringung von Entsorgungsleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,45 11,80 12,12 12,44 12,76 13,04 13,24 13,41

Interessenvertretungen, kirchliche und religiöse Vereinigungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,02 1,05 1,09 1,13 1,18 1,22 1,26 1,31

Kultur, Sport und Unterhaltung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,36 10,02 10,53 11,00 11,43 11,84 12,25 12,73

Sonstige Dienstleister . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,23 1,35 1,45 1,56 1,70 1,87 1,99 2,09

Häusliche Dienste . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – – – – – – – –

Alle Wirtschaftsbereiche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 446,95 471,64 491,67 507,21 521,15 534,90 547,37 561,53
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Dipl.-Mathematiker Hannelore Pöschl

Vorbemerkung 

Schlagworte wie „Agrarfabriken“ und „ökologischer Land-
bau“ haben in den letzten Monaten  neben „BSE-Krise“ 
und „MKS-Verdachtsfälle“ die öffentliche Diskussion um 
die Agrarpolitik beherrscht. 

Im Gegensatz zur neueren Wortschöpfung „Agrarfabrik“ 
ist der „ökologische Landbau“ eine ältere Vokabel, die 
bereits 1991 in einer EU-Verordnung, nämlich der „Ver-
ordnung (EWG) über den ökologischen Landbau und die 
entsprechende  Kennzeichnung der landwirtschaftlichen 
Erzeugnisse und Lebensmittel“ 1) eine nicht unerhebliche 
Rolle spielte. Dennoch ist eine Definition nicht einfach. 
So heißt es im Informationsmaterial des Bundesminis-
teriums für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirt-
schaft (BMVEL), das auch über das Internet abrufbar ist, 
zum „Ökologischen Landbau in Deutschland“ 2):

Was ist ökologischer Landbau?

Der ökologische Landbau ist keine Modeerscheinung. 
Schon 1924 wurde die biologisch-dynamische Wirt-
schaftsweise eingeführt. Auch andere Formen des öko-
logischen Anbaus, wie der organisch-biologische oder 
der naturgemäße Landbau, haben eine lange Tradition.

Der Hauptgedanke der ökologischen Landwirtschaft ist 
ein Wirtschaften im Einklang mit der Natur. Der landwirt-
schaftliche Betrieb wird dabei vor allem als Organismus 
mit den Bestandteilen Mensch, Tier, Pflanze und Boden 

gesehen. Die ökologischen Landbaumethoden wollen – 
stärker als andere Anbaumethoden – 

– einen möglichst geschlossenen betrieblichen Nähr-
stoffkreislauf erreichen. Futter- und Nährstoffgrund-
lage soll der eigene Betrieb sein,

– die Bodenfruchtbarkeit erhalten und mehren und 

– Tiere besonders artgemäß halten. 

Folgende Maßnahmen stehen dabei im Vordergrund: 

– kein Pflanzenschutz mit chemisch-synthetischen Mit-
teln, Anbau wenig anfälliger Sorten in geeigneten 
Fruchtfolgen, Einsatz von Nützlingen, mechanische 
Unkraut-Bekämpfungsmaßnahmen wie Hacken und 
Abflammen;

– keine Verwendung leicht löslicher mineralischer Dünge-
mittel, Ausbringen von organisch gebundenem Stick-
stoff in Form von Mist oder Mistkompost, Gründüngung 
durch Stickstoff sammelnde Pflanzen (Leguminosen) 
und Einsatz langsam wirkender natürlicher Dünge-
stoffe;

– Pflege der Bodenfruchtbarkeit durch ausgeprägte 
Humuswirtschaft;

– abwechslungsreiche, weite Fruchtfolgen mit vielen 
Fruchtfolgegliedern und Zwischenfrüchten;

– keine Verwendung chemisch-synthetischer Wachs-
tumsregulatoren oder Hormone; 

– begrenzter, streng an die Fläche gebundener Vieh-
besatz;

„Ökologischer Landbau“ ist eines der Schlagworte in der Diskussion um eine neue Agrarpolitik. Dabei zeigt sich, dass 
dieser Begriff häufig benutzt wird, ohne dass seine Definition präsent ist. Die kürzeste Begriffsbestimmung findet sich 
in den Erwägungsgründen der EU-Verordnung Nr. 2092/91 über den ökologischen Landbau und die entsprechende 
Kennzeichnung der landwirtschaftlichen Erzeugnisse und Lebensmittel: „Der ökologische Landbau stellt eine besondere 
Art der Agrarerzeugung dar.“

Im vorliegenden Beitrag werden Daten über den ökologischen Landbau aufgrund von Meldungen zur oben genannten 
Richtlinie sowie aus der Landwirtschaftszählung 1999 dargestellt. Dabei geben die Zahlen aus den Meldungen der EU-
Verordnung einen Überblick über die Entwicklung der Gesamtzahl der zertifizierten ökologischen Betriebe von 1995 bis 
1999, während die Daten aus der Landwirtschaftszählung 1999 einen Strukturvergleich zwischen den Betrieben mit öko-
logischem Landbau und allen landwirtschaftlichen Betrieben ermöglichen.

Die Hauptinformation aus den Meldungen nach der EU-Verordnung ist, dass sich zwischen 1995 und 1999 die Zahl 
der zertifizierten ökologischen Betriebe in Deutschland von 6 642 auf 10 425 kontinuierlich erhöht hat, was einer Verdop-
pelung des Anteils an den landwirtschaftlichen Betrieben von 1,1 auf 2,2% entspricht. Die ökologisch bewirtschaftete 
Fläche nahm im gleichen Zeitraum von 309 487 auf 452 327 ha zu; ihr Anteil an der landwirtschaftlichen Fläche stieg 
damit von 1,8 auf 2,6%. 

Bei den Ergebnissen aus der Landwirtschaftszählung 1999 werden die Unterschiede zwischen den landwirtschaftlichen 
Betrieben insgesamt und den Betrieben mit ökologischem Landbau deutlich. Öko-Betriebe sind im Durchschnitt flächen-
mäßig deutlich größer, haben eine andere Art der Bodennutzung, eine andere Anbaustruktur bei den Feldfrüchten, in der 
Regel weniger Tiere und weisen andere Strukturen bei der Rechtsform und den Arbeitskräften auf. 

Ökologischer Landbau 1999
Ein Schlagwort und einige statistische Ergebnisse

  1) Verordnung (EWG) Nr. 2092/91 des Rates vom 24. Juni 1991, Amtsbl. der EG Nr. L 198.
  2) Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft: „Ökologischer Landbau in Deutschland“, Mai 2000.
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– Fütterung der Tiere möglichst mit hofeigenem Futter, 
wenig Zukauf von Futtermitteln. 

Ökologischer Landbau ist besonders auf Nachhaltigkeit 
ausgelegt. Er erhält und schont die natürlichen Ressour-
cen in besonderem Maße und hat vielfältige positive Aus-
wirkungen auf die Umwelt, zum Beispiel: 

– Bodenschutz

 Ökologische Landbaumethoden fördern die Humus-
bildung und das Bodenleben. In den Feldern und 
Wiesen der Ökobauern sind Biomasse und mikro-
bielle Aktivität in der Regel höher als im konventionel-
len Landbau. Die natürliche Bodenfruchtbarkeit steigt 
an. Krumenverluste durch Erosion werden weitgehend 
vermieden. 

– Gewässerschutz

 Ökologischer Landbau belastet das Grund- und Ober-
flächenwasser in der Regel weniger mit Nährstoffen 
wie zum Beispiel Nitrat als der konventionelle Landbau. 
Der Verzicht auf chemisch-synthetische Mittel schließt 
Kontaminationen mit Pflanzenschutzmitteln aus. Weil 
die Viehhaltung an die Fläche gebunden ist, fallen 
meist nicht mehr Nährstoffe durch Mist und Gülle an, 
als den Pflanzen auf den hofeigenen Flächen problem-
los zugeführt werden kann. 

– Artenschutz

 Durch den Verzicht auf chemisch-synthetische Pflan-
zenschutzmittel und das niedrige Düngeniveau wird 
die Vielfalt des Tier- und Pflanzenlebens gefördert. Auf 
den Öko-Flächen finden sich häufig mehr Arten als auf 
den konventionell bewirtschafteten Flächen. 

Ähnliche Formulierungen finden sich in der Broschüre 
„Der ökologische Landbau“ 3) der Europäischen Kom-
mission: 

Definition des ökologischen Landbaus

Für eine Beschreibung des ökologischen Landbaus emp-
fiehlt sich die Definition aus dem Codex Alimentarius, 
die auf Beiträgen von Experten aus der ganzen Welt 
basiert. Danach ist der ökologische Landbau ein umfas-
sendes System landwirtschaftlicher Produktion (Pflanzen 
und Tiere), das einem innerbetrieblichen Kreislauf den 
Vorzug gibt vor dem Einsatz von externen Produktions-
faktoren. Dazu werden biologische und mechanische 
Anbaumethoden angewandt, während auf chemisch-syn-
thetische Hilfsstoffe verzichtet wird . . .

Die ökologische Tierhaltung basiert auf der engen Ver-
bindung zwischen Tieren und landwirtschaftlicher Fläche. 
Dazu gehört, dass die Tiere sehr viel Auslauf im Freien 
auf großen Flächen haben und die Futtermittel nicht nur 
biologisch sind, sondern auch vorzugsweise im eigenen 
Betrieb produziert werden. Die tiergerechte Haltung und 
eine angemessene tierärztliche Versorgung sind ein wei-

terer Bestandteil dieses Bereichs der ökologischen Land-
wirtschaft. 

Im ökologischen Landbau gelten für Pflanzenbau und Tier-
haltung die gleichen Zielsetzungen: behutsame Produk-
tionsmethoden unter dem Gesichtspunkt des Umwelt-
schutzes, harmonische Nutzung der ländlichen Räume, 
tiergerechte Haltung und Erzeugung landwirtschaftlicher 
Produkte von hoher Qualität. 

Kurz und knapp heißt es dagegen einleitend im entspre-
chenden Kapitel des Agrarberichts der Bundesregierung 
2001: „Der ökologische Landbau ist eine besonders Res-
sourcen schonende und umweltverträgliche Wirtschafts-
weise, die den Anforderungen an eine nachhaltige Land-
wirtschaft in hohem Maße Rechnung trägt.“ 4) 

Auch die EU-Verordnung formuliert bei den Erwägungs-
gründen: „Der ökologische Landbau stellt eine beson-
dere Art der Agrarerzeugung dar.“ 

In der Debatte um eine neue Agrarpolitik in Deutschland 
wird der Ausbau des ökologischen Landbaus zum Ziel 
erklärt. In ihrer Regierungserklärung5) vom 8. Februar 2001
sagte die neue Ministerin für Verbraucherschutz, Ernäh-
rung und Landwirtschaft, Renate Künast, zum ökologi-
schen Landbau: „Wir wollen und werden den ökologi-
schen Landbau in zehn Jahren auf einen Anteil von 20 
Prozent bringen.“ Zum selben Thema wird im Agrarbe-
richt 2001 der Bundesregierung präziser formuliert: „Ziel 
der Bundesregierung ist es, den Marktanteil ökologisch
erzeugter Produkte in zehn Jahren auf 20 Prozent zu brin-
gen.“ 6) Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundes-
landwirtschaftsministerium, Gerhard Thalheim, sprach 
dagegen im April 20017) davon, „ dass die Zielmarke von 
zehn Prozent ökologischer Anbaufläche bis 2005 ein sehr 
ehrgeiziges Projekt sei.“

Diese unterschiedlichen Formulierungen machen deut-
lich, dass der Gebrauch der Vokabel „ökologischer Land-
bau“ nicht unproblematisch ist. Wenn von der Erhöhung 
eines Anteils des ökologischen Landbaus gesprochen 
wird, ist zu klären, ob sich der Anteil  auf in dieser Weise 
wirtschaftende Betriebe, die so bewirtschaftete Fläche 
oder auf durch diese Art erzeugte Produkte beziehen soll. 
Je nach Bezugsgröße handelt es sich um eine qualitativ 
verschieden starke Forderung.

Daten über den ökologischen Landbau liegen aufgrund 
von Meldungen zur EU-Verordnung Nr. 2092/91 und erst-
mals mit den Ergebnissen der Landwirtschaftszählung 
1999 auch aus der amtlichen Statistik vor. Dabei umfassen 
die Meldungen für die EU-Verordnung Informationen zu 
Erzeugern, Verarbeitern und Importeuren von Erzeugnis-
sen des ökologischen Landbaus, während sich die amt-
liche Statistik mit landwirtschaftlichen Betrieben befasst, 
die – zumindest teilweise – nach den Verfahren des öko-
logischen Landbaus produzieren.

  3) Europäische Kommission, Generaldirektion Landwirtschaft: „Der ökologische Landbau – ein Leitfaden zur EU-Gesetzgebung“, S. 5 ff.
  4) Agrarbericht 2001, S. 62.
  5) Bundestagsdrucksache, 149. Sitzung, S. 14521.
  6) Agrarbericht 2001, S. 62.
  7) Financial Times Deutschland: „Zehn Prozent Öko-Landbau bis 2005 fraglich“, 14. April 2001.
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Ergebnisse

Meldungen gemäß 
EU-Verordnung Nr. 2092/91

Die EU-Verordnung Nr. 2092/91 regelt im Wesentlichen 
die Kennzeichnung landwirtschaftlicher Erzeugnisse und 
Lebensmittel als aus dem „ökologischen Landbau“ stam-
mend. Dabei müssen sich alle Betriebe, die Produkte 
erzeugen, aufbereiten, einführen oder vermarkten, die 
so gekennzeichnet werden sollen, einem Kontrollverfah-
ren unterziehen. Bei diesem Verfahren wird der gesamte 
Betrieb kontrolliert, auch wenn er sowohl ökologisch als 
auch konventionell bewirtschaftet wird. Liegt ein solcher 
„Mischbetrieb“ vor, müssen die Parzellen und Lager für 
die beiden Bewirtschaftungsformen strikt voneinander 
getrennt gehalten werden. Identische Pflanzenarten oder 
Tierrassen dürfen nicht in beiden Betriebsteilen angebaut 
bzw. aufgezogen werden. 

Zu diesem Kontrollverfahren müssen die Mitgliedstaaten 
jährlich der EU-Kommmission „die im Vorjahr zur Durch-
führung . . . getroffenen Maßnahmen“ mitteilen. Zur Har-
monisierung dieses Meldeverfahrens wurden standardi-
sierte Formulare für statistische Daten entwickelt, aus 
denen im Wesentlichen die in den Tabellen 1 und 2 dar-
gestellten Ergebnisse stammen. 

Danach hat sich von 1995 bis 1999 die Zahl der zertifi-
zierten ökologischen Betriebe in Deutschland von 6 642 
auf 10 425 kontinuierlich erhöht, was einer Verdoppelung 
des Anteils an den landwirtschaftlichen Betrieben insge-
samt von 1,1 auf 2,2% entspricht. Die ökologisch bewirt-
schaftete Fläche nahm im gleichen Zeitraum von 309 487 
auf 452 327 ha zu; ihr Anteil an der landwirtschaftlichen 
Fläche stieg damit von 1,8 auf 2,6%. Während die durch-
schnittliche bewirtschaftete landwirtschaftliche Fläche 
bei allen Betrieben deutlich von 29,3 auf 36,3 ha im Zeit-
raum von 1995 bis 1999 zunahm, war bei den Flächen 
mit ökologischem Landbau nach einer Zunahme von
46,6 ha 1995 auf 48,2 ha 1996 eine rückläufige Entwick-
lung auf 43,4 ha für das Jahr 1999 zu verzeichnen. 

Neuere Daten zum ökologischen Landbau in der Europäi-
schen Union insgesamt liegen teilweise nur für 1997 bzw. 
1998 vor, Informationen über landwirtschaftliche Betriebe 
insgesamt nur für 1997. Um wenigstens einen groben 
Gesamtüberblick über die EU-weite Situation zu erhalten, 
wurden die Daten für 1997 um einige Schätzwerte aus 
zusätzlichen Angaben für 1998 ergänzt. Danach ergibt 
sich für 1997 folgendes Bild (siehe Tabelle 2): 

In 1,2% der rund 7 Mill. landwirtschaftlichen Betriebe in 
der Europäischen Union wird ökologisch gewirtschaftet. 
Der Anteil schwankt zwischen 0,1% in Portugal und 
geschätzten 9% in Österreich (für die Niederlande liegen 
leider weder aus dem Jahr 1997 noch aus dem Jahr 1998 
Angaben vor). Die meisten der zertifizierten Öko-Betriebe 
der EU gibt es in Italien (rund 38%), gefolgt von Öster-
reich (23%), und – an dritter Stelle liegend – Deutschland 
mit gut 10%. 

Daten aus der 
Landwirtschaftszählung 1999 

Im Rahmen der Landwirtschaftszählung 1999 wurde erst-
mals in der amtlichen Agrarstatistik in Deutschland das 
Thema „ökologischer Landbau“ aufgegriffen. Im Frage-
programm der Bodennutzungshaupterhebung, die nach 
dem Agrarstatistikgesetz ein Bestandteil der Landwirt-
schaftszählung 1999 war, wurde jedoch lediglich pau-
schal gefragt: „Unterliegt Ihr Betrieb dem Kontrollver-
fahren nach der EWG-Verordnung Nr. 2092/91 zum 
ökologischen Landbau?“ Weitere Fragen zu Art und 
Umfang der ökologischen Bewirtschaftung wurden nicht 
gestellt. Allerdings ist es möglich, für die Betriebe, die 
diese Frage mit „ja“ beantwortet haben, ein relativ umfang-
reiches Datenmaterial auszuwerten, da das gesamte 
Spektrum der Landwirtschaftszählung 1999 zur Verfü-
gung steht.8) 

Tabelle 1: Landwirtschaftliche Betriebe insgesamt sowie zertifizierte ökologische Betriebe gemäß EU-Verordnung Nr. 2092/91 in Deutschland

Betriebe Landwirtschaftliche Fläche Durchschnittliche Betriebsgröße

insgesamt dar.: ökologisch Anteil insgesamt dar.: ökologisch Anteil insgesamt dar.: ökologischJahr

Anzahl % ha % ha

1995 587 744 6 642 1,1 17 246 889 309 487 1,8 29,3 46,6
1996 570 424 7 353 1,3 17 242 664 354 171 2,0 30,2 48,2
1997 555 377 8 184 1,5 17 215 166 389 693 2,3 31,0 47,6
1998 543 889 9 213 1,7 17 270 048 416 518 2,4 31,8 45,2
1999 471 960 10 425 2,2 17 151 556 452 327 2,6 36,3 43,4

Quelle: Statistisches Jahrbuch über Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2000, Bundesministerium für Verbraucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft, S. 84;
Bodennutzungshaupterhebung.

Tabelle 2: Landwirtschaftliche Betriebe insgesamt sowie zertifizierte
ökologische Betriebe gemäß EU-Verordnung Nr. 2092/91 in der

Europäischen Union 19971)

Betriebe insgesamt Ökologische Betriebe Anteil an
insgesamtLand

Anzahl % Anzahl %

Belgien . . . . . . 67 180 1,0 317 0,4 0,5
Dänemark . . . 63 150 0,9 1 617 2,0 2,6
Deutschland . 555 377 7,9 8 184 10,1 1,5
Finnland . . . . . 91 440 1,3 4 458 5,5 4,9
Frankreich . . . 679 840 9,7 4 935 6,1 0,7
Griechenland . 821 390 11,7 3 086 3,8 0,4
Irland . . . . . . . . 147 830 2,1 268 0,3 0,2
Italien . . . . . . . 2 315 230 33,0 30 701 37,7 1,3
Luxemburg . . 2 980 0,0 23 0,0 0,8
Niederlande . 107 900 1,5 . . .
Österreich . . . 210 110 3,0 18 9002) 23,22) 9,02)
Portugal . . . . . 416 690 5,9 278 0,3 0,1
Schweden . . . 89 580 1,3 2 833 3,5 3,2
Spanien . . . . . 1 208 260 17,2 4 8002) 5,92) 0,42)
Vereinigtes

Königreich . 233 150 3,3 9502) 1,22) 0,42)

Insgesamt . . . 7 010 107 100 81 350 100 1,2

1) Quellen: Statistik kurzgefasst, 5/2001, „Ökologischer Landbau“, Eurostat. –
2) Schätzungen des Statistischen Bundesamtes.

  8) Zur Landwirtschaftszählung 1999 siehe ausführlicher Nause, G.: „Programm und Organisation der Landwirtschaftszählung 1999“ in WiSta 3/1999, S. 179 ff., und Griepenkerl, W.: 
„Landwirtschaftszählung 1999“ in WiSta 8/1999, S. 620 ff.
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Schaubild 1

Statistisches Bundesamt 2001 - 01 - 0365

Größenstruktur der landwirtschaftlichen Betriebe
und Betriebe mit ökologischem Landbau 1999

Ergebnis der Landwirtschaftszählung
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Im Folgenden werden die wichtigsten Eckdaten darge-
stellt, die es ermöglichen, Art und Struktur der in Deutsch-
land ökologischen Landbau betreibenden Betriebe besser 
zu beurteilen. Dazu wird  insbesondere ein Strukturver-
gleich zwischen den landwirtschaftlichen Betrieben ins-
gesamt und den Öko-Betrieben herangezogen.

Gesamtüberblick

Beim Vergleich der für 1999 ermittelten Gesamtzahl der 
Betriebe mit ökologischem Landbau aus der Landwirt-
schaftszählung und den Meldungen gemäß der EU-Richt-
linie ist zu berücksichtigen, dass die Landwirtschafts-
zählung im Mai 1999 durchgeführt wurde, während der 
EU-Wert sich auf die Meldungen für das gesamte Jahr 
1999 bezieht. Daraus erklärt sich, dass beide Werte 
deutlich voneinander abweichen. Auch bei den Angaben 
über die landwirtschaftlich genutzte Fläche gibt es fachli-
che Unterschiede zwischen beiden Quellen. Der EU-Wert 
bezieht sich auf die ökologisch bewirtschaftete landwirt-
schaftliche Fläche der zertifizierten Betriebe, der Wert 
der Landwirtschaftszählung auf die gesamte landwirt-
schaftliche Fläche von – zumindest teilweise – ökolo-
gisch bewirtschafteten Betrieben, die deutlich größer ist. 

Nach den Ergebnissen der Landwirtschaftszählung 1999 
gibt es in Deutschland rund 472 000 landwirtschaftliche 
Betriebe, darunter rund 9 600 Betriebe mit ökologischem 
Landbau (2%). Mit 1,9% ist der Anteil der Öko-Betriebe 
im früheren Bundesgebiet nur halb so hoch wie in den 
neuen Ländern, wo er 3,8% beträgt. Auch die land-
wirtschaftlich genutzte Fläche der ökologisch wirtschaf-
tenden Betriebe hat in den neuen Ländern mit 3,9% 
einen höheren Anteil an der Gesamtfläche als im frühe-
ren Bundesgebiet mit 2,3%. Insgesamt bewirtschaften in 
Deutschland  die rund 9 600 Betriebe mit ökologischem 
Landbau eine Fläche von rund 490 000 ha, das sind 2,9% 
der landwirtschaftlich genutzten Fläche aller Betriebe.

Betriebsgrößenstruktur

Die Betriebsgrößenstruktur der Betriebe mit ökologi-
schem Landbau unterscheidet sich erheblich von der der 
landwirtschaftlichen Betriebe insgesamt. Während bei 
allen landwirtschaftlichen Betrieben knapp 41% eine Flä-
che von unter 10 ha aufweisen, sind es bei den Betrie-
ben, die ökologischen Landbau betreiben, nur 25%. 100 
und mehr ha landwirtschaftlich genutzte Fläche weisen 
dagegen nur 5% aller Betriebe auf, aber rund 9% der 
Öko-Betriebe. Diese haben in allen Größenklassen über 
10 ha deutlich höhere Anteile als die Betriebe insgesamt 
(siehe Schaubild 1). Mit durchschnittlich 51,1 ha land-
wirtschaftlich genutzter Fläche sind Betriebe mit ökolo-
gischem Landbau flächenmäßig deutlich größer als der 
Durchschnitt aller Betriebe mit 36,3 ha. Dies ist Folge 
der Umsetzung der Forderung, dass im ökologischen 
Landbau die Flächen extensiv genutzt werden sollen 
und im Falle der Tierhaltung „die Tiere sehr viel Auslauf 
im Freien auf großen Flächen haben . . . und die Futtermit-
tel . . . vorzugsweise im eigenen Betrieb produziert wer-
den . . .“ sollen.

Besonders deutlich wird diese unterschiedliche Größen-
struktur, wenn man die landwirtschaftlichen Betriebe in 
den neuen Ländern betrachtet. Hier sind gegenüber den 
Betrieben im früheren Bundesgebiet die landwirtschaftli-

chen Flächen bereits im Durchschnitt aller Betriebe erheb-
lich größer. So betrug die durchschnittliche landwirt-
schaftlich genutzte Fläche im früheren Bundesgebiet 26,1 
ha, in den neuen Ländern 184,4 ha. Bei den Betrieben 
mit ökologischem Landbau betrug die durchschnittliche 
Betriebsgröße in den neuen Ländern sogar 190,9 ha, im 
früheren Bundesgebiet dagegen 31,9 ha. Der Anteil der 
Betriebe mit einer Fläche über 100 ha liegt bei allen land-
wirtschaftlichen Betrieben in den neuen Ländern bei rund 
29%, bei den ökologisch wirtschaftenden jedoch bei gut 
40%.

Flächennutzung

Die Art der Nutzung der landwirtschaftlich genutzten Flä-
che ist bei Betrieben mit ökologischem Landbau deutlich 
anders als bei Betrieben insgesamt. Wie Schaubild 2 

Schaubild 2
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zeigt, liegt der Anteil an Dauergrünland bei den Öko-
Betrieben mit rund 47% erheblich über dem entsprechen-
den Wert für alle Betriebe, der nur knapp 30% beträgt. 
Dagegen ist der Anteil an Ackerland mit knapp 69% bei 
allen Betrieben höher als bei Betrieben mit ökologischem 
Landbau, wo er nur knapp 52% beträgt. Auch hier sind 
die Unterschiede in den neuen Ländern noch ausgepräg-
ter als im früheren Bundesgebiet. Dauergrünland hat bei 
allen landwirtschaftlichen Betrieben in den neuen Län-
dern nur einen Anteil von 20% an der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche, bei den Öko-Betrieben ist der Wert mit 
45% aber mehr als doppelt so groß. Im früheren Bundes-
gebiet ist der Unterschied mit 35% (alle Betriebe) gegen-
über 48% (Öko-Betriebe) ebenfalls beträchtlich. 

Anbau auf dem Ackerland

Ein weiterer Unterschied zwischen allen landwirtschaft-
lichen Betrieben und den Betrieben mit ökologischem 
Landbau liegt in der Struktur des Anbaus auf dem Acker-
land (siehe Schaubild 3). Gegenüber allen Betrieben wei-
sen Öko-Betriebe niedrigere Anteile beim Anbau von 
Getreide, Hack- und Ölfrüchten auf, dafür zum Teil deut-
lich höhere beim Anbau von Futterpflanzen und Hülsen-
früchten. Besonders interessant ist der Anteil der Brache, 
wobei hier „Brache“ im engeren Sinne gemeint ist, das 
heißt ohne Anbau nachwachsender Rohstoffe. Bei land-

wirtschaftlichen Betrieben insgesamt liegt der Anteil der 
Brache am Ackerland bei gut 7%, Betriebe des ökolo-
gischen Landbaus haben dagegen fast 11% ihrer nutz-
baren Fläche stillgelegt. Auch in diesem Punkt sind die 
Unterschiede in den neuen Ländern noch größer. Gut 
12% des Ackerlandes sind bei den Öko-Betrieben Bra-
che, aber nur knapp 8% bei den Betrieben insgesamt. 
Im früheren Bundesgebiet liegen die Anteile mit 9 bzw. 
knapp 7% niedriger und die Differenz ist geringer. 

Viehbestände

Rund drei Viertel aller landwirtschaftlichen Betriebe in 
Deutschland sind Betriebe mit Viehhaltung (siehe Schau-
bild 4 auf S. 364). Gut 40% halten Schweine, knapp 68% 
Rinder. Die durchschnittliche Zahl der Tiere pro Betrieb 
liegt bei 63 Rindern bzw. 185 Schweinen. Von den 
Betrieben mit ökologischem Landbau halten knapp 80% 
Tiere, darunter gut 31% Schweine und gut 77% Rinder. 
Der durchschnittliche Rinderbestand ist bei den Öko-
Betrieben mit 63 Tieren genauso groß wie bei den Betrie-
ben insgesamt, der durchschnittliche Schweinebestand 
dagegen liegt nur bei 49 Tieren, das heißt bei etwa einem 
Viertel (26%) des Durchschnittsbestandes aller landwirt-
schaftlichen Betriebe. 

Bei den Betrieben mit Viehhaltung unterscheiden sich die 
Strukturen im früheren Bundesgebiet und in den neuen 

Schaubild 3
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Ländern deutlich (siehe Tabelle 3). Zusätzlich sind wie-
derum die Unterschiede zwischen den Betrieben ins-
gesamt und den ökologisch wirtschaftenden Betrieben 
erheblich. So haben alle Betriebe mit Viehhaltung im frü-
heren Bundesgebiet im Durchschnitt 55 Rinder bzw. 168 
Schweine, die durchschnittlichen Bestände in den Betrie-
ben in den neuen Ländern sind mit 168 Rindern bzw. 502 
Schweinen etwa dreimal so groß. Bei den Öko-Betrie-
ben sind die Schweinebestände jeweils erheblich klei-
ner, 42 Tiere im früheren Bundesgebiet, 105 Tiere in den 
neuen Ländern. Ein anderes Bild zeigt sich bei den Rin-
derbeständen: Im früheren Bundesgebiet liegt der durch-
schnittliche Bestand mit 44 Tieren um ein Fünftel unter 
dem Rinderbestand für Betriebe insgesamt, in den neuen 
Ländern dagegen ist die Zahl mit 201 Rindern je Öko-
Betrieb um ein Fünftel höher als bei allen Betrieben mit 
Rinderhaltung.

Rechtsform und Arbeitskräfte

Öko-Betriebe unterscheiden sich hinsichtlich ihrer Rechts-
form ebenfalls von den landwirtschaftlichen Betrieben 
insgesamt. So ist der Anteil der Einzelunternehmen mit 

knapp 91% bei Öko-Betrieben niedriger als bei allen 
Betrieben mit gut 95%, gleichzeitig liegt der Anteil der 
Haupterwerbsbetriebe bei den Einzelunternehmen mit 
rund 51% deutlich höher (knapp 44% bei allen Betrie-
ben). Die Rechtsform Personengesellschaft spielt mit gut 
5%, die der juristischen Person mit knapp 4% eine deut-
lich größere Rolle bei den Betrieben mit ökologischem 
Landbau als bei den Betrieben insgesamt, wo die ent-
sprechenden Werte nur 3 bzw. gut 1% betragen.

Für die Öko-Betriebe in den neuen Ländern gilt, dass 
nur knapp 73% Einzelunternehmen sind, gut 12% Per-
sonengesellschaften und gut 15% juristische Personen. 
Diese gegenüber dem früheren Bundesgebiet andere 
Rechtsformstruktur findet sich auch bei Betrachtung 
aller landwirtschaftlichen Betriebe in den neuen Ländern,
allerdings ist sie dort nicht ganz so stark ausgeprägt (79, 
10 und 11%).

Die Beschäftigtenstruktur ist infolge der verschiedenen 
Anteile an den Rechtsformen ebenfalls sehr unterschied-
lich (siehe Tabelle 4). So liegt der Anteil der Familienar-

Tabelle 3: Landwirtschaftliche Betriebe mit Viehhaltung 1999
Ergebnis der Landwirtschaftszählung

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder

insgesamt
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil
Gegenstand

der Nachweisung

Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Betriebe insgesamt . . . . . . . . 352 137 7 607 2,2 329 013 6 658 2,0 23 124 949 4,1
darunter:

mit Rindern
Betriebe . . . . . . . . . . . . . . 237 964 5 887 2,5 221 869 5 166 2,3 16 095 721 4,5
Tiere . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 895 813 370 689 2,5 12 187 042 225 637 1,9 2 708 771 145 052 5,4
durchschnittliche Zahl

der Tiere . . . . . . . . . . . 63 63 X 55 44 X 168 201 X
dar.: mit Milchkühen

Betriebe . . . . . . . . . . . . 152 653 2 888 1,9 146 423 2 732 1,9 6 230 156 2,5
Tiere . . . . . . . . . . . . . . . 4 765 136 85 252 1,8 3 820 982 68 307 1,8 944 154 16 945 1,8
durchschnittliche Zahl

der Tiere . . . . . . . . . 31 30 X 26 25 X 152 109 X
mit Schweinen

Betriebe . . . . . . . . . . . . . . 141 448 2 386 1,7 134 416 2 131 1,6 7 032 255 3,6
Tiere . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 101 034 117 061 0,4 22 571 812 90 283 0,4 3 529 222 26 778 0,8
durchschnittliche Zahl

der Tiere . . . . . . . . . . . 185 49 X 168 42 X 502 105 X
darunter:

mit Mastschweinen
Betriebe . . . . . . . . . . . . 103 677 1 760 1,7 98 983 1 584 1,6 4 694 176 3,7
Tiere . . . . . . . . . . . . . . . 10 198 574 48 428 0,5 9 028 248 35 880 0,4 1 170 326 12 548 1,1
durchschnittliche Zahl

der Tiere . . . . . . . . . 98 28 X 91 23 X 249 71 X
mit Zuchtsauen

Betriebe . . . . . . . . . . . . 54 130 687 1,3 51 978 570 1,1 2 152 117 5,4
Tiere . . . . . . . . . . . . . . . 2 680 964 10 704 0,4 2 233 743 8 516 0,4 447 221 2 188 0,5
durchschnittliche Zahl

der Tiere . . . . . . . . . 50 16 X 43 15 X 208 19 X

Tabelle 4: Beschäftigte in landwirtschaftlichen Betrieben 1999
Ergebnis der Landwirtschaftszählung

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder
Gegenstand

der Nachweisung
Einheit

insgesamt dar.: ökologischer
Landbau

zusammen dar.: ökologischer
Landbau

zusammen dar.: ökologischer
Landbau

Arbeitskräfte insgesamt . . . . . Anzahl 1 430 459 35 646 1 259 398 29 938 171 061 5 708
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . %1) 27,3 30,3 23,3 25,3 56,6 56,5
Familienarbeitskräfte . . . . . . . . %1) 66,8 53,2 72,7 58,7 23,3 24,6
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . %2) 24,9 27,3 24,8 27,0 26,4 30,2

1) Anteil an Arbeitskräften insgesamt. – 2) Anteil an Familienarbeitskräften.
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beitskräfte in den Öko-Betrieben mit gut 53% unter dem 
für alle landwirtschaftlichen Betriebe (rund 67%). Dies 
ergibt sich zum einen daraus, dass weniger Öko-Betriebe 
Einzelunternehmen sind, in denen Familienarbeitskräfte 
tätig sein können, zum anderen daraus, dass auch in 
den als Einzelunternehmen geführten Öko-Betrieben der 
Anteil der Familienarbeitskräfte mit 68% unter dem ent-
sprechenden Wert für alle Betriebe in dieser Rechtsform 
(knapp 80%) liegt. Auch hinsichtlich der Vollbeschäftig-
ten lassen sich Unterschiede feststellen: Gut 30% aller 
Beschäftigten in Betrieben mit ökologischem Landbau 
sind vollbeschäftigt, jedoch nur 27% der landwirtschaft-
lichen Arbeitskräfte insgesamt. Von den Familienarbeits-
kräften sind sogar nur 25% in allen Betrieben und 27% in 
den Öko-Betrieben vollbeschäftigt. 

Wegen der erheblich differierenden Rechtsformstruktu-
ren im früheren Bundesgebiet und in den neuen Ländern 
sind die Beschäftigtenstrukturen in den beiden Teilge-
bieten Deutschlands sehr unterschiedlich; bei Betrieben 
des ökologischen Landbaus ist die Diskrepanz dagegen 
teilweise weniger ausgeprägt. So weisen alle Betriebe 
im früheren Bundesgebiet einen Anteil von 23% vollbe-
schäftigter Arbeitskräfte aus, in den neuen Ländern sind 
es fast 57%. Familienarbeitskräfte spielen dort hingegen 
mit 23% eine untergeordnete Rolle, im früheren Bundes-
gebiet beträgt ihr Anteil 73%. Bei den Öko-Betrieben 
im früheren Bundesgebiet haben Vollbeschäftigte zwar 
schon einen Anteil von einem Viertel an allen Arbeitskräf-
ten, der Wert liegt jedoch mit 57% in den neuen Ländern 
gut doppelt so hoch. Auch in den Betrieben mit ökologi-
schem Landbau gibt es mit 59% einen erheblich höheren 
Anteil an Familienarbeitskräften als mit 25% in den neuen 
Ländern. Dies hängt, wie schon erwähnt, mit der Wahl 
der Rechtsform und dem geringen Anteil an Familienar-
beitskräften bei Einzelunternehmen (58%) zusammen.

Fazit
Betriebe, die nach den Prinzipien des ökologischen 
Landbaus wirtschaften, unterscheiden sich in ihrer Struk-
tur erheblich von allen landwirtschaftlichen Betrieben in 
Deutschland. Sie sind – trotz zunehmender Tendenz – 
sowohl im Hinblick auf die Zahl der Betriebe als auch den 
Anteil an der landwirtschaftlich genutzten Fläche noch 
von geringer Bedeutung für die Landwirtschaft insge-
samt. Im europäischen Vergleich liegt Deutschland zwar 
im vorderen Drittel, was den Anteil an den Öko-Betrieben 
in der Europäischen Union betrifft, sogar auf dem dritten 
Platz.

Dennoch besteht erheblicher Handlungs- und Ände-
rungsbedarf, wenn eine deutliche Ausweitung  der öko-
logischen landwirtschaftlichen Produktion erreicht wer-
den soll.!

Schaubild 4
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Anhangtabelle 1: Landwirtschaftliche Betriebe 1999 nach Betriebsgrößenklassen sowie landwirtschaftlich genutzten Flächen
Ergebnis der Landwirtschaftszählung

Betriebe Landwirtschaftlich genutzte Fläche

insgesamt dar.: ökologischer
Landbau

Anteil insgesamt dar.: ökologischer
Landbau

Anteil
Landwirtschaftlich
 genutzte Fläche

von . . .  bis unter . . .  ha
Anzahl % ha %

Deutschland

unter 10 . . . . . . . . . . . . . . . . 191 576 2 428 1,3 831 330 12 530 1,5
10 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . . . 139 140 3 334 2,4 2 564 889 62 833 2,4
30 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . . . 62 575 1 631 2,6 2 426 816 63 010 2,6
50 – 100 . . . . . . . . . . . . . . . . 54 311 1 317 2,4 3 738 576 91 134 2,4
100 – 200 . . . . . . . . . . . . . . 16 335 516 3,2 2 158 171 69 837 3,2
200 – 500 . . . . . . . . . . . . . . 4 787 223 4,7 1 420 681 68 014 4,8
500 und mehr . . . . . . . . . . . 3 236 123 3,8 4 011 095 121 736 3,0

Insgesamt . . . 471 960 9 572 2,0 17 151 556 489 093 2,9

Früheres Bundesgebiet

unter 10 . . . . . . . . . . . . . . 179 819 2 280 1,3 785 204 11 785 1,5
10 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . 133 623 3 091 2,3 2 467 739 58 283 2,4
30 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . 60 629 1 494 2,5 2 351 529 57 725 2,5
50 – 100 . . . . . . . . . . . . . 51 831 1 154 2,2 3 558 715 79 507 2,2
100 – 200 . . . . . . . . . . . . 13 615 335 2,5 1 763 664 43 678 2,5
200 – 500 . . . . . . . . . . . . 1 904 61 3,2 512 156 15 872 3,1
500 und mehr . . . . . . . . . 146 2 1,4 106 941 1 797 1,7

Zusammen . . . 441 567 8 417 1,9 11 545 948 268 647 2,3

Neue Länder

unter 10 . . . . . . . . . . . . . . 11 757 148 1,3 46 127 745 1,6
10 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . 5 517 243 4,4 97 150 4 550 4,7
30 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . 1 946 137 7,0 75 287 5 258 7,0
50 – 100 . . . . . . . . . . . . . 2 480 163 6,6 179 861 11 626 6,5
100 – 200 . . . . . . . . . . . . 2 720 181 6,7 394 507 26 158 6,6
200 – 500 . . . . . . . . . . . . 2 883 162 5,6 908 525 52 142 5,7
500 und mehr . . . . . . . . . 3 090 121 3,9 3 904 154 119 940 3,1

Zusammen . . 30 393 1 155 3,8 5 605 608 220 446 3,9

Anhangtabelle 2: Anbauflächen auf dem Ackerland 1999
Ergebnis der Landwirtschaftszählung

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder

insgesamt
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

AnteilAnbauflächen

ha % ha % ha %

Ackerland . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 821 479 252 834 2,1 7 346 644 133 582 1,8 4 474 836 119 252 2,7

Getreide . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 634 683 123 901 1,9 4 197 809 67 498 1,6 2 436 874 56 403 2,3
darunter:

Weizen . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 601 122 40 685 1,6 1 582 533 26 762 1,7 1 018 589 13 923 1,4
Roggen . . . . . . . . . . . . . . . . . 748 170 32 006 4,3 264 790 9 577 3,6 483 380 22 429 4,6
Wintergerste . . . . . . . . . . . . 1 369 783 7 931 0,6 899 973 4 670 0,5 469 810 3 261 0,7
Sommergerste . . . . . . . . . . 840 570 13 644 1,6 637 996 8 601 1,3 202 574 5 043 2,5
Hafer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 267 754 13 024 4,9 217 552 7 487 3,4 50 202 5 536 11,0

Hülsenfrüchte . . . . . . . . . . . . . 212 205 19 262 9,1 55 619 8 785 15,8 156 585 10 476 6,7
Hackfrüchte . . . . . . . . . . . . . . . 813 518 7 971 1,0 622 043 6 699 1,1 191 476 1 272 0,7
Ölfrüchte . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 431 329 18 332 1,3 635 023 5 167 0,8 796 306 13 165 1,7
Futterpflanzen . . . . . . . . . . . . 1 708 851 48 199 2,8 1.205 101 27 139 2,3 503 750 21 060 4,2
Brache . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 845 754 26 489 3,1 499 391 11 962 2,4 346 362 14 528 4,2

Anhangtabelle 3: Nutzung der landwirtschaftlichen Fläche 1999
Ergebnis der Landwirtschaftszählung

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder

insgesamt
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

AnteilKulturarten

ha % ha % ha %

Landwirtschaftlich
genutzte Flächen . . . . . . . . . . 17 151 556 489 093 2,9 11 545 948 268 647 2,3 5 605 608 220 446 3,9
Ackerland . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 821 479 252 834 2,1 7 346 644 133 582 1,8 4 474 836 119 252 2,7

Dauerkulturen . . . . . . . . . . . . . 207 684 6 962 3,4 185 882 5 122 2,8 21 803 1 841 8,4

Dauergrünland . . . . . . . . . . . . 5 113 788 229 100 4,5 4 005 850 129 799 3,2 1 107 938 99 301 9,0

Haus- und Nutzgarten . . . . . 8 605 197 2,3 7 573 144 1,9 1 032 52 5,0
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Anhangtabelle 4: Beschäftigte 1999 nach Rechtsform des Betriebes und Art der Beschäftigung
Ergebnis der Landwirtschaftszählung

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder

insgesamt
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

Anteil zusammen
dar.:

ökologischer
Landbau

AnteilArt der Beschäftigung

Anzahl % Anzahl % Anzahl %

E i n z e l u n t e r n e h m e n

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . 1 232 137 27 891 2,3 1 172 882 25 469 2,2 59 255 2 422 4,1
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 277 067 6 705 2,4 259 073 5 847 2,3 17 994 858 4,8

Familienarbeitskräfte . . . . . . . . 955 967 18 980 2,0 916 154 17 573 1,9 39 813 1 407 3,5
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 237 840 5 174 2,2 227 330 4 749 2,1 10 510 425 4,0

darunter:
Haupterwerbsbetriebe

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . 721 150 18 679 2,6 686 661 17 017 2,5 34 489 1 662 4,8
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 262 271 6 402 2,4 245 312 5 591 2,3 16 959 811 4,8

Familienarbeitskräfte . . . . . . . . 483 757 10 653 2,2 467 536 9 921 2,1 16 221 732 4,5
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 223 434 4 888 2,2 213 894 4 503 2,1 9 540 385 4,0

Nebenerwerbsbetriebe

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . 510 988 9 212 1,8 486 221 8 452 1,7 24 767 760 3,1
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 14 796 303 2,0 13 761 256 1,9 1 035 47 4,5

Familienarbeitskräfte . . . . . . . . 472 210 8 327 1,8 448 618 7 652 1,7 23 592 675 2,9
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 14 406 286 2,0 13 436 246 1,8 970 40 4,1

P e r s o n e n g e s e l l s c h a f t e n

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . 101 498 2 937 2,9 68 900 1 948 2,8 32 598 989 3,0
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 44 906 1 391 3,1 26 115 754 2,9 18 791 637 3,4

J u r i s t i s c h e  P e r s o n e n

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . 96 824 4 818 5,0 17 616 2 521 14,3 79 208 2 297 2,9
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 68 848 2 706 3,9 8 791 978 11,1 60 057 1 728 2,9

I n s g e s a m t

Beschäftigte . . . . . . . . . . . . . . . . 1 430 459 35 646 2,5 1 259 398 29 938 2,4 171 061 5 708 3,3
dar.: Vollbeschäftigte . . . . . . . . 390 821 10 802 2,8 293 979 7 579 2,6 96 842 3 223 3,3
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Dipl.-Agraringenieur Wilhelm Bührer

Vorbemerkung

Im Jahr 1840 formulierte Justus von Liebig das Gesetz 
vom Minimum, nach dem sich die Höhe des Pflanzen-
ertrags nach dem Nährstoff richtet, der sich im Verhält-
nis zum Bedarf der Pflanze im Minimum befindet. Seine 
bahnbrechenden Erkenntnisse in der Agrikul turchemie 
sollten die Landwirtschaft revolutionieren. Die Einsicht, 
dass ein aufgrund natür licher Bodenverhältnisse vor-
gefundener oder durch intensive Nutzung verursachter 
Nähr stoffmangel im Boden durch kontinuierliche Dün-
gung ausgeglichen und damit wesentlich zur Steigerung 
pflanzlicher Erträge beigetragen werden kann, setzte sich 
in den vergange nen 100 Jahren in der Landwirtschaft 
erfolgreich durch. So führte der zunehmende Einsatz 
mineralischer Düngemittel, unterstützt durch andere Fak-
toren, zu enormen Ertragsteige rungen in der Landwirt-
schaft. Dies ermöglichte einerseits, die Ernährungs-
situation für eine rasch wachsende Bevölkerung zu 
verbessern. Andererseits findet die Verwendung minera-
lischer Düngemittel aus ökologischen Gründen dort ihre 
Grenze, wo der überhöhte Einsatz zur Belastung von 
Böden, Gewässern und sogar Lebensmitteln mit Nitra-
ten und Phosphaten führt, was seit den 1970er Jahren 
bekannt ist.

Entsprechend der Entwicklung des Bedarfs an minera-
lischen Düngemitteln wurden in Deutschland Düngemit-
telindustrie und Handel aufgebaut. Zur Steuerung der 
Produktions prozesse und zur Einschätzung der Markt-
lage sind Industrie, Handel und Landwirtschaft an Daten 
über die Produktions-, Import-, Export-, Absatz- und 
Bestandsmengen mineralischer Düngemittel interessiert. 
Aus Gründen der Ernährungssicherstellung benötigt auch 
die Politik diese Daten. Diese Interessenlage legt die Ein-
richtung der Düngemittelstatistik nahe. Sie macht auch 
deutlich, weshalb die Düngemittelstatistik nach dem
2. Weltkrieg als eine der ersten Statistiken bereits 1949 
angeordnet und eingeführt wurde: In Deutschland war 
eine katastrophale Ernährungssituation zu bewältigen.

Rechtsgrundlagen

Bis in die 1940er Jahre wurden Daten zur Düngemittel-
versorgung aus Angaben von Fach verbänden und ande-
ren Quellen ermittelt. Seit 1949 ist die Düngemittel-
statistik fast durchgängig durch eine Rechtsgrundlage 
angeordnet. Kurz nach der Gründung der Bundesrepub-
lik Deutsch land am 23. Mai 1949 wurde mit der „Anord-
nung über die Bewirtschaftung von Dünge mitteln“ vom 
12. Juni 1949 des damaligen Direktors der Wirtschafts-
verwaltung des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, Ludwig 
Erhard, die monatliche Berichterstattung der „Erzeuger 
und Einführer“ von Rohstoffen und Düngemitteln sicher-
gestellt. Von 1950 bis 1960 galten dann vom Bundes-
ministerium für Wirtschaft erlassene „Verordnungen über 
die Durchführung einer Düngemittelstatistik“. Nach einer 
Phase ohne eine einzelstatistische Rechtsgrundlage von 
Oktober 1960 bis März 1964, in der die Düngemittelsta-
tistik auf freiwilliger Basis erhoben wurde (was sich auf-
grund nachlassender Meldedisziplin nicht bewährte), 
ging die Zuständigkeit auf das Bundesministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten über. Dessen 
„Verordnungen über eine Düngemittelstatistik“ wurden 
schließlich durch das „Gesetz über eine Düngemittelsta-
tistik“ vom 15. November 1977 ersetzt. Seit 1989 ist die 
Düngemittelstatistik im Gesetz über Agrarstatistiken1) 
geregelt.

Erhebungs-, Darstellungs- und 
Veröffentlichungsprogramm

Bis 1989/90 wurden in der Düngemittelstatistik die Pro-
duktion, der Absatz, die Importe und Exporte sowie die 
Bestände erhoben und veröffentlicht. Danach erfasste 
sie nur noch den Absatz von mineralischen Düngemit-
teln zum Verbrauch, gegliedert nach Düngerarten und 
Absatzgebieten. Ferner werden seit über 50 Jahren die 
Produktion in den Produkti onserhebungen des Verar-
beitenden Gewerbes sowie die Im- und Exporte in der 
Außenhan delsstatistik teils nach Waren-, teils nach Nähr-
stoffmengen und nach dem Wert erhoben. Bis zum Wirt-
schaftsjahr 1996/97 wurden die Ergebnisse monatlich, 
seit 1997/98 werden sie nur noch vierteljährlich erhoben 
und veröffentlicht. Ferner werden Jahresergebnisse her-
ausgegeben. Bis 1992/93 bezogen sich die vom Statis-

Seit 150 Jahren ist die ertragsteigernde Wirkung mineralischer Düngemittel auf pflanzliche Kulturen bekannt. Seit über 
100 Jahren werden mineralische Düngemittel als ertragsteigernde Betriebsmittel in der Landwirtschaft in zunehmender 
Menge eingesetzt. Die Aufwendungen finden ihre Grenze dort, wo überhöhte Düngergaben zu ökologischen Schäden 
auf den Böden und in den Gewässern sowie zu Stickstoff- und Phosphatanreicherungen in Pflanzen und Nahrungsmit-
teln führen. Industrie, Handel, Landwirtschaft, Politik und staatliche Verwaltung, aber auch private Personen haben aus 
unterschiedlichen Gründen ein großes Interesse an Ergebnissen der Düngemittelstatistik. Für das vereinte Deutschland 
liegen nach umfangreichen Vorarbeiten der ehemaligen Zweigstelle des Statistischen Bundesamtes in Berlin vergleich-
bare Ergebnisse über die vergangenen 50 Jahre vor. In diesem Beitrag werden ausgewählte Ergebnisse, ergänzt um Aus-
führungen über den „Werdegang“ der Düngemittelstatistik in den vergangenen 50 Jahren in Deutschland, vorgestellt.

50 Jahre Düngemittelstatistik in Deutschland

 1) Agrarstatistikgesetz (AgrStatG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1998 (BGBl. I S. 1635).
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tischen Bundesamt veröffentlichten Ergebnisse auf den 
jeweiligen Gebietsstand des früheren Bundesgebietes. 
Für das Gebiet der ehemaligen DDR gab das Statistische 
Amt der ehemaligen DDR die Ergebnisse heraus. Diese 
Ergebnisse wurden – soweit erforderlich – vom Statisti-
schen Bundesamt für den Zeitraum 1950 bis 1989 auf die 
Kategorien der Düngemittelstatistik der Bundesrepub-
lik Deutschland umgerechnet und damit vergleichbar 
gemacht. Ab 1993/94 werden die Ergebnisse für das ver-
einte Deutschland erhoben und veröffentlicht. Auf diesen 
Ge bietsstand beziehen sich auch die Ergebnisse im vor-
liegenden Beitrag über die zurücklie genden 50 Jahre.

Bis zum Wirtschaftsjahr 1958/59 veröffentlichte das Bun-
desministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten die Ergebnisse der Düngemittel statistik. Seither wer-
den sie vom Statistischen Bundesamt als Fachserie zur 
„Düngemittelversorgung“ herausgegeben. Darüber hin-
aus stehen sie in der Datenbank des Statistischen Bun-
desamtes zur Verfügung. Dort ist der Zugriff für jeden 

Interessenten über Internet möglich. Schließlich beant-
wortet der Informationsservice des Statistischen Bundes-
amtes kurzfristig telefonische, schriftliche oder elektroni-
sche Anfragen. Hauptnutzer der Ergebnisse sind – außer 
staatlichen Stellen – mit der Herstellung, dem Handel und 
dem Verbrauch von Düngemitteln, aber auch mit dem 
Umweltschutz befasste Institutionen und Personen der 
Wirtschaft.

Als Berichtszeitraum gilt in Anlehnung an den Vegetati-
onsrhythmus seit 50 Jahren das in der Landwirtschaft 
übliche Wirtschaftsjahr, das am 1. Juli beginnt und am 
30. Juni des folgenden Jahres endet.

Ausgewählte Ergebnisse
Für den Zeitraum von 50 Jahren sind vergleichbare 
Ergebnisse für Deutschland über den mengenmäßigen 
Inlandsabsatz von Düngemitteln in der Gliederung nach 

Tabelle 1: Inlandsabsatz von Düngemitteln nach Nährstoffarten in Deutschland1)

Inlandsabsatz Aufwand

Stickstoff (N) Phosphat (P2O5) Kali (K2O) Kalk (CaO) Stickstoff (N) Phosphat (P2O5) Kali (K2O) Kalk (CaO)Wirtschaftsjahr

1 000 t kg je ha landwirtschaftlich genutzter Fläche2)

1949/50 512,0 436,8 928,5 1 211,4 25,1 21,4 45,5 59,3
1950/51 554,8 493,6 1 025,2 1 209,2 26,8 23,8 49,5 58,4
1951/52 592,7 557,7 1 148,9 1 403,5 28,6 26,8 55,2 67,4
1952/53 611,5 475,2 1 181,8 1 302,1 29,3 22,8 56,6 62,4
1953/54 642,5 591,8 1 252,5 1 438,5 30,8 28,4 60,1 69,0
1954/55 657,2 647,1 1 258,9 1 326,8 31,4 31,0 60,2 63,4
1955/56 671,5 631,5 1 304,8 1 438,0 32,2 30,2 62,5 68,9
1956/57 752,7 756,4 1 338,1 1 513,0 36,0 36,2 64,0 72,3
1957/58 790,3 778,5 1 478,9 1 456,8 37,9 37,9 70,9 69,8
1958/59 801,0 849,0 1 515,4 1 503,2 38,5 40,8 72,8 72,2
1959/60 868,7 940,0 1 575,8 1 531,2 41,8 45,2 75,9 73,7
1960/61 865,8 887,8 1 534,6 1 286,8 41,8 42,9 74,2 62,2
1961/62 875,8 844,8 1 530,6 1 301,5 42,4 40,9 74,2 63,1
1962/63 1 046,5 942,5 1 627,1 1 368,5 50,8 45,8 79,0 66,5
1963/64 1 054,2 1 027,1 1 668,0 1 659,5 51,3 50,0 81,2 80,8
1964/65 1 181,7 1 150,0 1 729,3 1 840,0 57,6 56,1 84,3 89,7
1965/66 1 295,2 1 135,7 1 778,7 1 982,8 63,4 55,6 87,1 97,0
1966/67 1 332,4 1 126,8 1 698,2 2 162,3 65,4 55,3 83,4 106,1
1967/68 1 395,3 1 178,7 1 711,7 1 948,1 68,6 58,0 84,2 95,8
1968/69 1 434,5 1 171,7 1 627,8 1 780,1 71,1 58,0 80,6 88,2
1969/70 1 579,2 1 267,0 1 760,2 1 762,1 78,4 62,9 87,3 87,4
1970/71 1 657,2 1 317,6 1 807,9 1 915,1 83,4 66,3 91,0 96,4
1971/72 1 762,4 1 349,7 1 813,3 2 029,8 89,0 68,2 91,6 102,5
1972/73 1 860,3 1 336,8 1 740,0 2 061,1 94,1 67,6 88,0 104,2
1973/74 1 751,7 1 353,8 1 827,3 2 068,9 88,8 68,7 92,7 105,0
1974/75 1 855,5 1 327,9 1 882,9 2 013,5 94,5 67,7 95,9 102,5
1975/76 1 953,7 1 181,4 1 782,6 2 379,6 99,7 60,3 90,9 121,4
1976/77 2 063,0 1 331,0 1 786,3 2 114,8 105,4 68,0 91,3 108,1
1977/78 2 135,3 1 288,2 1 581,7 2 079,5 109,4 66,0 81,1 106,6
1978/79 2 074,2 1 329,1 1 705,0 1 961,3 106,6 68,3 87,6 100,8
1979/80 2 269,6 1 319,3 1 735,3 2 426,8 122,0 70,9 93,3 130,5
1980/81 2 297,9 1 240,7 1 687,3 2 325,6 124,1 67,0 91,1 125,6
1981/82 2 022,1 1 087,6 1 600,6 2 453,4 109,5 58,9 86,7 132,9
1982/83 2 126,9 1 057,2 1 477,6 2 658,0 115,6 57,5 80,3 144,5
1983/84 2 031,0 1 066,1 1 523,8 2 898,9 110,8 58,2 83,1 158,1
1984/85 2 189,9 1 051,4 1 532,3 2 647,7 119,8 57,5 83,8 144,8
1985/86 2 267,9 1 052,9 1 516,5 2 842,4 124,3 57,7 83,1 155,8
1986/87 2 309,0 1 035,4 1 507,2 3 022,2 126,8 56,9 82,8 166,0
1987/88 2 429,4 990,7 1 429,2 2 975,5 133,9 54,6 78,8 164,0
1988/89 2 372,4 1 019,5 1 474,0 3 413,4 131,1 56,3 81,4 188,6
1989/90 2 167,3 884,4 1 312,6 3 076,2 120,0 49,0 72,7 170,4
1990/913) . . . . . . . .
1991/923) . . . . . . . .
1992/933) . . . . . . . .
1993/94 1 612,2 415,4 644,7 1 560,3 93,9 24,2 37,6 77,5
1994/95 1 787,4 450,7 667,5 1 831,6 103,3 26,0 38,6 93,4
1995/96 1 769,2 401,7 652,2 1 886,5 102,0 23,2 37,6 96,2
1996/97 1 758,0 415,1 645,8 1 979,0 101,4 23,9 37,3 101,7
1997/98 1 788,4 409,6 658,9 2 248,4 103,2 23,6 38,0 117,1
1998/99 1 903,0 406,8 628,7 2 264,6 109,6 23,4 36,2 119,0
1999/00 2 014,4 420,3 599,2 2 508,3 117,4 24,5 34,9 136,2

1) Lieferung der Produzenten und Importeure an Absatzorganisationen oder Endverbraucher. Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3. Oktober 1990. – 2) Einschl. Brache. –
3) Keine Ergebnisse wegen unvollständiger Meldungen für die neuen Länder und Berlin-Ost.
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den Pflanzennährstoffen Stickstoff, Phosphat, Kali und 
Kalk verfügbar. Derart langfristige Ver gleiche sind bezüg-
lich der Düngerarten schwieriger, da sich deren inhaltliche 
Spezifikatio nen und Handelsnamen zum Teil geändert 
haben. Einige Entwicklungen sind dennoch erkennbar. 
So waren zum Beispiel Kalkstickstoff und Thomasphos-
phat lange Zeit nach dem Kriege wichtige Düngerarten. 
Im Laufe der 1990er Jahre verschwanden sie fast gänz-
lich vom Markt. Harn stoff wurde Anfang der 1950er 
Jahre nur in geringen Mengen abgesetzt. Seit den 1970er 
Jahren hat dessen Absatz aufgrund vorteilhafter Preise 
und Ausbringungstech nik erheblich zugenommen. Die 
Anwendung von Mehrnähr stoffdün gern nahm wegen 
ihrer arbeitswirtschaftlichen Vorteile bei der Ausbringung 
stark zu. Der Versauerung der Waldböden wird seit den 
1980er Jahren durch das Kalken des Waldes begegnet. 
Hierdurch ergab sich eine große Steigerung des Absat-
zes von kohlensau rem Kalkdünger.

Beim Inlandsabsatz von mineralischen Düngemitteln han-
delt es sich um erstmals in den Verkehr gebrachte Liefe-
rungen von Produzenten und Importeuren an Absatzorga-
nisationen oder Endverbraucher. Diese Mengen können 
vom tatsächlichen Verbrauch in der Land- und Forstwirt-
schaft sowie im Gartenbau zum Beispiel durch die Lager-
haltung abweichen.

Der Inlandsabsatz von mineralischen Düngemitteln und 
der Aufwand an Nährstoffen in den vergangenen 50 Jah-
ren werden in der Tabelle 1 sowie in den Schaubildern 1 
und 2 darge stellt. Es fehlen gesamtdeutsche Ergebnisse 
für die drei Wirtschaftsjahre 1990/91 bis 1992/93. Dies ist 
darauf zurückzuführen, dass diesbezügliche Meldungen 

für die neuen Bun desländer nur unvollständig vorliegen. 
Der bemerkenswerte Rückgang des Absatzes und des 
Aufwandes an Düngemitteln in den ersten Jahren nach 
der deutschen Vereinigung ist durch die damaligen ver-
ringerten Düngeraufwendungen in den neuen Bundes-
ländern be gründet.

Im Wirtschaftsjahr 1999/2000 wurden in Deutschland 
2,01 Mill. t Stickstoffdünger (N), 0,42 Mill. t Phosphatdün-
ger (P2O5), 0,60 Mill. t Kalidünger (K2O) und 2,51 Mill. t 
Kalkdünger (CaO) abgesetzt. In den vergangenen 50 Jah-
ren, also seit dem Wirtschaftsjahr 1949/50, hat sich der 
Absatz von Stickstoffdüngern um 293% und von Kalk-
düngern um 107% erhöht, während er sich bei Phos-
phatdüngern kaum verändert (– 3,8%) und bei Kalidün-
gern um ein Drittel (– 35%) verringert hat.

Der Aufwand je Hektar landwirtschaftlich genutzter Flä-
che (einschl. Brache) wurde in den vergangenen 50 Jah-
ren bei Stickstoffdüngern von 25 auf 117 kg N, bei 
Kalkdüngern von 59 auf 136 kg CaO und bei Phosphat-
düngern von 21 auf 25 kg P2O5  gesteigert. Demgegen-
über nahm der Aufwand an Kalidüngern je Hektar von 46 
auf 35 kg K2O ab.

Nach zunächst kontinuierlichem Anstieg seit 1949/50 
wurden die höchsten Aufwandsmen gen je Hektar land-
wirtschaftlich genutzter Fläche 1987/88 mit 134 kg N 
bei Stickstoffdün gern, 1979/80 mit 71 kg P2O5 bei Phos-
phatdüngern, 1974/75 mit 96 kg K2O bei Kalidün gern und 
1988/89 mit 189 kg CaO bei Kalkdüngern erreicht. Nach 
diesen Spitzenmengen fielen die Aufwandsmengen wie-
der relativ stetig auf das heutige Niveau.

Schaubild 1
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1) Keine Ergebnisse für die Wirtschaftsjahre 1990/91 bis 1992/93 wegen unvollständiger Meldungen für die neuen Länder und Berlin-Ost.
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Ausgaben der deutschen 
Landwirtschaft für mineralische 
Düngemittel

Die Ausgaben der Landwirtschaft für mineralische Dünge-
mittel liegen für Deutschland seit dem Wirtschaftsjahr 
1993/94 vor. Wie aus Tabelle 2 und Schau bild 3 hervor-
geht, beliefen sie sich im Wirtschaftsjahr 1999/2000 auf 
3,0 Mrd. DM. Gegenüber 1993/94 mit 2,4 Mrd. DM 

erhöhten sie sich um 0,6 Mrd. DM (25%). Den höchsten 
Stand erreichten sie 1995/96 mit 3,1 Mrd. DM. Die Aus-
gaben für Stickstoff dünger machten im Beobachtungs-
zeitraum mit einem Anteil von 60 bis 64% drei Fünftel 
der Ausgaben für mineralische Düngemittel insgesamt 
aus. Es folgten Phosphatdünger mit einem Anteil von 16 
bis 18%, Kalidünger mit einem Anteil von 12 bis 15% 
und Kalkdünger mit einem Anteil von 7 bis 12%. Die 
Ausgabenstruktur hat sich im Zeitablauf von 1993/94 bis 
1999/2000 kaum verändert.

Die Durchschnittspreise je Tonne Nährstoff entwickelten 
sich bei den einzelnen Nährstof farten im Beobachtungs-
zeitraum unterschiedlich. Aus Tabelle 3 ist zu ersehen, 
dass sie bei Stickstoffdüngern von 909 DM/t N im Wirt-
schaftsjahr 1993/94 auf 1 065 DM im Wirt schaftsjahr 
1995/96 stiegen. Danach fielen sie wieder stetig auf 855 
DM im Wirtschaftsjahr 1999/2000. Bei den übrigen Dün-

Tabelle 2: Ausgaben der Landwirtschaft für mineralische Düngemittel

Wirtschafts-
jahr Insgesamt Stickstoff (N)

Phosphat
(P2O5)

Kali (K2O) Kalk (CaO)

Mill. DM1)2)

1993/94 2 430 1 466 434 357 174

1994/95 3 009 1 867 524 395 222

1995/96 3 099 1 978 491 397 233

1996/97 2 979 1 842 497 393 246

1997/98 2 914 1 746 482 403 283

1998/99 2 926 1 748 468 380 331

1999/2000 3 013 1 808 481 368 356

%

1993/94 100 60 18 15 7

1994/95 100 62 17 13 7

1995/96 100 64 16 13 8

1996/97 100 62 17 13 8

1997/98 100 60 17 14 10

1998/99 100 60 16 13 11

1999/2000 100 60 16 12 12

1) Ohne Mehrwertsteuer. Einschl. Verpackungskosten und Kleinmengenzuschlägen
von 5%. – 2) Gewogener Durchschnittspreis aufgrund der Bruttolistenpreise und der
gelieferten Mengen der einzelnen Düngerarten.

Tabelle 3: Durchschnittspreise für mineralische Düngemittel
DM je t Nährstoff1)2)

Wirtschafts-
jahr Stickstoff (N) Phosphat (P2O5) Kali (K2O) Kalk (CaO)

1993/94 909 1 045 553 131

1994/95 995 1 108 564 131

1995/96 1 065 1 163 580 133

1996/97 998 1 140 580 133

1997/98 930 1 120 582 133

1998/99 875 1 095 575 139

1999/2000 855 1 090 585 135

1) Ohne Mehrwertsteuer. Einschl. Verpackungskosten und Kleinmengenzuschlägen
von 5%. – 2) Gewogener Durchschnittspreis aufgrund der Bruttolistenpreise und der
gelieferten Mengen der einzelnen Düngerarten.
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gerarten schwankten die Preise weniger stark. Bei Phos-
phatdüngern bewegten sie sich zwischen 1 045 und 1 163 
DM/t P2O5, bei Kali düngern zwischen 553 und 585 DM/t 
K2O und bei Kalkdüngern lediglich zwischen 131 und 139 
DM/t CaO. 

Internationale Vergleiche
Mit dem Beitritt der Bundesrepublik Deutschland zur 
Welternährungsorganisation (Ernährungs- und Landwirt-
schaftsorganisation der Vereinten Nationen – Food and 
Agriculture Organization of the United Nations – FAO) 
im Jahr 1950 waren auch Verpflichtungen zur Lieferung 
von Ergebnissen der Düngemit telstatistik verbunden. 

Die FAO veröffentlicht jährlich ihr Jahrbuch über Dün-
gemittel (Fertilizer Yearbook), in dem die Düngemit-
telversorgung der FAO-Mitgliedstaaten doku mentiert 
wird. Die Entwicklung der Düngemittelversorgung in 
den europäischen Ländern der Organisation für wirt-
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
zeigt Tabelle 4. Nach Frankreich liegt Deutschland euro-
paweit an zweiter Stelle im Düngemittelverbrauch, danach 
folgen in wechselnder Reihenfolge je nach Düngerart die 
anderen großen Flächen staaten Vereinigtes Königreich, 
Spanien, Türkei und Italien.!
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Tabelle 4: Düngemittelversorgung1) in den europäischen OECD-Ländern2) nach Wirtschaftsjahren
1 000 t

Stickstoff (N) Phosphat (P2O5) Kali (K2O)
Land

1949/50 1959/60 1969/70 1979/80 1989/90 1998/99 1949/50 1959/60 1969/70 1979/80 1989/90 1998/99 1949/50 1959/60 1969/70 1979/801989/901998/99

Belgien und
Luxemburg . 78,0 103,2 188,4 197,8 190,5 172,0 93,0 100,5 150,6 103,5 86,5 42,0 96,0 161,7 194,9 143,5 131,0 90,0

Deutschland3) . 512,0 868,7 1 579,2 2 269,6 2 167,3 1 903,0 436,8 940,0 1 267,0 1 319,3 884,4 406,8 928,5 1 575,8 1 760,2 1 735,3 1 312,6 628,7
Dänemark . . . 60,0 122,8 270,2 393,9 400,4 262,0 78,0 117,2 126,8 133,2 94,8 44,0 82,0 179,4 182,6 170,7 155,4 97.0
Finnland . . . . . . 61,3 160,0 196,2 231,5 176,0 . 101,1 172,0 150,0 143,1 53,0 . 71,3 132,4 143,6 140,9 76,0
Frankreich . . . 246,0 504,8 1 241,3 2 134,8 2 660,2 2 488,0 420,0 881,1 1 683,7 1 983,8 1 494,0 1 011,0 369,0 685,9 1 279,5 1 785,9 1 949,0 1 332,0
Griechenland . 18,0 69,5 190,1 356,1 425,7 298,0 16,0 52,2 114,0 180,7 188,8 128,0 2,0 7,1 17,5 44,2 73,2 60,0
Irland . . . . . . . . 6,0 21,7 71,4 247,5 378,5 433,0 45,0 82,7 165,1 155,7 145,5 124,0 10,0 58,0 141,1 189,1 182,3 149,0
Island . . . . . . . . 2,5 7,1 11,7 15,7 10,4 12,4 1,2 3,9 6,1 8,5 5,2 4,2 0,9 2,1 4,8 6,3 4,6 2,0
Italien . . . . . . . . 120,0 350,8 550,4 1 106,8 827,3 843,0 250,0 389,9 486,2 831,1 607,9 490,0 14,0 108,1 194,5 416,9 377,7 409,0
Niederlande . . 143,0 212,1 387,4 486,1 412,4 350,0 125,0 112,9 107,0 84,1 76,1 55,0 153,0 152,6 121,7 123,7 98,3 60,0
Norwegen . . . . 37,0 48,4 77,0 113,2 110,4 112,0 37,0 44,5 54,1 66,3 36,6 30,0 50,0 55,0 65,7 87,8 65,5 63,0
Österreich . . . . 18,0 45,0 120,7 158,0 135,6 128,0 33,0 80,0 134,5 99,7 74,4 57,0 25,0 84,0 151,7 145,2 97,8 67,0
Portugal . . . . . 23,0 66,0 112,7 155,0 145,4 127,0 46,0 68,5 81,7 78,5 81,1 73,0 4,0 9,3 8,2 41,6 47,5 48,0
Schweden . . . 60,0 104,1 205,1 256,3 221,5 179,2 99,0 108,4 139,2 129,2 69,7 48,0 52,0 86,1 128,8 121,7 71,4 53,0
Schweiz . . . . . 8,0 15,0 34,7 64,5 70,3 277,0 27,0 44,0 50,0 48,0 39,4 17,0 12,0 40,0 61,0 71,8 67,4 35,0
Spanien . . . . . . . 236,3 592,7 908,2 1 109,4 1 047,5 . 274,7 400,2 482,4 559,4 548,3 . 76,0 105,1 294,4 383,3 511,0
Türkei . . . . . . . 3,2 20,3 231,1 769,5 1 140,4 1 392,0 1,1 12,3 200,6 671,4 599,7 700,2 1,0 4,8 14,3 28,3 58,0 88,5
Vereinigtes

Königreich . 228,0 421,2 690,3 1 314,0 1 528,0 1 290,0 467,0 454,7 460,4 460,0 428,0 369,0 242,0 434,0 461,5 461,0 525,0 425,0

Insgesamt . . . 1 562,7 3 278,3 6 714,4 11 143,2 12 165,0 11 490,1 2 175,1 3 868,6 5 799,2 6 985,4 5 614,6 4 200,5 2 041,4 3 791,2 5 025,5 6 011,0 5 740,9 4 194,2

Quelle: Food and Agriculture Organization of the United Nations (FAO): Fertilizer Yearbook.

1) Aufgrund unterschiedlicher Bestimmungen in den OECD-Ländern können die Berichtszeiträume vom Wirtschaftsjahr abweichen. – 2) Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit
und Entwicklung. – 3) Deutschland nach dem Gebietsstand seit dem 3. Oktober 1990.
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Dipl.-Verwaltungswissenschaftler Thomas Haustein 
und Mitarbeiterinnen 

Vorbemerkung

Die Sozialhilfe hat die Aufgabe, in Not geratenen Bür-
gerinnen und Bürgern ohne ausreichende anderweitige 
Unterstützung eine der Menschenwürde entsprechende 
Lebensführung zu ermöglichen. Sie wird bei Vorliegen der 
Anspruchsvoraussetzungen nachrangig zur Deckung des 
individuellen Bedarfs mit dem Ziel der Hilfe zur Selbsthilfe 
gewährt. Nachrangig bedeutet dabei, dass die Sozial-
hilfe als „Netz unter dem sozialen Netz“ nur dann ein-
greift, wenn die betroffenen Personen nicht in der Lage 
sind, sich aus eigener Kraft zu helfen oder wenn die 
erforderliche Hilfe nicht von anderen, insbesondere von 
Angehörigen oder von Trägern anderer Sozialleistungen, 
erbracht wird. Asylbewerber und sonstige nach dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz (AsylbLG) Berechtigte erhalten 
seit 1. November 1993 anstelle der Sozialhilfe Leistungen 
nach dem AsylbLG. 

Je nach Art der vorliegenden Notlage unterscheidet man 
in der Sozialhilfe zwei Haupthilfearten: Personen, die 
ihren Bedarf an Nahrung, Kleidung, Unterkunft, Hausrat 
usw. nicht ausreichend decken können, haben Anspruch 
auf „Hilfe zum Lebensunterhalt“. Die Empfänger der 

Hilfe zum Lebensunterhalt bilden zugleich den Perso-
nenkreis, der im Blickpunkt der Armutsdiskussion steht. 
In außergewöhnlichen Notsituationen, zum Beispiel bei 
gesundheitlichen oder sozialen Beeinträchtigungen, wird 
„Hilfe in besonderen Lebenslagen“ gewährt. Als spe-
zielle Hilfen kommen dabei u. a. die Hilfe zur Pflege, die 
Eingliederungshilfe für Behinderte oder die Krankenhilfe 
in Frage. 

1 Sozialhilfe

1.1  Empfänger von laufender Hilfe
zum Lebensunterhalt außerhalb
von Einrichtungen 

Entwicklung

Die Zahl der Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum 
Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen, der so 
genannten „Sozialhilfe im engeren Sinne“1), ist seit 
Inkraft treten des Bundessozialhilfegesetzes (BSHG) im 
Juni 1962 deutlich angestiegen. Die zeitliche Entwicklung 
verlief nicht kontinuierlich: Während der 1960er Jahre 
gab es im früheren Bundesgebiet bei nur unwesentlichen 
Veränderungen rund 0,5 Mill. Empfänger (siehe Schau-
bild 1). Mit Beginn der 1970er Jahre setzte dann ein ers-
ter Anstieg ein, der bis 1977 andauerte. Nach einer kur-
zen Periode der Beruhigung folgte Anfang der 1980er 

Zum Jahresende 1999 erhielten insgesamt 2,79 Mill. Personen in 1,45 Mill. Haushalten Sozialhilfe im engeren Sinne 
(d. h. laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen). Die Empfängerzahl ist damit gegenüber 1998 
um 3,0% zurückgegangen. Die Sozialhilfequoten (Anzahl der Hilfebezieher an der Bevölkerung bzw. der jeweiligen Bevöl-
kerungsgruppe in %) zeigen folgende Zusammenhänge auf: Kinder sind relativ häufig unter den Sozialhilfeempfängern. 
Frauen haben ein höheres „Sozialhilferisiko“ als Männer; ausländische Staatsangehörige ein höheres als deutsche. Die 
Sozialhilfequote ist im früheren Bundesgebiet höher als in den neuen Ländern und Berlin-Ost. Im früheren Bundesge-
biet ist ein Nord-Süd-Gefälle erkennbar (d. h. relativ hohe Quoten im Norden, niedrige im Süden). Pro Haushalt wurden 
monatlich – unter Berücksichtigung des angerechneten Einkommens – im Schnitt 780 DM Sozialhilfe im engeren Sinne 
ausgezahlt. Die bisherige Bezugsdauer lag im Durchschnitt bei zweieinhalb Jahren. 40% der Empfängerhaushalte waren 
Kurzzeitbezieher, das heißt ihre bisherige Bezugsdauer betrug weniger als ein Jahr. In rund 13% der Fälle handelte es 
sich um Langzeitbezieher mit einer bisherigen Bezugsdauer von mindestens fünf Jahren.

Im Laufe des Jahres 1999 erhielten 1,40 Mill. Personen Hilfe in besonderen Lebenslagen (+ 1,7% gegenüber dem Vor-
jahr). Den meisten Empfängern (39%) wurden dabei Leistungen der Krankenhilfe gewährt. Danach folgte die Eingliede-
rungshilfe für Behinderte (36%) sowie die Hilfe zur Pflege (22%). Die Hilfe in besonderen Lebenslagen wurde in fast der 
Hälfte der Fälle (48%) in Einrichtungen gewährt.

Im Jahr 1999 wurden in Deutschland 44,9 Mrd. DM für Leistungen nach dem Bundessozialhilfegesetz ausgegeben; nach 
Abzug der Einnahmen in Höhe von 5,0 Mrd. DM beliefen sich die reinen Sozialhilfeausgaben auf 39,9 Mrd. DM. Dies 
entspricht einem Anstieg um 0,6% gegenüber dem Vorjahr. 

Regelleistungen zur Deckung des täglichen Bedarfs nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) erhielten zum 
Jahresende 1999 insgesamt 436 000 Personen. Die Zahl der Leistungsbezieher ist damit gegenüber dem Vorjahr um 
0,7% gesunken. Das Durchschnittsalter aller Hilfebezieher betrug 23,2 Jahre. In der Mehrzahl kamen die Asylbewerber 
aus Europa; darunter insbesondere aus Jugoslawien (Serbien, Montenegro) mit 44%. 10% der Asylbewerber hatten die 
Staatsangehörigkeit der Türkei und rund 6% die von Bosnien und Herzegowina. Die reinen Ausgaben für Leistungen 
nach dem AsylbLG beliefen sich im Jahr 1999 in Deutschland auf rund 3,9 Mrd. DM. Dies entspricht einem Rückgang 
um 5,6% gegenüber dem Vorjahr. 

Ergebnisse  der  Sozialhilfe-  und  Asylbewerberleistungs-
statistik 1999

 1) Die Empfänger/-innen von Sozialhilfe im engeren Sinne werden im Folgenden kurz „Sozialhilfeempfänger“ genannt. 
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Jahre eine zweite Anstiegsphase: 1982 gab es erstmals 
mehr als eine Million Empfänger, im Jahr 1991 wurde 
dann die Zwei-Millionen-Marke erreicht. Ausschlagge-
bend hierfür war auch die Einbeziehung der neuen Län-
der und Berlin-Ost, wodurch sich die Zahl der Sozialhilfe-
empfänger zum Jahresende 1991 zusätzlich um 217 000 
Personen erhöhte. Der deutliche Rückgang der Bezie-
herzahl im Jahr 1994 ist auf die Einführung des Asylbe-
werberleistungsgesetzes zurückzuführen. Dies hatte zur 
Folge, dass zum Jahresende 1994 rund 450 000 Perso-
nen aus dem Sozial hilfebezug herausfielen und ins Asyl-
bewerberleistungsrecht überwechselten. In den darauf-
folgenden Jahren stieg die Zahl der Sozialhilfeempfänger 
wieder an, erreichte Ende 1997 den bisherigen Höchst-
stand und ist seitdem rückläufig.

Zum Jahresende 1999 waren 2,79 Mill. Personen auf 
Sozialhilfe im engeren Sinne angewiesen. Dies entspricht 
einem Rückgang um 3,0% gegenüber dem Vorjahr. Die-
ser Trend ist praktisch ausschließlich auf die Entwick-
lung im früheren Bundesgebiet zurückzuführen: Während 
dort die Gesamtzahl der Empfänger gegenüber 1998 um 
88 000 Personen zurückging (– 3,5%), blieb die Zahl der 
Sozialhilfeempfänger in den neuen Ländern im selben 
Zeitraum nahezu konstant (+ 0,2%).

Die Sozialhilfequote betrug zum Jahresende 1999 in 
Deutschland 3,4% der Bevölkerung (Vorjahr 3,5%). Der 
Anteil der Bevölkerung, der Sozialhilfe beansprucht, hat 
sich somit seit 1963 mehr als verdreifacht; damals bezog 
lediglich 1% der Bevölkerung Sozialhilfe. Die Strukturda-

ten der Sozialhilfeempfänger haben sich im Zeitverlauf 
ebenfalls deutlich verändert. So ist der Ausländeranteil 
zwischen 1965 und 1999 von 3 auf 23% angestiegen. Im 
selben Zeitraum sank der Frauenanteil von 67% auf nun-
mehr 56%. Erhebliche Veränderungen waren auch in der 
altersmäßigen Zusammensetzung der Hilfeempfänger zu 
verzeichnen: Zwischen 1965 und 1999 erhöhte sich der 
Anteil der 18- bis unter 50-Jährigen von 18 auf 45% und 
der der Kinder (unter 18 Jahre) von 32 auf 37%. Gleich-
zeitig ging der Anteil der über 50-Jährigen von 50 auf 
18% zurück. 

Hauptsächliche Bezugsgruppen

Zum Jahresende 1999 erhielten insgesamt 2,79 Mill. Per-
sonen in 1,45 Mill. Haushalten2) Sozialhilfe im engeren 
Sinne.3) Unter den Empfängern waren 2,16 Mill. Deutsche 
und 629 000 Ausländer/-innen (siehe Tabelle 1). Der Aus-
länderanteil lag bei 23%. Die Untergliederung der aus-
ländischen Hilfeempfänger zeigt, dass 10% aus Staaten 
der Europäischen Union kamen, 13% waren Asylberech-
tigte und 2% waren Bürgerkriegsflüchtlinge; der mit 75% 
größte Anteil entfiel auf den Personenkreis „sonstige 
Ausländer“, wozu auch die türkischen Staatsangehöri-
gen zählen. Bei den Sozialhilfeempfängern überwogen 
mit 56% die weiblichen Bezieher, 44% waren männlich. 
Unter den Sozialhilfehaushalten gab es 619 000 Haus-
halte von Alleinstehenden, 151 000 von Ehepaaren mit 
Kindern und 104 000 von Ehepaaren ohne Kind. Beson-
ders häufig, und zwar mit 332 000 Fällen, waren alleiner-
ziehende Frauen vertreten.

Schaubild 1
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Empfänger/-innen von Sozialhilfe im engeren Sinne am Jahresende1) 2)

1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. - 2) Bis einschl. 1990: Früheres Bundesgebiet.

Insgesamt

Deutsche

Ausländer/-innen

1963 65 70 75 80 85 90 95 99

 2) Gemeint sind die sog. Bedarfs- bzw. Einsatzgemeinschaften, die hier und im Folgenden der Einfachheit halber kurz als Haushalte bezeichnet werden.
 3) Darüber hinaus gab es zum Jahresende 1999 noch knapp 19 000 Empfänger von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt, die in Einrichtungen lebten.
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Nach Bevölkerungsgruppen betrachtet wird die Sozial-
hilfe unterschiedlich häufig in Anspruch genommen. Mit-
tels der Sozialhilfequote (Anteil der Hilfebezieher an der 
Bevölkerung bzw. der jeweiligen Bevölkerungsgruppe in 
%) kann die Sozialhilfe-Inanspruchnahme verschiedener 
Bevölkerungsgruppen quantifiziert und miteinander ver-
glichen werden (siehe Schaubild 2). Am Jahresende 1999 
bezogen insgesamt 3,4% der Bevölkerung Sozialhilfe im 
engeren Sinne. Für die einzelnen Bevölkerungsgruppen 
ergaben sich folgende Zusammenhänge:

– Kinder (unter 18-Jährige) gehören mit einer Sozialhil-
fequote von 6,6% relativ häufiger zu den Sozialhil-
feempfängern als ältere Menschen (über 65-Jährige), 
deren Quote lediglich 1,4% beträgt.

– Frauen beanspruchen mit einer Quote von 3,7% rela-
tiv häufiger Sozialhilfe als Männer mit 3,0%.

– Ausländer/-innen haben mit 8,6% eine deutlich höhere 
Sozialhilfequote als Deutsche mit 2,9%.

– Die Sozialhilfequote ist im früheren Bundesgebiet mit 
3,6% höher als in den neuen Bundesländern, in denen 
sie 2,7% beträgt. Im früheren Bundesgebiet ist ansatz-
weise ein Nord-Süd-Gefälle erkennbar (d. h. relativ 
hohe Quoten im Norden, niedrige Quoten im Süden). 
So wurden für Schleswig-Holstein (4,4%) und Nieder-

sachsen (4,0%) überdurchschnittliche Quoten ermit-
telt, während sich für Bayern mit 1,8% und Baden-
Württemberg mit 2,2% relativ niedrige Quoten ergaben. 
Die höchsten Quoten sind in den drei Stadtstaaten 
zu verzeichnen: Bremen (9,9%), Berlin (8,1%) und 
Hamburg (7,4%). Unter den Flächenländern entfiel die 
höchste Sozialhilfequote auf das Saarland (4,5%).

Neben den personenbezogenen Empfängerquoten lassen 
sich für 1999 auch haushaltsbezogene Quoten bestim-
men (siehe Schaubild 2). Danach weisen allein erzie-
hende Frauen die mit Abstand höchste Sozialhilfequote 
auf. So beziehen 27,1% der allein erziehenden Frauen 
Sozialhilfe. Vergleichsweise gering sind die Sozialhilfe-
quoten der übrigen Haushaltstypen. Hierbei zeigt sich, 
dass allein stehende Männer (5,4%) relativ öfter zu den 
Sozialhilfebeziehern gehören als allein stehende Frauen 
(4,3%). Eine geringere Inanspruchnahme ist bei den Ehe-
paaren mit Kindern (2,1%) festzustellen; die Bezugsquote 
bei den Ehepaaren ohne Kind lag mit 0,9% deutlich unter 
dem allgemeinen Durchschnitt von 3,9% der Haushalte.

Kinder sind relativ häufig Sozialhilfebezieher: So bezo-
gen zum Jahresende 1999 mehr als 1,0 Mill. Kinder und 
Jugendliche unter 18 Jahren Sozialhilfe, das sind 37% 
der Empfänger. Gegenüber dem Vorjahr ist die Zahl der 
Kinder mit Sozialhilfebezug um 3,3% zurückgegangen. 
Unterteilt nach Altersklassen ergibt sich für 1999 fol-
gendes Bild: 227 000 waren Kleinkinder unter 3 Jahren, 
237 000 Kinder im Kindergartenalter von 3 bis 6 Jahren, 
445 000 Kinder im schulpflichtigen Alter von 7 bis 14 
Jahren und 128 000 Jugendliche zwischen 15 bis 17 Jah-
ren. Gut die Hälfte der Kinder mit Sozialhilfe (52% bzw. 
544 000 Kinder) lebte in Haushalten von allein erziehen-
den Frauen; 31% bzw. 321 000 Kinder im „klassischen“ 
Haushaltstyp „Ehepaar mit Kind(ern)“.

Die Sozialhilfequote von Kindern ist mit 6,6% annähernd 
doppelt so hoch wie die Quote im Bevölkerungsdurch-
schnitt (3,4%). Am höchsten war die Quote in der Gruppe 
der unter 3-Jährigen mit 9,6%. Insgesamt ist festzustel-
len, dass die Sozialhilfequote der Kinder

– über dem Gesamtdurchschnitt liegt,

– umso höher ist, je jünger die Kinder sind,

– im Zeitverlauf zugenommen hat, seit 1997 jedoch 
leicht rückläufig ist.

Ältere Personen beziehen dagegen weniger häufig Sozial-
hilfe. Für die Personen über 50 Jahre errechnete sich mit 
1,8% eine Sozialhilfequote, die nur etwa halb so hoch ist 
wie der entsprechende Wert für die Gesamtbevölkerung. 
Die Sozialhilfequote der über 50-Jährigen ist in den ver-
gangenen Jahren weitgehend unverändert geblieben und 
liegt im Übrigen umso mehr unter dem Gesamtdurch-
schnitt, je älter die Personen sind.

Dauer des Hilfebezugs

Im Durchschnitt liegt die bisherige Bezugsdauer der
Sozialhilfe im engeren Sinne, die seit 1994 erfasst wird, 
bei zweieinhalb Jahren (30 Monate). 597 000 bzw. 41% 
der Empfängerhaushalte sind Kurzzeitbezieher, das heißt 
ihre bisherige Bezugsdauer beträgt weniger als ein Jahr. 
In rund 13% der Fälle handelt es sich um Langzeitbe-

Tabelle 1: Empfänger/-innen von Sozialhilfe im engeren Sinne1)
am Jahresende 1999

Insgesamt Männlich Weiblich Insge-
samt

Männ-
lich

Weib-
lich

Gegenstand
der

Nachweisung Anzahl

Anteil an der
jeweiligen

Bevölkerungsgruppe
in %2)

Deutschland

Deutsche . . . . . . . . . . . . . . 2 163 147 915 782 1 247 365 2,9 2,5 3,2
Nichtdeutsche . . . . . . . . . 629 332 302 455 326 877 8,6 7,7 9,6

Insgesamt . . . 2 792 479 1 218 237 1 574 242 3,4 3,0 3,7
davon im Alter von . . .  bis

unter . . .  Jahren
unter 7 . . . . . . . . . . . . . . . . 464 737 238 878 225 859 8,4 8,4 8,4
  7 – 15 . . . . . . . . . . . . . . . . 445 274 228 301 216 973 6,1 6,1 6,1
15 – 18 . . . . . . . . . . . . . . . . 128 285 64 296 63 989 4,7 4,6 4,8
18 – 21 . . . . . . . . . . . . . . . . 107 676 42 528 65 148 3,8 3,0 4,8
21 – 25 . . . . . . . . . . . . . . . . 154 653 52 315 102 338 4,3 2,8 5,8
25 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . . 209 986 73 765 136 221 4,0 2,8 5,4
30 – 40 . . . . . . . . . . . . . . . . 464 883 173 520 291 363 3,3 2,4 4,3
40 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . . 306 490 138 185 168 305 2,6 2,3 2,9
50 – 60 . . . . . . . . . . . . . . . . 216 651 100 273 116 378 2,2 2,0 2,3
60 – 65 . . . . . . . . . . . . . . . . 112 329 51 064 61 265 2,0 1,9 2,2
65 und älter . . . . . . . . . . . 181 515 55 112 126 403 1,4 1,1 1,5

Bundesländer

Baden-Württemberg . . . 226 917 97 179 129 738 2,2 1,9 2,4
Bayern . . . . . . . . . . . . . . . . 223 131 93 794 129 337 1,8 1,6 2,1
Berlin . . . . . . . . . . . . . . . . . . 272 744 129 677 143 067 8,1 7,9 8,2
Brandenburg . . . . . . . . . . . 57 644 25 985 31 659 2,2 2,0 2,4
Bremen . . . . . . . . . . . . . . . . 65 532 28 805 36 727 9,9 9,0 10,7
Hamburg . . . . . . . . . . . . . . 126 325 58 081 68 244 7,4 7,0 7,8
Hessen . . . . . . . . . . . . . . . . 242 408 107 281 135 127 4,0 3,6 4,4
Mecklenburg-

Vorpommern . . . . . . . . 51 476 23 486 27 990 2,9 2,7 3,1
Niedersachsen . . . . . . . . . 316 730 138 590 178 140 4,0 3,6 4,4
Nordrhein-Westfalen . . . 694 573 290 868 403 705 3,9 3,3 4,4
Rheinland-Pfalz . . . . . . . . 109 583 45 972 63 611 2,7 2,3 3,1
Saarland . . . . . . . . . . . . . . . 48 148 20 301 27 847 4,5 3,9 5,0
Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . 103 676 45 199 58 477 2,3 2,1 2,5
Sachsen-Anhalt . . . . . . . . 82 047 37 798 44 249 3,1 2,9 3,2
Schleswig-Holstein . . . . 122 585 53 507 69 078 4,4 3,9 4,9
Thüringen . . . . . . . . . . . . . 48 960 21 714 27 246 2,0 1,8 2,2

1) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. – 2) Bevölke-
rungsstand: 31.12.1999.
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zieher mit einer bisherigen Bezugsdauer von mehr als 
fünf Jahren (siehe Tabelle 2). Alleinstehende Frauen sind 
überdurchschnittlich lange auf Sozialhilfe angewiesen (43 
Monate). Die durchschnittliche Bezugsdauer von Ehe-
paaren mit Kind(ern) sowie von nichtehelichen Lebens-
gemeinschaften mit Kind(ern) liegt dagegen mit rund 19 
bzw. 16 Monaten unter dem Durchschnitt.

Höhe des Anspruchs

Die laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von 
Einrichtungen wird im Wesentlichen in Form von Regelsät-
zen, gegebenenfalls Mehrbedarfszuschlägen und durch 
die Übernahme der Unterkunftskosten einschließlich der 

Heizkosten gewährt; darüber hinaus können auch Bei-
träge zur Krankenversicherung, Pflegeversicherung und 
Alterssicherung übernommen werden. Die Summe der 
vorgenannten Bedarfspositionen für den Haushaltsvor-
stand und dessen Haushaltsangehörige ergibt den Brut-
tobedarf eines Haushalts. Zieht man hiervon das ange-
rechnete Einkommen – in vielen Fällen handelt es sich 
dabei um vorrangige Sozialleistungen – ab, erhält man 
den tatsächlich ausbezahlten Nettoanspruch. Im Durch-
schnitt errechnete sich für einen Sozialhilfehaushalt ein 
monatlicher Bruttobedarf von 1 621 DM, wovon allein 
rund ein Drittel auf die Kaltmiete entfiel. Unter Berück-
sichtigung des angerechneten Einkommens in Höhe von 
durchschnittlich 842 DM wurden pro Haushalt im Schnitt 

Schaubild 2

Sozialhilfe im engeren Sinne1)

Sozialhilfequoten Ende 1999

Empfänger-Quoten2)
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1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. - 2) Anteil der Sozialhilfebezieher an der Bevölkerung bzw. der jeweiligen Bevöl-
kerungsgruppe in Prozent. - 3) Anteil der Sozialhilfehaushalte an den jeweiligen Privathaushalten in Prozent.
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780 DM – also etwas weniger als die Hälfte des Bruttobe-
darfs – monatlich ausgezahlt (siehe Tabelle 3). Mit zuneh-
mender Haushaltsgröße gelangt tendenziell weniger vom 
Bruttobedarf zur Nettoauszahlung. Das ist darauf zurück-

zuführen, dass größere Haushalte häufig über anre-
chenbares Einkommen verfügen (z. B. Kindergeld, Unter-
haltsleistungen). So erhielten allein stehende Männer im 
Durchschnitt 65% ihres Bruttobedarfs ausgezahlt (Brut-
tobedarf: 1 071 DM, Nettoanspruch: 701 DM), während 
sich dieser Anteil bei den Ehepaaren mit Kind(ern) auf 
lediglich 39% belief (Bruttobedarf: 2 734 DM, Nettoan-
spruch: 1 065 DM). 

Anhand der zum Jahresende 1999 durchschnittlich 
ermittelten Nettoauszahlungen lässt sich das jährliche 
Aufwandsvolumen für die einzelnen Haushaltsgruppen 
abschätzen.4) Der größte Teil der Sozialhilfeausgaben im 
engeren Sinne für das Jahr 1999 entfiel auf die allein 
erziehenden Frauen, nämlich 28% (3,8 Mrd. DM) der 
Ausgaben. Allein stehende Frauen beanspruchten nach 
dieser Modellrechnung – wie allein stehende Männer – 
18% der Ausgaben und Ehepaare mit Kindern 14%. Auf-
grund der Hochrechnung ist näherungsweise auch eine 
Aufteilung der Ausgaben auf die deutschen und auslän-
dischen Empfängerhaushalte möglich: Gut drei Viertel 
der Ausgaben (etwa 78% bzw. 10,5 Mrd. DM) entfielen 
auf deutsche Empfängerhaushalte, rund 22% (3,1 Mrd. 
DM) kamen ausländischen Haushalten zugute.

Bei 86% der Haushalte mit Sozialhilfebezug im engeren 
Sinne wurde anderweitig erzieltes Einkommen auf die 
Sozialhilfe angerechnet. In 77% der Fälle handelte es 
sich hierbei um Wohngeld.5) Eine wesentliche Rolle spiel-
ten weiterhin das Kindergeld (53%) sowie Arbeitseinkom-
men (19%) und Arbeitslosengeld/-hilfe (16%).6)

Tabelle 3: Haushalte vom Empfängern von Sozialhilfe im engeren Sinne1) am 31. Dezember 1999

Insgesamt

Verände-
rung zum
Vorjahr

Brutto-
bedarf

Darunter:
Brutto-

kaltmiete

Ange-
rechnetes

Ein-
kommen

Netto-
anspruch

Brutto-
kaltmiete

Ange-
rechnetes

Ein-
kommen

Netto-
anspruch

Hochgerechnete
Jahresausgaben

19992)Haushaltstyp
Anzahl

% monatlicher Durchschnitt in DM Anteil am Bruttobedarf in % Mrd. DM Anteil in %

Deutsche Haushalte3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 180 109 –    1,7 1 570 530 826 744 33,8 52,6 47,4 10,5 78

Ausländische Haushalte3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 272 530 –    5,2 1 845 621 910 935 33,7 49,3 50,7 3,1 22

Haushalte insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 452 639 –    2,4 1 621 547 842 780 33,8 51,9 48,1 13,6 100
Bedarfsgemeinschaften ohne Haushaltsvorstand . . . 140 585 –    7,1 714 176 265 448 24,7 37,2 62,8 0,8 6
Anderweitige Bedarfsgemeinschaften . . . . . . . . . . . . . . 53 370 +    8,1 2 045 594 1 158 888 29,0 56,6 43,4 0,6 4
Bedarfsgemeinschaften mit Haushaltsvorstand . . . . . 1 258 684 –    2,2 1 705 587 893 812 34,4 52,4 47,6 12,3 90

Ehepaare ohne Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 103 843 –    0,3 1 784 612 939 846 34,3 52,6 47,4 1,1 8

Ehepaare mit Kind(ern)4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 151 348 –  10,7 2 734 832 1 670 1 065 30,4 61,1 38,9 1,9 14
mit einem Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 56 738 –  10,0 2 220 716 1 248 973 32,2 56,2 43,8 0,7 5
mit 2 Kindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 51 167 –  13,0 2 664 817 1 634 1 031 30,7 61,3 38,7 0,6 5
mit 3 und mehr Kindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 43 443 –    8,9 3 488 1 000 2 263 1 225 28,7 64,9 35,1 0,6 5

Nichteheliche Lebensgemeinschaften
ohne Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15 109 –  15,7 1 658 553 909 749 33,4 54,8 45,2 0,1 1
mit Kind(ern)4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 303 –    3,0 2 425 734 1 565 860 30,3 64,5 35,5 0,3 2

Alleinstehende . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 619 307 –    0,9 1 144 457 480 664 39,9 42,0 58,0 4,9 36
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 289 569 –    0,8 1 071 422 370 701 39,4 34,6 65,4 2,4 18
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 329 738 –    1,0 1 208 487 577 631 40,3 47,8 52,2 2,5 18

Alleinerziehende Männer mit Kind(ern)4) . . . . . . . . . 10 521 +    1,2 2 121 693 1 210 911 32,7 57,1 42,9 0,1 1

Alleinerziehende Frauen mit Kind(ern)4) . . . . . . . . . . 332 253 –    0,2 2 188 696 1 230 959 31,8 6,2 43,8 3,8 28
mit einem Kind . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 183 701 –    0,8 1 831 622 936 894 34,0 51,1 48,9 2,0 14
mit 2 Kindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 103 180 –    0,4 2 411 744 1 427 984 30,9 59,2 40,8 1,2 9
mit 3 und mehr Kindern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 45 372 +    2,6 3 129 884 1 967 1 162 28,3 62,9 37,1 0,6 5

1) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. – 2) Anzahl der Haushalte (Spalte 1) x Nettoanspruch in DM (Spalte 6) x 12 = Hochgerechnetes Jahresergebnis in
DM. – 3) Ausschlaggebend ist hier die Staatsangehörigkeit des Haushaltsvorstandes. – 4) Kinder unter 18 Jahren.

Tabelle 2: Haushalte von Empfängern von Sozialhilfe im engeren Sinne1)
am 31. Dezember 1999

Insgesamt
Darunter mit einer

bisherigen
Bezugsdauer von . . .

insgesamt

Verände-
rung

gegen-
über

Vorjahr

Durch-
schnitt-

liche
bisherige
Dauer der
Hilfege-
währung

weniger
als 1 Jahr
(Kurzzeit-
empfän-

ger)

mehr als
5 Jahren
(Langzeit-
empfän-

ger)

Haushaltstyp

Anzahl % Monate Anteil an
Spalte 1 in %

Haushalte insgesamt . . . . . 1 452 639 –    2,4 30,0 41,1 13,0

darunter:
Ehepaare ohne Kind . . . 103 843 –    0,3 31,6 36,8 14,0
Ehepaare mit Kind(ern)2) 151 348 –  10,7 18,9 50,7 5,3

mit einem Kind . . . . . . 56 738 –  10,0 18,2 53,7 5,1
mit 2 Kindern . . . . . . . . 51 167 –  13,0 18,9 50,5 5,3
mit 3 und mehr

Kindern . . . . . . . . . . . 43 443 –    8,9 20,0 47,1 5,8

Einzeln nachgewiesene
Haushaltsvorstände . . 619 307 –    0,9 37,6 35,9 18,1
Männer . . . . . . . . . . . . . 289 569 –    0,8 37,3 39,6 14,1
Frauen . . . . . . . . . . . . . . 329 738 –    1,0 43,1 32,6 21,6

Alleinerziehende Frauen
mit Kind(ern)2) . . . . . . . 332 253 –    0,2 22,9 43,6 7,9
mit einem Kind . . . . . . 183 701 –    0,8 23,1 44,0 8,1
mit 2 Kindern . . . . . . . . 103 180 –    0,4 23,4 42,4 8,1
mit 3 und mehr

Kindern . . . . . . . . . . . 45 372 +    2,6 21,4 44,6 6,6

1) Laufende Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. – 2) Kinder unter
18 Jahren.

 4) Bei dieser Modellrechnung wird u. a. unterstellt, dass die zum Jahresende statistisch erfasste Haushaltsstruktur auch dem Jahresdurchschnitt entspricht.
 5) Es ist anzunehmen, dass die Inanspruchnahme von Wohngeld durch die HLU-Empfänger größer ist, als dies in der Sozialhilfestatistik zum Ausdruck kommt. Insofern ist bei der 

Signierung des Wohngeldes im Rahmen der Sozialhilfestatistik zz. noch von einer Untererfassung auszugehen. 
 6) Grundsätzlich werden sämtliche in der Bedarfsgemeinschaft vorkommenden Einkommensarten erfasst, die in die Bedarfsberechnung der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt 

einbezogen werden, d. h. Mehrfachangaben sind zulässig. Darüber hinaus kann die Sozialhilfestatistik auch Angaben zur Haupteinkommensart der HLU-Haushalte machen.
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Ursachen der Hilfegewährung

Statistische Angaben über die Ursache des Bezugs von 
Sozialhilfe im engeren Sinne lassen sich in erster Linie 
aus den beiden Erhebungsmerkmalen „Besondere sozi-
ale Situation“ bzw. „Erwerbsstatus“ ableiten. Anhand 
des haushaltsbezogenen Merkmals „Besondere soziale 
Situation“ sollen bestimmte Ausnahmetatbestände im 
Zusammenhang mit der Inanspruchnahme von Sozialhilfe 
aufgezeigt werden. Derartige besondere soziale Situatio-
nen wurden bei 21% der Haushalte festgestellt. Die weit-
aus meisten Nennungen7) entfielen dabei auf die Kategorie 
„Trennung/Scheidung“ (10,5%); danach folgen mit größe-
rem Abstand die Kategorien „Geburt eines Kindes“ (4,1%) 
sowie „ohne eigene Wohnung“ (2,8%). Die übrigen Ein-
zelkategorien (Tod eines Familienmitglieds, Suchtabhän-
gigkeit, Überschuldung, Freiheitsentzug/Haftentlassung, 
stationäre Unterbringung eines Familienmitglieds) kom-
men zusammen auf insgesamt 4,7%. In 79% der Sozial-
hilfehaushalte lag den Angaben zufolge keine dieser 
besonderen sozialen Situationen vor. Die Häufigkeitsver-
teilung beim Merkmal der „Besonderen sozialen Situa-
tion“ hat sich gegenüber den vorangegangenen Jahren 

nur unwesentlich geändert. Dies bedeutet, dass Sozial-
hilfebedürftigkeit heutzutage nicht in erster Linie aufgrund 
einer besonderen sozialen Ausnahmesituation entsteht; 
vielmehr sind die Ursachen hierfür eher im Zusammen-
hang mit dem Erwerbsstatus begründet. Dies wird ansatz-
weise deutlich, wenn man die entsprechenden Angaben 
beim Merkmal „Erwerbsstatus“ betrachtet, die für die 15- 
bis 64-jährigen Sozialhilfeempfänger (1,70 Mill. Personen) 
erhoben werden (siehe Schaubild 3). Den gemeldeten 
Daten zufolge waren 40,6% dieser Empfänger arbeitslos, 
50,6% waren aus anderen Gründen nicht erwerbstätig 
und lediglich 8,8% gingen einer Erwerbstätigkeit nach. Die 
Differenzierung der Gründe für die Nichterwerbstätigkeit 
zeigt, dass 16,4% der Sozialhilfeempfänger im erwerbs-
fähigen Alter wegen häuslicher Bindung nicht erwerbstä-
tig waren, weitere Ursachen waren Krankheit (8,8%), Aus- 
und Fortbildung (6,4%) oder das Alter (1,8%).

Auf die Restposition „Nicht erwerbstätig aus sonstigen 
Gründen“ entfielen 17,1% der Nennungen, das sind 
immerhin 292 000 Personen. Seit der im Jahr 1994 erfolg-
ten Neustrukturierung der Sozialhilfestatistik ist der Anteil 
dieser Restposition (von 43% im Jahr 1994) sukzessive 

Schaubild 3

Erwerbsstatus der Bezieher von Sozialhilfe im engeren Sinne1)

im Alter von 15 bis 64 Jahren
Jahresende 1999

1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen.
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 7) Zur Kennzeichnung der besonderen sozialen Situation können pro Haushalt maximal zwei Tatbestände angegeben werden; Doppelnennungen sind insofern möglich. 
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zurückgegangen, was insbesondere darauf zurückzufüh-
ren ist, dass den Sozialhilfeträgern zum Zeitpunkt der 
Einführung der neuen Statistik die Informationen über die 
Gründe für eine Nichterwerbstätigkeit vielfach noch nicht 
vorlagen. Der deutliche Rückgang dieser relativ stark 
besetzten Restposition zeigt jedoch, dass es den Sozial-
ämtern nach und nach gelingt, die Lücken in ihren Daten-
beständen zu schließen. 

Schul- und Berufsausbildung

Knapp die Hälfte (46%) der 15- bis unter 65-jährigen 
Sozialhilfeempfänger hatte einen Volks- oder Haupt-
schulabschluss, 17% einen Realschulabschluss und 8% 
besaßen die Fachhochschul- oder Hochschulreife. Ande-
rerseits haben jedoch 13% keinen Schulabschluss. Ein 
Blick auf die Berufsausbildung der 18- bis unter 65-jähri-
gen Sozialhilfeempfänger zeigt weiter, dass jede(r) Dritte 
(34%) eine abgeschlossene Lehre als höchsten berufli-
chen Ausbildungsabschluss vorweisen kann; 14% ver-
fügen über einen höheren bzw. anderen beruflichen 
Ausbildungsabschluss. Die Hälfte (50%) der Sozialhilfe-
empfänger in dieser Altersgruppe hat jedoch keine abge-
schlossene Berufsausbildung (siehe Schaubild 4).

Exkurs: Arbeitskräftepotential der 
    Sozialhilfeempfänger

Für eine Entlastung der Sozialhilfeausgabenträger spielt 
die Eingliederung arbeitsfähiger Sozialhilfeempfänger in 
den Arbeitsmarkt eine entscheidende Rolle. In diesem 
Zusammenhang stellt sich die Frage nach der Zahl und 
der Struktur der Bezieher laufender Hilfe zum Lebens-
unterhalt, die grundsätzlich dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung stehen. Unterstellt man eine solche Verfügbarkeit für 
alle männlichen und weiblichen Hilfeempfänger im Alter 

von 18 bis unter 60 Jahren mit Ausnahme der Personen, 
die wegen häuslicher Bindung (insbesondere allein erzie-
hende Frauen), Krankheit, Behinderung oder Arbeitsunfä-
higkeit keiner Erwerbstätigkeit nachgehen können,8) dann 
ergibt sich für 1999 ein Arbeitskräftepotential (brutto) von 
rund 1,1 Mill. Personen (siehe die Übersicht). 

Lediglich 14% (145 000) dieser Personen sind bereits 
jetzt als Voll- oder Teilzeitkräfte erwerbstätig und erhal-
ten Sozialhilfe als ergänzende Hilfe zu ihrem Arbeits-
einkommen. Weitere 5% (52 000) befinden sich in Aus- 
oder Fortbildung. 62% (655 000) sind arbeitslos gemel-
det und 19% (212 000) gehen aus unbestimmten Grün-
den keiner Erwerbstätigkeit nach. Unterstellt man für die 
zuletzt genannten Personen, dass diese grundsätzlich 
erwerbsfähig sind, dann bedeutet dies, dass schätzungs-
weise knapp 0,9 Mill. (867 000) Arbeitsplätze notwendig 
wären, um das unterstellte Arbeitskräftepotenzial unter 
den Sozialhilfeempfängern auszuschöpfen. Bei Einglie-
derung dieser Personen in den Arbeitsmarkt würden 
wahrscheinlich auch viele ihrer Familienmitglieder keine 
Sozialhilfe mehr benötigen. 

Entscheidend für eine erfolgreiche und dauerhafte Ein-
gliederung in den Arbeitsmarkt ist nach aller Erfahrung ein 
qualifizierter Schul- bzw. Berufsausbildungsabschluss: 
Knapp die Hälfte (49%) der 18- bis unter 60-jährigen 
Sozialhilfeempfänger hatte einen Volks- oder Haupt-
schulabschluss, 19% einen Realschulabschluss und 8% 
besaßen die Fachhochschul- oder Hochschulreife als 
jeweils höchsten Schulabschluss. Des weiteren kann 
jeder dritte Sozialhilfeempfänger (35%) eine abgeschlos-
sene Lehre als höchsten beruflichen Ausbildungsab-
schluss vorweisen. Andererseits haben jedoch 13% der 
18- bis unter 60-jährigen Sozialhilfeempfänger keinen 
Schulabschluss und sogar 50% haben keine abge-

Die jeweils höchsten Ausbildungsabschlüsse der Bezieher von Sozialhilfe im engeren Sinne1)

im Alter von ...
Jahresende 1999

Anteile in %2)

Schaubild 4

1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. - 2) Bei der Berechnung der Anteilswerte wurden die Fälle nicht berücksichtigt,
bei denen keine Angaben hierzu vorlagen.
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noch in schulischer
Ausbildung

Volks-/Hauptschul-
abschluss

Realschul-
abschluss

Fachhochschul- oder
Hochschulreife

(Abitur)

sonstiger
Schulabschluss

kein Schulabschluss

noch in beruflicher
Ausbildung

abgeschlossene
Lehre

Abschluss einer
Fach-, Meister- oder
Technikerschule

Fachhochschul- oder
Hochschulabschluss

anderer beruflicher
Ausbildungsabschluss

kein beruflicher
Ausbildungsabschluss

Schule
15-64 Jahren

Beruf
18-64 Jahren

1,9

34,4

1,9

3,6

8,4

49,7

9,0

46,5

17,2

7,7

7,0

12,6

 8) Die Zuordnung zum Personenkreis, der wegen häuslicher Bindung, Krankheit, Behinderung oder Arbeitsunfähigkeit keiner Erwerbstätigkeit nachgehen kann, erfolgt in erster Linie 
aufgrund der Selbsteinschätzung des Hilfeempfängers bzw. der Hilfeempfängerin. 
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schlossene Berufsausbildung; eine dauerhafte Einglie-
derung dieser Personen in Beschäftigungsverhältnisse 
wird besonders schwierig sein.

1.2  Empfänger von Hilfe in besonderen 
Lebenslagen

Im Laufe des Jahres 1999 erhielten 1,40 Mill. Personen 
Hilfe in besonderen Lebenslagen, dies entspricht einer 

Zunahme um 1,7% gegenüber dem Vorjahr. Der Anteil der 
deutschen Empfänger betrug 80%, der Frauenanteil belief 
sich auf 51%. Die Leistungsempfänger waren im Durch-
schnitt 42 Jahre alt (Männer: 36 Jahre, Frauen: 48 Jahre). 

Den meisten Empfängern (39%) wurden Leistungen der 
Krankenhilfe9) gewährt (siehe Tabelle 4). Danach folgten 
die Eingliederungshilfe für Behinderte (36%) sowie die 
Hilfe zur Pflege (22%). Die Hilfe in besonderen Lebensla-

Die jeweils höchsten Ausbildungsabschlüsse Sozialhilfe im engeren Sinneder Bezieher/-innen von 1)

im Alter von 18 bis 59 Jahren
Jahresende 1999

Anteile in %3)

noch in schulischer
Ausbildung

Volks-/Haupt-
schulabschluss

Realschul-
abschluss

Fachhochschul- oder
Hochschulreife

(Abitur)

sonstiger
Schul-

abschluss

kein Schul-
abschluss

noch in beruf-
licher Ausbildung

abgeschlossene
Lehre

Abschluss einer
Fach-, Meister- oder
Technikerschule

Fachhoch-
schul- oder Hoch-
schulabschluss

anderer beruf-
licher Ausbildungs-
abschluss

kein beruflicher
Ausbildungs-
abschluss

Schätzung des Arbeitskräftepotenzials der Sozialhilfeempfänger/-innen zum Jahresende 19991)

18- bis 59-jährige Sozialhilfeempfänger/-innen

Empfänger/-innen von Sozialhilfe im engeren Sinne1)

= Personen im Alter von 18 bis 59 Jahren

= (Brutto)Arbeitskräftepotenzial

= (Netto)Arbeitskräftepotenzial

./. Minderjährige

./. Personen über 60 Jahre

./. Nichterwerbstätige wegen häuslicher Bindung2)

./. Nichterwerbstätige wegen Krankheit, Behinderung,
Arbeitsunfähigkeit2)

./. Erwerbstätige (Voll- und Teilzeit)

./. Nichterwerbstätige wegen Aus- und Fortbildung

bestehend aus
Arbeitslosen
Nichterwerbstätigen aus sonstigen Gründen

2 792 000

1 460 000

= 1 063 000

= 786 000
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Übersicht

1) Empfänger/-innen von laufender Hilfe zum Lebensunterhalt außerhalb von Einrichtungen. - 2) Die Zuordnung zum Personenkreis, der wegen häuslicher Bindung, Krank-
heit, Behinderung oder Arbeitsunfähigkeit keiner Erwerbstätigkeit nachgehen kann, erfolgt in erster Linie aufgrund der Selbsteinschätzung des Hilfeempfängers bzw. der
Hilfeempfängerin. - 3) Bei der Berechnung der Anteilswerte wurden die Fälle nicht berücksichtigt, bei denen keine Angaben zum Schul- bzw. Berufsausbildungsabschluss
vorlagen.

Schule Beruf

./. 1 038 000

./. 294 000

./. 276 000

./. 121 000

./. 145 000

./. 52 000

655 000
212 000

2,9 2,0

49,0 34,5

19,0 1,8

8,3 3,5

7,6 8,5

13,1 49,7

 9) Einschl. Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung.



380 Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 5/2001

gen wurde in fast der Hälfte der Fälle (48%) in Einrichtun-
gen gewährt.

Krankenhilfe

Die Krankenhilfe umfasst ärztliche und zahnärztliche 
Behandlung, Versorgung mit Arzneimitteln, Verbandmit-
teln und Zahnersatz, Krankenhausbehandlung sowie 
sonstige zur Genesung, zur Besserung oder zur Linde-

rung der Krankheitsfolgen erforderliche Leistungen. Im 
Laufe des Berichtsjahres 1999 erhielten 548 000 Perso-
nen Krankenhilfe; der Frauenanteil belief sich auf 50%. 
Im Durchschnitt waren die Hilfeempfänger 37 Jahre 
alt (Frauen: 38 Jahre, Männer: 37 Jahre). Krankenhilfe 
wird Personen gewährt, die ansonsten keinen ausrei-
chenden Krankenversicherungsschutz, zum Beispiel auf-
grund einer Mitgliedschaft in der gesetzlichen Kranken-
versicherung, genießen. Insofern wird die Krankenhilfe 
überproportional von ausländischen Hilfeempfängern in 
Anspruch genommen. 1999 betrug der Anteil der Auslän-
der an den Empfängern der Krankenhilfe 39%, während 
er bei der Hilfe in besonderen Lebenslagen insgesamt bei 
20% lag.

Hilfe zur Pflege

Die Hilfe zur Pflege wird bedürftigen Personen gewährt, 
die infolge von Krankheit oder Behinderung bei den 
gewöhnlichen und regelmäßig wiederkehrenden Verrich-
tungen im Ablauf des täglichen Lebens auf fremde Hilfe 
angewiesen sind. Bis zum Inkrafttreten des Pflegever-
sicherungsgesetzes zum 1. Januar 1995 und den dar-
aus resultierenden Leistungen seit April 1995 (häusliche 
Pflege) bzw. seit Juli 1996 (stationäre Pflege) war die 
Hilfe zur Pflege das wichtigste Instrument zur materiellen 
Absicherung bei Pflegebedürftigkeit. 

Im Laufe des Jahres 1999 wurde rund 310 000 Perso-
nen Hilfe zur Pflege gewährt, und zwar in 85 000 Fällen 
ambulant bzw. teilstationär und in 226 000 Fällen vollsta-
tionär. Das stufenweise Einsetzen der gesetzlichen Pfle-
geversicherungsleistungen hatte zur Folge, dass die Zahl 
der Hilfeempfänger (Jahresendbestand) bei der Hilfe 
zur Pflege von 1995 bis 1998 um 151 000 bzw. 40% 
zurückging (siehe Tabelle 5). 1999 hat sich dieser Trend 
jedoch nicht weiter fortgesetzt: Zum Jahresende 1999 
bekamen insgesamt 247 000 Pflegebedürftige Hilfe zur 
Pflege (ambulant/teilstationär 58 000 und vollstationär 
189 000 Pflegebedürftige); dies entspricht einem Zuwachs 
von 11% gegenüber dem Vorjahr. Mit einem Anteil von 
71% überwogen die Frauen. Die Pflegebedürftigen waren 
im Durchschnitt 72 Jahre alt (Männer: 61 Jahre, Frauen: 
77 Jahre). Auf der anderen Seite bezogen zum Jahres-
ende 1999 insgesamt 1,8 Mill. Pflegebedürftige (ambu-
lant 1,3 Mill. und stationär 544 000 Personen) Leistungen 
aus der sozialen Pflegeversicherung.

Tabelle 4: Empfänger/-innen von Hilfe in besonderen Lebenslagen nach
Art der Unterbringung und Hilfearten1) 1999

Hilfeart Insgesamt
Außerhalb

von Einrich-
tungen

In
Einrich-
tungen

Hilfe in besonderen Lebenslagen insgesamt2) . 1 401 993 772 641 719 901
Hilfe zum Aufbau oder zur Sicherung der

Lebensgrundlage . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 739 739 –
Vorbeugende Gesundheitshilfe . . . . . . . . . . . . . 60 301 58 616 36 031
Krankenhilfe; Hilfe bei Sterilisation; Hilfe zur

Familienplanung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 547 712 496 595 84 209
Hilfe für werdende Mütter und Wöchnerinnen 2 004 1 193 1 022
Hilfe zur Pflege zusammen2) . . . . . . . . . . . . . . . 309 713 81 941 228 886
Und zwar:

ambulant2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 81 941 81 941 –
und zwar in Form von:

Pflegegeld bei erheblicher Pflege-
bedürftigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 878 20 878 –

Pflegegeld bei schwerer Pflege-
bedürftigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17 898 17 898 –

Pflegegeld bei schwerster Pflege-
bedürftigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10 573 10 573 –

anderen Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 47 087 47 087 –
teilstationär . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 231 – 3 231
vollstationär . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 226 312 – 226 312

Blindenhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 266 3 802 1 479
Hilfe zur Weiterführung des Haushaltes . . . . . 9 237 9 159 91
Hilfe zur Überwindung besonderer sozialer

Schwierigkeiten . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26 029 7 388 19 021
Altenhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 559 7 764 3 828
Hilfe in anderen besonderen Lebenslagen . . 12 198 7 801 4 460
Eingliederungshilfe für Behinderte

zusammen2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 502 796 130 827 377 514
Und zwar:

Ärztliche Behandlung; Körper-
ersatzstücke; Hilfsmittel . . . . . . . . . . . . . 39 028 15 705 23 742

Heilpädagogische Maßnahmen für Kinder 97 913 59 866 38 939
Hilfe zu einer angemessenen

Schulbildung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46 744 8 407 38 428
Hilfe zur Berufsausbildung, Fortbildung,

Arbeitsplatzbeschaffung . . . . . . . . . . . . . 6 414 3 202 3 230
Beschäftigung in einer Werkstatt für

Behinderte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 165 792 – 165 792
Suchtkrankenhilfe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23 867 2 644 21 680
Sonstige Eingliederungshilfe . . . . . . . . . . . 172 493 43 969 130 153

1) Empfänger/-innen mehrerer verschiedener Hilfen werden bei jeder Hilfeart gezählt. –
2) Mehrfachzählungen sind nur insoweit ausgeschlossen, als sie aufgrund der Mel-
dungen erkennbar waren.

Tabelle 5: Entwicklung der sozialen Pflegeversicherung und der Sozialhilfe (Hilfe zur Pflege)

Soziale Pflegeversicherung1) Hilfe zur Pflege im Rahmen der Sozialhilfe
Gegenstand der Nachweisung

1995 1996 1997 1998 1999 1995 1996 1997 1998 1999

1 000

Empfänger am Jahresende insgesamt2) . . . 1 061 1 547 1 661 1 738 1 819 373 285 251 222 247
ambulant3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 061 1 162 1 198 1 227 1 275 88 68 66 63 58
stationär . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 385 463 511 544 286 217 185 159 189

Mill. DM

Ausgaben (jährlich) insgesamt (brutto) . . . . 10 357 21 244 29 595 30 948 31 981 17 473 13 887 6 844 5 870 5 673
ambulant . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9 227 14 777 15 312 15 627 15 988 1 068 801 768 789 799

Pflegegeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 011 8 684 8 475 8 365 8 295 555 294 265 255 243
andere Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 216 6 093 6 837 7 262 7 693 513 507 503 534 555

stationär . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 5 270 12 718 13 748 14 423 16 405 13 086 6 077 5 081 4 874
Verwaltungs- und sonstige Ausgaben . . . 1 129 1 197 1 565 1 573 1 570 – – – – –
Einnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17 606 24 340 31 099 31 455 31 916 5 222 4 453 1 938 1 411 1 136

Insgesamt . . – 7 249a) – 3 096a) – 1 504a) –    507a) 65 12 251 9 433 4 906 4 459 4 537

1) Quelle: Bundesministerium für Gesundheit, Bonn. – 2) Für die Hilfe zur Pflege im Rahmen der Sozialhilfe gilt: Mehrfachzählungen sind nur insoweit ausgeschlossen, als sie aufgrund
der Meldungen erkennbar waren. – 3) Einschl. teilstationärer Pflege. – a) Einnahmenüberschuss.
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Im Laufe des Jahres 1999 wurden die Leistungen der 
Hilfe zur Pflege bei 63 000 Pflegebedürftigen beendet. Die 
hiervon betroffenen (deutschen) Hilfeempfänger waren im 
Durchschnitt 72 Jahre alt. Demgegenüber gab es 247 000 
Pflegefälle, die zum Jahresende 1999 noch andauerten. 
Die Hilfeempfänger (Deutsche) waren in diesen Fällen 
mit 73 Jahren im Durchschnitt geringfügig älter. Signifi-
kante Unterschiede zeigten sich hinsichtlich der Dauer 
der Hilfegewährung (siehe Tabelle 6). Während sich für 
die Dauer der im Jahr 1999 abgeschlossenen Hilfen ein 
Durchschnittswert von 2,5 Jahren ergab, errechnete sich 
für die bisherige Dauer der noch andauernden Pflege-
fälle ein Durchschnittswert von 4,2 Jahren. Der Anteil der 
Pflegefälle mit einer bisherigen Bezugsdauer von weni-
ger als einem Jahr ist bei den Bestandsfällen (am Jahres-
ende noch andauernde Fälle) mit 27% vergleichsweise 
gering; der entsprechende Anteilswert belief sich bei den 
abgeschlossenen Hilfen auf 53%. Demgegenüber spie-
len bei den Bestandsfällen die Langzeitfälle mit einer bis-
herigen Bezugsdauer von mindestens 5 Jahren eine rela-
tiv große Rolle (20% der Fälle); bei den abgeschlossenen 
Hilfen beträgt der Anteilswert der Langzeitfälle ledig-
lich 15%.

Eingliederungshilfe für Behinderte

Im Jahr 1999 erhielten 503 000 Personen Eingliederungs-
hilfe für Behinderte; dies entspricht einem Zuwachs von 
1,6% gegenüber dem Vorjahr. In einem Drittel der Fälle 
(33%) handelte es sich um eine Beschäftigung in einer 
Werkstatt für Behinderte, zu 19% um heilpädagogische 
Maßnahmen für Kinder. Im Gegensatz zur Hilfe zur Pflege 
überwogen bei der Eingliederungshilfe die Männer mit 
60%. Deutliche Unterschiede sind auch hinsichtlich des 
Alters festzustellen; die Hilfeempfänger bei der Eingliede-
rungshilfe sind mit durchschnittlich 31 Jahren vergleichs-
weise jung (Männer: 30 Jahre, Frauen: 33 Jahre).

Im Laufe des Jahres 1999 wurden 111 000 Eingliede-
rungshilfen beendet, das Durchschnittsalter der betroffe-
nen Personen betrug 28 Jahre. Darüber hinaus gab es 
391 000 Eingliederungshilfen, die zum Jahresende 1999 
noch andauerten. Die Hilfeempfänger waren in diesen 
Fällen mit 32 Jahren im Durchschnitt vergleichsweise 

älter. Signifikante Unterschiede werden auch hier hin-
sichtlich der Dauer der Hilfegewährung deutlich. Wäh-
rend die im Jahr 1999 abgeschlossenen Hilfen im Durch-
schnitt 1,7 Jahre dauerten, ergab sich für die bisherige 
Hilfegewährung der noch andauernden Eingliederungs-
hilfen ein durchschnittlicher Wert von 6,4 Jahren. Analog 
der Hilfe zur Pflege weisen auch die Bestandsfälle bei der 
Eingliederungshilfe einen relativ hohen Anteil von Lang-
zeitfällen mit einer bisherigen Dauer von mindestens 5 
Jahren auf (39% der Fälle). Bei den im Berichtsjahr been-
deten Fällen stehen hingegen die Eingliederungshilfen 
mit einer Dauer von weniger als einem Jahr im Vorder-
grund (63% der Fälle).

1.3  Sozialhilfeaufwand

Seit Einführung der Sozialhilfe sind die Sozialhilfeausga-
ben bis einschließlich 1993 kontinuierlich gestiegen, und 
zwar sowohl insgesamt als auch im Hinblick auf die bei-
den Haupthilfearten, also die Hilfe zum Lebensunterhalt 
und die Hilfe in besonderen Lebenslagen (siehe Schau-
bild 5). Deutliche Zuwächse waren insbesondere Anfang 
der 1990er Jahre festzustellen, was u.a. auch auf die Ein-
beziehung der neuen Länder und Berlin-Ost zurückzu-
führen ist. Die Abschwächung des Anstiegs der Gesamt-
ausgaben im Jahr 1994 ist auf die Einführung des 
Asylbewerberleistungsgesetzes zurückzuführen. Beson-
ders deutlich zeigte sich dies bei der Hilfe zum Lebens-
unterhalt, wo sogar ein absoluter Rückgang der Ausga-
ben zu beobachten war. Das stufenweise Einsetzen der 
Pflegeversicherungsleistungen spiegelt sich ebenfalls in 
der Entwicklung der Sozialhilfeausgaben wider. So war 
die Ausgabenentwicklung bei der Hilfe zur Pflege von 
1995 bis 1998 stark rückläufig. Bei der übergeordneten 
Hilfe in besonderen Lebenslagen führte dies zunächst 
im Jahr 1995 zu einer Abschwächung des Ausgabenan-
stiegs und in den Jahren 1996 und 1997 zu einem abso-
luten Rückgang der Ausgaben. Letztere Entwicklung war 
auch ausschlaggebend dafür, dass die Gesamtausga-
ben der Sozialhilfe in den Jahren 1996 und 1997 zurück-
gingen. 

Ein Blick auf die Struktur der Sozialhilfeausgaben zeigt, 
dass im Rahmen der Sozialhilfe seit jeher mehr Geld für 
die Hilfe in besonderen Lebenslagen ausgegeben wurde 
als für die Hilfe zum Lebensunterhalt. Bis vor wenigen 
Jahren entwickelten sich die Ausgaben für diese beiden 
Sozialhilfearten mehr und mehr auseinander. Während 
sich der Anteil der Hilfe in besonderen Lebenslagen an 
den Gesamtausgaben im Jahr 1963 noch auf 54% belief, 
lag er 1994 bereits bei 66%. Im Zuge der Einführung der 
Pflegeversicherung ist der Anteil der Ausgaben für die 
Hilfe in besonderen Lebenslagen an den Gesamtausga-
ben der Sozialhilfe bis zum Jahr 1999 wieder auf 56% 
zurückgegangen. Auf der anderen Seite haben die Aus-
gaben für die Hilfe zum Lebensunterhalt, die weitgehend 
von den Kommunen finanziert werden, im Zeitverlauf 
bis 1998 stetig zugenommen. Lediglich 1994 sind sie 
infolge der Einführung des Asylbewerberleistungsgeset-
zes zurückgegangen. 

Im Jahr 1999 wurden in Deutschland insgesamt 44,9 
Mrd. DM für Leistungen nach dem Bundessozialhilfege-
setz ausgegeben; nach Abzug der Einnahmen in Höhe 
von 5,0 Mrd. DM, die den Sozialhilfeträgern zum größ-

Tabelle 6: Empfänger/-innen von Hilfe in besonderen Lebenslagen 1999
nach Hilfeart und bisheriger Dauer der Hilfegewährung

Darunter mit einer
bisherigen Hilfedauer

von . . .
Durchschnittliche(s)

Empfän-
ger/-innen
insgesamt

weniger
als 1 Jahr
(Kurzzeit-

fälle)

mehr als
5 Jahren
(Langzeit-

fälle)

Alter der
Emp-

fänger/
-innen1)

bisherige
Dauer der
Hilfege-
währung

Art der Hilfe

Anzahl Anteil an Spalte 1
in %

Jahre

Hilfe zur Pflege
während des Jahres

beendete Hilfen . . . . . . . . . 62 532 53,4 14,6 71,7 2,5
am Jahresende

andauernde Hilfen . . . . . . 247 177 27,4 19,7 72,6 4,2

Eingliederungshilfe für
Behinderte
während des Jahres

beendete Hilfen . . . . . . . . . 111 332 63,5 8,0 27,5 1,7
am Jahresende

andauernde Hilfen . . . . . . 391 374 23,9 39,0 32,4 6,4

1) Deutsche.
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ten Teil aus Erstattungen anderer Sozialleistungsträger 
zuflossen, beliefen sich die reinen Sozialhilfeausgaben 
(Nettoausgaben) auf 39,9 Mrd. DM, 0,6% mehr als im 
Vorjahr (siehe Tabelle 7). 

Von den reinen Sozialhilfeausgaben im Jahr 1999 entfie-
len 17,3 Mrd. DM auf die Hilfe zum Lebensunterhalt; dies 
entspricht einem Rückgang um 4,7% gegenüber dem 
Vorjahr, was mit den Ergebnissen der Empfängerstatistik 
korrespondiert. Bei einer detaillierten Betrachtung dieser 
Ausgabenposition fällt auf, dass die hierzu zählenden 
„laufenden Leistungen (ohne Hilfe zur Arbeit)“ sowie die 
so genannten „einmaligen Leistungen“ im Vorjahresver-
gleich um 6,1 bzw. 4,9% rückläufig waren, die Ausga-

ben für die „laufenden Leistungen in Form von Hilfe zur 
Arbeit“ (§§ 18 bis 21 BSHG) jedoch gegenüber 1998 um 
6,5% auf nunmehr brutto rund 2,0 Mrd. DM zunahmen. 
Die Ausgaben für die „Hilfe zur Arbeit“ haben sich somit 
im Vergleich zu 1995 nahezu verdoppelt, was die wach-
sende Bedeutung dieser Hilfeart verdeutlicht. Allerdings 
war im Jahr 1999 die Steigerungsrate der Ausgaben 
für die „Hilfe zur Arbeit“ im Vergleich zu den Vorjahren
geringer.

Für Maßnahmen der Hilfe in besonderen Lebenslagen 
wurden 1999 in Deutschland netto 22,6 Mrd. DM (+ 5,1% 
gegenüber 1998) aufgewendet, wobei insbesondere die 
Leistungen zur Eingliederung Behinderter mit 15,2 Mrd. 
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Tabelle 7: Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe nach Hilfearten 1999

Insgesamt Außerhalb von Einrichtungen In Einrichtungen

Hilfeart Brutto-
ausgaben Einnahmen Reine

Ausgaben
Brutto-

ausgaben Einnahmen Reine
Ausgaben

Brutto-
ausgaben Einnahmen Reine

Ausgaben

Mill. DM

Hilfe zum Lebensunterhalt . . . . . . . . . . . . . . . . 19 645,3 2 319,4 17 325,9 19 061,6 2 135,2 16 926,4 583,7 184,2 399,5
Hilfe in besonderen Lebenslagen . . . . . . . . . . 25 296,7 2 713,2 22 583,5 3 134,2 71,3 3 062,9 22 162,5 2 641,9 19 520,6

Hilfe zur Pflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 673,2 1 136,0 4 537,2 798,8 22,7 776,2 4 874,4 1 113,3 3 761,1
Eingliederungshilfe für Behinderte . . . . . . 16 667,1 1 501,7 15 165,4 927,7 18,9 908,8 15 739,4 1 482,9 14 256,6
Krankenhilfe1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 2 359,7 36,1 2 323,6 1 182,6 20,6 1 162,0 1 177,1 15,6 1 161,5
Sonstige Hilfen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 596,6 39,3 557,3 225,1 9,2 215,9 371,5 30,1 341,4

Insgesamt . . . 44 942,0 5 032,6 39 909,4 22 195,8 2 206,5 19 989,3 22 746,2 2 826,0 19 920,1

Veränderung gegenüber 1998 in %

Hilfe zum Lebensunterhalt . . . . . . . . . . . . . . . . –  4,7 –    4,8 –  4,7 –  4,0 –    3,1 –  4,1 –  23,4 –  20,6 –  24,6
Hilfe in besonderen Lebenslagen . . . . . . . . . . +  3,6 –    7,7 +  5,1 +  2,4 –    2,3 +  2,5 +    3,7 –    7,9 +    5,5

Hilfe zur Pflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –  3,4 –  19,5 +  1,8 +  1,3 –  11,0 +  1,7 –    4,1 –  19,7 +    1,8
Eingliederungshilfe für Behinderte . . . . . . +  7,2 +    3,7 +  7,6 +  9,2 +    2,2 +  9,4 +    7,1 +    3,7 +    7,5
Krankenhilfe1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –  0,9 –    3,7 –  0,9 –  1,3 +    2,5 –  1,4 –    0,5 –  10,8 –    0,4
Sonstige Hilfen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –  4,7 –    8,5 –  4,4 +  0,6 +    2,7 +  0,6 –    7,7 –  11,5 –    7,4

Insgesamt . . . –  0,2 –    6,4 +  0,6 –  3,1 –    3,1 –  3,2 +    2,8 –    8,8 +    4,7

1) Einschl. Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung.
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DM (+ 7,6%) und für die Hilfe zur Pflege mit 4,5 Mrd. DM 
(+ 1,8%) von Bedeutung waren. Die Nettoausgaben der 
Sozialhilfe für Pflegebedürftige sind damit erstmals seit 
Einführung der gesetzlichen Pflegeversicherung wieder 
gestiegen (siehe Tabelle 5). 

Die Ausgaben der sozialen Pflegeversicherung beliefen 
sich 1999 auf rund 32,0 Mrd. DM. Im Bereich der ambu-
lanten Pflege beliefen sich die Ausgaben der Pflegeversi-
cherung 1999 auf 16,0 Mrd. DM. Im stationären Bereich 
erbrachte die Pflegeversicherung Leistungen in Höhe von 
14,4 Mrd. DM.

Die Unterscheidung der Sozialhilfeausgaben nach Hilfen 
in und außerhalb von Einrichtungen ergibt folgendes Bild: 
Die reinen Ausgaben an Hilfeempfänger innerhalb von 
Einrichtungen (z. B. Alten- und Pflegeheime, Werkstätten 
für Behinderte) betrugen 1999 insgesamt 19,9 Mrd. DM 
(+ 4,7% gegenüber 1998). Der reine Aufwand für Hilfen 
außerhalb von Einrichtungen belief sich im Berichtsjahr 
1999 auf rund 20,0 Mrd. DM (– 3,2% gegenüber 1998). Die 
Hilfe zum Lebensunterhalt wird größtenteils außerhalb von 
Einrichtungen (98%), die Hilfe in besonderen Lebenslagen 
hingegen weitgehend in Einrichtungen geleistet (86%).

Die Aufteilung der Sozialhilfeausgaben nach Bundeslän-
dern ist in Tabelle 8 dargestellt. Der größte Teil der rei-
nen Sozialhilfeausgaben (87%) entfiel mit 34,7 Mrd. DM 
auf das frühere Bundesgebiet; gegenüber dem Vorjahr 
bedeutet dies einen Rückgang um 0,4%. In den neuen 
Ländern und Berlin-Ost wurden netto 5,2 Mrd. DM für 
Sozialhilfe ausgegeben, 7,6% mehr als im Vorjahr. Die 
reinen Sozialhilfeausgaben je Einwohner lagen 1999 in 
Deutschland bei durchschnittlich 487 DM; im früheren 
Bundesgebiet waren die Ausgaben je Einwohner mit 521 

DM wesentlich höher als in den neuen Ländern und Ber-
lin-Ost (338 DM). In Sachsen (237 DM), Thüringen (264 
DM) und Brandenburg (319 DM) lagen die Pro-Kopf-Aus-
gaben unter dem ostdeutschen Durchschnitt.

Im früheren Bundesgebiet lassen sich drei Niveauberei-
che feststellen:

– In Baden-Württemberg und Bayern sind die Ausgaben 
mit 341 bzw. 360 DM je Einwohner mit Abstand am 
geringsten. Auch in Rheinland-Pfalz sind die Ausga-
ben unterdurchschnittlich (439 DM).

– In den anderen Flächenländern wurden überdurch-
schnittliche Ausgaben je Einwohner festgestellt, die 
sich auf einem Niveau zwischen 552 DM (Niedersach-
sen) und 629 DM (Schleswig-Holstein) bewegen.

– In den drei Stadtstaaten sind die Ausgaben schließ-
lich am höchsten. In Bremen lagen sie mit 1 204 DM 
mehr als doppelt so hoch wie im Durchschnitt des frü-
heren Bundesgebietes. In Hamburg und Berlin-West 
und waren die Pro-Kopf-Ausgaben mit 1 041 DM bzw. 
1 022 DM etwas niedriger.

2 Leistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz (AsylbLG)

Die Leistungen nach dem AsylbLG umfassen die Regel-
leistungen und die besonderen Leistungen. Die Regel-
leistungen dienen zur Deckung des täglichen Bedarfs 
und werden entweder in Form von Grundleistungen oder 
als Hilfe zum Lebensunterhalt gewährt:

Tabelle 8: Übersicht über die Ausgaben und Einnahmen der Sozialhilfe 1999 nach Ländern

Ausgaben Reine Ausgaben

Hilfe zum Lebensunterhalt Hilfe in besonderen Lebenslagen

darunter
insgesamt

Verände-
rung

gegen-
über

Vorjahr
zusammen

dar.: laufende
Leistungen

außerhalb von
Einrichtungen

zusammen Hilfe zur
Pflege

Eingliede-
rungshilfe für
Behinderte

Kranken-
hilfe1)

Einnahmen
insgesamt

je Ein-
wohner2)

Land

1 000 DM % 1 000 DM DM

Baden-Württemberg 3 990 343,1 –    0,9 1 629 931,1 1 392 948,5 2 360 412,0 604 943,1 1 501 532,4 191 237,2 444 470,4 3 545 872,6 340,70
Bayern . . . . . . . . . . . . . 5 137 027,1 +    2,0 1 673 762,7 1 264 681,5 3 463 264,4 900 976,9 2 282 633,0 233 261,4 795 688,7 4 341 338,4 359,70
Berlin . . . . . . . . . . . . . . 3 587 722,1 +    2,7 1 880 463,7 1 504 251,0 1 707 258,4 537 581,2 800 841,2 334 208,9 317 739,3 3 269 982,8 957,73

Berlin-West . . . . . . . . 2 390 673,8 –    3,1 1 404 804,3 1 140 602,0 985 869,5 391 005,1 417 096,2 154 141,1 210 194,3 2 180 479,5 1 022,28
Berlin-Ost . . . . . . . . . . 1 197 048,3 +  16,5 475 659,4 363 649,0 721 388,9 146 576,0 383 745,0 180 067,8 107 545,0 1 089 503,2 850,28

Brandenburg . . . . . . . 946 612,2 +    1,7 353 809,4 293 367,2 592 802,8 50 591,4 498 045,5 36 619,2 122 462,7 824 149,5 319,22
Bremen . . . . . . . . . . . . 888 098,2 +    3,5 469 906,3 391 932,3 418 191,9 97 169,4 250 478,4 56 906,2 80 152,9 807 945,4 1 204,23
Hamburg . . . . . . . . . . . 1 900 419,4 –    1,9 905 218,7 711 385,1 995 200,7 249 223,4 501 775,3 197 701,9 128 648,6 1 771 770,8 1 041,11
Hessen . . . . . . . . . . . . 3 950 351,5 –    1,9 1 816 284,4 1 519 911,9 2 134 067,1 561 818,2 1 295 100,1 225 805,4 443 591,4 3 506 760,1 581,36
Mecklenburg-

Vorpommern . . . . . 716 379,5 –    0,1 325 237,9 248 251,0 391 141,6 37 683,5 312 537,2 31 659,1 86 395,4 629 984,1 349,36
Niedersachsen . . . . . 4 807 528,9 +    0,1 2 091 699,8 1 773 875,2 2 715 829,1 401 939,9 1 980 009,6 248 290,7 472 496,4 4 335 032,5 552,03
Nordrhein-Westfalen 11 256 515,2 –    1,8 5 097 622,5 4 309 372,7 6 158 892,8 1 421 877,7 4 080 901,1 489 164,4 1 134 922,5 10 121 592,8 563,22
Rheinland-Pfalz . . . . 1 974 203,5 –    3,3 757 233,1 632 081,4 1 216 970,4 254 523,8 855 292,1 82 048,4 208 376,3 1 765 827,2 439,27
Saarland . . . . . . . . . . . 677 541,7 –    1,6 370 124,4 301 413,8 307 417,4 53 715,9 214 113,4 28 979,2 60 321,6 617 220,1 573,09
Sachsen . . . . . . . . . . . 1 237 407,4 +    5,2 582 142,5 475 566,7 655 264,9 79 642,5 526 903,5 38 741,3 170 186,7 1 067 220,7 236,83
Sachsen-Anhalt . . . . 1 053 949,8 +    1,9 438 766,0 347 265,6 615 183,8 51 041,1 511 902,9 49 709,7 139 513,6 914 436,2 339,98
Schleswig-Holstein . 2 040 559,3 –    0,7 965 991,8 837 108,3 1 074 567,5 293 605,5 674 329,7 93 199,6 302 989,1 1 737 570,1 629,29
Thüringen . . . . . . . . . . 777 329,4 +    2,3 287 110,5 228 473,0 490 218,9 76 905,4 380 754,6 22 173,1 124 606,1 652 723,3 264,25

Deutschland . . . 44 941 988,3 –    0,2 19 645 304,6 16 231 885,4 25 296 683,6 5 673 238,9 16 667 149,9 2 359 705,5 5 032 561,8 39 909 426,5 486,53
Früheres

Bundesgebiet . . . . 39 013 261,8 –    1,0 17 182 579,0 14 275 312,7 21 830 682,8 5 230 799,0 14 053 261,2 2 00 735,3 4 281 852,2 34 731 409,5 520,74
Neue Länder und

Berlin-Ost . . . . . . . . 5 928 726,5 +    5,0 2 462 725,7 1 956 572,7 3 466 000,9 442 439,9 2 613 888,7 358 970,2 750 709,6 5 178 017,0 337,72

1) Einschl. Hilfe bei Sterilisation und Hilfe zur Familienplanung. – 2) Bevölkerungsstand: Jahresdurchschnitt 1998.
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– Grundleistungen nach § 3 AsylbLG sollen den not-
wendigen Bedarf an Ernährung, Unterkunft, Heizung, 
Kleidung, Gesundheits- und Körperpflege sowie 
Gebrauchs- und Verbrauchsgütern des Haushalts im 
notwendigen Umfang durch Sachleistungen decken. 
Unter besonderen Umständen können anstelle der 
Sachleistungen auch Wertgutscheine oder Geldleis-
tungen erbracht werden. Zusätzlich erhalten die 
Leistungsempfänger einen monatlichen Geldbetrag 
(Taschengeld) für die persönlichen Bedürfnisse des 
täglichen Lebens. Die so gewährte individuelle Hilfe-
leistung ist insgesamt geringer als die korrespondie-
renden Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt.

– In besonderen Fällen erhalten die Leistungsberechtig-
ten nach § 2 AsylbLG Hilfe zum Lebensunterhalt ana-
log zu den Leistungen nach dem BSHG.10)

Die besonderen Leistungen werden in speziellen 
Bedarfssituationen gewährt und beinhalten andere Leis-
tungen gemäß §§ 4 bis 6 AsylbLG und die Hilfe in beson-
deren Lebenslagen: 

– Zu den anderen Leistungen gemäß §§ 4 bis 6 AsybLG 
gehören Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft 
und Geburt, Leistungen für die Bereitstellung von 
Arbeitsgelegenheiten sowie sonstige Leistungen.

– Hilfe in besonderen Lebenslagen wird in besonderen 
Fällen gemäß § 2 AsylbLG analog zum BSHG gewährt. 
Demnach ist Krankenhilfe, Hilfe für werdende Mütter 
und Wöchnerinnen sowie Hilfe zur Pflege zu gewäh-
ren. Die übrigen Hilfen können bewilligt werden, wenn 
dies im Einzelfall gerechtfertigt ist.11)

Regelleistungen zur Deckung des täglichen Bedarfs 
nach dem AsylbLG erhielten zum Jahresende 1999 ins-
gesamt 436 000 Personen (siehe Tabelle 9). Die Zahl 

der Leistungsbezieher ist damit gegenüber dem Vor-
jahr um 0,7% zurückgegangen. Rund 59% der Emp-
fänger waren männlich, 41% weiblich. Über die Hälfte 
der Leistungsempfänger (240 000 bzw. 55%) war jünger 
als 25 Jahre. Das Durchschnittsalter aller Hilfebezieher 
betrug wie schon im Vorjahr 23,2 Jahre. Die Empfänger 
lebten in 208 000 Haushalten; in knapp der Hälfte der 
Fälle (49%) handelte es sich dabei um allein stehende 
Männer. 56% der Regelleistungsempfänger waren zum 
Jahresende 1999 dezentral untergebracht, die übrigen 
44% lebten in Aufnahmeeinrichtungen oder Gemein-
schaftsunterkünften. In der Mehrzahl kamen die Asyl-
bewerber aus Europa (siehe Schaubild 6); darunter ins-
besondere aus Jugoslawien (Serbien, Montenegro) mit 
44% der Fälle (1998: 39%). Weitere 10% der Asylbe-
werber hatten die Staatsangehörigkeit der Türkei (1998: 
12%) und 5,9% die von Bosnien und Herzegowina 
(1998: 8,1%). 

Neben den vorgenannten Regelleistungen wurden noch 
109 000 Fälle zur Statistik gemeldet, denen zum Jahres-
ende 1999 besondere Leistungen nach dem AsylbLG 
gewährt wurden (– 24% gegenüber 1998).12) Hierbei han-
delte es sich fast ausschließlich (94%) um Leistungen bei 
Krankheit, Schwangerschaft oder Geburt. Die Empfänger 
besonderer Leistungen waren im Durchschnitt 23,8 Jahre 
alt; 43% waren weiblich.

Die Bruttoausgaben für Leistungen nach dem AsylbLG 
betrugen im Jahr 1999 in Deutschland 4,1 Mrd. DM, nach 
Abzug der Einnahmen in Höhe von 0,2 Mrd. DM beliefen 
sich die reinen Ausgaben auf rund 3,9 Mrd. DM (siehe 
Tabelle 10). Gegenüber dem Vorjahr gingen die Netto-

Tabelle 9: Empfänger/-innen von Regelleistungen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz am 31. Dezember 1999

nach Altersgruppen und Geschlecht1)

Insgesamt Männlich WeiblichAlter von . . .  bis
unter . . .  Jahren Anzahl % Anzahl

unter 7 . . . . . . . . . . . . . . . . 76 135 17,5 39 214 36 921
7 – 11 . . . . . . . . . . . . . . . 40 981 9,4 21 375 19 606

11 – 15 . . . . . . . . . . . . . . . . 32 393 7,4 17 216 15 177
15 – 18 . . . . . . . . . . . . . . . . 23 899 5,5 14 350 9 549
18 – 21 . . . . . . . . . . . . . . . . 28 233 6,5 19 605 8 628
21 – 25 . . . . . . . . . . . . . . . . 38 589 8,9 26 719 11 870
25 – 30 . . . . . . . . . . . . . . . . 53 797 12,3 33 699 20 098
30 – 40 . . . . . . . . . . . . . . . . 87 906 20,2 52 826 35 080
40 – 50 . . . . . . . . . . . . . . . . 34 994 8,0 21 233 13 761
50 – 60 . . . . . . . . . . . . . . . . 10 679 2,4 5 675 5 004
60 – 65 . . . . . . . . . . . . . . . . 3 214 0,7 1 422 1 792
65 und älter . . . . . . . . . . . 5 110 1,2 1 977 3 133

Insgesamt . . . 435 930 100 255 311 180 619

Durchschnittsalter in
Jahren . . . . . . . . . . . . . . 23,2 X 23,6 22,6

1) Neben diesen Regelleistungen wurden zum Jahresende 1999 noch in 109 047
Fällen besondere Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (z.B. bei Krank-
heit, Schwangerschaft oder Geburt) gewährt.

Tabelle 10: Ausgaben und Einnahmen nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz nach Hilfearten 1999

1999 1998

1999
gegen-

über
1998

Ausgaben nach Hilfearten
––––––––––
Einnahmen

Mill. DM % Mill. DM %

Ausgaben
Regelleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 222,1 77,9 3 439,8 –    6,3

Grundleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 222,1 77,9 3 439,8 –  15,3
Sachleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 150,0 27,8 1 087,1 +    5,8
Wertgutscheine . . . . . . . . . . . . . . . . . . 283,6 6,9 265,0 +    7,0
Geldleistungen für persönliche

Bedürfnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 261,4 6,3 290,3 –  10,0
Geldleistungen für den

Lebensunterhalt . . . . . . . . . . . . . . . 1 527,1 36,9 1 797,4 –  15,0
Hilfe zum Lebensunterhalt . . . . . . . . . – – – –

Besondere Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . 913,0 22,1 938,7 –    2,7
Andere Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . 913,0 22,1 938,7 –    2,7

Leistungen bei Krankheit,
Schwangerschaft und Geburt . . 794,0 19,2 828,0 –    4,1

Arbeitsgelegenheiten . . . . . . . . . . . . 34,6 0,8 32,6 +    6,0
Sonstige Leistungen . . . . . . . . . . . . . 84,4 2,0 78,2 +    8,0

Hilfe in besonderen Lebenslagen . . . – – – –

Insgesamt . . . 4 135,1 100 4 378,6 –    5,6
Einnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 188,7 4,6 196,9 –    4,2

Reine Ausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 946,4 95,4 4 181,7 –    5,6

10) Nach Inkrafttreten des ersten Gesetzes zur Änderung des AsylbLG können die Leistungen in besonderen Fällen gem. § 2 Abs. 1 AsylbLG frühestens erst wieder ab 1. Juni 2000 
gewährt werden. Insbesondere gilt dies für Leistungsberechtigte, wenn

   – über ihren Asylantrag zwölf Monate nach Antragstellung noch nicht unanfechtbar entschieden ist, solange sie nicht vollziehbar zur Ausreise verpflichtet sind, oder
   – sie eine Duldung erhalten haben, weil ihrer freiwilligen Ausreise und ihrer Abschiebung Hindernisse entgegenstehen, die sie nicht zu vertreten haben. 
11) Siehe Fußnote 10.
12) Die Empfänger besonderer Leistungen erhalten in den allermeisten Fällen auch zugleich Regelleistungen.
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ausgaben somit um 5,6% zurück. Der größte Teil der 
Gesamtausgaben wurde für Regelleistungen in Form von 
Grundleistungen aufgewandt (3,2 Mrd. DM), also zur 

Deckung des täglichen Bedarfs der Asylbewerber (Unter-
kunft, Kleidung, Essen usw.). Für besondere Leistungen 
wurden im Jahr 1999 rund 0,9 Mrd. DM ausgegeben.!

Asien
25,0%

Schaubild 6
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Vorbemerkung

Der vorliegende Beitrag basiert auf den Daten der kom-
munalen Haushaltsansatzstatistik, die bereits frühzeitig 
einen Ausblick auf die voraussichtliche Entwicklung der 
Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden und Gemein-
deverbände (Gv.) im Jahr 2001 geben. Die entsprechen-
den Ist-Daten für 2000 aus der vierteljährlichen Kassen-
statistik dienen als Vergleichsbasis.

Gesamtüberblick

Die Haushaltsplanungen für das Jahr 2001 deuten auf 
eine Stabilisierung der Gemeindefinanzen hin. Bei den 
Einnahmen gehen die Gemeinden/Gv. von einer Zunahme 
um 0,2% auf 288,2 Mrd. DM aus. Für die Ausgaben pla-
nen sie ein Wachstum von 1,1% auf 287,0 Mrd. DM. 
In der Abgrenzung der Finanzstatistik errechnet sich für 
2001 zwar noch ein Einnahmeüberschuß von gut 1 Mrd. 

DM, gegenüber dem Vorjahr wird er sich damit jedoch 
auf rund ein Drittel reduzieren (siehe Tabelle 1).

Aufgrund der positiven Finanzsituation liegen die Til-
gungszahlungen der Kommunen 2001 voraussichtlich 
um 0,5 Mrd. DM (Vorjahr: 0,8 Mrd. DM) über der Neuauf-
nahme von Krediten.

Insgesamt bleibt die Entwicklung sowohl bei den Einnah-
men als auch bei den Ausgaben im Rahmen der von den 
Länderinnenministern erlassenen Orientierungsdaten für 
das Jahr 2001.

Ausgaben

Für den laufenden Sachaufwand aus dem Betrieb und 
der Unterhaltung der kommunalen Einrichtungen und 
Verwaltungen ist nach den Daten für 2001 eine Erhöhung 
um 2,0% auf 55,9 Mrd. DM angesetzt. Die Ausgaben für 
soziale Leistungen dürften dagegen voraussichtlich nur 
um 0,9% auf 52,5 Mrd. DM zunehmen, wobei der Anstieg 
im Westen (+ 0,4%) erheblich niedriger ausfällt als in den 
neuen Ländern (+ 4,1%).

Dieser Beitrag basiert auf den Daten der kommunalen Haushaltsansatzstatistik 2001, die frühzeitig im Jahr einen Über-
blick über die voraussichtliche Entwicklung von Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden und Gemeindeverbände (Gv.) 
geben. Als Vergleichszahlen werden die entsprechenden Ist-Ergebnisse aus der kommunalen Kassenstatistik für das 
Jahr 2000 herangezogen.

Die Haushaltsplanungen für 2001 deuten auf eine weitere Stabilisierung der Gemeindefinanzen hin. Bei einem Einnah-
menanstieg um 0,2% auf 288,2 Mrd. DM und einem Ausgabenzuwachs um 1,1% auf 287,0 Mrd. DM ist eine Nettokredit-
tilgung in Höhe von 0,5 Mrd. DM (2000: 0,8 Mrd. DM) vorgesehen.

Die Gemeinden/Gv. erwarten in ihren Haushaltsplanungen eine geringfügige Zunahme der Steuereinnahmen um 0,1% 
auf 101,6 Mrd. DM. Es bleibt abzuwarten, ob dies angesichts der Wirtschaftsentwicklung in diesem Jahr realisierbar ist. 
Der Arbeitskreis Steuerschätzung geht in seiner aktuellen Prognose von einem Rückgang der kommunalen Steuereinnah-
men um 3,1% aus.

Kommunalfinanzen 2001

Tabelle 1: Ausgaben bzw. Einnahmen der Gemeinden und Gemeindeverbände1)

20012) 20003) Veränderung 2001 gegenüber 2000

Deutschland Früheres
Bundesgebiet

Neue
Länder

Deutschland Früheres
Bundesgebiet

Neue
Länder

Deutschland Früheres
Bundesgebiet

Neue
Länder

Ausgaben/Einnahmen

Mill. DM %

Bereinigte Ausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 286 961,7 238 020,1 48 923,4 283 839,5 234 271,8 49 567,8 +  1,1 +  1,6 –  1,3
darunter:

Personalausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 77 802,1 63 222,8 14 566,4 77 261,3 62 473,1 14 788,2 +  0,7 +  1,2 –  1,5
Laufender Sachaufwand . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55 851,8 46 638,7 9 222,5 54 756,7 45 412,6 9 344,0 +  2,0 +  2,7 –  1,3
Zinsausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10 132,4 8 450,3 1 683,7 10 173,1 8 467,2 1 705,9 –  0,4 –  0,2 –  1,3
Soziale Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 52 514,0 45 489,4 7 013,6 52 045,6 45 308,2 6 737,4 +  0,9 +  0,4 +  4,1
Baumaßnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 36 767,9 28 044,7 8 712,9 36 915,6 27 414,2 9 501,5 –  0,4 +  2,3 –  8,3
Erwerb von Sachvermögen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 10 939,6 9 577,9 1 361,7 11 151,5 9 753,5 1 398,1 –  1,9 –  1,8 –  2,6

Bereinigte Einnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 288 177,5 239 434,2 48 786,0 287 602,3 237 769,8 49 832,5 +  0,2 +  0,7 –  2,1
darunter:

Steuern und steuerähnliche Abgaben . . . . . . . . . . . 101 634,6 93 381,2 8 286,4 101 533,1 93 287,9 8 245,2 +  0,1 +  0,1 +  0,5
Laufende Zuweisungen vom Land . . . . . . . . . . . . . . 80 726,4 58 880,4 21 820,6 78 757,5 57 110,0 21 647,4 +  2,5 +  3,1 +  0,8
Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit . . . . . . . 17 896,0 15 184,8 2 724,5 18 205,5 15 494,7 2 710,9 –  1,7 –  2,0 +  0,5
Gebühren u. ä. Entgelte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 32 826,3 28 736,4 4 089,1 33 124,4 28 939,0 4 185,4 –  0,9 –  0,7 –  2,3
Investitionszuweisungen vom Land . . . . . . . . . . . . . 15 779,9 9 500,3 6 278,4 15 827,4 9 341,5 6 485,9 –  0,3 +  1,7 –  3,2

Finanzierungssaldo . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 215,8 1 414,1 –  137,4 3 770,9 3 506,2 264,8 X X X

Nettokreditaufnahme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –  453,5 –  125,8 –  327,7 –  783,9 –  759,0 –  24,9 X X X

1) In den Flächenländern, ohne Stadtstaaten. – 2) Basis Kassenergebnisse 2000, fortgeschrieben mit Veränderungsraten der Haushaltsansätze 2001 gegenüber 2000. – 3) Kassen-
ergebnisse 2000.
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Bei den Personalausgaben wird insgesamt ebenfalls 
lediglich ein leichter Zuwachs von 0,7% auf 77,8 Mrd. 
DM erwartet. Wie im Vorjahr ist in den neuen Ländern 
durch weiteren Personalabbau sogar ein Rückgang bei 
den Personalausgaben eingeplant.

Auch für 2001 zeichnet sich erneut ein leichter Rückgang 
der kommunalen Bauausgaben ab. Sie bleiben nach den 
Ansätzen mit 36,8 Mrd. DM um 0,4% unter dem Vorjah-
resniveau, wobei die Gemeinden im früheren Bundes-
gebiet allerdings von einem Zuwachs um 2,3% ausge-
hen, während die geplanten Ausgaben für Baumaßnah-
men in den neuen Ländern deutlich um 8,3% unter dem 
Ergebnis des Jahres 2000 liegen. Für den Erwerb von 
Sachvermögen ergibt sich nach der kräftigen Zunahme 
im Vorjahr ein Rückgang um 1,9% auf 10,9 Mrd. DM.

Die Zinsausgaben sind entsprechend dem abnehmen-
den Schuldenstand weiter leicht rückläufig. Sie werden 
voraussichtlich ebenfalls um 0,4% unter dem Vorjahres-
betrag liegen und 10,1 Mrd. DM betragen. Dies erklärt 
sich allerdings zum Teil auch dadurch, dass im Jahr 2001 
weitere Einrichtungen mit ihren Schulden und den Aus-
gaben für den Schuldendienst (Zinsen und Tilgung) aus 
den kommunalen Haushalten ausgegliedert werden.

Eine Gegenüberstellung der Pro-Kopf-Ausgaben der 
neuen und alten Bundesländer zeigt im Vergleich zum 
Vorjahr keine durchgreifende Änderung. Im früheren Bun-
desgebiet werden von den Gemeinden/Gv. 3 810 DM 
je Einwohner ausgegeben, in den neuen Ländern sind 
es 3 514 DM (siehe Tabelle 2). Die wichtigsten Unter-
schiede liegen weiterhin bei den Bauausgaben, die auf-
grund des Nachholbedarfs in den neuen Ländern immer 
noch deutlich höher ausfallen als im Westen (626 gegen-
über 449 DM) und bei den kommunalen Ausgaben für 
Sozialleistungen, die je Einwohner im Osten spürbar 
niedriger als im Westen liegen; 728 DM pro Kopf der 
Bevölkerung in den alten Bundesländern stehen in den 
neuen Ländern lediglich 504 DM gegenüber.

Einnahmen

Aus Steuern und steuerähnlichen Abgaben erwarten die 
Gemeinden/Gv. für das Jahr 2001 mit 101,6 Mrd. DM 
Einnahmen, die in etwa das Niveau des Vorjahres (101,5 
Mrd. DM) erreichen. Dabei wird die Entwicklung in den 
östlichen Bundesländern mit einem Plus von 0,5% etwas 
günstiger als im Westen (+ 0,1%) eingeschätzt. Das liegt 
besonders an den erwarteten höheren Zuwächsen für 
die Gewerbesteuer in den neuen Ländern. Unsicher ist 
allerdings, ob die Gemeinden die zu erwartenden Einnah-
meausfälle aus der Steuerreform und dem etwas schwä-
cheren Wirtschaftswachstum schon antizipiert haben. 
Somit bleibt abzuwarten, ob sich die Steuereinnahmen 
in dieser Höhe realisieren. Der Arbeitskreis „Steuerschät-
zungen“ geht in seiner jüngsten Prognose für das Jahr 
2001 einschließlich der Auswirkungen der Steuerreform 
von einem Rückgang der kommunalen Steuern um 3,1% 
gegenüber dem Vorjahr aus.

Die laufenden Zuweisungen von den Ländern, mit 80,7 
Mrd. DM neben den Steuern eine der Haupteinnahme-
quellen, liegen nach den kommunalen Haushaltsplanun-
gen für 2001 um 2,5% über dem Vorjahresbetrag. Bei 

Tabelle 2: Pro-Kopf-Ausgaben bzw. -Einnahmen der Gemeinden und
Gemeindeverbände 20011)

Ausgaben/Einnahmen Deutschland Früheres
Bundesgebiet

Neue
Länder

DM je Einwohner

Bereinigte Ausgaben . . . . . . . . . . . . . . . 3 757 3 810 3 514
darunter:

Personalausgaben . . . . . . . . . . . . . . . 1 019 1 012 1 046
Laufender Sachaufwand . . . . . . . . . 731 747 662
Zinsausgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 133 135 121
Soziale Leistungen . . . . . . . . . . . . . . . 687 728 504
Baumaßnahmen . . . . . . . . . . . . . . . . . 481 449 626
Erwerb von Sachvermögen . . . . . . . 143 153 98

Bereinigte Einnahmen . . . . . . . . . . . . . . 3 773 3 833 3 504
darunter:

Steuern und steuerähnliche
Abgaben . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 330 1 495 595

Laufende Zuweisungen vom Land 1 057 943 1 567
Einnahmen aus wirtschaftlicher

Tätigkeit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 234 243 196
Gebühren u. ä. Entgelte . . . . . . . . . . 430 460 294
Investitionsleistungen vom Land . . 207 152 451

Anzahl

nachrichtlich:
Bevölkerung2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 76 388 463 62 464 803 13 923 660

1) In den Flächenländern, ohne Stadtstaaten – Basis Kassenergebnisse 2000, fortge-
schrieben mit den Veränderungsraten der Haushaltsansätze 2001 gegenüber 2000. –
2) Stichtag: 31. März 2000.

Erwerb von
Sachvermögen

Neue Länder

Ausgaben bzw. Einnahmen
der Gemeinden und Gemeindeverbände 20011)

Mill. DM

Deutschland

1) Zur Abgrenzung der Daten siehe Fußnoten der Tabellen.

Personalausgaben

Laufender
Sachaufwand

Zinsausgaben

Soziale
Leistungen

Baumaßnahmen

Sonstige Ausgaben

Steuern und
steuerähnliche Abgaben

Laufende
Zuweisungen

vom Land

Einnahmen
aus wirt-

schaftlicher
Tätigkeit

Gebühren
und Entgelte

Investitions-
zuweisungen

vom Land

Sonstige Einnahmen

Erwerb von
Sachvermögen

Personalausgaben

Laufender
Sachaufwand

Zinsausgaben

Soziale
Leistungen

Baumaßnahmen

Sonstige Ausgaben

Steuern und
steuerähnliche Abgaben

Laufende Zuweisungen
vom Land

Gebühren
und Entgelte

Sonstige Einnahmen

Statistisches Bundesamt 2001 - 01 - 0380
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E i n n a h m e n
288 177,5
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48 923,4
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48 786,0

Investitionszuweisungen
vom Land

Einnahmen aus wirt-
schaftlicher Tätigkeit
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den Investitionszuweisungen von den Ländern wird ins-
gesamt ein leichter Rückgang um 0,3% auf 15,8 Mrd DM 
erwartet, wobei die Einnahmen in den neuen Ländern mit 
– 3,2% voraussichtlich noch deutlich geringer ausfallen.

Bei den Gebühren und Entgelten rechnen die Gemeinden/
Gv. für 2001 mit Einnahmen in Höhe von 32,8 Mrd. DM. 
Das sind 0,9% weniger als letztes Jahr, weil – wie bereits 
erwähnt – auch für 2001 von weiteren Ausgliederungen 
kommunaler Einrichtungen aus den Haushalten auszu-
gehen ist. Somit dürfte die tatsächliche Gebührenent-
wicklung für dieses Jahr etwas unterzeichnet sein.

Ein Vergleich der Pro-Kopf-Einnahmen zeigt gegenüber 
2000 kaum Strukturveränderungen. Vorrangige Einnah-
mequelle der Gemeinden/Gv. in den neuen Ländern sind 
die laufenden Zuweisungen vom Land mit 1 567 DM 
je Einwohner, bei den Gemeinden/Gv. der alten Länder 
dagegen sind es die Steuern und steuerähnlichen Abga-
ben mit 1 495 DM je Einwohner. Die Investitionszuwei-
sungen vom Land liegen je Einwohner im Osten mit 
451 DM rund dreimal so hoch wie im Westen. Die Gebüh-
reneinnahmen je Einwohner sind dagegen im Osten mit 
294 DM deutlich niedriger als im früheren Bundesgebiet 
(460 DM), weil ein großer Teil gebührenpflichtiger Ein-
richtungen in den neuen Ländern von vornherein außer-
halb der Gemeindehaushalte als Sondervermögen oder 
in rechtlich selbstständiger Form geführt wird.!
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Vorbemerkung

Die Lohn- und Gehaltsentwicklung wird in der amtlichen 
deutschen Lohnstatistik durch die laufende Auswertung 
der Tarifabschlüsse und durch vierteljährliche Verdienst-
erhebungen beobachtet. Die Auswertung der wichtig-
sten (derzeit 669) Tarifverträge für die gewerbliche Wirt-
schaft und die Gebietskörperschaften dient vor allem 
der Berechnung der Indizes der Tariflöhne und -gehälter 
sowie der tariflichen Wochenarbeitszeit. Die vierteljähr-
lichen Erhebungen erfragen die Effektivverdienste der 
Arbeiter und Angestellten bei bis zu 40 500 repräsentativ 
ausgewählten Betrieben im Produzierenden Gewerbe, 
Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe. Im Folgen-
den wird die Entwicklung der Tarifindizes sowie der Effek-
tivverdienste im Jahr 2000 dargestellt.

1 Ergebnisse der vierteljährlichen 
Tarifstatistiken

1.1  Allgemeiner Überblick

Die Tarifentwicklung lässt sich im Zusammenhang mit 
anderen wirtschaftlichen Indikatoren im Jahr 2000 fol-
gendermaßen charakterisieren: Die Tariflöhne und Tarif-
gehälter sind mit + 2,2 bzw. + 2,3% nahezu im gleichen 
Umfang gestiegen – die Steigerungsraten lagen damit 
nur geringfügig über der Zunahme der Verbraucher-
preise (1,9%). Die Arbeitsproduktivität je Erwerbstätigen, 
das Inlandsprodukt je Erwerbstätigen in konstanten Prei-
sen, hat demgegenüber um 1,5% zugenommen. Folgt 
man der These, dass reale Lohnanhebungen unterhalb 
der Zuwachsrate der Arbeitsproduktivität tendenziell die 
Beschäftigung erhöhen, kann die Tarifentwicklung im 
Jahr 2000 als beschäftigungsfördernd bezeichnet wer-
den. Dies gilt auch, wenn man zusätzlich die im Jahr 
2000 abgeschlossenen Tarifverträge über betriebliche 
Zusatzleistungen, zum Beispiel in Zusammenhang mit 
der Altersteilzeit, berücksichtigt.

Die ganz überwiegend in der ersten Jahreshälfte 2000 
geschlossenen Tarifverträge sind auf einen erheblich län-
geren Zeitraum ausgelegt als in den Jahren zuvor. Die 

Laufzeit der Tarifverträge beträgt im Durchschnitt 22 
Monate gegenüber 14 Monaten im Jahr 1999.

Die bisher zu beobachtende Anpassung des ostdeut-
schen Tarifniveaus an das westdeutsche ist im Jahr 
2000 zum Stillstand gekommen; die ostdeutschen Tarif-
indizes stiegen mit 1,8% (Arbeiter) bzw. 2,1% (Angestellte) 
etwas weniger als die im früheren Bundesgebiet (jeweils
2,3%). Hauptursache hierfür sind die Tarifabschlüsse im 
ostdeutschen Baugewerbe, das sich in einer besonders 
ungünstigen Wirtschaftssituation befindet; hier wurden 
deutlich niedrigere Entgeltanhebungen vereinbart als im 
Westen und in den anderen Branchen im Osten.

In den meisten anderen Wirtschaftszweigen setzte sich 
die Anpassung des Tarifniveaus, wenngleich verlang-
samt, fort. Die in den Bereichen Verkehr und Handel bei 
den Angestelltentarifen festgestellte stärkere Erhöhung 
der Indexwerte in den ostdeutschen Tarifbezirken ist als 
Anpassung an das Westniveau zu verstehen. Die Tarif-
angleichung ist dabei im Handel (Einzelhandel 100%, 
Großhandel etwa 95%) praktisch vollzogen, im Verkehrs-
gewerbe erreicht sie etwa 70 bis 75%. Im öffentlichen 
Dienst sind inzwischen 87% des Westniveaus ab dem
1. August 2000 erreicht. Am höchsten ist der „Rück-
stand“ noch in der Landwirtschaft, dem Gastgewerbe 
und einzelnen Gewerbezweigen des Handwerks.

Nach Berechnungen des Bundesministeriums für Arbeit 
und Sozialordnung auf Basis von rund 40 Tarifbereichen 
hat die tarifliche Grundvergütung in den neuen Ländern 
Ende 2000 durchschnittlich 92% des Westniveaus 
erreicht. Ein wesentlich größerer Abstand besteht noch 
bei den zusätzlichen Tarifleistungen, wie Weihnachtsgeld, 
Urlaubsgeld und vermögenswirksamen Leistungen.

Im Allgemeinen gibt es in den Wirtschaftszweigen nach 
wie vor Lohntarifverträge für Arbeiter und Gehaltsver-
träge für Angestellte, daneben auch so genannte Entgelt-
tarifverträge für Arbeitnehmer ohne Unterscheidung von 
Arbeitern und Angestellten; sie betreffen etwa ein Fünftel 
der Arbeitnehmer, die von Tarifverträgen erfasst werden. 
Die Abschlussraten für Tariflöhne und Tarifgehälter sind in 
denselben Wirtschaftszweigen im Allgemeinen identisch. 
Es gibt allerdings Tarifbereiche, in denen eine Arbeitneh-
mergruppe stark überwiegt, zum Beispiel die Angestell-
ten im Kredit- und Versicherungsgewerbe, sodass es nur 
für diese Arbeitnehmergruppe einen Tarifabschluss gibt. 
Eine getrennte Darstellung der Lohn- und Gehaltstarif-
entwicklung ist deshalb nach wie vor sinnvoll.

Im Jahr 2000 stiegen die tariflichen Grundlöhne und -gehälter in der gewerblichen Wirtschaft und bei Gebietskörper-
schaften mit 2,2 bzw. 2,3% kaum stärker als der Preisindex für die Lebenshaltung der privaten Haushalte. Erstmals seit 
der deutschen Vereinigung hat sich im Jahr 2000 die Angleichung der ostdeutschen Tariflöhne und -gehälter an das 
Westniveau nicht fortgesetzt, was ganz überwiegend auf die Tarifentwicklung im ostdeutschen Baugewerbe zurückzufüh-
ren ist, das sich in einer schweren Strukturkrise befindet.

Im Produzierenden Gewerbe erhöhten sich die Effektivverdienste der Arbeitnehmer deutlich stärker als die Tarifentgelte. 
Auch hier konnten die ostdeutschen Arbeitnehmer der westdeutschen Verdienstentwicklung nicht ganz folgen (+ 2,2% 
gegenüber 2,9%). Nur die ostdeutschen Angestellten im Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe verringerten 2000 
mit einer Verdienststeigerung von 3,4% (gegenüber 2,8%) den Verdienstvorsprung ihrer westdeutschen Kollegen.

Ergebnisse der Lohnstatistik für 2000
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1.2  Tariflohnentwicklung

Im Allgemeinen wird die Tariflohnentwicklung mit den 
Indizes der Stundenlöhne und der Wochenarbeitszeit dar-
gestellt. Da die tarifliche Arbeitszeit mit durchschnittlich 
37,2 Wochenstunden in Deutschland im Jahr 2000 – im 
Westen 36,9 Stunden, im Osten 39,1 Stunden – unverän-
dert geblieben ist, kann sich die Darstellung auf die Ent-
wicklung der Stundenlohnindizes beschränken.

Die tariflichen Stundenlöhne sind in den erfassten Wirt-
schaftsbereichen nach den Indexberechnungen, wie 
erwähnt, um 2,2% angehoben worden. Die tariflichen 
Leistungen liegen jedoch in den meisten hier dargestell-
ten Wirtschaftsbereichen, insbesondere in Metallindustrie
und bei Gebietskörperschaften, geringfügig höher, weil 
die regulären Abschlüsse auf Grund der langen Tarif-
verhandlungen zwei bis vier Monate verspätet in Kraft 
gesetzt und für die so genannten „Leermonate“ Aus-

gleichszahlungen in Form von Pauschalen gezahlt wur-
den (die im Index nicht berücksichtigt sind). So vereinbar-
ten zum Beispiel die Tarifparteien in der Metallindustrie 
Leistungen von je 165 DM für die Monate März und April 
2000 und im öffentlichen Dienst von monatlich je 100 DM 
für April bis Juli 2000.

Am höchsten fielen die Tariflohnsteigerungen im Handel 
mit 2,9% und im Verarbeitenden Gewerbe mit 2,4% aus. 
Im Handel resultierte der relativ starke Anstieg der Arbei-
terlöhne aus den unterschiedlichen Abschlussraten von 
5,1% für den Großhandel und 2,5% für den Einzelhan-
del. Die Anzahl der betroffenen Arbeiter/-innen verteilt 
sich in etwa gleich auf die beiden Handelsstufen. Die 
Tarifverhandlungen im Einzelhandel haben sich bis zum 
Abschluss im letzten Tarifbezirk von März bis Septem-
ber 2000 hingezogen. Die höhere Steigerung der Stun-
denlöhne im Handel in den neuen Ländern erklärt sich 
aus dem Abschluss mehrerer Tarifverträge, die zu zwei 

Tabelle 1: Veränderung der Indizes der tariflichen Stundenlöhne der Arbeiter/-innen und der tariflichen Monatsgehälter der Angestellten
in der gewerblichen Wirtschaft und bei Gebietskörperschaften

Zunahme in Prozent

Produzierendes Gewerbe3)

Jahr1)

Alle
erfassten

Wirtschafts-
bereiche2)

zusammen

Bergbau und
Gewinnung
von Steinen
und Erden

Verarbei-
tendes

Gewerbe

dar.:
Ernährungs-
gewerbe4)

Energie und
Wasserver-

sorgung

Bau-
gewerbe3)

Handel5)

Kredit- und
Versiche-
rungsge-
werbe6)

Verkehr und
Nach-

richten-
übermittlung

Gebiets-
körper-
schaften

Nachrichtlich:
Investitions-

güter-
produzenten

A r b e i t e r / - i n n e n

Stundenlöhne

Deutschland

1996 D gegenüber 1995 D 4,3 4,8 5,2 5,6 3,0 2,7 2,6 3,4 – 2,3 1,8 7,0
1997 D gegenüber 1996 D 1,6 1,6 0,6 1,6 2,1 1,8 1,8 1,6 – 1,8 1,4 1,3
1998 D gegenüber 1997 D 1,9 1,9 1,7 2,1 2,0 1,8 1,2 2,0 – 1,6 1,6 2,1
1999 D gegenüber 1998 D 2,6 2,6 1,3 2,6 2,5 2,3 2,4 2,8 – 2,1 2,5 3,0
2000 D gegenüber 1999 D 2,2 2,2 0,9 2,4 2,4 2,0 1,8 2,9 – 2,0 1,3 2,3

Früheres Bundesgebiet

1996 D gegenüber 1995 D 4,2 4,6 5,1 5,4 2,6 2,0 2,4 3,3 – 2,0 1,6 6,9
1997 D gegenüber 1996 D 1,3 1,3 0,3 1,4 1,8 1,5 1,4 1,6 – 1,6 1,3 1,0
1998 D gegenüber 1997 D 1,9 1,9 1,5 2,0 1,6 1,6 1,4 1,9 – 1,4 1,5 2,1
1999 D gegenüber 1998 D 2,5 2,6 1,2 2,8 2,4 2,2 2,5 2,8 – 1,9 2,3 2,9
2000 D gegenüber 1999 D 2,3 2,3 0,7 2,3 2,5 2,0 2,1 2,8 – 2,0 1,3 2,3

Neue Länder und Berlin-Ost

1996 D gegenüber 1995 D 6,1 6,7 5,7 9,3 8,9 6,5 4,0 4,7 – 4,1 3,4 9,7r
1997 D gegenüber 1996 D 4,2 4,6 1,5 6,1 6,2 3,0 3,7 3,1 – 3,8r 1,5 6,5r
1998 D gegenüber 1997 D 2,3 1,9 2,6 2,7 5,6 3,3 0,6 2,9 – 4,0r 2,9 2,7r
1999 D gegenüber 1998 D 2,5 2,3 2,3 3,0 3,5r 3,0 1,3 3,9 – 3,4r 3,7 3,0r
2000 D gegenüber 1999 D 1,8 1,6 1,2 2,6 2,2 1,8 0,3 3,3 – 3,0 1,3 2,6

A n g e s t e l l t e

Monatsgehälter

Deutschland

1996 D gegenüber 1995 D 3,4 4,2 5,5 4,5 3,2 2,7 3,0 3,0r 2,4 2,4r 2,2 5,4
1997 D gegenüber 1996 D 1,5 1,5 0,9 1,5 2,3 1,7 1,8 1,3r 1,3 1,5r 1,5 1,2
1998 D gegenüber 1997 D 2,0 2,0 1,4 2,1 1,8 1,6 1,3 2,1r 1,9 2,2r 2,0 2,2
1999 D gegenüber 1998 D 2,5r 2,6 1,5 2,8r 2,5 2,3 2,2 2,7r 2,4 2,3 2,7 2,9
2000 D gegenüber 1999 D 2,3 2,3 0,7 2,3 2,5 1,5 1,8 2,9 2,0 2,9 1,4 2,3

Früheres Bundesgebiet

1996 D gegenüber 1995 D 3,1 3,9 5,2 4,2 2,8 2,1 2,4 2,8r 2,0 2,0r 1,6 5,2
1997 D gegenüber 1996 D 1,3r 1,3 0,9 1,2 1,8 1,5 1,4 1,3r 1,0 1,3 1,3 1,0
1998 D gegenüber 1997 D 1,9 1,9r 0,9 2,1 1,6 1,5 1,5 2,0 1,9 1,5 1,5 2,2
1999 D gegenüber 1998 D 2,4r 2,7r 1,1 2,8 2,5 2,2 2,4 2,6 2,3 1,8 2,3 3,0
2000 D gegenüber 1999 D 2,3 2,3 0,7 2,3 2,5 1,3 2,1 2,9 2,0 2,6 1,3 2,2

Neue Länder und Berlin-Ost

1996 D gegenüber 1995 D 5,2r 7,7 6,2 9,6 8,4 5,4 5,7 5,5r 5,9 3,3 3,4 10,0
1997 D gegenüber 1996 D 2,9r 4,3 1,2 5,3 6,5 2,9 3,9 3,2r 3,8 2,3 1,5 5,5
1998 D gegenüber 1997 D 2,8r 2,0 2,3 2,3 2,9 2,1 0,8 3,5r 2,6 4,3 3,0 2,4
1999 D gegenüber 1998 D 3,2r 2,4 2,4 3,0 3,3 2,7 1,4 4,6r 2,5 3,5 3,7 3,0
2000 D gegenüber 1999 D 2,1 2,0 0,8 2,7 2,2 2,0 0,4 3,4 1,9 3,7 1,3 2,6

1) Durchschnitt (D) berechnet aus 4 Monatswerten. – 2) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). – 3) Ohne Gruppe 45.5 Vermietung von Baumaschinen und
-geräten mit Bedienungspersonal. – 4) Und Tabakverarbeitung. – 5) Handel; Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern. – 6) Nur Angestellte.
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Anhebungen der Tariflöhne im Jahr 2000 führten. Die 
Indexveränderungsrate von + 2,4% für das Verarbeitende 
Gewerbe wurde durch den Tarifabschluss in der Metall-
industrie geprägt, für die eine Steigerung der Tariflöhne 
um 3% im früheren Bundesgebiet ab dem 1. Mai 2000 in 
Kraft getreten ist. Der Abschluss wurde für die ostdeut-
sche Metallindustrie übernommen. Zusätzlich eingeführt 
wurden hier erstmalig ab 1. Mai 2001 gezahlte monatliche
vermögenswirksame Leistungen in Höhe von 26 DM, die 
in die Indexberechnungen einbezogen werden.

Die niedrigsten Tarifsteigerungsraten ergaben sich für 
den Bergbau und die Gebietskörperschaften mit 0,9 bzw. 
1,3%. In den meisten Tarifgebieten des Bergbaus wur-
den angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Lage 
dieses Wirtschaftszweiges entweder Tarifverträge verlän-
gert oder keine neuen Tarifverträge abgeschlossen. Für 
den Steinkohlenbergbau wurde ab dem 1. August 2000 
eine Tariferhöhung von 2% gezahlt. Der Tarifabschluss 
für den öffentlichen Dienst kam erst nach dreimonatigen 
Verhandlungen zu Stande und erbrachte nach vier Leer-
monaten ab dem 1. August 2000 eine Erhöhung der 
Löhne und Gehälter um 2%.

Auf die unterschiedliche Entwicklung zwischen Ost und 
West im Baugewerbe wurde bereits hingewiesen. Wäh-
rend im früheren Bundesgebiet die Indexrate für den 
Stundenlohn um 2,1% zunahm, stieg sie in den neuen 
Ländern nur um 0,3%. Nach schwierigen Tarifverhand-
lungen konnte für das Bauhauptgewerbe West (ohne Ber-
lin) eine Lohnerhöhung von 2% ab dem 1. April 2000 ver-
einbart werden. Im Tarifgebiet Ost (ohne Berlin) einigten 
sich die Tarifparteien auf einen Schlichterspruch, der die 
Stundenlöhne nach 12 Leermonaten (April 2000 bis März 
2001) ab dem 1. April 2001 um 1,4% erhöht. Für Berlin 
wurden Sonderregelungen getroffen.

1.3  Tarifgehaltsentwicklung

Die Tarifgehaltsentwicklung war im Jahr 2000 mit der 
Tariflohnentwicklung nahezu identisch. Dazu hat wesent-
lich beigetragen, dass es im Kredit- und Versicherungs-
gewerbe, das nur im Gehaltsindex enthalten ist, zu keiner 
Sonderentwicklung gekommen ist. Die hier vereinbarten 
Abschlussraten (im Bankgewerbe zwei Tariferhöhungen 
von jeweils 1,5% ab dem 1. April und dem 1. August 
2000, im Versicherungsgewerbe eine Erhöhung von 2,5% 
ab dem 1. Mai 2000) haben sich am unteren Rand der 
Tariferhöhungen in der gewerblichen Wirtschaft gehal-
ten. Sie haben zu einer Indexveränderung von + 2,0% 
für 2000 geführt. Eine bemerkenswerte Abweichung zwi-
schen der Indexentwicklung der Löhne und der Gehälter 
hat sich im Bereich Verkehr ergeben. Hier sind die Tarif-
gehälter um 2,9% gestiegen, die Tariflöhne dagegen nur 
um 2,0%. Hierzu haben wesentlich Sonderentwicklun-
gen im Bereich Luftverkehr beigetragen, in dem verhält-
nismäßig viele Angestellte tätig sind.

Wie die Arbeiter erhielten auch die Angestellten im Berg-
bau nur geringe Aufbesserungen ihrer Gehälter. Die 
Indexveränderungsrate von + 0,7% war die niedrigste in 
allen dargestellten Wirtschaftsbereichen. Am Rande sei 
erwähnt, dass der hiervon betroffene Personenkreis ins-
gesamt nur noch etwa 20 000 Angestellte umfasst. Die 
bei den Löhnen erwähnte Sonderentwicklung im Bau-
gewerbe trifft auch für die Gehälter dieses Bereichs zu; 

sie führte zu unterschiedlichen Zuwachsraten der Index-
werte von 2,1% im Westen und 0,4% im Osten.

2 Ergebnisse der vierteljährlichen 
Verdiensterhebung

Die vierteljährliche Verdiensterhebung wird für die 
Berichtsmonate Januar, April, Juli und Oktober durchge-
führt. Sie liefert Informationen über die laufend gezahlten 
durchschnittlichen Bruttostunden-, Bruttowochen- und 
Bruttomonatsverdienste sowie die bezahlten Wochen-
stunden der Arbeiter und über die Bruttomonatsver-
dienste der Angestellten. Aus den Angaben der vier 
Berichtsmonate werden die Jahresdurchschnitte ermit-
telt. Nicht enthalten sind die so genannten Sonderzah-
lungen (z. B. 13. Monatsgehalt, Urlaubsgeld). Um die Ver-
dienstentwicklung ohne den Einfluss von Veränderungen 
in der Beschäftigtenstruktur darstellen zu können, wer-
den Indizes nach der Formel von Laspeyres berechnet.

Der Erfassungsbereich der Erhebung ist für Arbeiter/
-innen und Angestellte unterschiedlich. Die Ergebnisse 
für Arbeiter/-innen beziehen sich auf das Produzierende 
Gewerbe ohne das Handwerk im Verarbeitenden Gewerbe 
und ohne das Ausbaugewerbe, diejenigen für die Ange-
stellten zusätzlich auf den Handel sowie das Kredit- und 
Versicherungsgewerbe.

2.1  Berichtskreiswechsel im 
Produzierenden Gewerbe

Die für das Jahr 2000 nachgewiesenen Ergebnisse im 
Produzierenden Gewerbe beruhen auf den Angaben 
eines neuen Berichtskreises. In Stichprobenerhebungen 
werden die Berichtsbetriebe in regelmäßigen Abständen 
ausgetauscht, einerseits, um die durch die Auskunftser-
teilung entstehenden Belastungen möglichst gleichmä-
ßig auf alle Betriebe des erfassten Wirtschaftsbereiches 
zu verteilen, und andererseits, um die Stichprobe an die 
aktuelle Wirtschaftsstruktur anzupassen. Diese „Berichts-
kreiswechsel“ beeinträchtigen den zeitlichen Vergleich, 
da die Ergebnisse von Stichprobenerhebungen wegen 
des Stichprobenfehlers in gewissem Umfang von den 
wirklichen Werten abweichen und sich die Ergebnisse 
verschiedener Stichproben in unterschiedlichem Ausmaß 
von den wirklichen Werten unterscheiden. Darüber hinaus 
werden die Ergebnisse der neuen Stichprobe auch durch 
die Anpassung an die aktuelle Struktur des Wirtschafts-
bereichs, insbesondere die Einbeziehung zwischenzeit-
lich gegründeter Betriebe, beeinflusst. 

Um die Auswirkungen des Berichtskreiswechsels auf die 
Ergebnisse abschätzen zu können, ist für den Berichts-
monat Oktober 1999 eine Doppelbefragung des alten 
und des neuen Berichtskreises durchgeführt worden. Aus 
den Ergebnissen für die beiden Berichtskreise werden 
Umrechnungsfaktoren ermittelt, mit deren Hilfe Ergeb-
nisse des neuen Berichtskreises für die vorangegan-
genen Perioden geschätzt werden können und somit
von Berichtskreiswechseln unbeeinflusste Zeitreihen ent-
stehen.

Um die Vergleichbarkeit mit den Angaben für das Jahr 
2000 herzustellen, werden im Folgenden die Daten 
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für das Jahr 1999 entsprechend angepasst. Dies ist 
beim Rückgriff auf die veröffentlichten Originaldaten zu 
beachten.

Die Auswirkungen des Berichtskreiswechsels veran-
schaulicht die Gegenüberstellung der Bruttomonatsver-
dienste nach altem und neuem Berichtskreis für Oktober 
1999 in Tabelle 2. Hiernach erzielten die in den neuen 
Berichtsbetrieben beschäftigten Arbeitnehmer um 3,2% 
niedrigere Verdienste als die zum alten Berichtskreis zäh-
lenden Personen. Leicht niedrigere Verdienste für den 
neuen Berichtskreis entsprechen den Erwartungen, da 
das Lohnniveau alternder Berichtskreise durch Ausfall 
meist ökonomisch schwächerer Betriebe (mit überwie-
gend niedrigeren Verdiensten) angehoben und das Lohn-
niveau neuer Berichtskreise durch Einbeziehung neu 
gegründeter Betriebe (mit überwiegend niedrigeren Ver-
diensten) gesenkt wird.

In den neuen Ländern beeinflusste die Berücksichtigung 
der Betriebsgründungen seit 1992 das Lohnniveau weit 
stärker als im früheren Bundesgebiet: Hier lag der Durch-
schnittsverdienst des neuen Berichtskreises um 4,0%, 
im früheren Bundesgebiet dagegen nur um 1,5% unter 
dem Vergleichswert für den alten Berichtskreis. Bei den 
ostdeutschen Arbeitnehmerinnen ergab sich mit 6,0% 
die größte Abweichung zwischen den Angaben für die 

beiden Berichtkreise, bei den westdeutschen Arbeitern 
und Arbeiterinnen mit 0,4% die geringste.

2.2  Allgemeiner Überblick

Im Produzierenden Gewerbe sind die Bruttomonatsver-
dienste der Arbeitnehmer/-innen um 3,1% von 5 093 auf 
5 251 DM gestiegen und damit deutlich stärker als die 
tariflichen Lohn- und Gehaltssätze (2,2 bzw. 2,3%). Defla-
tioniert mit den Preisindizes für die Lebenshaltung ergab 
sich für den Bruttomonatsverdienst eine reale Zunahme 
von 1,2%. Somit erhöhte sich im Jahr 2000 der Nomi-
nalverdienst stärker als 1999 (2,8%), der Realverdienst 
aber schwächer (1999: 2,2%). Da in diesem Wirtschafts-
bereich gleichzeitig die Arbeitsproduktivität je Erwerbs-
tätigen um 3,8% zugenommen hat, dürften von der Ver-
dienstentwicklung in diesem Wirtschaftszweig ebenfalls 
keine negativen Auswirkungen auf die Beschäftigung 
ausgegangen sein.

Die für Deutschland errechnete Verdiensterhöhung ist teil-
weise auf eine Zunahme des Anteils der besser entlohn-
ten westdeutschen Arbeitnehmer an den Arbeitnehmern 
des Produzierenden Gewerbes zurückzuführen (d. h. in 
diesem Fall: der Beschäftigungsrückgang fiel im Westen 
relativ geringer aus als im Osten). Der mit konstanter 

Tabelle 2: Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer/-innen im Produzierenden Gewerbe im Oktober 1999 nach neuem und altem Berichtskreis

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

neuer alter neuer alter neuer alter

Berichtskreis
Abweichung

Berichtskreis
Abweichung

Berichtskreis
AbweichungArbeitnehmergruppe

DM %1) DM %1) DM %1)

Arbeitnehmer/-innen . . . . 5 153 5 324 –   3,2 5 358 5 441 –   1,5 3 817 3 975 –   4,0
Männer . . . . . . . . . . . . . . . 5 365 5 559 –   3,5 5 580 5 681 –   1,8 3 921 4 074 –   3,8
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . 4 212 4 316 –   2,4 4 351 4 388 –   0,8 3 415 3 634 –   6,0

Angestellte . . . . . . . . . . . . 6 546 6 710 –   2,4 6 729 6 824 –   1,4 4 948 5 078 –   2,6
Männer . . . . . . . . . . . . . 7 160 7 290 –   1,8 7 303 7 377 –   1,0 5 580 5 679 –   1,7
Frauen . . . . . . . . . . . . . . 4 985 5 134 –   2,9 5 149 5 234 –   1,6 4 073 4 262 –   4,4

Arbeiter/-innen . . . . . . . . 4 466 4 566 –   2,2 4 646 4 666 –   0,4 3 430 3 529 –   2,8
Männer . . . . . . . . . . . . . 4 630 4 749 –   2,5 4 820 4 856 –   0,7 3 541 3 637 –   2,6
Frauen . . . . . . . . . . . . . . 3 420 3 486 –   1,9 3 540 3 544 –   0,1 2 712 2 880 –   5,8

1) Bruttomonatsverdienst des neuen gegenüber Bruttomonatsverdienst des alten Berichtskreises.

Tabelle 3: Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer/-innen im Produzierenden Gewerbe sowie der Angestellten im Dienstleistungsbereich1)

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000
gegenüber

1992
2000 1999

2000
gegenüber

1999

2000
gegenüber

1992
2000 1999

2000
gegenüber

1999

2000
gegenüber

1992
Arbeitnehmergruppe

DM % DM % DM %

Produzierendes Gewerbe

Arbeitnehmer/-innen . . . . . . . . . . 5 251 5 093 +   3,1 +  29,5 5 451 5 295 +   2,9 +  25,7 3 859 3 776 +   2,2 +  56,7
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 470 5 300 +   3,2 +  27,7 5 675 5 513 +   2,9 +  23,9 3 975 3 877 +   2,5 +  55,4
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 292 4 169 +   2,9 +  35,2 4 440 4 306 +   3,1 +  31,5 3 446 3 382 +   1,9 +  61,9

Angestellte . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 678 6 495 +   2,8 +  30,1 6 858 6 678 +   2,7 +  25,0 5 034 4 911 +   2,5 +  76,4
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 296 7 106 +   2,7 +  26,7 7 436 7 249 +   2,6 +  22,9 5 677 5 537 +   2,5 +  76,1
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 098 4 941 +   3,2 +  37,4 5 262 5 104 +   3,1 +  30,1 4 138 4 040 +   2,4 +  72,1

Arbeiter/-innen . . . . . . . . . . . . . . 4 534 4 400 +   3,0 +  26,0 4 711 4 577 +   2,9 +  22,9 3 443 3 380 +   1,9 +  47,8
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 705 4 561 +   3,2 +  25,0 4 888 4 748 +   3,0 +  21,4 3 563 3 489 +   2,1 +  47,7
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 475 3 384 +   2,7 +  27,9 3 601 3 503 +   2,8 +  26,0 2 758 2 675 +   3,1 +  57,0

Dienstleistungsbereich

Angestellte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 096 4 956 +   2,8 +  32,0 5 190 5 050 +   2,8 +  29,6 3 959 3 830 +   3,4 +  76,1
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 728 5 589 +   2,5 +  25,4 5 812 5 672 +   2,5 +  24,4 4 316 4 178 +   3,3 +  71,8
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 378 4 247 +   3,1 +  35,8 4 450 4 318 +   3,1 +  32,5 3 732 3 615 +   3,2 +  73,9

1) Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe.



Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 5/2001 393

Arbeitnehmerstruktur berechnete Verdienstindex zeigte 
nur eine Verdienstzunahme von 2,7%.

Deswegen lagen die Verdienststeigerungen im früheren 
Bundesgebiet und in den neuen Bundesländern unter 
dem Gesamtdurchschnitt von 3,1%: im Westen nur wenig 
mit 2,9%, deutlicher im Osten mit 2,2%. Damit fand 
der bis 1998 zu beobachtende Angleichungsprozess 
nach 1999 auch im Jahr 2000 keine Fortsetzung. Die 
Ost-West-Verdienstrelation belief sich im Jahr 2000 auf 
70,8%. 

Demgegenüber zeigten die ostdeutschen Verdienstin-
dizes (siehe Tabelle 4) mit 3,0% sogar eine stärkere 
Zunahme als die westdeutschen (2,8%). Hieraus folgt, 
dass die geringere Zunahme der Effektivverdienste in 
den neuen Ländern auf eine Verschiebung innerhalb 
der Arbeitnehmerstruktur, eine Zunahme des Anteils der 
geringer bezahlten Arbeitnehmer, zurückzuführen ist.

Die Arbeitnehmerinnen erreichten mit 4 292 DM wie 1999 
rund 78,5% des Männerverdienstes. Wie in den Vorjah-
ren ist bei diesem geschlechtsspezifischen Verdienst-
unterschied eine erhebliche Diskrepanz zwischen Ost und 
West festzustellen (86,7 gegenüber 78,2% des Männer-
verdienstes).

Im Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe erhöhten 
sich die Angestelltenverdienste in Deutschland um 2,8%, 
im früheren Bundesgebiet gleichfalls um 2,8%, in den 
neuen Ländern um 3,4%. Durch diese Entwicklung hat 
sich der Abstand zwischen Ost und West weiter verrin-
gert: Die Ost-West-Verdienstrelation lag im Jahr 2000 
mit 76,3% deutlich über dem Wert im Produzierenden 
Gewerbe. Ursächlich hierfür ist die bereits erwähnte weit-
gehende Angleichung der ost- und westdeutschen tarif-
lichen Gehaltssätze in diesem Bereich.

Wie im Produzierenden Gewerbe erhöhten sich die Ver-
dienstindizes im Dienstleistungsbereich geringer als die 
Bruttomonatsverdienste der Angestellten. Der Unter-
schied ist hier sogar größer als im Produzierenden 
Gewerbe, besonders bei den weiblichen Angestellten 
im Westen mit einer Zunahme des Index um 2,3% und 

der Bruttomonatsverdienste um 3,1%. Bei dieser Perso-
nengruppe ist also knapp ein Drittel der gesamten Ver-
dienststeigerung darauf zurückzuführen, dass sie besser 
bezahlte Arbeitsplätze innehatten. Dies steht allerdings 
auch in Zusammenhang mit dem Beschäftigungsrück-
gang im Handel.

2.3  Verdienste im Produzierenden 
Gewerbe nach Arbeitnehmergruppen

Arbeiter/-innen machten im Produzierenden Gewerbe 
zwei Drittel aller Arbeitnehmer aus. Sie erzielten 2000 bei 
leicht gestiegener Wochenarbeitszeit von 38,2 Stunden 
(1999: 38,1 Stunden) einen Bruttomonatsverdienst von 
4 534 DM (+ 3,0% gegenüber 1999). Die westdeutschen 
Arbeiter verdienten im Monat bei einer Wochenarbeitszeit 
von 37,9 Stunden 4 711 DM (+ 2,9%), die ostdeutschen 
bei der deutlich längeren Wochenarbeitszeit von 39,9 
Stunden 3 443 DM (+ 1,9%). Der geringere Verdienstzu-
wachs in den neuen Ländern ist teilweise auf einen rück-
läufigen Anteil der besser entlohnten Männer zurückzu-
führen; der mit konstanter Arbeiterstruktur berechnete 
Verdienstindex zeigt eine Zunahme um 2,4%. Für die 
Ost-West-Relation errechnet sich bei den Bruttomonats-
verdiensten 2000 ein Wert von 73,1% und bei den Stun-
denverdiensten von 69,4%.

Bei Männern und Frauen verlief die Verdienstentwick-
lung uneinheitlich. Im gesamten Erfassungsbereich stie-
gen die Löhne der Arbeiterinnen mit 2,7% geringer als 
die Männerlöhne (3,2%), in den neuen Ländern dagegen 
stärker (3,1 gegenüber 2,1%). Für das Jahr 2000 beträgt 
die Frauen-Männer-Verdienstrelation 73,9%. Hierbei ist 
zu beachten, dass die Arbeitszeit der Frauen etwas nied-
riger als bei Männern lag (37,4 gegenüber 38,2 Stunden 
in der Woche). Etwas geringer war der geschlechtsspe-
zifische Verdienstabstand im Osten: Hier erreichten die 
Frauenlöhne 77,4% der Männerverdienste, bei allerdings 
nahezu gleicher Arbeitszeit.

Einheitlicher verlief die Gehaltsentwicklung bei den Ange-
stellten im Produzierenden Gewerbe. Die Gehälter stie-
gen insgesamt um 2,8% auf 6 678 DM, im Westen um 

Tabelle 4: Indizes der Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer/-innen im Produzierenden Gewerbe sowie der Angestellten im Dienstleistungsbereich1)

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000 1999
2000

gegenüber
1999

Arbeitnehmergruppe

Oktober 1995 = 100 % Oktober 1995 = 100 % Oktober 1995 = 100 %

Produzierendes Gewerbe

Arbeitnehmer/-innen2) . . . . . . . . . 109,7 106,8 + 2,7 109,5 106,5 + 2,8 113,0 109,7 + 3,0
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 109,2 106,3 + 2,7 109,1 106,1 + 2,8 112,1 108,9 + 2,9
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,5 109,4 + 2,8 112,1 109,0 + 2,8 116,6 113,4 + 2,8

Angestellte2) . . . . . . . . . . . . . . . . 110,9 108,0 + 2,7 110,5 107,7 + 2,6 116,5 113,1 + 3,0
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,3 107,6 + 2,5 110,0 107,3 + 2,5 116,7 113,4 + 2,9
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,8 109,7 + 2,8 112,4 109,3 + 2,8 116,0 112,7 + 2,9

Arbeiter/-innen3) . . . . . . . . . . . . 108,9 105,9 + 2,8 108,8 105,7 + 2,9 110,5 107,9 + 2,4
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 108,5 105,4 + 2,9 108,4 105,3 + 2,9 109,7 107,2 + 2,3
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,1 109,0 + 2,8 111,6 108,6 + 2,8 118,3 114,6 + 3,2

Dienstleistungsbereich

Angestellte2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 111,1 108,7 + 2,2 110,7 108,3 + 2,2 117,6 114,1 + 3,1
Männer . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110,0 107,7 + 2,1 109,7 107,4 + 2,1 117,4 113,7 + 3,3
Frauen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 112,5 109,9 + 2,4 112,0 109,5 + 2,3 117,6 114,3 + 2,9

1) Handel, Kredit- und Versicherungsgewerbe. – 2) Index der Bruttomonatsverdienste. – 3) Index der Bruttowochenverdienste.
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2,7% auf 6 858 DM und im Osten um 2,5% auf 5 034 
DM. Damit sank die Ost-West-Relation bei den Gehäl-
tern geringfügig auf 73,4% und entsprach fast genau der 
Relation bei den Arbeiterlöhnen. Die Gehaltsindizes zei-
gen ein gegenläufiges Bild: Der ostdeutsche Index stieg 
mit 3,0% stärker als der westdeutsche mit 2,6% und 
sogar als das westdeutsche Durchschnittsgehalt (2,7%). 
Hieraus ergibt sich, dass der niedrigere Gehaltsanstieg 
nicht auf eine geringere Gehaltsanhebung, sondern auf 
einen kleineren Anteil der besser verdienenden Ange-
stellten zurückzuführen ist.

Weibliche Angestellte verdienten im Jahr 2000 mit 5 098 
DM zwar deutlich weniger als ihre Kollegen (7 296 DM), 
doch erzielten sie eine etwas höhere Gehaltssteigerung 
(3,2 gegenüber 2,7%). Damit ergab sich für das Jahr 
2000 eine Frauen-Männer-Verdienstrelation von 69,9%.

Allerdings verlief die Entwicklung in West und Ost gegen-
läufig: Nur im Westen erhöhten sich die Frauengehälter 
stärker als die Männergehälter (3,1 gegenüber 2,6%), im 
Osten dagegen stiegen sie nur in etwa gleichem Umfang 
(2,4 gegenüber 2,5%). Trotzdem lag die Frauen-Männer-
Verdienstrelation für die neuen Länder und Berlin-Ost mit 
72,9% – wie bei den Arbeitern – deutlich höher als der 
Wert für den gesamten Erfassungsbereich.

Ein Vergleich der Entwicklung im Jahr 2000 mit der mit-
telfristigen Entwicklung seit 1992 zeigt, dass

– sich die Angleichung der Verdienste in Ost und West, 
wie erwähnt, nicht fortgesetzt hat,

– sich der geschlechtsspezifische Verdienstabstand im 
Jahr 2000 im Gegensatz zu den vergangenen Jahren 
nicht verringert hat,

– sich entgegen dem mittelfristigen Trend die Arbei-
terverdienste stärker als die Angestelltenverdienste 
erhöht haben. Diese Entwicklung blieb jedoch auf das 
frühere Bundesgebiet beschränkt.

2.4  Verdienste im Produzierenden
Gewerbe nach der
ausgeübten Tätigkeit

Den Einfluss der ausgeübten Tätigkeit auf das Ver-
dienstniveau beobachtet die Verdienststatistik durch 
die Gliederung nach Leistungsgruppen und – bei den 
Angestellten – zusätzlich durch den Nachweis der 
Beschäftigungsart (kaufmännische oder technische Aus-
richtung der Tätigkeit). Die Leistungsgruppengliederung 
der Arbeiter berücksichtigt ausschließlich die erforderli-
chen Kenntnisse zur Durchführung der ausgeübten Tätig-
keit, die Einteilung der Angestellten darüber hinaus noch 
die mit der Tätigkeit verknüpfte Selbstständigkeit, Ver-
antwortung und Dispositionsbefugnis.

2.4.1  Leistungsgruppenstruktur der Arbeiter

Die Arbeitertätigkeiten werden in drei Leistungsgruppen 
aufgeteilt: Leistungsgruppe 1 umfasst Facharbeitertätig-
keiten, Leistungsgruppe 2 angelernte Tätigkeiten (mit 
einer Anlernzeit von wenigstens 3 Monaten) und Leis-
tungsgruppe 3 ungelernte Tätigkeiten (mit einer Anlern-
zeit von weniger als 3 Monaten).

Die Verteilung der Arbeiter auf die Leistungsgruppen 
zeigt zwischen Männern und Frauen sowie West und Ost 
erhebliche Unterschiede (siehe Tabelle 5).

Fast sechs Zehntel der Männer, aber kaum mehr als ein 
Zehntel der Frauen übten im Jahr 2000 Facharbeiter-
tätigkeiten aus; umgekehrt waren knapp die Hälfte der 
Frauen, aber nur etwa ein Zehntel der Männer mit unge-
lernten Tätigkeiten beschäftigt. In den neuen Ländern 
unterscheidet sich die Leistungsgruppenstruktur hiervon 
erheblich, insbesondere bei den Frauen: Zwei Zehntel 
von ihnen führten hier Facharbeitertätigkeiten aus und 
nur ein Viertel ungelernte Tätigkeiten. Die ostdeutschen 
Arbeiter wurden etwas seltener als Facharbeiter und 
häufiger für angelernte Tätigkeiten eingesetzt als ihre 
westdeutschen Kollegen. Die Leistungsgruppenstruktu-
ren zwischen Männern und Frauen weisen im Osten also 
einen geringeren Unterschied auf als im Westen. Hierauf 
ist zumindest teilweise der geringere geschlechtsspezifi-
sche Verdienstabstand im Osten zurückzuführen.

Im früheren Bundesgebiet zeigen die Veränderungen in 
der Leistungsgruppenstruktur von 1966 bis 1999 einen 
leichten Trend hin zu qualifizierten Tätigkeiten; in den 
neuen Ländern ist dagegen für den Zeitraum von 1992 
bis 1999 ein leichter gegenläufiger Trend zu weniger 
qualifizierten Tätigkeiten zu beobachten. Die Einbezie-
hung der Neugründungen beim Berichtskreiswechsel im 
Jahr 2000 bewirkte im gesamten Erfassungsbereich eine 
Zunahme der weniger qualifizierten Tätigkeiten.

2.4.2  Arbeiterverdienste nach Leistungsgruppen

In der Gliederung nach Leistungsgruppen zeigten sich  
deutliche Differenzen in der Verdiensthöhe. Im Jahr 2000 
verdienten Facharbeiter/-innen 20,5% mehr als ange-
lernte und 35% mehr als ungelernte Kräfte. In der 

Tabelle 5: Verteilung der Arbeiter/-innen im Produzierenden Gewerbe auf
Leistungsgruppen

Prozent

Männer in der Leistungsgruppe2) Frauen in der Leistungsgruppe3)
Jahr1)

1 2 3 1 2 3

Deutschland

1997 59,9 30,4 9,7 10,8 43,7 45,5
1998 60,7 29,3 10,0 11,7 42,8 45,5
1999 60,5 29,4 10,1 11,9 42,8 45,4
2000 57,6 31,8 10,7 12,3 42,7 45,0

Früheres Bundesgebiet

1966 53,7 33,5 12,8 5,7 46,9 47,4
1976 55,5 33,2 11,3 5,5 46,1 48,4
1986 59,0 31,5 9,5 6,3 43,6 50,1
1992 58,9 30,6 10,5 8,1 42,2 49,7
1995 60,2 29,8 10,0 9,4 41,9 48,6
1996 60,4 29,7 9,9 9,6 42,5 47,9
1997 60,1 30,0 9,8 9,6 42,9 47,5
1998 61,1 28,7 10,1 10,6 42,0 47,4
1999 61,0 28,9 10,1 10,8 42,1 47,2
2000 58,6 30,5 11,0 10,6 40,8 48,6

Neue Länder und Berlin-Ost

1992 59,7 33,8 6,5 26,9 51,8 21,3
1995 58,2 33,3 8,4 24,7 53,0 22,4
1996 57,0 34,2 8,8 23,7 53,3 23,1
1997 57,1 34,3 8,6 23,6 52,7 23,8
1998 56,2 35,0 8,8 23,4 51,4 25,3
1999 55,6 34,8 9,6 23,7 49,9 26,4
2000 51,5 39,8 8,7 21,7 53,7 24,6

1) Jeweils Oktober . – 2) Bezogen auf alle Arbeiter. – 3) Bezogen auf alle Arbeite-
rinnen.
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Untergliederung nach Männern und Frauen ergaben sich 
zwischen den Leistungsgruppen geringere Verdienst-
unterschiede. Am schwächsten war die Verdienstab-
stufung bei den ostdeutschen Arbeiterinnen, bei denen 
die Fachkräfte nur 15% mehr als angelernte und 17,9% 
mehr als ungelernte Kräfte verdienten. 

Innerhalb der einzelnen Leistungsgruppen fiel der 
geschlechtsspezifische Verdienstabstand niedriger aus 
als bei der Gesamtheit. So belief sich der Frauenverdienst 
in den einzelnen Leistungsgruppen auf 79,4% (Leistungs-
gruppe 1) bis 84,8% (Leistungsgruppe 3) des Männerver-
dienstes. Dies verdeutlicht, dass die oben beschriebene 
ungünstigere Leistungsgruppenstruktur zum geschlechts-
spezifischen Verdienstabstand beiträgt. Bei gleicher Leis-
tungsgruppenstruktur würde der Frauenverdienst 80,0% 
des Männerverdienstes ausmachen.

Gegenüber dem Vorjahr erzielten die Facharbeiter über-
durchschnittliche Lohnzuwächse (mit Ausnahme der 
männlichen Facharbeiter im früheren Bundesgebiet). 
Hohe Wachstumsraten konnten die ostdeutschen Fachar-
beiterinnen (5,3%) und ungelernten Arbeiterinnen (3,6%) 
verzeichnen. Diese Entwicklung entspricht dem mittel-

fristigen Trend seit 1992. Im gesamten Zeitraum ist eine 
ausgeprägte Zunahme der Verdienste von Fachkräften, 
aber auch der Verdienste von ungelernten ostdeutschen 
Arbeiterinnen zu beobachten.

2.4.3  Angestellte nach der ausgeübten Tätigkeit

Die Angestelltentätigkeiten umfassen eine deutlich wei-
tere Spanne unterschiedlicher Anforderungen als Arbei-
tertätigkeiten. Deswegen werden sie in fünf Leistungs-
gruppen – gegenüber drei für Arbeiter – untergliedert und 
außerdem in kaufmännische oder technische Tätigkei-
ten aufgeteilt. Die Leistungsgruppen sind folgenderma-
ßen definiert: Leistungsgruppe I: Leitende Angestellte 
(werden in den laufenden Erhebungen nicht berücksich-
tigt), Leistungsgruppe II: Angestellte mit eingeschränk-
ten Dispositionsbefugnissen, Leistungsgruppe III: Ange-
stellte mit selbstständig durchgeführten Tätigkeiten, die 
neben einer Berufsausbildung noch Spezialkenntnisse in 
einem Fachgebiet verlangen, Leistungsgruppe IV: Ange-
stellte mit Tätigkeiten, die eine Berufsausbildung erfor-
dern, Leistungsgruppe V: Angestellte mit Tätigkeiten, die 
keine Berufsausbildung erfordern.

Tabelle 6: Bruttomonatsverdienste der Arbeiter/-innen im Produzierenden Gewerbe 2000

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost
Leistungsgruppe

insgesamt Männer Frauen zusammen Männer Frauen zusammen Männer Frauen

Durchschnittlicher Bruttomonatsverdienst in DM

Insgesamt . . . . . . . 4 534 4 705 3 475 4 711 4 888 3 601 3 443 3 563 2 758
1 . . . . . . . . . . . . . . 5 016 5 051 4 010 5 199 5 224 4 345 3 771 3 822 3 087
2 . . . . . . . . . . . . . . 4 164 4 321 3 441 4 367 4 528 3 615 3 209 3 332 2 685
3 . . . . . . . . . . . . . . 3 715 3 959 3 359 3 804 4 072 3 424 2 917 3 065 2 618

Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

Insgesamt . . . . . . . +   3,0 +   3,2 +   2,7 +   2,9 +   3,0 +   2,8 +   1,9 +   2,1 +   3,1
1 . . . . . . . . . . . . . . +   3,4 +   3,4 +   3,8 +   3,0 +   3,0 +   3,4 +   2,8 +   2,9 +   5,3
2 . . . . . . . . . . . . . . +   2,9 +   2,9 +   2,8 +   3,0 +   3,0 +   3,2 +   1,5 +   1,7 +   2,1
3 . . . . . . . . . . . . . . +   2,8 +   3,0 +   2,3 +   2,7 +   2,8 +   2,3 +   2,3 +   2,4 +   3,6

Veränderung gegenüber 1992 in %

Insgesamt . . . . . . . + 34,2 + 32,1 + 39,2 + 32,4 + 29,7 + 39,1 + 56,4 + 56,3 + 70,0
1 . . . . . . . . . . . . . . + 36,6 + 36,1 + 60,4 + 32,6 + 32,2 + 56,1 + 64,2 + 64,3 + 74,3
2 . . . . . . . . . . . . . . + 29,1 + 25,9 + 37,2 + 28,3 + 25,0  + 37,3 + 55,0 + 52,1 + 68,0
3 . . . . . . . . . . . . . . + 32,4 + 27,2 + 34,2 + 32,8 + 26,9 + 34,7 + 54,4 + 46,7 + 78,9

Tabelle 7: Verteilung der Angestellten im Produzierenden Gewerbe nach Leistungsgruppen und Beschäftigungsarten
Prozent

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-OstGeschlecht
_____

Leistungsgruppe
_____

Beschäftigungsart
2000 1999 1992 2000 1999 1992 2000 1999 1992

Männer1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 71,9 73,1 – 73,4 74,2 73,1 58,3 57,8 54,7
II2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 46,5 47,1 – 46,9 47,3 46,1 42,1 43,3 40,7
III2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 44,5 44,7 – 44,2 44,5 45,6 47,8 48,8 51,2
IV2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 8,4 7,7 – 8,3 7,7 7,8 9,4 7,3 7,2
V2) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,7 0,5 – 0,7 0,5 0,5 0,7 0,6 0,9

Frauen1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 28,1 26,9 – 26,6 25,8 26,9 41,7 42,2 45,3
II3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,8 14,9 – 15,6 14,7 11,2 16,9 16,6 12,8
III3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 48,5 50,1 – 48,5 50,2 46,8 48,4 49,5 44,2
IV3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31,9 31,8 – 31,9 31,9 38,0 31,6 31,1 35,5
V3) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,8 3,2 – 3,9 3,3 4,0 3,1 2,8 7,5

Kaufmännische Tätigkeit1) . . . 46,8 45,3 – 46,7 45,2 45,7 47,2 46,2 48,2
Männer4) . . . . . . . . . . . . . . . . . 51,1 51,7 – 53,1 53,2 51,6 33,1 31,7 29,4
Frauen4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 48,9 48,3 – 46,9 46,8 48,4 66,9 68,3 70,6

Technische Tätigkeit1) . . . . . . . 53,2 54,7 – 53,3 54,8 54,3 52,8 53,8 51,8
Männer5) . . . . . . . . . . . . . . . . . 90,2 90,8 – 91,2 91,6 91,2 80,8 80,2 78,2
Frauen5) . . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,8 9,2 – 8,8 8,4 8,8 19,2 19,8 21,8

1) Bezogen auf alle Angestellten. – 2) Bezogen auf alle männlichen Angestellten. – 3) Bezogen auf alle weiblichen Angestellten. – 4) Bezogen auf alle kaufmännischen Angestellten. –
5) Bezogen auf alle technischen Angestellten.
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Die Angestellten verteilen sich sehr unterschiedlich auf 
die Leistungsgruppen, mit deutlicher Differenzierung zwi-
schen Männern und Frauen. Mehr als 90% der männli-
chen Angestellten wurden den Leistungsgruppen II und 
III zugeordnet, rund 80% der weiblichen den Leistungs-
gruppen III und IV.

Bei den Männern bildet Leistungsgruppe II mit über 
46% die am stärksten besetzte Leistungsgruppe, bei 
den Frauen Leistungsgruppe III mit über 48%. Auf Leis-
tungsgruppe V entfiel nur ein unbedeutender Anteil der 
Angestellten, bei den Männern nicht einmal 1%, bei den 
Frauen weniger als 4%. Zwischen männlichen und weib-
lichen Angestellten sind die größten Unterschiede in der 
Besetzung der Leistungsgruppen II und IV zu beobach-
ten mit 30,7 bzw. 23,5 Prozentpunkten.

In den neuen Bundesländern unterscheiden sich die Leis-
tungsgruppenstrukturen von Männern und Frauen weni-
ger: Leistungsgruppe II ist bei Männern mit 42,1% gerin-
ger und bei den Frauen mit 16,9% stärker besetzt und 
Leistungsgruppe IV umfasst einen größeren Anteil der 
männlichen Angestellten (9,4%) und einen etwas kleine-
ren der weiblichen (31,6%).

Der Vergleich der Leistungsgruppenstrukturen in den 
Jahren 1992 und 1999 zeigt eine leichte Zunahme höher 
qualifizierter Tätigkeiten. Diese Entwicklung war bei den 
Frauen stärker ausgeprägt als bei den Männern und bei 
den ostdeutschen Angestellten deutlicher als bei den 
westdeutschen.

Der Berichtskreiswechsel mit Einbeziehung der Neu-
gründungen führte im Jahr 2000 bei den Männern in Ost 
und West zu einer geringen Abnahme der Anteile der 
oberen Leistungsgruppen. Demgegenüber ist bemer-
kenswert, dass sich bei den Frauen der Trend zu einem 
steigenden Anteil der Leistungsgruppe II auch im Jahr 
2000 fortgesetzt hat. Allerdings sind bei ihnen auch die 

auf die Leistungsgruppen IV und V entfallenden Anteile 
leicht gestiegen.

Die Angestellten werden etwa zur Hälfte in kaufmän-
nischen (46,8%) und in technischen Arbeitsbereichen 
(53,2%) eingesetzt. Zwischen Männern und Frauen beste-
hen nach wie vor große Unterschiede bei der Verteilung 
auf diese Beschäftigungsarten. So stellen die Frauen 
knapp die Hälfte (48,9%) der kaufmännischen, aber nicht 
einmal ein Zehntel (9,8%) der technischen Angestellten. 
In den neuen Ländern entfiel zwar auf die Frauen mit 
19,2% ein deutlich höherer Anteil der technischen Ange-
stellten, doch zeigt sich auch hier die Dominanz der Män-
ner bei Durchführung technischer Tätigkeiten.

2.4.4  Angestelltenverdienste nach der
 ausgeübten Tätigkeit

Die im Vergleich zu den Arbeitertätigkeiten größere Diffe-
renzierung der Angestelltentätigkeiten nach Qualifikations-
anforderungen, Verantwortlichkeiten und Entscheidungs-
befugnissen findet in den Verdiensten ihre Entsprechung. 
So erhielten die Angestellten der Leistungsgruppe II mit 
8 434 DM rund das 2,4fache des Durchschnittsgehalts 
der Leistungsgruppe V, während der Facharbeiterlohn 
nicht einmal dem 1,4fachen des Lohnes ungelernter 
Arbeiter entsprach.

Auch die Verdienstabstufung zwischen den Leistungs-
gruppen war bei den Angestellten deutlich stärker aus-
geprägt als bei den Arbeitern. Der Unterschied zwischen 
dem Gehalt einer Leistungsgruppe und dem Gehalt der 
nächstfolgenden belief sich bei den Angestellten auf 
24,3 bis 38,9%, bei den Arbeitern dagegen auf 12,1 bis 
20,5%.

Die männlichen und weiblichen Angestellten verteilen 
sich – wie oben dargestellt – unterschiedlich auf die Leis-
tungsgruppen: In den unteren Leistungsgruppen nimmt 
der Anteil der weiblichen Angestellten zu. Deswegen 

Tabelle 8: Bruttomonatsverdienste der Angestellten im Produzierenden Gewerbe nach Geschlecht und Leistungsgruppen

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000
gegenüber

1992
2000 1999

2000
gegenüber

1999

2000
gegenüber

1992
2000 1999

2000
gegenüber

1999

2000
gegenüber

1992

Geschlecht
____

Leistungs-
gruppe
____

Beschäfti-
gungsart DM % DM % DM %

Insgesamt . . 6 678 6 495 +   2,8 +   30,1 6 858 6 678 +   2,7 +   25,0 5 034 4 911 +   2,5 +   76,4
II . . . . . . . . . 8 434 8 194 +   2,9 +   26,5 8 622 8 406 +   2,6 +   22,6 6 349 6 073 +   4,5 +   84,5
III . . . . . . . . . 6 072 5 913 +   2,7 +   27,7 6 219 6 055 +   2,7 +   22,8 4 797 4 708 +   1,9 +   65,4
IV . . . . . . . . . 4 411 4 305 +   2,5 +   30,3 4 527 4 420 +   2,4 +   24,9 3 581 3 509 +   2,0 +   62,2
V . . . . . . . . . 3 549 3 497 +   1,5 +   32,5 3 613 3 555 +   1,6 +   24,8 3 006 3 081 –   2,4 +   39,7

Männer . . . 7 296 7 106 +   2,7 +   26,7 7 436 7 249 +   2,6 +   22,9 5 677 5 537 +   2,5 +   76,1
II . . . . . . . 8 607 8 378 +   2,7 +   25,8 8 763 8 549 +   2,5 +   22,5 6 611 6 368 +   3,8 +   84,4
III . . . . . . . 6 417 6 252 +   2,6 +   26,1 6 532 6 364 +   2,6 +   22,1 5 184 5 082 +   2,0 +   65,9
IV . . . . . . . 4 932 4 818 +   2,4 +   24,7 5 010 4 897 +   2,3 +   21,3 4 131 4 032 +   2,5 +   64,8
V . . . . . . . 4 017 4 016 +   0,0 +   24,2 4 080 4 086 –   0,1 +   17,7 3 355 3 700 –   9,3 +   37,5

Frauen 5 098 4 941 +   3,2 +   37,4 5 262 5 104 +   3,1 +   30,1 4 138 4 040 +   2,4 +   72,1
II . . . . . . . 7 118 6 797 +   4,7 +   37,2 7 434 7 169 +   3,7 +   27,7 5 439 5 089 +   6,9 +   84,3
III . . . . . . . 5 264 5 121 +   2,8 +   31,9 5 434 5 283 +   2,9 +   25,3 4 268 4 198 +   1,7 +   65,3
IV . . . . . . . 4 062 3 968 +   2,4 +   31,2 4 181 4 085 +   2,3 +   25,1 3 356 3 303 +   1,6 +   59,0
V . . . . . . . 3 339 3 267 +   2,2 +   33,2 3 397 3 321 +   2,3 +   25,8 2 887 2 864 +   0,8 +   40,0

Kaufmännische
Tätigkeit . . 6 147 5 968 +   3,0 +   32,4 6 319 6 145 +   2,8 +   26,9 4 588 4 433 +   3,5 +   77,7
Männer . . . 7 205 7 013 +   2,7 +   26,9 7 309 7 119 +   2,7 +   23,3 5 692 5 476 +   4,0 +   86,3
Frauen . . . . 5 042 4 886 +   3,2 +   36,6 5 199 5 044 +   3,1 +   30,0 4 044 3 935 +   2,8 +   71,0

Technische
Tätigkeit . . 7 146 6 960 +   2,7 +   28,0 7 331 7 149 +   2,6 +   23,2 5 433 5 333 +   1,9 +   74,0
Männer . . . 7 341 7 153 +   2,6 +   26,6 7 501 7 316 +   2,5 +   22,6 5 671 5 559 +   2,0 +   72,4
Frauen . . . . 5 343 5 185 +   3,0 +   40,5 5 559 5 391 +   3,1 +   30,1 4 431 4 370 +   1,4 +   75,0
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kommt in der Leistungsgruppenabstufung der Gehälter 
– wie bei den Arbeitern – auch der geschlechtsspezi-
fische Verdienstabstand zum Ausdruck. Daher fällt die 
Gehaltsabstufung nach Leistungsgruppen in der Unter-
gliederung nach dem Geschlecht geringer aus: So ent-
sprachen die Verdienste der Männer und der Frauen 
in Leistungsgruppe II jeweils nur etwa dem 2,1fachen 
Gehalt ihrer Kollegen bzw. Kolleginnen in Leistungs-
gruppe V.

Bei den Durchschnittsgehältern aller männlichen und 
weiblichen Angestellten ergab sich, wie oben gezeigt 
wurde, ein geschlechtsspezifischer Verdienstabstand 
von über 30%. Betrachtet man dagegen die Angestell-
ten nur einer Leistungsgruppe, so verringert sich diese 
Relation – wie bei den Arbeitern – beträchtlich auf Werte 
zwischen 16,9 und 18%. Wird das Durchschnittsgehalt 
der weiblichen Angestellten mit der Leistungsgruppen-
struktur der Männer berechnet, ergibt sich mit 6 017 
DM ein Wert, der 82,5% des Männergehalts ausmacht. 
Der Vergleich dieser hypothetisch berechneten Relation 
mit der effektiv realisierten (69,9%) zeigt, dass die 
unterschiedlichen Leistungsgruppenstrukturen erheb-
lich zum statistisch nachgewiesenen Gehaltsunterschied 
zwischen weiblichen und männlichen Angestellten bei-
tragen.

Im Vergleich zum Vorjahr erhöhten sich die Verdienste in 
den beiden oberen Leistungsgruppen mit 2,9 bzw. 2,7% 
etwas stärker als die beiden unteren mit 2,5 bzw. 1,5%. 
Bei den weiblichen Angestellten fällt die Verdienststeige-
rung der Leistungsgruppe II mit 4,7% etwas aus dem 
Rahmen, bei den männlichen die Stagnation der Ver-
dienste in der – allerdings sehr schwach besetzten – 
Leistungsgruppe V. Auch für den gesamten Zeitraum von 
1992 bis 2000 sind bei den weiblichen Angestellten der 
Leistungsgruppe II relativ starke Gehaltssteigerungen zu 
beobachten, während sich die Stagnation der Verdienste 
bei den männlichen Angestellten der Leistungsgruppe V 
auf das Jahr 2000 beschränkt.

In den neuen Ländern verlief die Entwicklung der Gehäl-
ter in den einzelnen Leistungsgruppen differenzierter. Für 
Leistungsgruppe II wurde eine Zuwachsrate von 4,5% 
ermittelt; die Verdienste der beiden mittleren Gruppen 
stiegen mit 1,9 bzw. 2,0% ähnlich stark an. Demgegen-
über ergab sich für die Leistungsgruppe V ein Rückgang 
der Verdienste um 2,4%. Die Veränderungsrate dieser 
Gruppe lässt sich durch die Entwicklung bei den männ-
lichen Angestellten erklären, deren Gehälter um 9,3% 
sanken. Allerdings hatte diese Gruppe im Vorjahr einen 
außerordentlich hohen Anstieg der Gehälter von 14,4% 
zu verzeichnen.

Die Differenzierung der Verdienste zwischen den Leis-
tungsgruppen kennzeichnet die Gehaltsentwicklung der 
Jahre 1992 bis 2000 in den neuen Ländern. So stiegen 
die Verdienste der Leistungsgruppe II in diesem Zeitraum 
um insgesamt 84,5%, diejenigen der Leistungsgruppe V 
jedoch nur um 39,7%.

Die Gliederung der Verdienste der Angestellten nach kauf-
männischer oder technischer Tätigkeit zeigt nur geringe 
Unterschiede. Technische Angestellte verdienten zwar 
16,3% mehr als kaufmännische, doch ist dieser Unter-
schied vor allem auf den geringen Frauenanteil bei techni-
schen Tätigkeiten zurückzuführen. Unter den männlichen 
Angestellten verdienten die technischen Angestellten mit 
1,9% nur geringfügig mehr als die kaufmännischen. 
Etwas größer war der Verdienstvorsprung (6,0%) der 
„Technikerinnen“ bei den weiblichen Angestellten.

Gegenüber dem Vorjahr stiegen die Gehälter bei den 
kaufmännischen Angestellten etwas stärker als bei den 
technischen (3,0 gegenüber 2,7%). Damit wird die  seit 
1992 zu beobachtende Entwicklung fortgesetzt. Ein 
anderer Verlauf ergab sich bei den weiblichen Angestell-
ten: Auch hier erzielten die technischen Angestellten im 
Jahr 2000 eine etwas geringere Gehaltssteigerung als die 
kaufmännischen, doch stiegen ihre Verdienste im gesam-
ten Zeitraum von 1992 bis 2000 stärker (40,5 gegenüber 
36,6%).

Tabelle 9: Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer/-innen im Produzierenden Gewerbe 2000

Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

Bruttomonatsverdienst Beschäftigtenanteil Bruttomonatsverdienst BeschäftigtenanteilWirtschaftszweig1)

DM Rang2) %3) DM Rang2) %3)

Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung von
Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 101 1 0,3 5 161 1 0,4

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 155 2 14,1 4 404 3 6,9
Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 041 3 2,9 4 810 2 5,6
Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 012 4 7,0 4 249 6 3,8
Herstellung von Büromaschinen, DV-Geräten und

-einrichtungen; Elektrotechnik usw. . . . . . . . . . . . . . 5 744 5 12,0 4 180 8 7,8
Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 713 6 13,7 4 187 7 7,5
Papier-, Verlags- und Druckgewerbe . . . . . . . . . . . . . . 5 546 7 5,8 4 392 4 3,7
Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden . . . 5 333 8 1,6 4 392 4 1,8
Metallerzeugung und -bearbeitung, Herstellung von

Metallerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 161 9 11,8 3 804 9 9,5
Hoch- und Tiefbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 959 10 11,1 3 631 11 30,8
Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung von Steinen

und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 950 11 3,3 3 699 10 5,1
Ernährungsgewerbe und Tabakverarbeitung . . . . . . . 4 867 12 4,7 3 473 12 6,1
Herstellung von Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . 4 780 13 5,1 3 388 13 3,5
Herstellung von Möbeln, Schmuck,

Musikinstrumenten usw., Recycling . . . . . . . . . . . . . 4 578 14 2,8 3 105 15 2,9
Holzgewerbe (ohne Herstellung von Möbeln) . . . . . . 4 547 15 1,3 3 341 14 1,4
Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 332 16 1,6 2 641 16 2,2
Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 123 17 0,8 2 269 18 0,5
Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 080 18 0,4 2 508 17 0,3

1) Klassifikation der Wirtschaftszweige, Ausgabe 1993 (WZ 93). – 2) Nach dem Bruttomonatsverdienst. – 3) Am Produzierenden Gewerbe.
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2.5  Verdienste nach Wirtschaftszweigen

In den einzelnen Wirtschaftszweigen des Produzieren-
den Gewerbes streuten die Durchschnittsverdienste der 
Arbeitnehmer im früheren Bundesgebiet zwischen 7 101 
DM (Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung von
Brutstoffen) und 4 080 DM (Ledergewerbe). Die Wirt-
schaftszweige mit den beiden Extremwerten beschäfti-
gen jeweils nur einen geringen Anteil der Arbeitnehmer/
-innen des Produzierenden Gewerbes. Die Vergleichsan-

gaben für die neuen Bundesländer sind 5 161 DM (gleich-
falls Kokerei, Mineralölverarbeitung, Herstellung von Brut-
stoffen) sowie 2 269 DM (Bekleidungsgewerbe). Die Rang-
folge der Wirtschaftszweige nach dem Verdienst stimmt 
– von geringfügigen Abweichungen abgesehen – in Ost 
und West überein.

In der Besetzung der Wirtschaftszweige ergaben sich 
jedoch größere Unterschiede zwischen Ost und West. Die 
auffallendste Abweichung besteht beim Hoch- und Tief-

Tabelle 10: Durchschnittliche Nettomonatsverdienste der Arbeiter/-innen im Produzierenden Gewerbe und der Angestellten im Produzierenden Gewerbe; Handel;
Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen und Gebrauchsgütern; Kredit- und Versicherungsgewerbe im früheren Bundesgebiet

Ergebnisse von Modellrechnungen

Arbeiter/-innen Angestellte

Gegenstand der Nachweisung Einheit
Einzelperson1)

Ehepaar2), beide mit
jeweiligem Durch-
schnittsverdienst,

ohne Kinder

Ehepaar mit 2
Kindern, Mann mit

Durchschnitts-
verdienst3), Ehefrau

nicht arbeitend

Einzelperson1)

Ehepaar2), beide mit
jeweiligem Durch-
schnittsverdienst,

ohne Kinder

Ehepaar mit 2
Kindern, Mann mit

Durchschnitts-
verdienst3), Ehefrau

nicht arbeitend

F r ü h e r e s  B u n d e s g e b i e t

1999

Bruttomonatsverdienst4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 4 577,00 8 256,00 4 748,00 6 678,00 12 353,00 7 249,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie

Solidaritätszuschlag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 1 007,89 1 690,40 434,20 1 868,35 3 342,44 1 323,32
– Renten- und Arbeitslosenversicherung . . . . . DM 595,01 1 073,28 617,24 868,14 1 605,89 942,37
– Kranken- und Pflegeversicherung . . . . . . . . . . DM 354,72 639,84 367,97 517,55 957,36 561,80
+ Kindergeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 0,00 0,00 440,00 0,00 0,00 440,00
Nettomonatsverdienst . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 2 619,39 4 852,48 3 768,59 3 423,96 6 447,31 4 861,51

Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst . . % + 57,2 + 58,8 + 79,4 + 51,3 + 52,2 + 67,1

2000

Bruttomonatsverdienst4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 4 711,00 8 489,00 4 888,00 6 858,00 12 698,00 7 436,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie

Solidaritätszuschlag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 1 018,95 1 701,85 429,32 1 935,34 3 451,30 1 313,78
– Renten- und Arbeitslosenversicherung . . . . . DM 607,72 1 095,08 630,55 884,68 1 638,04 959,24
– Kranken- und Pflegeversicherung . . . . . . . . . . DM 365,10 657,90 378,82 531,50 984,10 576,29
+ Kindergeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 0,00 0,00 540,00 0,00 0,00 540,00
Nettomonatsverdienst . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 2 719,23 5 034,17 3 989,31 3 506,49 6 624,56 5 126,69

Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst . . % + 57,7 + 59,3 + 81,6 + 51,1 + 52,2 + 68,9
Veränderung des Bruttomonatsverdienstes

gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . % +   2,8 +   2,7 +   2,9 +   2,6 +   2,7 +   2,5
Veränderung des Nettomonatsverdienstes

gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . % +   3,7 +   3,6 +   5,5 +   2,4 +   2,7 +   5,2
Veränderung des Preisindex für die Lebenshal-

tung5) gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . . . % +   1,8 +   1,8 +   1,8 +   1,8 +   1,8 +   1,8
Reale Veränderung des Nettomonatsver-

dienstes gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . % +   1,9 +   1,8 +   3,7 +   0,6 +   0,9 +   3,4

N e u e  L ä n d e r  u n d  B e r l i n - O s t

1999

Bruttomonatsverdienst4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 3 380,00 6 164,00 3 489,00 4 911,00 9 577,00 5 537,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie

Solidaritätszuschlag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 573,26 922,87 107,16 1 135,93 2 191,62 700,89
– Renten- und Arbeitslosenversicherung . . . . . DM 439,40 801,32 453,57 638,43 1 245,01 719,81
– Kranken- und Pflegeversicherung . . . . . . . . . . DM 258,57 471,55 266,91 375,69 732,64 423,58
+ Kindergeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 0,00 0,00 440,00 0,00 0,00 440,00
Nettomonatsverdienst . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 2 108,77 3914,33 3101,36 2760,95 5 407,73 4 132,72

Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst . . % + 62,4 + 63,5 + 88,9 + 56,2 + 56,5 + 74,6

2000

Bruttomonatsverdienst4) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 3 443,00 6 321,00 3 563,00 5 034,00 9 815,00 5 677,00
– Lohn- und Kirchensteuer sowie

Solidaritätszuschlag . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 487,66 796,91 99,66 1 001,25 1 934,08 645,50
– Renten- und Arbeitslosenversicherung . . . . . DM 444,15 815,41 459,63 649,39 1 266,14 732,33
– Kranken- und Pflegeversicherung . . . . . . . . . . DM 263,39 483,56 272,57 385,10 750,85 434,29
+ Kindergeld . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 0,00 0,00 540,00 0,00 0,00 540,00
Nettomonatsverdienst . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . DM 2 247,80 4 225,12 3 271,14 2 998,26 5 863,94 4 404,88

Anteil des Netto- am Bruttomonatsverdienst . . % + 65,3 + 66,8 + 91,8 + 59,6 + 59,7 + 77,6
Veränderung des Bruttomonatsverdienstes

gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . % +   1,8 +   2,5 +   2,1 +   2,4 +   2,4 +   2,5
Veränderung des Nettomonatsverdienstes

gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . % +   6,2 +   7,4 +   5,2 +   7,9 +   7,8 +   6,2
Veränderung des Preisindex für die Lebens-

haltung5) gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . % +   1,8 +   1,8 +   1,8 +   1,8 +   1,8 +   1,8
Reale Veränderung des Nettomonatsver-

dienstes gegenüber dem Vorjahr . . . . . . . . . . . % +   4,4 +   5,6 +   3,4 +   6,1 +   6,0 +   4,4

1) Durchschnittsverdienst von männlichen und weiblichen Arbeitern/Angestellten zusammen. – 2) Durchschnittsverdienst für Arbeiter und Arbeiterinnen bzw. männliche und weibliche
Angestellte (Summe). – 3) Durchschnittsverdienst von männlichen Arbeitern/Angestellten. – 4) Durchschnittlicher Bruttomonatsverdienst aus der Verdiensterhebung im Produzierenden
Gewerbe; Handel; Kredit- und Versicherungsgewerbe. – 5) 4-Personen-Haushalte von Arbeitern und Angestellten mit mittlerem Einkommen.
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bau, der in den neuen Ländern mehr als drei Zehntel aller 
Arbeitnehmer des Produzierenden Gewerbes beschäftigt, 
in den alten Ländern dagegen nur rund ein Zehntel. Im 
Westen dominierten dagegen der Fahrzeug- und Maschi-
nenbau mit Anteilen von jeweils 14%. Die unterschiedli-
che Verteilung auf die Wirtschaftszweige hat jedoch nur 
einen geringen Einfluss auf den Durchschnittsverdienst 
aller Arbeitnehmer des Produzierenden Gewerbes. Der 
mit der westdeutschen Besetzung der Wirtschaftszweige 
hypothetisch berechnete Durchschnittsverdienst weicht 
nur um 4% vom statistisch erfassten Wert ab.

Die Arbeiter- und Angestelltenverdienste streuten weni-
ger zwischen den Wirtschaftszweigen als die Arbeitneh-
merverdienste1). Die Monatslöhne der Arbeiter beweg-
ten sich in der Bandbreite von 3  080 bis 5 752 DM, die 
Angestelltengehälter in der Spannweite von 5 190 bis 
7 822 DM. Die Rangfolge der Wirtschaftszweige nach 
dem Verdienst ist bei Arbeitern und Angestellten weit-
gehend identisch. Ausnahmen bilden die Wirtschafts-
zweige Herstellung von Büromaschinen, Datenverar-
beitungsgeräten und -einrichtungen; Elektrotechnik, 
Feinmechanik und Optik sowie die Energie- und Was-
serversorgung: Im erstgenannten Wirtschaftszweig lagen 
die Angestelltengehälter auf Rang 3 und die Arbeiter-
löhne auf Rang 11 und beim zweiten Wirtschaftszweig 
umgekehrt die Angestelltengehälter auf Rang 11 und die 
Arbeiterlöhne auf Rang 3.

2.6  Nettoverdienste nach Arbeitnehmer-
gruppen und Haushaltstypen

Um die Kaufkraftentwicklung der Arbeitnehmerverdienste 
abzuschätzen, werden von den durchschnittlichen Brut-
toverdiensten durch Abzug der hierauf entfallenden Lohn- 
und Kirchensteuer (einschl. Solidaritätszuschlag) sowie 
der Arbeitnehmerbeiträge zur Sozialversicherung Netto-
verdienste für ausgewählte Haushaltstypen ermittelt, die 
anschließend mit dem Preisindex aller privaten Haushalte 
deflationiert werden. Die Ergebnisse dieser Modellrech-
nungen sind in der Tabelle 10 dargestellt. Hierbei wird auf 
den Nachweis gesamtdeutscher Ergebnisse verzichtet, 
da für die Sozialversicherung noch unterschiedliche Bei-
tragsbemessungsgrenzen in den neuen und alten Bun-
desländern gelten.

Im früheren Bundesgebiet erhöhte sich im Jahr 2000 im 
Vergleich zum Vorjahr der reale Nettoverdienst bei kinder-
losen Arbeiterhaushalten um knapp 2%, bei den entspre-
chenden Angestelltenhaushalten um 0,6 bis 0,9%. Deut-
lich stärker stieg die Kaufkraft bei Ehepaaren mit zwei 
Kindern und einem Verdienstbezieher durch die Kinder-
gelderhöhung (Arbeiterhaushalte: 3,7, Angestelltenhaus-
halte: 3,4%). Damit erhöhte sich die Kaufkraft im Jahr 
2000 bei allen Haushalten (außer den Angestelltenhaus-
halten ohne Kinder) stärker als der reale Bruttoverdienst. 
Hierin zeigt sich auch der Einfluss steuerlicher Erleich-
terungen. Deutlich stärker erhöhte sich die Kaufkraft 
der Haushalte in den neuen Ländern und Berlin-Ost
(zwischen 3,4 und 6,1%). Hierbei fällt auf, dass der Haus-
haltstyp Arbeiterehepaar mit zwei Kindern und einem Ver-
dienstbezieher die geringste Kaufkraftsteigerung erfuhr. 

Ursächlich hierfür ist der geringe Einfluss von Steuerän-
derungen bei niedrigem Verdienstniveau. Vergleicht man 
die Kaufkraft der einzelnen Haushaltstypen in Ost und 
West, so zeigt sich ein wesentlich geringerer Unterschied 
als bei den Bruttoverdiensten. Die Kaufkraft der ostdeut-
schen Haushalte erreichte jeweils deutlich mehr als 80% 
der Kaufkraft der westdeutschen Vergleichshaushalte: 
Der geringste Wert mit 82,0% ergab sich bei den Arbei-
terhaushalten mit zwei Kindern und einem Verdienstbe-
zieher, der höchste mit 88,5% bei den Angestelltenhaus-
halten ohne Kinder.!

 1) Siehe die Anhangtabelle auf S. 400 f. 
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Anhangtabelle: Bruttoverdienste der Arbeitnehmer/-innen im Produzierenden Gewerbe
nach Wirtschaftszweigen

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000 1999
2000

gegenüber
1999

Wirtschaftszweig
(H. v. = Herstellung von)

DM % DM % DM %

Bruttomonatsverdienste der Arbeitnehmer/-innen

Produzierendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . 5 251 5 093 + 3,1 5 451 5 295 + 2,9 3 859 3 776 + 2,2
Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 206 5 056 + 3,0 5 333 5 152 + 3,5 4 392 4 434 – 1,0

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . 5 341 5 177 + 3,2 5 496 5 325 + 3,2 3 868 3 756 + 3,0

Ernährungsgewerbe und
Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 649 4 537 + 2,5 4 867 4 748 + 2,5 3 473 3 390 + 2,4

Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . 4 024 3 897 + 3,3 4 261 4 116 + 3,5 2 570 2 481 + 3,6

Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 050 3 962 + 2,2 4 332 4 222 + 2,6 2 641 2 565 + 3,0

Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 967 3 771 + 5,2 4 123 3 921 + 5,2 2 269 2 184 + 3,9

Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 931 3 802 + 3,4 4 080 3 954 + 3,2 2 508 2 391 + 4,9

Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) . . . . . . . 4 380 4 238 + 3,4 4 547 4 399 + 3,4 3 341 3 244 + 3,0

Papier-, Verlags- und Druckgewerbe . . . . 5 447 5 264 + 3,5 5 546 5 360 + 3,5 4 392 4 208 + 4,4

Kokerei, Mineralölverarbeitung,
H. v. Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 779 6 598 + 2,7 7 101 6 906 + 2,8 5 161 4 917 + 5,0

Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 887 5 671 + 3,8 6 012 5 798 + 3,7 4 249 4 037 + 5,3

H. v. Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . 4 656 4 546 + 2,4 4 780 4 662 + 2,5 3 388 3 279 + 3,3

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung
von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . 4 719 4 614 + 2,3 4 950 4 848 + 2,1 3 699 3 603 + 2,7

Metallerzeugung und -bearbeitung,
H. v. Metallerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . 5 021 4 854 + 3,4 5 161 4 986 + 3,5 3 804 3 696 + 2,9

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 600 5 420 + 3,3 5 713 5 531 + 3,3 4 187 4 056 + 3,2

H. v. Büromaschinen, DV-Geräten und
-einrichtungen; Elektrotechnik usw. . . . 5 611 5 453 + 2,9 5 744 5 583 + 2,9 4 180 4 079 + 2,5

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 039 5 862 + 3,0 6 155 5 974 + 3,0 4 404 4 300 + 2,4

H. v. Möbeln, Schmuck, Musik-
instrumenten usw., Recycling . . . . . . . . 4 385 4 265 + 2,8 4 578 4 449 + 2,9 3 105 3 045 + 2,0

Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . 5 773 5 669 + 1,8 6 041 5 934 + 1,8 4 810 4 748 + 1,3

Hoch- und Tiefbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 574 4 467 + 2,4 4 959 4 889 + 1,4 3 631 3 604 + 0,8

Bruttomonatsverdienste der Angestellten

Produzierendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . 6 678 6 495 + 2,8 6 858 6 678 + 2,7 5 034 4 911 + 2,5
Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 619 6 526 + 1,4 6 808 6 728 + 1,2 5 613 5 568 + 0,8

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . 6 762 6 578 + 2,8 6 899 6 716 + 2,7 5 059 4 901 + 3,2

Ernährungsgewerbe und
Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 905 5 740 + 2,9 6 140 5 984 + 2,6 4 342 4 184 + 3,8

Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . 5 342 5 201 + 2,7 5 508 5 358 + 2,8 3 562 3 431 + 3,8

Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 450 5 344 + 2,0 5 662 5 543 + 2,2 3 700 3 570 + 3,7

Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 190 4 994 + 3,9 5 303 5 103 + 3,9 3 163 3 058 + 3,4

Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 448 5 260 + 3,6 5 523 5 334 + 3,5 3 664 3 563 + 2,8

Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) . . . . . . . 5 585 5 419 + 3,1 5 749 5 583 + 3,0 4 380 4 246 + 3,2

Papier-, Verlags- und Druckgewerbe . . . . 6 326 6 131 + 3,2 6 430 6 239 + 3,1 5 254 5 023 + 4,6

Kokerei, Mineralölverarbeitung,
H. v. Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 725 7 585 + 1,8 8 013 7 877 + 1,7 6 021 5 714 + 5,4

Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 849 6 647 + 3,0 6 947 6 754 + 2,9 5 159 4 893 + 5,4

H. v. Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . 6 095 5 950 + 2,4 6 239 6 086 + 2,5 4 425 4 294 + 3,1

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung
von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . 5 930 5 767 + 2,8 6 214 6 049 + 2,7 4 626 4 500 + 2,8

Metallerzeugung und -bearbeitung,
H. v. Metallerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . 6 459 6 292 + 2,7 6 601 6 423 + 2,8 4 932 4 843 + 1,8

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 878 6 702 + 2,6 6 976 6 804 + 2,5 5 311 5 142 + 3,3

H. v. Büromaschinen, DV-Geräten und
-einrichtungen; Elektrotechnik usw. . . . 7 144 6 946 + 2,8 7 248 7 049 + 2,8 5 617 5 471 +2,7

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 7 822 7 668 + 2,0 7 921 7 770 + 1,9 5 934 5 792 + 2,5

H. v. Möbeln, Schmuck, Musik-
instrumenten usw., Recycling . . . . . . . . 5 724 5 565 + 2,9 5 919 5 741 + 3,1 3 984 3 916 + 1,7

Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . 6 243 6 137 + 1,7 6 555 6 444 + 1,7 5 203 5 135 + 1,3

Hoch- und Tiefbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 029 5 851 + 3,0 6 498 6 318 + 2,8 4 775 4 727 + 1,0
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noch Anhangtabelle: Bruttoverdienste der Arbeitnehmer/-innen im Produzierenden Gewerbe
nach Wirtschaftszweigen

Deutschland Früheres Bundesgebiet Neue Länder und Berlin-Ost

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000 1999
2000

gegenüber
1999

2000 1999
2000

gegenüber
1999

Wirtschaftszweig
(H. v. = Herstellung von)

DM % DM % DM %

Bruttostundenverdienste der Arbeiter/-innen

Produzierendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . 27,35 26,59 + 2,9 28,63 27,91 + 2,6 19,86 19,44 + 2,1
Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 26,31 26,34 – 0,1 26,97 26,99 – 0,1 21,68 21,84 – 0,7

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . 27,78 27,06 + 2,6 28,82 28,06 + 2,7 19,60 19,07 + 2,8

Ernährungsgewerbe und
Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23,44 22,92 + 2,3 24,56 24,00 + 2,3 17,96 17,52 + 2,5

Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . 20,30 19,77 + 2,7 21,77 21,11 + 3,1 13,36 12,96 + 3,0

Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20,82 20,41 + 2,0 22,56 22,00 + 2,6 13,74 13,46 + 2,1

Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18,88 18,26 + 3,4 19,80 19,16 + 3,3 11,53 11,04 + 4,4

Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 19,11 18,36 + 4,1 19,91 19,16 + 3,9 13,33 12,89 + 3,4

Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) . . . . . . . 23,62 23,01 + 2,7 24,74 24,13 + 2,5 17,32 16,64 + 4,1

Papier-, Verlags- und Druckgewerbe . . . . 28,66 27,90 + 2,7 29,34 28,54 + 2,8 21,45 20,77 + 3,2

Kokerei, Mineralölverarbeitung,
H. v. Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 33,98 32,76 + 3,7 35,88 34,47 + 4,1 25,96 24,92 + 4,2

Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 29,37 28,30 + 3,8 30,23 29,14 + 3,7 20,89 19,87 + 5,1

H. v. Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . 24,50 23,93 + 2,4 25,26 24,65 + 2,5 17,36 16,67 + 4,1

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung
von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . 24,48 23,77 + 3,0 25,77 25,00 + 3,1 19,02 18,56 + 2,5

Metallerzeugung und -bearbeitung,
H. v. Metallerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . 27,26 26,53 + 2,7 28,19 27,42 + 2,8 20,08 19,55 + 2,7

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 29,19 28,42 + 2,7 30,00 29,20 + 2,7 21,06 20,42 + 3,1

H. v. Büromaschinen, DV-Geräten und
-einrichtungen; Elektrotechnik usw. . . . 26,22 25,55 + 2,6 27,01 26,30 + 2,7 19,92 19,44 + 2,5

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34,41 33,58 + 2,5 35,35 34,47 + 2,6 23,50 23,03 + 2,0

H. v. Möbeln, Schmuck, Musik-
instrumenten usw., Recycling . . . . . . . . 23,64 23,18 + 2,0 24,91 24,46 + 1,8 16,45 16,13 + 2,0

Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . 30,83 30,32 + 1,7 32,32 31,74 + 1,8 25,00 24,93 + 0,3

Hoch- und Tiefbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 25,02 24,18 + 3,5 27,24 26,59 + 2,4 19,77 19,46 + 1,6

Bruttomonatsverdienste der Arbeiter/-innen

Produzierendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . 4 534 4 400 + 3,0 4 711 4 577 + 2,9 3 443 3 380 + 1,9
Bergbau und Gewinnung von Steinen

und Erden . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 684 4 529 + 3,4 4 808 4 622 + 4,0 3 824 3 853 – 0,8

Verarbeitendes Gewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . 4 570 4 425 + 3,3 4 707 4 556 + 3,3 3 414 3 309 + 3,2

Ernährungsgewerbe und
Tabakverarbeitung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 100 4 003 + 2,4 4 286 4 181 + 2,5 3 177 3 101 + 2,4

Textil- und Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . 3 396 3 273 + 3,7 3 609 3 467 + 4,1 2 329 2 246 + 3,7

Textilgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 514 3 402 + 3,3 3 772 3 636 + 3,7 2 410 2 336 + 3,2

Bekleidungsgewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 080 2 973 + 3,6 3 215 3 102 + 3,6 1 949 1 904 + 2,4

Ledergewerbe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3 274 3 142 + 4,2 3 400 3 267 + 4,1 2 337 2 197 + 6,4

Holzgewerbe (ohne H. v. Möbeln) . . . . . . . 4 063 3 925 + 3,5 4 222 4 077 + 3,5 3 114 3 014 + 3,3

Papier-, Verlags- und Druckgewerbe . . . . 4 784 4 624 + 3,5 4 882 4 720 + 3,4 3 695 3 542 + 4,3

Kokerei, Mineralölverarbeitung,
H. v. Brutstoffen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 752 5 553 + 3,6 6 056 5 827 + 3,9 4 450 4 276 + 4,1

Chemische Industrie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 889 4 701 + 4,0 5 007 4 820 + 3,9 3 654 3 458 + 5,7

H. v. Gummi- und Kunststoffwaren . . . . . . 4 154 4 042 + 2,8 4 263 4 143 + 2,9 3 079 2 957 + 4,1

Glasgewerbe, Keramik, Verarbeitung
von Steinen und Erden . . . . . . . . . . . . . . . 4 268 4 189 + 1,9 4 475 4 399 + 1,7 3 371 3 287 + 2,5

Metallerzeugung und -bearbeitung,
H. v. Metallerzeugnissen . . . . . . . . . . . . . 4 541 4 372 + 3,9 4 668 4 490 + 4,0 3 514 3 398 + 3,4

Maschinenbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 757 4 589 + 3,7 4 857 4 685 + 3,7 3 666 3 530 + 3,9

H. v. Büromaschinen, DV-Geräten und
-einrichtungen; Elektrotechnik usw. . . . 4 213 4 082 + 3,2 4 310 4 176 + 3,2 3 390 3 290 + 3,1

Fahrzeugbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 5 321 5 159 + 3,1 5 425 5 260 + 3,1 3 981 3 883 + 2,5

H. v. Möbeln, Schmuck, Musik-
instrumenten usw., Recycling . . . . . . . . 3 907 3 809 + 2,6 4 076 3 970 + 2,7 2 883 2 837 + 1,6

Energie- und Wasserversorgung . . . . . . . . 5 181 5 092 + 1,8 5 418 5 323 + 1,8 4 242 4 209 + 0,8

Hoch- und Tiefbau . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 4 258 4 168 + 2,2 4 614 4 562 + 1,1 3 401 3 389 + 0,4
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Dipl.-Volkswirtin Irmtraud Beuerlein

Im April 2001 nahm der Preisdruck wieder zu, nachdem 
sich das Preisklima im März 2001 etwas entspannt hatte. 
Die industriellen Erzeugerpreise stiegen von März 2001 
auf April 2001 um 0,5%. Die Großhandelsverkaufspreise, 
die Einzelhandelspreise und die Verbraucherpreise erhöh-
ten sich binnen Monatsfrist jeweils um 0,4%.

Im Vorjahresvergleich lagen die Preise im April 2001 
auf allen im Rahmen dieses Beitrags betrachteten Wirt-
schaftsstufen nach wie vor deutlich höher. Die Jahres-
teuerungsraten entwickelten sich weiter aufwärts. So 
betrug der Preisauftrieb + 5,0% bei den industriellen 
Erzeugerpreisen, + 4,1% bei den Großhandelsverkaufs-
preisen, + 1,8% bei den Einzelhandelspreisen und + 2,9% 
bei den Preisen für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte.

Ausschlaggebend für diese Entwicklung war ein erneuter 
Preisschub bei Mineralölerzeugnissen: Auf der Erzeuger- 
und auf der Großhandelsstufe wurde ein Preisanstieg 
von 3,4 bzw. 2,6% gegenüber dem Vormonat ermittelt, 
auf der Verbraucherstufe betrug der Preisanstieg binnen 
Monatsfrist 2,0%. Im Vorjahresvergleich bewegten sich 
die Verteuerungen in zweistelliger Größenordnung, wie 
die nachstehende Tabelle zeigt.

Von Saisonwaren gingen im April 2001 ebenfalls preis-
treibende Wirkungen aus. So stiegen die Preise für Sai-
sonwaren von März 2001 auf April 2001 im Großhandel 
um 1,0% und beim Preisindex für die Lebenshaltung aller 

Im April 2001 nahm der Preisdruck wieder zu. Die industriellen Erzeugerpreise stiegen von März 2001 auf April 2001 um 
0,5%, die Großhandelsverkaufspreise, die Einzelhandelspreise und die Verbraucherpreise erhöhten sich binnen Monats-
frist jeweils um 0,4%. Die Jahresteuerungsraten entwickelten sich weiter aufwärts: So betrug der Preisauftrieb + 5,0% 
bei den industriellen Erzeugerpreisen, + 4,1% bei den Großhandelsverkaufspreisen, + 1,8% bei den Einzelhandelspreisen 
und + 2,9% bei den Preisen für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte. Ausschlaggebend für diese Entwicklung war 
ein erneuter Preisschub bei Mineralölerzeugnissen. Außerdem gingen von Saisonwaren preistreibende Wirkungen aus.

Preise im April 2001

Ausgewählte Preisindizes
1995 = 100

Erzeuger-
preise

gewerb-
licher

Produkte1)

Groß-
handels-
verkaufs-
preise1)

Einzel-
handels-
preise2)

Preise für die Lebenshaltung
aller privaten Haushalte

Jahr
Monat

Deutschland
Früheres
Bundes-
gebiet

Neue Län-
der und

Berlin-Ost

1996 D . . . . . . 98,8 99,6 100,8 101,4 101,3 101,9
1997 D . . . . . . 99,9 101,5 101,3 103,3 103,2 104,2
1998 D . . . . . . 99,5 99,5 101,7 104,3 104,1 105,3
1999 D . . . . . . 98,5 98,6 101,9 104,9 104,8 105,7
2000 D . . . . . . 101,8 104,0 103,0 106,9 106,9 107,5

2000 Febr. . . 100,0 102,3 102,6 106,2 106,1 106,9
März . . 100,0 103,1 102,7 106,4 106,3 107,0
April . . 100,4 102,7 102,6 106,4 106,3 107,0
Mai . . . 101,0 103,3 102,7 106,3 106,2 107,0
Juni . . . 101,3 103,7 102,8 106,9 106,8 107,5
Juli . . . 102,0 103,7 102,8 107,4 107,3 107,9
Aug. . . 102,3 104,1 102,8 107,2 107,2 107,8
Sept. . . 103,2 106,0 103,7 107,7 107,6 108,0
Okt. . . . 103,7 106,2 103,5 107,5 107,4 107,8
Nov. . . 103,9 106,0 103,6 107,7 107,7 108,3
Dez. . . 103,6 105,7 103,5 107,8 107,7 108,3

2001 Jan. . . . 104,4 105,2 103,4 108,3 108,2 109,1
Febr. . . 104,7 106,1 103,7 109,0 108,9 109,8
März . . 104,9 106,5 104,0 109,1 109,0 110,0
April . . 105,4 106,9 104,4 109,5 109,3 110,4

Veränderungen gegenüber dem jeweiligen Vormonat in %

2000 Febr. . . +  0,2 +  1,0 +  0,3 +  0,4 +  0,4 +  0,5
März . . – +  0,8 +  0,1 +  0,2 +  0,2 +  0,1
April . . +  0,4 –  0,4 –  0,1 – – –
Mai . . . +  0,6 +  0,6 +  0,1 –  0,1 –  0,1 –
Juni . . . +  0,3 +  0,4 +  0,1 +  0,6 +  0,6 +  0,5
Juli . . . +  0,7 – – +  0,5 +  0,5 +  0,4
Aug. . . +  0,3 +  0,4 – –  0,2 –  0,1 –  0,1
Sept. . . +  0,9 +  1,8 +  0,9 +  0,5 +  0,4 +  0,2
Okt. . . . +  0,5 +  0,2 –  0,2 –  0,2 –  0,2 –  0,2
Nov. . . +  0,2 –  0,2 +  0,1 +  0,2 +  0,3 +  0,5
Dez. . . –  0,3 –  0,3 –  0,1 +  0,1 – –

2001 Jan. . . . +  0,8 –  0,5 –  0,1 +  0,5 +  0,5 +  0,7
Febr. . . +  0,3 +  0,9 +  0,3 +  0,6 +  0,6 +  0,6
März . . +  0,2 +  0,4 +  0,3 +  0,1 +  0,1 +  0,2
April . . +  0,5 +  0,4 +  0,4 +  0,4 +  0,3 +  0,4

Veränderungen gegenüber dem entsprechenden Vorjahreszeitraum in %
1996 D . . . . . . –  1,2 –  0,4 +  0,8 +  1,4 +  1,3 +  1,9
1997 D . . . . . . +  1,1 +  1,9 +  0,5 +  1,9 +  1,9 +  2,3
1998 D . . . . . . –  0,4 –  2,0 +  0,4 +  1,0 +  0,9 +  1,1
1999 D . . . . . . –  1,0 –  0,9 +  0,2 +  0,6 +  0,7 +  0,4
2000 D . . . . . . +  3,4 +  5,5 +  1,1 +  1,9 +  2,0 +  1,7

2000 Febr. . . +  2,4 +  5,1 +  1,0 +  1,8 +  1,9 +  1,5
März . . +  2,4 +  5,3 +  0,9 +  1,9 +  1,9 +  1,6
April . . +  2,1 +  4,4 +  0,5 +  1,5 +  1,6 +  1,3
Mai . . . +  2,7 +  4,9 +  0,7 +  1,4 +  1,4 +  1,2
Juni . . . +  2,9 +  5,4 +  0,9 +  1,9 +  1,9 +  1,7
Juli . . . +  3,3 +  5,5 +  0,9 +  1,9 +  1,9 +  1,7
Aug. . . +  3,5 +  5,6 +  1,0 +  1,8 +  1,8 +  1,8
Sept. . . +  4,3 +  7,2 +  1,8 +  2,5 +  2,5 +  2,1
Okt. . . . +  4,6 +  7,4 +  1,6 +  2,4 +  2,4 +  2,0
Nov. . . +  4,7 +  6,4 +  1,6 +  2,4 +  2,5 +  2,4
Dez. . . +  4,2 +  5,1 +  1,3 +  2,2 +  2,1 +  2,2

2001 Jan. . . . +  4,6 +  3,8 +  1,1 +  2,4 +  2,4 +  2,5
Febr. . . +  4,7 +  3,7 +  1,1 +  2,6 +  2,6 +  2,7
März . . +  4,9 +  3,3 +  1,3 +  2,5 +  2,5 +  2,8
April . . +  5,0 +  4,1 +  1,8 +  2,9 +  2,8 +  3,2

1) Ohne Umsatzsteuer. – 2) Einschl. Umsatzsteuer.

Veränderungen
April 2001
gegenüber

März
2001

April
2000

%

Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,5 +   5,0
ohne Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,4 +   4,5
Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   3,4 + 12,1

Index der Großhandelsverkaufspreise
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,4 +   4,1
ohne Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – +   3,2
Mineralölerzeugnisse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   2,6 + 10,0
ohne Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,3 +   3,5
Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   1,0 + 16,7

Index der Einzelhandelspreise . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,4 +   1,8

Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte
insgesamt . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,4 +   2,9
ohne Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,2 +   2,6
Heizöl und Kraftstoffe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   2,0 + 10,3
ohne Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,2 +   2,8
Saisonwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   3,9 +   7,1
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privaten Haushalte um 3,9%. Im Jahresvergleich verteu-
erten sich Saisonwaren ebenfalls deutlich, und zwar um 
16,7% auf der Großhandelsstufe und um 7,1% auf der 
Stufe des privaten Verbrauchs.

Der Index der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte 
(Inlandsabsatz) in Deutschland stieg im April 2001 gegen-
über dem Vormonat um 0,5%. Gegenüber April 2000 
erhöhten sich die Erzeugerpreise im Durchschnitt um 
5,0%. Das ist die stärkste jährliche Preiszunahme seit Juli 
1982. Neben den bereits erwähnten Mineralölerzeugnis-
sen (+ 12,1% gegenüber dem Vorjahr) trugen u.a. Erdgas 
(+ 39,9%), Steinkohle und Steinkohlenbriketts (+ 21,9%), 
Fleisch und Fleischwaren (+ 18,4%), Fernwärme (+ 11,6%) 
sowie Papier, Karton und Pappe (+ 8,6%) zu dem 
Anstieg der Erzeugerpreise innerhalb Jahresfrist bei. 
Einen dämpfenden Effekt auf den Preisauftrieb hatten 
dagegen u.a. Drahtwaren (– 14,9%), oberflächenveredelte 
Bleche (– 6,5%), Mauerziegel (– 6,2%) und Nadelschnitt-
holz (– 4,1%).

Der Index der Großhandelsverkaufspreise stieg von 
März 2001 auf April 2001 wie im Vormonat um 0,4%. 
Im Vergleich zum Vorjahr lagen die Großhandelsverkaufs-
preise im April 2001 um 4,1% höher, verglichen mit einer 
Jahresrate von + 3,3% im März 2001 und + 3,7% im Feb-
ruar 2001.

Besonders ausgeprägt war der Preisanstieg beim Groß-
handel mit festen Brennstoffen und Mineralölerzeugnis-
sen (+ 2,2% von März 2001 auf April 2001). Auch beim 
Großhandel mit Fleisch, Fleischwaren, Geflügel und Wild 
(+ 1,4%) zogen die Preise binnen Monatsfrist deutlich an, 
während beim Großhandel mit lebenden Tieren (– 4,8%) 
die Preise von März 2001 auf April 2001 nachgaben. Ver-
glichen mit dem Vorjahresmonat wiesen im April 2001 der 
Großhandel mit Fleisch, Fleischwaren, Geflügel und Wild 
(+ 21,9%), der Großhandel mit lebenden Tieren (+ 15,0%) 
sowie der Großhandel mit festen Brennstoffen und Mine-
ralölerzeugnissen (+ 9,7%) stark überdurchschnittliche 
Preissteigerungen auf.

Im Einzelnen wiesen die Teilindizes für die Wirtschafts-
gruppen des Großhandels folgende Monats- bzw. Jah-
resveränderungsraten auf:

Der Index der Einzelhandelspreise erhöhte sich von 
März 2001 auf April 2001 um 0,4%. Gegenüber dem Vor-
jahr lag der Index im Berichtsmonat um + 1,8% höher; im 
März und Februar 2001 hatte die Jahresveränderungs-
rate + 1,3% und + 1,1% betragen.

Der Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten 
Haushalte in Deutschland stieg von März 2001 auf April 
2001 um 0,4%. Im März 2001 waren die Preise binnen 
Monatsfrist nur um 0,1% gestiegen. Gegenüber April 
2000 lagen die Verbraucherpreise im April 2001 um 2,9% 
höher. Dies war die höchste Steigerungsrate seit Februar 
1994 (+ 3,1%). Im März 2001 hatte die jährliche Teuerung 
noch + 2,5% und im Februar 2001 + 2,6% betragen.

Die Jahresteuerungsrate wurde im April 2001 stark durch 
die Preisentwicklung bei Haushaltsenergie beeinflußt. So 
verteuerte sich leichtes Heizöl im Vergleich zum April 
2000 um 11,6%. Die Gaspreise lagen um 27,0% und die 
Preise für Zentralheizung/Fernwärme um 28,6% höher 
als vor einem Jahr. Auch die Kraftstoffpreise lagen im 
April 2001 um 10,0% über dem Vorjahresstand. Ohne 
Heizöl und Kraftstoffe wäre der Gesamtindex von April 
2000 bis April 2001 nur um 2,6% gestiegen.

Zur Erhöhung der Jahresteuerungsrate trugen auch 
anhaltende Preissteigerungen bei Nahrungsmitteln bei, 
die sich von April 2000 bis April 2001 um durchschnitt-
lich 5,0% verteuerten. Hervorzuheben sind insbesondere 
die Verteuerungen bei Fleisch und Fleischwaren (+ 8,7%), 
Obst (+ 10,2%), Fisch (+ 3,8%) und Gemüse (+ 6,1%). 
Eine für die Verbraucher günstige Preisentwicklung wie-
sen u.a. Kaffee (– 3,4%), Farbfernsehgeräte (– 2,4%), 
Video-Recorder (– 4,6%), PCs (– 15,9%) und Pauschalrei-
sen (– 3,3%) auf.

Veränderungen
April 2001
gegenüber

März
2001

April
2000

%

Großhandel mit
landwirtschaftlichen Grundstoffen und lebenden Tieren . –  1,3 +  6,9
Nahrungsmitteln, Getränken und Tabakwaren . . . . . . . . . . . +  0,4 +  5,4
Gebrauchs- und Verbrauchsgütern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,1 +  1,7
Rohstoffen, Halbwaren, Altmaterial und Reststoffen . . . . . +  0,8 +  4,9
Maschinen, Ausrüstungen und Zubehör . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,1 +  0,3

Sonstiger Großhandel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,4 +  4,2

Gesamtindex

Nahrungsmittel und
alkoholfreie Getränke

Alkoholische Getränke, Tabakwaren

Bekleidung und Schuhe

Wohnung, Wasser, Strom,
Gas und andere Brennstoffe

Einrichtungsgegenstände u. Ä. für den
Haushalt sowie deren Instandhaltung

Gesundheitspflege

Verkehr

Nachrichtenübermittlung

Freizeit, Unterhaltung und Kultur

Bildungswesen

Beherbergungs- und
Gaststättendienstleistungen

Andere Waren und Dienstleistungen

2,9

4,3

1,9

0,6

3,9

0,5

1,4

5,4

0,8

1,5

1,4

2,6

Statistisches Bundesamt 2001 - 01 - 0379

Schaubild 2

1) Nachweis zurzeit nicht sinnvoll, da Bruch in der Zeitreihe.

1)

Ausgewählte Reihen aus dem Preisindex
für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte

im April 2001
Veränderung gegenüber dem Vorjahresmonat in %
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Die nachstehende Übersicht stellt die Veränderungen der 
Preisindizes für die Lebenshaltung aller privaten Haus-
halte in der Gliederung nach dem Verwendungszweck 
dar:

Der für das frühere Bundesgebiet berechnete Preis-
index für die Lebenshaltung lag im April 2001 um 2,8% 
höher als im April 2000. Im Vergleich zum März 2001 stieg 
der Index um 0,3%. In den neuen Ländern und Ber-
lin-Ost ergab sich eine Jahresteuerungsrate von + 3,2%. 
Im Vergleich zum Vormonat stieg der Index um 0,4%. 
Die höhere Steigerungsrate in den neuen Ländern ist im 
Wesentlichen darauf zurückzuführen, dass die ostdeut-
schen Haushalte von den Verteuerungen bei Nahrungs-
mitteln stärker betroffen waren als die westdeutschen 
Haushalte.

Der für europäische Zwecke berechnete Harmonisierte 
Verbraucherpreisindex für Deutschland lag im April 2001 
um 2,9% höher als vor einem Jahr. Gegenüber März 
2001 stieg er um 0,3%.

Für die industriellen Erzeugerpreise sowie für die Groß-
handelsverkaufspreise ergaben sich im Einzelnen fol-
gende Veränderungen zum Vormonat bzw. zum entspre-
chenden Vorjahresmonat:

Preisindex für die Lebenshaltung aller privaten Haushalte
auf Basis 1995 = 100

Veränderungen
April 2001
gegenüber

März
2001

April
2000

%

Gesamtindex . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,4 +  2,9
Nahrungsmittel und alkoholfreie Getränke . . . . . . . . . . . +  1,5 +  4,3
Alkoholische Getränke, Tabakwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . –  0,1 +  1,9
Bekleidung und Schuhe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,1 +  0,6
Wohnung, Wasser, Strom, Gas usw. . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,3 +  3,9
Einrichtungsgegenstände, Apparate, Geräte und

Ausrüstungen für den Haushalt u. Ä. . . . . . . . . . . . . . . . – +  0,5
Gesundheitspflege . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,1 +  1,4
Verkehr . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,7 +  5,4
Nachrichtenübermittlung . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –  0,6 .1)
Freizeit, Unterhaltung und Kultur . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –  1,3 +  0,8
Bildungswesen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,1 +  1,5
Beherbergungs- und Gaststättendienstleistungen . . . . +  0,9 +  1,4
Andere Waren und Dienstleistungen . . . . . . . . . . . . . . . . . +  0,1 +  2,6

1) Wegen der Erweiterung des Erfassungsbereichs um Internetdienstleistungen ab
Januar 2001 ist ein Vorjahresvergleich nicht sinnvoll.

Veränderungen
April 2001
gegenüber

März
2001

April
2000

%

Erzeugerpreise gewerblicher Produkte
Frisches Schweinefleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   1,6 + 40,1
Erdgas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   2,5 + 39,9
Steinkohle und Steinkohlenbriketts . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   1,1 + 21,9
Düngemittel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   2,1 + 20,3
Synthetischer Kautschuk . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,6 + 19,9
Flachglas . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,1 + 16,2
Wurstwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   1,8 + 14,8
Geflügelfleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,2 + 12,9
Fernwärme . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,7 + 11,6
Papier, Karton und Pappe . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,5 +   8,6
Aluminium . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,2 +   7,6
Chemiefasern . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   0,9 +   7,2
Nadelschnittholz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,3 –   4,1
Mauerziegel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,2 –   6,2
Oberflächenveredelte Bleche . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   1,2 –   6,5
Drahtwaren . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,5 – 14,9

Großhandelsverkaufspreise
Lebende Schweine . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   8,4 + 60,2
Schweinefleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   3,2 + 52,6
Geflügelfleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   4,3 + 40,9
Bananen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   1,7 + 25,0
Zitrusfrüchte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   2,7 + 21,7
Leichtes Heizöl . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   2,5 + 14,2
Futtermittel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,5 + 12,7
Äpfel . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   5,4 +   9,0
Kupfer in Rohform . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,7 +   8,2
Kunststoffe in Primärformen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   1,1 +   6,7
Holzstoff, Zellstoff, Papier, Karton und Pappe . . . . . . . . +   0,7 +   3,4
Rindfleisch . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   3,6 –   6,1
Kartoffeln . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . –   0,3 – 18,2
Rohkaffee . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   3,9 – 20,7
Lebende Rinder . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . +   2,3 – 30,6 !



406 Statistisches Bundesamt, Wirtschaft und Statistik 5/2001

Dr. Leontine von Kulmiz

Einleitung

„Männer und Frauen sind gleichberechtigt“, so Art. 3 
Abs. 2 Satz 1 des Grundgesetzes (GG). Das heißt 
gesetzlich ist die Benachteiligung von Frauen und damit 
auch das Herbeiführen von Einkommensunterschieden, 
die allein auf der Geschlechtszugehörigkeit der Arbeits-
kräfte und nicht auf etwaigen Produktivitätsunterschie-
den beruhen (Lohndiskriminierung), in der Bundesrepub-
lik Deutschland verboten. 

Soweit der theoretische Anspruch. Wie aber ist es in 
Wirklichkeit? Eine unterschiedliche Behandlung der bei-
den Geschlechter ist in vielen gesellschaftlichen Berei-
chen, wie auch beim Entgelt für Arbeit, ohne große Mühe 
feststellbar. Handelt es sich dabei aber auch um die 
vermutete willkürliche Benachteiligung der Frau? Dieser 
Frage wurde, was die Einkommensunterschiede angeht, 
schon in vielen Untersuchungen nachgegangen, und sie 
wurde in der Regel positiv beantwortet; das heißt Frauen 
werden oft, ohne Vorliegen sachlicher Gründe, benach-
teiligt. Hinsichtlich der Höhe dieser Lohndiskriminierung 
jedoch weichen die Ergebnisse teilweise recht stark von-
einander ab, was sich häufig auf die unterschiedlich ver-
wendeten Methoden und Variablen zurückführen lässt. 

Die grundlegende Vorgehensweise ist allerdings bei den 
meisten Analysen recht ähnlich. Da man nicht in der Lage 
ist, die Lohndiskriminierung direkt zu bestimmen, ist man 
gezwungen, einen Umweg zu gehen. Dabei macht man 
sich die Vorstellung der Theorie zunutze, dass der all-
gemein feststellbare Lohnunterschied zwischen den bei-
den Geschlechtern in zwei Komponenten zerfällt. Der 
eine Teil ist eine Lohndifferenzierung aufgrund objektiver 
Merkmale (z. B. Ausbildung), während der andere die Dis-
kriminierung aufgrund des Geschlechts darstellt. Indem 
man nun versucht, den Anteil der leichter zu erklärenden 

Differenzierung näher abzuschätzen, kann die Diskrimi-
nierung als Restgröße bestimmt werden. Je besser aber 
die Differenzierung erklärt werden kann, desto größer 
wird in der Regel auch ihr Anteil, während die Kompo-
nente der Diskriminierung sinkt. Das bedeutet gleichzei-
tig, dass sich bei Einführung bisher außer Acht gelasse-
ner Erklärungsmöglichkeiten oder Variablen die Höhe der 
Diskriminierung weiter verringert.

An dieser Stelle setzt die vorliegende Untersuchung an. 
Es wird versucht, die Komponente der Lohndifferenzie-
rung mit Hilfe der Daten aus der Gehalts- und Lohnstruk-
turerhebung 1990 des Statistischen Bundesamtes so gut 
wie möglich zu erklären. Diese Erhebung ist in beson-
derer Weise für die hier durchgeführte Analyse geeignet, 
weil sie eine Vielzahl von lohnbestimmenden Variablen 
enthält, die teilweise in bisherigen Studien zur Lohndis-
kriminierung noch nicht untersucht wurden. Zur Vorge-
hensweise der hier durchgeführten Analyse ist zu sagen, 
dass die Höhe der Lohndifferenzierung mit Hilfe einer 
multivariaten Regressionsanalyse und der Humankapi-
taltheorie als Basis bestimmt wird. Anschließend wird 
die Lohndiskriminierung als Restgröße errechnet. Ziel der 
Untersuchung ist es, die Höhe der Lohndiskriminierung 
so weit wie möglich einzugrenzen.

1 Definitionen

Für die folgende Analyse der geschlechtsspezifischen 
Lohnunterschiede wird die nachstehende Begriffsbestim-
mung für „Entgelt“ von Külp verwendet. Unter Entgelt 
werden die periodisch ausgezahlten Geldzuweisungen 
verstanden, das heißt von den gesamten Arbeitskosten 
werden die Lohnnebenkosten abgezogen. Dem Entgelt 
zugerechnet werden aber die Lohnsteuer und die Arbeit-
nehmerbeiträge zur Sozialversicherung.1) Damit ist in 
etwa das gemeint, was im allgemeinen Sprachgebrauch 
als Bruttoeinkommen bezeichnet wird. Die außerdem vor-
kommenden Begriffe Einkommen, Lohn, Gehalt und Ver-

In den Heften 3/2001 und 4/2001 wurden die beiden in der Abteilung „Dissertationen“ zu gleichen Teilen mit dem 
Gerhard-Fürst-Preis 2000 ausgezeichneten Arbeiten von Dr. Klaus Eberl und Dr. Werner Bönte in Auszügen vorgestellt. 
In diesem Heft wird diese Reihe nun fortgesetzt mit einer Vorstellung der mit einem Förderpreis des Statistischen Bun-
desamtes für Nachwuchswissenschaftler prämierten Dissertation von Dr. Leontine von Kulmiz (Johannes Gutenberg-
Universität Mainz) zum Thema „Die geringere Entlohnung weiblicher Arbeitnehmer, Lohndifferenzierung oder Lohndiskri-
minierung?“.

Eine unterschiedliche Behandlung der beiden Geschlechter ist in vielen gesellschaftlichen Bereichen, wie auch beim Ent-
gelt für Arbeit, ohne große Mühe feststellbar. Handelt es sich dabei aber auch um die vermutete willkürliche Benachteili-
gung der Frau? Zur Beantwortung dieser Frage macht man sich die Vorstellung der Theorie zunutze, dass der allgemein 
feststellbare Lohnunterschied zwischen den beiden Geschlechtern in zwei Komponenten zerfällt. Der eine Teil ist eine 
Lohndifferenzierung aufgrund objektiver Merkmale, während der andere die Diskriminierung aufgrund des Geschlechts 
darstellt. Indem man versucht, den Anteil der leichter zu erklärenden Differenzierung aufgrund objektiver Merkmale näher 
abzuschätzen, kann die Diskriminierung als Restgröße bestimmt werden. Die vorliegende Untersuchung versucht, die 
Komponente der Lohndifferenzierung mit Hilfe einer multivariaten Regressionsanalyse und den Daten aus der Gehalts- 
und Lohnstrukturerhebung 1990 des Statistischen Bundesamtes so gut wie möglich zu erklären. Anschließend wird die 
Lohndiskriminierung nach der Residualmethode, die von Oaxaca und Blinder entwickelt wurde, errechnet. 

Lohndiskriminierung von Frauen
Eine Analyse mit der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990

 1) Siehe Külp, B.: „Lohntheorie“ in Albers, W., u. a. (Hrsg.): „Handwörterbuch der Wirtschaftswissenschaft“, Bd. 5, Stuttgart u. a. 1980, S. 73 f.
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dienst werden im Folgenden ebenfalls in diesem Sinne 
verwendet.

Werden verschiedene Einkommen von Männern und 
Frauen miteinander verglichen, stellt man geschlechts-
spezifische Lohnunterschiede fest, die zum einen aus 
einer Lohndifferenzierung und zum anderen aus einer 
Lohndiskriminierung resultieren können. Als Begriffsbe-
stimmung für die Lohndiskriminierung wird oft die Ver-
letzung des Grundsatzes „gleicher Lohn für gleiche, 
gleichartige bzw. gleichwertige Arbeit“ genannt.2) Diese 
juristisch-politische Definition birgt in sich das Problem 
der Vergleichbarkeit von verschiedenen Tätigkeiten. In 
der Theorie gilt eine Tätigkeit als gleich bzw. gleich-
wertig, wenn die Arbeitskräfte, die sie verrichten, die 
gleiche Produktivität aufweisen.3) Dies führt zu der öko-
nomischen Definition von Lorenz und Wright, die unter 
geschlechtsspezifischer Lohndiskriminierung jenen Teil 
des Einkommensunterschiedes verstehen, der allein 
auf die Geschlechtszugehörigkeit der Arbeitskräfte und
nicht auf etwaige Produktivitätsunterschiede zurückge-
führt werden kann.4) Hierbei wird deutlich, dass man von 
gleicher Arbeit nur sprechen kann, wenn eine Reihe von 
Merkmalen, von denen man glaubt, dass sie die Produk-
tivität beeinflussen, bei den männlichen und weiblichen 
Arbeitskräften übereinstimmen. Ausbildung, Arbeitsinhalt 
und Verantwortung spielen dabei sicherlich die größte 
Rolle, aber auch persönliche Charakteristika wie Alter 
und Dauer der Betriebszugehörigkeit beeinflussen die 
Lohnzahlungen.

Das theoretische Fundament dieser Definition der Lohn-
diskriminierung ist die Humankapitaltheorie5), die für eine 
empirische Analyse der Diskriminierung, wie sie hier 
durchgeführt wird, besonders geeignet ist. Deshalb wird 
die Begriffsbestimmung von Lorenz und Wright im Fol-
genden verwendet. 

2 Diskriminierungsmaße

Da eine Vielzahl von verschiedenen Größen zur Messung 
der Diskriminierung existiert, ist es zunächst erforderlich, 
einige Maße festzulegen. Zu unterscheiden sind korri-
gierte und unkorrigierte Verdienstmaße sowie auf Frauen 
bzw. Männer bezogene Werte. Die erste Größe, die aller-
dings nur zu Vergleichszwecken gebildet wird, ist der 
absolute unkorrigierte Verdienstunterschied (AUVU):

FM YYAUVU −= , (1)

dabei sind:

 Y:  Verdienst

 M bzw. F:  Männer bzw. Frauen

Für Vergleiche lässt sich daraus der prozentuale unkor-
rigierte Verdienstunterschied (PUVU) bilden. Dabei kann 
sowohl der Bezug auf Frauen oder Männer gewählt
werden.

Bezug auf Männer:
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Bezug auf Frauen:
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(3)

Inhaltlich besagt die Größe aus Gleichung (2), dass 
Frauen PUVUM % weniger verdienen als Männer, wäh-
rend aus Gleichung (3) hervorgeht, wie viel Prozent Ein-
kommen die Männer mehr beziehen als die Frauen. Aus 
diesen Werten ist jedoch nicht ablesbar, wie hoch eine 
eventuelle Diskriminierung der Frauen ist, da in diesen 
Zahlen berechtigte Verdienstunterschiede aufgrund von 
divergierenden Ausstattungen beim Humankapital ent-
halten sein können. 

Um diese zu Recht vorhandenen Lohndifferenzen her-
auszurechnen, ist es erforderlich, die Humankapitalaus-
rüstungen der beiden Geschlechter einander anzuglei-
chen. In den meisten Fällen wird dafür das Einkommen 
der Frauen berechnet, das diese verdienen würden, wenn 
sie die gleiche Ausstattung wie die Männer hätten. Natür-
lich wäre es auch möglich, das Einkommen der Männer 
mit der Humankapitalausrüstung der Frauen zu berech-
nen. Da aber in der Regel Ausbildung und Berufserfah-
rung der männlichen Arbeitskräfte höher zu bewerten 
sind als die ihrer weiblichen Kollegen, ist es sinnvoller 
die erste Variante zu verwenden, denn auch in der wirt-
schaftlichen und politischen Praxis wird versucht, den 
Ausbildungsstand der Frauen und damit auch deren Ein-
kommen zu erhöhen, während kaum gefordert wird, dass 
Männer weniger verdienen.6) Deshalb werden die Ergeb-
nisse der zweiten Analysemöglichkeit hier nicht näher 
betrachtet.7)

Mit Hilfe des hypothetischen Verdienstes der Arbeitneh-
merinnen können dann der absolute und der prozentu-
ale korrigierte Verdienstunterschied (letzterer jeweils mit 
Bezug auf Männer bzw. Frauen) gebildet werden: 

Maßstab Männer:

F
A

MF
A YYAKVU −= (4)

 2) Siehe Lorenz, W./Vatthauer, M.: „Die Komponentenzerlegung. Ein Verfahren zur Messung geschlechtsspezifischer Einkommensdiskriminierung“, Arbeitspapier aus dem SAMF, 
Paderborn 1986, S. 1.

 3) Siehe Diekmann, A.: „Einkommensunterschiede zwischen Frauen und Männern, Theoretische Perspektiven und empirische Ergebnisse zur Einkommensdiskriminierung von 
Arbeitnehmerinnen, Teil A“, Wien 1985, S. 63. 

 4) Siehe Lorenz, W./Wright, R.: „Die Messung geschlechtsspezifischer Einkommensdiskriminierung“ in Wirtschaftswissenschaftliches Studium, 19. Jg., 1990, S. 573. 
 5) Siehe Mincer, J./Ofek, H.: ”Interrupted Work Careers: Depreciation and Restoration of Human Capital” in The Journal of Human Resources, 17. Jg., 1982, S. 5.
 6) Siehe Lorenz, W.: „Geschlechtsspezifische Einkommensdifferenzen und Diskriminierung“, Dissertation, Hannover 1988, S. 29.
 7) Die entsprechenden Formeln und Ergebnisse sind zu finden in Kulmiz, L. v.: „Die geringere Entlohnung weiblicher Arbeitnehmer, Lohndifferenzierung oder Lohndiskriminierung?“, 

Dissertation, Aachen 1999.
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Bezug auf Frauen: 

100

100

⋅=

⋅
−

=

F
A

F
A

F
A

F
A

M
FF
A

Y

AKVU

Y

YY
PKVU

(6)

Dabei ist:

YF
A: Verdienst der Frauen, den diese bei gleicher Ausstat-

 tung wie die Männer erhalten würden.

Es gilt also zu unterscheiden zwischen:

– Bezug auf Männer: Verdienstunterschied bezogen auf 
den Verdienst der Männer,

– Bezug auf Frauen: Verdienstunterschied bezogen auf 
den Verdienst der Frauen,

– Maßstab Männer: Angleichung der Humankapitalaus-
stattung der Frauen an die der Männer,

– Maßstab Frauen: Angleichung der Humankapitalaus-
stattung der Männer an die der Frauen.

Als ein weiteres Maß für die Höhe der Diskriminierung 
ist schließlich noch der Beckersche Diskriminierungs-
koeffizient zu nennen, der das Einkommen der weibli-
chen Arbeitnehmer verwendet, das sie mit ihrer eigenen 
Humankapitalausstattung auf einem nicht diskriminieren-
den Arbeitsmarkt erzielen würden.
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Dabei ist:

YF
D: Verdienst der Frauen, den sie in einer Welt ohne Dis-

 kriminierung erhalten würden. 

Aus dieser Formel lässt sich ablesen, dass der Diskrimi-
nierungskoeffizient angibt, um wie viel Prozent die Ein-
kommen der Frauen beim Übergang von einer diskri-
minierenden in eine nicht diskriminierende Gesellschaft 
ansteigen würden. Anzumerken bleibt noch, dass die 
beschriebenen Maße nur so gut sind wie das Modell, aus 
dem sie hervorgehen. 

3 Multivariate Regressionsanalyse

3.1  Vorgehensweise 

Als theoretische Grundlage für empirische Untersuchun-
gen zur Lohndiskriminierung dient in der Regel die 
Humankapitaltheorie, die unterstellt, dass die Schul- und 
Berufsausbildung das Einkommen beeinflussen. Entspre-
chend wird angenommen, dass ein Teil des Einkom-
mensunterschiedes auf verschieden hohe Bildungsinves-
titionen zurückzuführen ist. Ziel der Forschungen ist es 
nun, diesen Teil der Einkommensdiskrepanz zu berech-
nen, um dann den Rest des Einkommensabstandes als 
Diskriminierung zu identifizieren. In weiter ausgefeilten 
Modellen werden oft noch zusätzliche Variablen, die die 
Einkommenshöhe bestimmen können, wie zum Beispiel 
das Alter, in die Analyse mit einbezogen. Als Methode hat 
sich die Regressionsanalyse durchgesetzt. 

Das Hauptproblem aller Untersuchungen liegt, wie häufig 
in der Empirie, vor allem darin, ausreichendes Datenma-
terial für die Analyse zu erhalten. Um der Definition der 
Lohndiskriminierung Rechnung zu tragen, müsste man 
alle möglichen produktivitäts- und damit einkommensre-
levanten Merkmale der Arbeitnehmer erheben. Erst dann 
wäre man in der Lage, Gruppen von Beschäftigten zu 
bilden, bei denen die Ausprägungen aller Faktoren bis 
auf das Geschlecht übereinstimmen, sodass ein dann 
durchgeführter Vergleich der Einkommen die tatsächli-
che Diskriminierung liefern würde. Außerdem besteht die 
Möglichkeit, dass eine Reihe von einkommensrelevan-
ten Merkmalen noch nicht bekannt ist und aus diesem 
Grund nicht in die Analyse mit einbezogen werden kann. 
Deswegen ist der errechnete Wert der Diskriminierung 
auch nur als Obergrenze anzusehen, der tatsächliche 
Wert liegt eher darunter. 

Die im Folgenden beschriebene Regressionsanalyse wird 
mit Hilfe der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung (GLS) 
1990 des Statistischen Bundesamtes durchgeführt.8) Da 
das Datenmaterial für Arbeitnehmer insgesamt nicht in 
tiefgegliederter Form vorliegt, wird die Analyse getrennt 
nach Arbeitern und Angestellten vorgenommen. Hinzu 
kommt, dass zwischen Angestellten und Arbeitern große 
Unterschiede bezüglich der Ausbildung, der Tätigkeiten 
und der Verdienste bestehen. Für eine getrennte Ana-
lyse spricht ebenfalls die Tatsache, dass der Verdienst als 
abhängige Variable bei den Arbeitern und Angestellten in 
unterschiedlicher Form in die Analyse eingeht. Außerdem 
werden die Verdienstfunktionen getrennt nach Männern 
und Frauen geschätzt, um anschließend die weiter unten 
beschriebene Oaxaca-Blinder-Zerlegung durchführen zu 
können. 

Vor Beginn der eigentlichen Regressionsanalyse werden 
zunächst aus dem gesamten Material diejenigen Daten-
sätze ausgesondert, die nicht in die Analyse einbezogen 
werden sollen. Dies sind sämtliche Teilzeitbeschäftigten, 
weil ihr Verdienst in der Regel wesentlich unter dem von 
Vollzeitbeschäftigten liegt und deshalb aus Gründen der 
Vergleichbarkeit nur Vollzeitbeschäftigte in die Analyse 
aufgenommen werden. Sodann werden die Arbeitneh-

 8) Für nähere Angaben zur GLS 1990 siehe Dresch, A./Kaukewitsch, P.: „Methode und Organisation der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990“ in WiSta 12/1993, S. 879 ff., und 
Kaukewitsch, P./Söll, H.: „Stichprobenverfahren und Ergebnisse der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990“ in WiSta 5/1994,  S. 372 ff.
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mer, deren Schul- und Berufsausbildung unbekannt ist, 
ausgesondert, weil die Ausbildung eine der unabhängi-
gen Variablen in der Regressionsanalyse ist. Datensätze, 
bei denen keine Angaben zur Lohnsteuerklasse vorhan-
den sind oder bei denen die Lohnsteuerklasse sechs vor-
liegt, werden ebenfalls aus der Analyse ausgegliedert. 
Letzteres ist notwendig, weil mit Hilfe der Lohnsteu-
erklasse die erklärende Variable „Familienstand“ gebildet 
wird. Da die Lohnsteuerklasse sechs nur auf einer zwei-
ten Lohnsteuerkarte, bei Arbeitnehmern, die von zwei 
Arbeitgebern Arbeitslohn beziehen, vergeben wird und 
dies unabhängig vom Familienstand geschieht, sind keine 
Rückschlüsse auf den Familienstand möglich. Schließlich 
werden bei den Angestellten auch noch diejenigen elimi-
niert, die in Leistungsgruppe I A eingestuft sind, weil hier 
bei der Erhebung keine Angabe des Gehalts erforderlich 
war, wenn es über 17 000 DM im Monat lag. Daher liegen 
in dieser Leistungsgruppe nicht in allen Datensätzen Ver-
dienstangaben vor. 

Bei den Arbeitern reduziert sich aufgrund dieser Selekti-
onen das Gesamtmaterial von 344 069 Datensätzen um 
40 596 auf 303 473 Sätze. Bei den Angestellten werden 
von ursprünglich 288 711 Datensätzen nur noch 249 658 
in die Analyse einbezogen, das heißt das Material ver-
ringert sich um 39 053 Sätze. Durch Aussonderung der 
genannten Datensätze stimmt die Grundgesamtheit der 
für die Regressionsanalyse verwendeten Daten nicht mit 
der vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Daten-
grundlage überein. Geringfügig unterschiedliche Durch-
schnittseinkommen sind die Folge. Hinzu kommt, dass 
bei den Datensätzen, die Eingang in die Regressions-
analyse finden, die Ergebnisse von Bremen vollständig 
enthalten sind, während bei den Veröffentlichungen des 
Statistischen Bundesamtes teilweise die Auswertungen 
dieses Bundeslandes noch nicht vorlagen.

In die Regressionsanalyse fließen bei den Arbeitern 14 
und bei den Angestellten 15 verschiedene Variablen ein.9) 
Dies sind im Einzelnen: 

 1. Alter (ALT) 

 2. Alter, quadriert (ALT2)

 3. Unternehmenszugehörigkeitsdauer (UZD)

 4. Unternehmenszugehörigkeitsdauer, quadriert (UZD²)

 5. Leistungsgruppe (LG)

 6. Ausbildung (AUS)

 7. Beruf (BR)

 8. Wirtschaftszweig (WZ)

 9. Unternehmensgrößenklasse (UGK)

10. Beschäftigungsart (BA, bei Angestellten) bzw. Lohn-
form (LF, bei Arbeitern)

11. Beschäftigungsmodus (BM)

12. Familienstand (FS)

13. Arbeitszeit (AZ, nur bei Angestellten) 

14. Interaktionsvariable Alter/Unternehmenszugehörig-
keitsdauer (ALU)

15. Interaktionsvariable Ausbildung/Leistungsgruppe 
(AUL)

Von den angegebenen Variablen werden in der Regressi-
onsanalyse der Angestellten alle Einflussgrößen bis 
auf die Lohnform verwendet. Bei den Arbeitern geht 
die Variable Lohnform statt der Beschäftigungsart in 
die Analyse ein und es wird auf die Einflussgröße Arbeits-
zeit verzichtet, weil als abhängige Variable der Brutto-
stundenverdienst Verwendung findet und somit unter-
schiedliche Wochenarbeitszeiten keinen Einfluss aus-
üben können. 

Die erste, für die Analyse vermutlich recht wichtige 
erklärende Variable ist das Alter. Es wird aus dem im 
Erhebungsbogen angegebenen Geburtsjahr ermittelt. Die 
Quadrierung des Alters und die Einbeziehung dieses 
Terms in die Regressionsanalyse ist dadurch begründet, 
dass die Alters-Einkommens-Profile eine umgekehrt 
U-förmige Gestalt aufweisen, was soviel bedeutet, dass 
die Erhöhung des Einkommens mit zunehmendem Alter 
abnimmt oder das Einkommen sogar absolut sinkt.10)

Die zweite unabhängige Variable, die Unternehmenszu-
gehörigkeitsdauer, liegt in Jahren vor und kann somit 
direkt aus dem Datensatz übernommen werden. Da auch 
bei dieser Variablen ein leichter, wenn auch wesentlich 
schwächer ausgeprägter umgekehrt U-förmiger Verlauf 
des Einkommens in Abhängigkeit von der Betriebszuge-
hörigkeitsdauer vorhanden ist, geht auch die Dauer der 
Unternehmenszugehörigkeit in quadrierter Form in die 
Regressionsanalyse ein. 

Die in Stunden gemessene vereinbarte wöchentliche 
Arbeitszeit, die nur bei den Angestellten in die Regres-
sion einfließt, weil bei den Arbeitern der Bruttostunden-
verdienst als abhängige Variable verwendet wird, kann 
ebenfalls ohne weitere Umformungen dem ursprüngli-
chen Datenmaterial entnommen werden.

Bevor die drei Variablen Alter, Betriebszugehörigkeits-
dauer und Arbeitszeit Eingang in die Regressionsanalyse 
finden, werden sie noch einer Standardisierung unter-
zogen. Von jedem Datensatz wird das arithmetische 
Mittel des jeweiligen Merkmals von dem tatsächlichen 
Wert der Variablen subtrahiert und das Ergebnis anschlie-
ßend durch die Standardabweichung des entsprechen-
den Merkmals dividiert. Dadurch wird ein etwa gleiches 
Niveau zu allen anderen Variablen hergestellt, die, wie 
weiter unten beschrieben, in standardisierter Form in die 
Regression einfließen. Gleichzeitig wird damit eine Stabi-
lisierung der Schätzung erreicht. 

Die verbleibenden für die Lohnbildung relevanten Ein-
flussgrößen der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung sind 
qualitativer Art. Dies stellt für die Regressionsanalyse ein 
grundlegendes Problem dar, weil die Variablen erst nach 
einer Umwandlung, wenn sie in quantitativer Form vor-
liegen, für diese Art von Analyse verwertbar sind. Wenn 
man trotz dieser Schwierigkeit eine Regressionsanalyse 

 9) Genaue Angaben über die Zahl und Art der erfragten Merkmale lassen sich den Erhebungsunterlagen entnehmen. Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.), Fachserie 16 „Löhne 
und Gehälter“, Heft 1 „Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990“, S. 268 ff.

10) Siehe Fußnote 2, S. 11 ff.
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durchführen will, um zumindest allgemeine Tendenzaus-
sagen zu erhalten, dann ist man gezwungen, Hilfsver-
fahren zur Umformung der qualitativen Variablen zu ver-
wenden. Solche indirekt ermittelten Werte sind aber im 
Hinblick auf die Ergebnisse und deren Interpretierbarkeit 
nicht vergleichbar mit Aussagen, die aus Datenmaterial 
gewonnen werden, das von vornherein in quantitativer 
Form vorliegt. 

Die Umwandlung der qualitativen Merkmale wird in die-
ser Untersuchung mit Hilfe der marginalen Normalisie-
rung, einer Methode, die ordinalen Merkmalsausprägun-
gen neue Werte zuordnet, vorgenommen. Dabei wird eine 
möglichst gute Anpassung an die Standardnormalvertei-
lung gesucht, indem die Fläche unterhalb der Dichte-
funktion der Standardnormalverteilung in so viele Teilstü-
cke zerlegt wird, wie Merkmalsausprägungen vorhanden 
sind. Die Größe dieser Segmente soll dann den relativen 
Häufigkeiten der Ausprägungen entsprechen.11) 

Mit dieser Methode lässt sich zwar nicht die Höhe des 
Einflusses der einzelnen Merkmalsausprägungen bestim-
men, aber es kann die Gesamtwirkung aller Variablen 
auf das Einkommen ermittelt werden. Dies ist für die 
hier durchzuführende Analyse entscheidend. Aus diesem 
Grunde ist auch keine Dummy-Codierung, bei der der 
Beitrag jeder einzelnen Merkmalsausprägung feststell-
bar wäre, erforderlich. Eine Analyse mit Dummy-Variab-
len wäre bei dem verwendeten Material auch nur bedingt 
durchführbar, weil fast 100 erklärende Variablen ent-
stehen würden und bei über 100 000 Datensätzen eine 
Regressionsschätzung mit dieser Datenmasse zu Ver-
arbeitungs- und Speicherungsproblemen führen würde. 
Deshalb wird mit der marginalen Normalisierung gearbei-
tet, bei der sich die Anzahl der in der Schätzgleichung 
verwendeten Variablen nicht verändert.

Für die Anwendung der marginalen Normalisierung wer-
den als Ausgangswerte die in einer Rangfolge vorliegen-
den absoluten Zahlen der Arbeiter bzw. Angestellten je 
Klasse benötigt. Da in die Regression die hochgerechne-
ten Werte einfließen, gehen auch in die Umformung der 
qualitativen Variablen als Häufigkeiten nicht die Stichpro-
benwerte, sondern die hochgerechneten Werte ein. 

Die Umformung der qualitativen in quantitative Variablen 
wird für die Grundgesamtheit der Männer und Frauen 
gemeinsam durchgeführt. Damit wird erreicht, dass im 
Falle einer gleichen Merkmalsausprägung bei einem 
männlichen und weiblichen Arbeitnehmer für beide 
Geschlechter der gleiche Wert in die Regression einfließt. 
Für die Verwendung einer gemeinsamen Skala spricht 
auch, dass auf diese Weise die unterschiedliche Vertei-
lung der Geschlechter auf die verschiedenen Klassen der 
einzelnen Merkmale sichtbar wird. Anhand der Mittel-
werte dieser neu berechneten Einflussgrößen, mit deren 
Hilfe die Oaxaca-Blinder-Zerlegung durchgeführt wird 
und die auch in den Tabellen aufgeführt sind, lassen sich 
dadurch entsprechende geschlechtsspezifische Unter-
schiede feststellen. 

Bei den Einflussgrößen Leistungsgruppe, Ausbildung 
und Unternehmensgrößenklasse ist das Verfahren direkt 
anwendbar, weil diese Merkmale ordinal skaliert vorlie-
gen. Die Variable Leistungsgruppe geht bei den Ange-
stellten mit sechs und bei den Arbeitern mit vier Klassen 
in die Regression ein. Die Rangfolge beginnt bei der Leis-
tungsgruppe, der die einfachsten Tätigkeiten zugeordnet 
sind, bei den Angestellten LG V, bei den Arbeitern LG 
3, und endet bei der Leistungsgruppe, die die qualifizier-
testen Arbeitnehmer enthält, LG I B bei den Angestellten 
und LG 1 A bei den Arbeitern.

Das Merkmal Ausbildung wird in der Regressionsanalyse 
sowohl bei den Arbeitern als auch bei den Angestellten 
mit jeweils sechs Qualifikationsstufen verwendet. Bei 
der Variablen Betriebsgrößenklasse gehen bei Arbeitern 
und Angestellten acht unterschiedliche Merkmalsaus-
prägungen in die Regression ein. Die Reihung beginnt 
für beide Arbeitnehmergruppen bei den kleinsten und 
endet bei den größten Unternehmen, weil mit wach-
sender Beschäftigtenzahl in der Regel höhere Gehälter 
gezahlt werden. 

Die restlichen Merkmale – Wirtschaftszweig, Beruf, 
Beschäftigungsmodus, Beschäftigungsart, Lohnform und 
Familienstand – sind nur noch nominal skaliert und wer-
den deshalb zunächst mit Hilfe des durchschnittlichen 
Einkommens der jeweiligen Klasse in eine Rangordnung, 
beginnend mit der Klasse mit dem niedrigsten durch-
schnittlichen Verdienst, gebracht. Das Durchschnittsein-
kommen wird für jede Merkmalsausprägung als gewich-
tetes arithmetisches Mittel aus dem durchschnittlichen 
Verdienst der Männer einerseits und der Frauen ande-
rerseits errechnet. Als Gewicht wird nicht der Beschäf-
tigtenanteil der jeweiligen Klasse, sondern der Anteil der 
Männer bzw. Frauen an der Gesamtzahl der Arbeiter oder 
Angestellten der hochgerechneten Stichprobe genutzt. 
Das hat den Vorteil, dass sich unterschiedliche Struktu-
ren, die innerhalb der verschiedenen Klassen zwischen 
den Geschlechtern herrschen können, nicht auf die Ana-
lyse auswirken. Anschließend lässt sich das Verfahren 
der marginalen Normalisierung wieder anwenden.

Die Variable Wirtschaftszweig geht mit 25 Klassen, die 
den Veröffentlichungen der Gehalts- und Lohnstrukturer-
hebung 1990 entnommen werden, in die Regressions-
analyse ein.12) Der Beruf wird innerhalb der Regressions-
analyse mit 33 verschiedenen Klassen, die aus der für die 
Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990 maßgebenden 
Klassifizierung der Berufe von 1975 stammen13), verwen-
det. Um die große Zahl von unterschiedlichen Berufen 
und Wirtschaftszweigen für die Regressionsanalyse ver-
wertbar machen zu können, müssen bei beiden Merk-
malen sehr viel mehr Klassen als bei anderen Variablen 
gebildet werden. Dabei entsteht das Problem, dass 
auf der einen Seite in manchen Berufsgruppen sehr 
unterschiedliche Berufe zusammengefasst sind, wie bei-
spielsweise bei den Gesundheitsdienstberufen Ärzte und 
Krankenschwestern bzw. -pfleger, und auf der anderen 
Seite manche Berufsgruppen kaum mit Angestellten oder 
Arbeitern besetzt sind. Die gewählte Zahl von 25 ver-

11) Siehe Hartung, J./Elpelt, B.: „Multivariate Statistik, Lehr- und Handbuch der angewandten Statistik“, München, Wien 1984, S. 277 ff.
12) Die einzelnen Rangordnungen für die Variablen sind zu finden in Kulmiz, L. v. (siehe Fußnote 7), S. 187 ff.
13) Siehe Statistisches Bundesamt (Hrsg.): „Klassifizierung der Berufe, Systematisches und alphabetisches Verzeichnis der Berufsbenennungen“, Ausgabe 1975 (nach dem Stand 

von 1975 ergänzte und bereinigte Fassung der Ausgabe 1970), Stuttgart, Mainz 1975.
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schiedenen Branchen und 33 Berufsklassen ist ein Kom-
promiss zwischen der notwendigen Praktikabilität und 
einer möglichst genauen Wiedergabe der Wirtschafts-
zweige bzw. beruflichen Verhältnisse.

Beim Beschäftigungsmodus werden acht Klassen unter-
schieden. Die Beschäftigungsart wird nur bei Angestell-
ten erfasst und geht mit drei Klassen in die Analyse ein. 
Die Variable Lohnform wird nur bei den Arbeitern erho-
ben und aus diesem Grunde nur für diese Arbeitnehmer-
gruppe in der Regressionsanalyse verwendet. Sie geht 
mit fünf verschiedenen Klassen in die Analyse ein. Beim 
Familienstand, der aus der Lohnsteuerklasse rekonstru-
iert wird, werden die beiden Klassen „ledig, verwitwet, 
geschieden“ und „verheiratet“ unterschieden, die in die-
ser Abfolge den Ausgangspunkt für die marginale Nor-
malisierung bilden. 

Schließlich werden als erklärende Variable noch die bei-
den Interaktionsvariablen ALU (Produkt aus Alter und 
Dauer der Unternehmenszugehörigkeit) und AUL (Produkt 
aus Ausbildung und Leistungsgruppe) in den Regres-
sionsansatz einbezogen. Sie sollen eventuelle Interakti-
onswirkungen, das heißt den gemeinsamen Einfluss der 
genannten Kombinationen von Merkmalen, abbilden.14) 

Als abhängige Variable wird bei den Angestellten der 
Bruttomonatsverdienst und bei den Arbeitern der Brut-
tostundenverdienst jeweils ohne Mehrarbeit und in loga-
rithmierter Form verwendet15). Da für die Anwendung der 
Kleinst-Quadrate-Methode die Normalverteilung der Ziel-
variablen eine Voraussetzung ist, wird die Logarithmie-
rung vorgenommen, um die in der Regel rechtsschiefe 
Einkommensverteilung durch diese Transformation der 
Normalverteilung anzunähern. 

Die Regressionsgleichung wird für die Arbeiter wie folgt 
gebildet:
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  mit G = M, F.

Aufgrund von teilweise etwas anderen Variablen hat die 
Schätzgleichung für die Angestellten folgende Form: 
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  mit G = M, F.

Die Schätzung der Regressionskoeffizienten erfolgt mit 
der Kleinst-Quadrate-Methode. Dabei gehen die allge-
meinen Hochrechnungsfaktoren der einzelnen Daten-
sätze als deren Gewichte in die Berechnung ein. Das 

heißt, jede einzelne Variable des Datensatzes einschließ-
lich des Einkommens wird mit dem jeweiligen Hochrech-
nungsfaktor multipliziert.16) 

Außerdem wird eine so genannte schrittweise Regres-
sion durchgeführt. Dabei wählt das Programm unter einer 
Menge von möglichen Einflussgrößen diejenigen Variab-
len aus, die einen signifikanten Beitrag zur Erklärung der 
Varianz der Zielgröße leisten. Zunächst wird angenom-
men, dass die abhängige Variable allein durch die Kon-
stante !G

O erklärt wird. Dann wird Schritt für Schritt unter 
den bisher nicht berücksichtigten Variablen diejenige Ein-
flussgröße ins Modell aufgenommen, die die Summe 
der Residuenquadrate am stärksten vermindert. Dies ist 
äquivalent zur Wahl der Variablen, die den größten F-Wert 
erzielt. 

Nach jeder Aufnahme einer neuen Variablen wird über-
prüft, ob der F-Wert einer bereits vorher im Modell befind-
lichen Einflussgröße eine vorgegebene Schranke unter-
schreitet. Ist das der Fall, wird diese Einflussgröße wieder 
entfernt. Die Vorgehensweise wird so lange durchgeführt, 
bis sich unter den nicht berücksichtigten Variablen keine 
mehr findet, die die Summe der Residuenquadrate so 
stark vermindert, wie es der Grenzwert für den Aufbau 
fordert.  

Durch dieses Verfahren der schrittweisen Regression 
können unterschiedliche Modellgleichungen für Männer 
und Frauen entstehen, wenn in der zuletzt durch das 
Programm ermittelten Gleichung nicht alle Variablen ent-
halten sind. Um für die anschließende Oaxaca-Blinder-
Zerlegung identische Modellgleichungen für Männer und 
Frauen zu erhalten, wird in diesem Fall die zu dem 
Geschlecht gehörende Regressionsgleichung, die mehr 
Variablen enthält, neu geschätzt. Dabei werden dem Pro-
gramm nur noch diejenigen Merkmale, die in die Glei-
chung des anderen Geschlechts aufgenommen wurden, 
zur Verfügung gestellt. 

Zur Beurteilung der durchgeführten Regressionen wer-
den in den Tabellen das korrigierte Bestimmtheitsmaß 
(korr R²), die absoluten t-Werte der einzelnen Regres-
sionskoeffizienten und der F-Wert zur Überprüfung des 
Bestimmtheitsmaßes ausgewiesen. Der vom Programm 
berechnete Wert der Durbin-Watson-Prüfgröße wird nicht 
in die Tabellen aufgenommen, da er bei einer Querschnitts-
analyse keine Aussagekraft besitzt. Weitere Testgrößen 
werden von dem Regressionsprogramm nicht berechnet. 
Dies stellt ein Problem dar, weil dadurch viele wichtige 
Kriterien zur Beurteilung der Güte der Regression fehlen. 
In Anbetracht des großen Stichprobenumfanges ist aller-
dings ein Test auf Normalverteilung der Residuen nicht 
notwendig, weil aufgrund des Zentralen Grenzwertsat-
zes die Koeffizienten auch dann t-verteilt sind, wenn die 
Residuen nicht normalverteilt sind. Das heißt, die t-Werte 
machen Signifikanzaussagen, denen vertraut werden 
kann.17)

Im Anschluss an die Regressionsanalyse wird die von 
Oaxaca und Blinder 1973 entwickelte Residualmethode, 

14) Siehe Fahrmeir, L./Hamerle, A. (Hrsg.): „Multivariate statistische Verfahren“, Berlin, New York 1984, S. 215.
15) Siehe Fußnote 3, S. 56.
16) Informationen über das Hochrechnungsverfahren, das bei der GLS 1990 angewendet wird, siehe Fußnote 8, S. 372 ff.
17) Siehe Kmenta, J.: “Elements of Econometrics“, 2. Auflage, New York, London 1986, S. 261 f. 
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auch Komponentenzerlegung genannt, angewandt. Auf-
grund der Schätzung des Parametervektors ! ergeben 
sich die folgenden beiden Gleichungen:

Dabei sind:

MMM XY β̂ln =                 (10)

MMM XY β̂ln =                   (11)

____
 : Mittelwert der logarithmierten Einkommen,

_
 : Vektor der Mittelwerte der exogenen Variablen,

!̂ :  Vektor der geschätzten Koeffizienten.

Nach einigen kleinen Umformungen erhält man die so 
genannte Oaxaca-Blinder-Zerlegung:

( )FMMFFMFM XXXYY βββ ˆˆˆlnln −+�
�

�
�
�

� −=−              (12)

Anhand dieser Gleichung kann man den Einkommens-
unterschied zwischen männlichen und weiblichen Arbeit-
nehmern in zwei Komponenten zerlegen, wobei hier 
davon ausgegangen wird, dass die Frauen nach Maß-
gabe der Lohnstruktur der Männer entlohnt werden. Der 
erste Teil der rechten Seite der Gleichung, die Ausstat-
tungskomponente, gibt den Teil des Einkommensunter-
schiedes an, der durch Unterschiede in den produktivi-
tätsrelevanten Merkmalen XM  und XF der Geschlechter 
bedingt ist. Dagegen kann man aus der Diskriminierungs-
komponente, dem zweiten Term der Gleichung, ablesen, 
welches Einkommen den Frauen ungerechtfertigt vorent-
halten wird, wenn sie die gleiche Humankapitalausstat-
tung wie die Männer besitzen. Das ist dann der Fall, 
wenn die beiden Vektoren ß̂ M und  ß̂ F nicht in allen Kom-
ponenten übereinstimmen. 

Die mit Hilfe der Zerlegungsgleichung berechneten Ein-
kommenswerte liegen alle in logarithmierter Form vor 
und müssen für die abschließende Ergebnisinterpreta-
tion in Geldbeträge umgewandelt werden. Dazu werden 
zunächst die beiden Komponenten und das geschätzte 
Einkommen der männlichen bzw. weiblichen Arbeitneh-
mer aus der Regressionsanalyse entlogarithmiert. Es gilt 
dabei zu beachten, dass das arithmetische Mittel der 
logarithmierten Löhne und Gehälter in der entlogarith-
mierten Form zum geometrischen Mittel wird.18) Dieses 
geometrische Mittel der entlogarithmierten Einkommen 
und die daraus ermittelten Einkommensverhältnisse und 
-abstände dienen als Referenzwerte für die neu zu 
berechnenden Einkommensgrößen, bei denen die Struk-
tur- bzw. Ausstattungsunterschiede zwischen den beiden 
Geschlechtern so weit wie möglich beseitigt sind.

Um den korrigierten Verdienstabstand in DM zu erhalten, 
wird als erstes das Einkommen der Frauen ermittelt, das 
sie erhalten würden, wenn sie die gleiche Ausstattung 
wie die Männer besäßen. Dazu wird das entlogarithmierte 
Durchschnittseinkommen der Frauen mit der entlogarith-
mierten Ausstattungskomponente multipliziert. Die Sub-
traktion des neuen Einkommens der Frauen von dem 

ursprünglichen Durchschnittseinkommen der Männer
ergibt den neuen absoluten Verdienstabstand in DM, 
der mit der Diskriminierungskomponente in DM identisch 
ist. Subtrahiert man den neuen absoluten Einkommens-
abstand von dem ursprünglichen Verdienstabstand, so 
erhält man die Ausstattungskomponente als DM-Betrag. 
Daraus lassen sich die eigentlichen Zielgrößen, die pro-
zentualen Komponenten und der prozentuale korrigierte 
Verdienstabstand in DM, berechnen. 

Der Verdienst der Frauen, den diese in einer Welt ohne 
Diskriminierung erhalten würden, wird gebildet, indem 
der ursprüngliche Verdienst der weiblichen Arbeitskräfte 
mit der entlogarithmierten Diskriminierungskomponente 
multipliziert wird. Mit diesem hypothetischen Verdienst 
lassen sich erneut die Ausstattungs- bzw. Diskrimi-
nierungskomponente in DM berechnen. Allerdings wei-
chen diese Werte von denen, die nach dem im vorigen 
Abschnitt beschriebenen Verfahren berechnet werden, 
ab. Das liegt an der Verwendung des geometrischen 
Mittels für die Einkommensdurchschnitte und an der 
Tatsache, dass die multiplikative Verknüpfung der bei-
den entlogarithmierten Komponenten gleich dem Quoti-
enten aus dem ursprünglichen Männer- und Frauenein-
kommen ist. 

3.2  Ergebnisse

Arbeiter

In die Regressionsschätzungen werden 250 295 Männer 
und 53 178 Frauen mit einem durchschnittlichen logarith-
mierten Bruttostundenverdienst von 3,03 bzw. 2,74 ein-
bezogen. Diese und alle weiteren Werte sind in der fol-
genden Tabelle 1 zu finden. 

Die Mittelwerte der erklärenden Variablen lassen be-
stimmte Struktur- bzw. Ausstattungsunterschiede zwi-
schen den Geschlechtern erkennen. Die Durchschnitts-
werte der Frauen sind bis auf die Merkmale Unterneh-
mensgrößenklasse und Lohnform kleiner als bei den 
Männern. Bei der Unternehmensgrößenklasse ist dieser 
Unterschied nicht sehr groß, während er bei der Lohn-
form schon deutlicher zugunsten der Arbeiterinnen aus-
fällt. Bei allen anderen Variablen zeigt der höhere Mittel-
wert der Männer, dass die männlichen Arbeiter wesentlich 
häufiger als ihre Kolleginnen die besser bezahlten Kate-
gorien der Merkmale besetzen. Dies ist bei den Vari-
ablen Leistungsgruppe, Ausbildung, Wirtschaftszweig 
und Unternehmenszugehörigkeitsdauer besonders aus-
geprägt, während beim Alter, Beschäftigungsmodus und 
Familienstand der Abstand zwischen den Geschlechtern 
wesentlich geringer ist. Für die neu konstruierten Variab-
len (Alter)², (UZD)², ALU und AUL erübrigt sich durch die 
Multiplikation zweier Merkmalsausprägungen eine solche 
Betrachtung.

Bei den Regressionsanalysen wird die Variable Beruf 
der Männer nicht in die Schätzgleichung aufgenommen. 
Um für die anschließende Oaxaca-Blinder-Zerlegung für 
beide Geschlechter identische Gleichungen zu erhalten, 
wird die Analyse für die Frauen von vornherein ohne die 
Variable Beruf durchgeführt. Die Erklärungskraft dieser 

18) Es gilt: ln a + ln b = ln (ab) für a, b > 0, siehe hierzu auch Fußnote 3, S. 57 f.
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Regressionen erscheint mit korrigierten Bestimmtheits-
maßen von 0,44 bei den Männern bzw. 0,47 bei den 
Frauen zunächst nicht sehr groß. Unter Berücksichtigung 
der Tatsache, dass es sich hier um eine Querschnitts-
analyse handelt, und im Vergleich zu den bisherigen Ana-
lysen über Einkommensdiskriminierung in der Bundesre-
publik Deutschland können diese Werte jedoch als sehr 
hoch angesehen werden. 

In die Schätzgleichung gehen bei beiden Geschlechtern 
die zwei quadrierten Variablen Alter und UZD erwartungs-
gemäß mit negativem Vorzeichen ein. Der gleichermaßen 
negative Koeffizient der Variablen AUL der männlichen 
Arbeiter ist nicht signifikant. Ebenfalls keinen signifikan-
ten Einfluss üben die Variable ALU bei den Männern und 
das Merkmal FS bei den Frauen aus. Alle anderen Variab-
len sind sowohl bei männlichen als auch bei weiblichen 
Arbeitern – zumindest auf dem Niveau von 5%, in der 
Regel aber auf dem 1%-Niveau – signifikant. 

Nach der Oaxaca-Blinder-Zerlegung lässt sich ein im Ver-
gleich zu bisherigen Analysen sehr hoher Anteil von gut 

41% der ursprünglichen Lohndifferenz zwischen männ-
lichen und weiblichen Arbeitern erklären (siehe Tabelle 
2). Hierbei erkennt man den besonders großen Einfluss 
der Variablen Leistungsgruppe, deren geschlechtsspezi-
fische Unterschiede allein schon für fast 24% des unkor-
rigierten Lohnabstandes verantwortlich sind. Ebenfalls 
noch recht hohe Erklärungskraft besitzen die Merkmale 
Wirtschaftszweig mit knapp 13%, die Ausbildung mit fast 
7% und die Unternehmenszugehörigkeitsdauer mit 5%. 
Entgegengesetzt, nämlich erhöhend auf die ursprüngli-
che Verdienstdifferenz, wirken erwartungsgemäß die Vari-
ablen Unternehmensgrößenklasse und Lohnform. 

Die Umsetzung der eben berechneten Größen in DM-
Beträge wird in Tabelle 5 anschaulich gemacht. Der ent-
logarithmierte Durchschnittsstundenverdienst der Arbeiter 
beträgt demnach 20,69 DM, derjenige der Arbeiterinnen 
15,43 DM. Daraus ergibt sich eine absolute unkorrigierte 
Einkommensdifferenz von 5,26 DM; das heißt, Arbeite-
rinnen verdienen 25% weniger als ihre männlichen Kol-
legen. Der mit Hilfe der entlogarithmierten Ausstattungs-
komponente korrigierte Verdienst der Frauen beläuft sich 
auf 17,42 DM. Damit lässt sich ein korrigierter absoluter 
Verdienstabstand von 3,27 DM ableiten. Das bedeutet, 
selbst wenn die Arbeiterinnen ihren männlichen Kollegen 
in allen Merkmalen gleichen würden, würden sie immer 
noch 16% weniger verdienen. Die ursprüngliche Lohn-
differenz hat sich also um 9 Prozentpunkte vermindert. 
Eine so niedrige Obergrenze der Diskriminierung ist im 
Vergleich zu früheren Forschungsarbeiten ein sehr gutes 
Ergebnis. 

Angestellte

Die Regressionsschätzungen für Angestellte werden mit 
Datensätzen von 162 097 Männern und 87 561 Frauen 
durchgeführt. Das logarithmierte durchschnittliche Brut-
tomonatseinkommen beträgt für männliche Angestellte 
8,53, während es bei den weiblichen nur eine Höhe 
von 8,07 erreicht. Anhand der Tabelle 3 kann man erken-
nen, dass die Frauen bei fast allen nicht durch Mul-
tiplikation gebildeten erklärenden Variablen niedrigere 
Durchschnittswerte als die Männer aufweisen. Die einzige 

Tabelle 1: Regressionsanalyse mit vollzeitbeschäftigten Arbeitern aus der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990
Mittelwerte der Variablen und Regressionskoeffizienten

Mittelwerte der Variablen Männer Frauen

Variable
Männer Frauen Regressions-

koeffizienten
t-Werte Signifikanz Regressions-

koeffizienten
t-Werte Signifikanz

ln Y . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3,03 2,74 X X X X

Konstante . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . X X 3,0435 2 435,25 *** 2,8694 794,87 ***
Alter . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,0034 – 0,1236 0,0194 17,10 *** 0,0071 2,58 **
(Alter)² . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,9973 1,0721 – 0,0208 19,67 *** – 0,0163 6,86 ***
UZD . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,0055 – 0,2799 0,0353 28,43 *** 0,0520 16,60 ***
(UZD)² . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0259 0,7944 – 0,0115 13,00 *** – 0,0227 9,42 ***
LG . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,1722 – 0,8967 0,0669 72,88 *** 0,0652 26,27 ***
AUS . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,1033 – 0,5377 0,0240 23,19 *** 0,0308 9,96 ***
WZ . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,0904 – 0,4907 0,0456 59,20 *** 0,0649 42,02 ***
UGK . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,0124 0,0646 0,0302 36,66 *** 0,0662 30,42 ***
LF . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 0,0454 0,2363 0,0387 39,98 *** 0,0460 25,19 ***
BM . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,0234 – 0,1218 0,0387 43,55 *** 0,0358 15,72 ***
FS . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,0282 – 0,1466 0,0210 20,93 *** 0,0018 0,86
ALU . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,6176 0,5403 0,0024 1,59 0,0085 2,15 **
AUL . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,3026 0,6479 – 0,0001 0,11 0,0152 5,53 ***

nM = 250 295 nF = 53 178         Quelle: eigene Berechnungen.

(R2)M

korr 
= 0,44 (R2)F

korr 
= 0,47

FM = 2 691,57 FF = 620,24

*, **, ***: Auf dem 10%-, 5%- bzw. 1%-Niveau signifikant von Null verschieden.

Tabelle 2: Regressionsanalyse mit vollzeitbeschäftigten Arbeitern
aus der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990

Zerlegung des geschlechtsspezifischen Einkommensabstandes

Entlohnung der Frauen nach
Maßgabe der Lohnstruktur der Männer

Ausstattungs-
komponente

Diskriminierungs-
komponente

Variable
Verdienst-

unterschied

absolut % absolut %

Alter . . . . . . . . . . X 0,0009 0,3 0,0000 0,0
(Alter)² . . . . . . . . X 0,0012 0,4 – 0,0044 – 1,5
UZD . . . . . . . . . . X 0,0143 4,9 0,0001 0,0
(UZD)² . . . . . . . . X – 0,0053 – 1,8 0,0115 3,9
LG . . . . . . . . . . . . X 0,0697 23,8 0,0003 0,1
AUS . . . . . . . . . . X 0,0197 6,7 – 0,0007 – 0,2
WZ . . . . . . . . . . . X 0,0377 12,9 – 0,0017 – 0,6
UGK . . . . . . . . . . X – 0,0051 – 1,7 0,0004 0,2
LF . . . . . . . . . . . . X – 0,0130 – 4,4 0,0003 0,1
BM . . . . . . . . . . . X 0,0052 1,8 0,0001 0,0
FS . . . . . . . . . . . . X 0,0003 0,1 0,0005 0,2
ALU . . . . . . . . . . X 0,0007 0,2 – 0,0038 – 1,3
AUL . . . . . . . . . . X – 0,0053 – 1,8 – 0,0046 – 1,6
Konstante . . . . X X X 0,1741 59,4

ln Y . . . . . . . . . . . 0,2933 0,1211 41,3 0,1722 58,7

Quelle: eigene Berechnungen.
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Ausnahme bildet der Beschäftigungsmodus, bei dem die 
Frauen in geringem Ausmaß häufiger als die Männer die 
besser bezahlten Kategorien besetzen. Die größte Diffe-
renz zu Gunsten der Männer ist auch bei den Ange-
stellten beim Merkmal Leistungsgruppe zu finden. Eben-
falls große Strukturunterschiede sind – im Gegensatz 
zu den Arbeitern – beim Alter zu erkennen. Auch bei 
den Variablen UZD, BA und FS ist die ungleiche Ver-
teilung der Geschlechter auf die verschiedenen Klassen 
dieser Merkmale noch recht hoch. Die Ausstattungsun-
terschiede zwischen männlichen und weiblichen Ange-
stellten aller anderen Variablen sind weniger stark ausge-
prägt. 

Die korrigierten Bestimmtheitsmaße betragen bei den 
Männern 0,63 und bei den Frauen 0,64. Damit ist die 
Erklärungskraft des Regressionsmodells mit allen Variab-
len bei den Angestellten wesentlich höher als bei den 
Arbeitern. Auch im Vergleich zu früheren Studien liegen 
diese Werte außerordentlich hoch. Die Regressionspa-
rameter der Variablen (Alter)² und (UZD)² tragen erwar-
tungsgemäß bei beiden Geschlechtern ein negatives 
Vorzeichen. Die negativen Koeffizienten der Variablen 
Unternehmenszugehörigkeitsdauer und Beschäftigungs-
art bei den Männern sowie Familienstand bei den Frauen 
haben eine hohe Signifikanz, lassen sich aber aus 
dem Modellansatz heraus nicht begründen. Alle anderen 
Regressionsparameter sind ebenfalls ausnahmslos zum 
1%-Niveau signifikant. 

Durch Zerlegung des Verdienstabstandes nach Maßgabe 
der Lohnstruktur der Männer ermittelt sich eine Ausstat-
tungskomponente von gut 64% (siehe Tabelle 4). Das 
bedeutet, dass sich 64% der ursprünglichen geschlechts-
spezifischen Verdienstdifferenz zwischen männlichen und 
weiblichen Angestellten mit strukturellen Unterschieden 
bei den analysierten Variablen erklären lassen. 

Auch bei den Angestellten ist die Variable Leistungs-
gruppe mit über 35% das Merkmal mit dem stärksten 
Einfluss. Immerhin noch etwa 8% der unkorrigierten Ein-
kommensdifferenz erklären jeweils die Merkmale Alter 

und Wirtschaftszweig. Damit spielt das Alter bei den 
Angestellten eine wesentlich wichtigere Rolle als bei 
den Arbeitern. Mit rund 4% noch geringer, aber trotz-
dem erwähnenswert ist der Erklärungsbeitrag der beiden 
Variablen Unternehmenszugehörigkeitsdauer und Ausbil-
dung. Der negative Einfluss des Familienstandes ist uner-
wartet, denn er lässt sich aus der Betrachtung der Mittel-
werte nicht ableiten. 

Aus der Tabelle 5 geht hervor, dass die männlichen Ange-
stellten über ein durchschnittliches monatliches Brut-
togehalt von 5 044,29 DM verfügen können. Bei ihren 
Kolleginnen beträgt das geometrische Mittel des entlo-
garithmierten Verdienstes nur 3  211,74 DM. Das bedeu-
tet, Frauen verdienen 1 832,55 DM oder 36% weniger als 
Männer. Hätten die weiblichen Angestellten die gleiche 

Tabelle 3: Regressionsanalyse mit vollzeitbeschäftigten Angestellten aus der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990
Mittelwerte der Variablen und Regressionskoeffizienten

Mittelwerte der Variablen Männer Frauen

Variable
Männer Frauen Regressions-

koeffizienten
t-Werte Signifikanz Regressions-

koeffizienten
t-Werte Signifikanz

ln Y . . . . . . . . . . . . . 8,53 8,07 X X X X

Konstante . . . . . . . X X 8,4621 3 497,53 *** 8,3289 2 466,15 ***
Alter . . . . . . . . . . . . 0,1997 – 0,4317 0,1108 42,09 *** 0,0589 22,13 ***
(Alter)² . . . . . . . . . . 0,9266 1,1803 – 0,0578 25,58 *** – 0,0639 25,29 ***
UZD . . . . . . . . . . . . . 0,1157 – 0,3341 – 0,0101 4,03 *** 0,0398 13,62 ***
(UZD)² . . . . . . . . . . 1,1311 0,7514 – 0,0141 7,84 *** – 0,0200 6,66 ***
LG . . . . . . . . . . . . . . 0,3113 – 0,5755 0,2165 120,56 *** 0,1798 82,01 ***
AUS . . . . . . . . . . . . . 0,1323 – 0,2445 0,0519 22,85 *** 0,0463 18,13 ***
BR . . . . . . . . . . . . . . 0,0065 – 0,0119 0,0144 9,25 *** 0,0270 12,57 ***
WZ . . . . . . . . . . . . . 0,1528 – 0,2824 0,0576 34,18 *** 0,0830 44,99 ***
UGK . . . . . . . . . . . . 0,0683 – 0,1263 0,0306 18,73 *** 0,0476 27,77 ***
BA . . . . . . . . . . . . . . 0,2131 – 0,3940 – 0,0072 4,02 *** 0,0187 5,61 ***
BM . . . . . . . . . . . . . – 0,0027 0,0050 0,0132 5,70 *** 0,0206 4,97 ***
FS . . . . . . . . . . . . . . 0,1992 – 0,3682 0,0335 14,98 *** – 0,0153 7,06 ***
AZ . . . . . . . . . . . . . . 0,0428 0,0398 0,0213 15,28 *** 0,0187 12,17 ***
ALU . . . . . . . . . . . . . 0,6696 0,6287 0,0289 9,16 *** 0,0246 5,73 ***
AUL . . . . . . . . . . . . . 0,2610 0,2523 0,0075 3,97 *** 0,0187 8,05 ***

nM = 162 097 nF = 87 561         Quelle: eigene Berechnungen.

(R2)M

korr 
= 0,63 (R2)F

korr 
= 0,64

FM = 2 984,83 FF = 1 715,09

*, **, ***: Auf dem 10%-, 5%- bzw. 1%-Niveau signifikant von Null verschieden.

Tabelle 4: Regressionsanalyse mit vollzeitbeschäftigten Angestellten
aus der Gehalts- und Lohnstrukturerhebung 1990

Zerlegung des geschlechtsspezifischen Einkommensabstandes

Entlohnung der Frauen nach
Maßgabe der Lohnstruktur

der Männer

Ausstattungs-
komponente

Diskriminierungs-
komponente

Variable Verdienst-
unterschied

absolut % absolut %

Alter . . . . . . . X 0,0372 8,2 0,0104 2,3
(Alter)² . . . . . X 0,0162 3,6 0,0056 1,2
UZD . . . . . . . X 0,0179 4,0 – 0,0058 – 1,3
(UZD)² . . . . . X – 0,0076 – 1,7 0,0066 1,5
LG . . . . . . . . . X 0,1594 35,3 0,0114 2,5
AUS . . . . . . . X 0,0174 3,9 0,0007 0,2
BR . . . . . . . . X 0,0005 0,1 – 0,0001 0,0
WZ . . . . . . . . X 0,0361 8,0 – 0,0039 – 0,9
UGK . . . . . . . X 0,0093 2,1 – 0,0012 – 0,3
BA . . . . . . . . . X 0,0113 2,5 – 0,0055 – 1,2
BM . . . . . . . . X – 0,0002 0,0 0,0000 0,0
FS . . . . . . . . . X – 0,0087 – 1,9 0,0097 2,2
AZ . . . . . . . . . X 0,0001 0,0 0,0001 0,0
ALU . . . . . . . X 0,0010 0,2 0,0028 0,6
AUL . . . . . . . X 0,0002 0,0 – 0,0029 – 0,6
Konstante . X X X 0,1332 29,5

ln Y . . . . . . . . 0,4514 0,2902 64,3 0,1613 35,7

Quelle: eigene Berechnungen.
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Humankapitalausstattung wie ihre Kollegen, so würden
sie ein monatliches Einkommen von 4 292,90 DM be-
ziehen. In diesem Falle würde der Verdienstabstand auf 
751,39 DM absinken, und die Frauen würden nur noch 
15% weniger Gehalt als die Männer erhalten. Die prozen-
tuale unkorrigierte Einkommensdifferenz hat sich infolge-
dessen um fast 60% reduziert. Die Diskriminierung der 
weiblichen Angestellten kann also nicht mehr als 15% 
betragen. 

4 Schlussbemerkungen 
Vergleicht man die Ergebnisse der Angestellten mit denen 
der Arbeiter, so stellt man zunächst fest, dass der 
prozentuale unkorrigierte Einkommensabstand bei den 
Angestellten wesentlich größer ist. Bei der korrigierten 
Verdienstdifferenz sind die Unterschiede zwischen den 
beiden Arbeitnehmergruppen viel geringer. So liegen die 
neu berechneten Einkommensabstände nur einen Pro-
zentpunkt auseinander (Arbeiter: 16%, Angestellte: 15%). 
Die Verminderung des ursprünglichen Einkommensab-
standes ist demnach bei Angestellten deutlich größer. 
Dies liegt an ihrer höheren Ausstattungskomponente und 
bedeutet gleichzeitig, dass die Strukturunterschiede zwi-
schen den Geschlechtern bei den Angestellten wesent-
lich ausgeprägter als bei den Arbeitern sind.

Im Vergleich zu den bisher in der Literatur veröffent-
lichten Untersuchungen zur Lohndiskriminierung können 
die Ergebnisse der Regressionsanalyse, die die Gehalts- 
und Lohnstrukturerhebung verwendet, als außerordent-
lich gesichert angesehen werden. Das ist bereits an den 
korrigierten Bestimmtheitsmaßen zu erkennen, die in der 
Regel über denen der bisherigen Analysen liegen. Bei der 
hier durchgeführten Untersuchung bildet der besonders 
hohe Stichprobenumfang die Basis für die fundierten 
Resultate. Als Folge davon sind auch die t- und F-Werte 
in der Regel hoch signifikant.

Es lässt sich außerdem feststellen, dass auch die Ender-
gebnisse der vorgestellten Schätzungen eine wesentlich 
höhere Erklärung der geschlechtsspezifischen Lohndiffe-

renz erbringen als frühere Analysen. Das heißt, die korri-
gierte Lohndifferenz, die als Obergrenze der Diskriminie-
rung angesehen werden kann, ist beträchtlich kleiner als 
in fast allen bisherigen Forschungsarbeiten, die ähnlich 
generelle Grundgesamtheiten verwenden.19)

Kritisch an der Regressionsanalyse mit der GLS ist anzu-
merken, dass in den Schätzgleichungen aufgrund der 
überwiegend qualitativen Variablen mit fiktiven Werten 
gerechnet werden muss. Diese Werte wurden zwar mit 
Hilfe eines mathematisch-statistischen Verfahrens, der 
marginalen Normalisierung, ermittelt, sie sind aber nicht 
so aussagekräftig wie direkt erhobene metrisch skalierte 
Merkmale. Deshalb sind die Resultate der vorgestellten 
Schätzungen von ihrer Qualität her auch nicht mit denen 
eines klassischen Regressionsmodells vergleichbar. Bei 
der Bewertung der Ergebnisse muss diese Restriktion 
berücksichtigt werden. 

Gleichzeitig darf nicht übersehen werden, dass die GLS 
mit ihrem außerordentlich großen Stichprobenumfang 
repräsentative Ergebnisse über das gesamte frühere Bun-
desgebiet und alle befragten Wirtschaftszweige hinweg 
liefert. Dies ist bei vielen bisherigen Analysen, die oft nur 
Datenmaterial aus einem oder mehreren Bundesländern 
verwenden, nicht der Fall. Durch die spezielle Ausrich-
tung dieser Erhebung auf die Einkommensverhältnisse 
wird eine große Zahl von lohnbildenden, ihrer Natur nach 
qualitativen Merkmalen bei den Unternehmen erfragt. 
Auch der als abhängige Variable gebrauchte Bruttover-
dienst ist in wesentlich höherem Maße dazu geeignet, 
Lohndiskriminierung zu analysieren, als der oft in ande-
ren Studien verwendete Nettolohn. Das Datenmaterial ist 
also für Forschungsarbeiten zum Thema Lohndiskrimi-
nierung in besonderer Weise geeignet.!

Tabelle 5: Zusammenfassende Übersicht über die Ergebnisse der Regressionsanalysen

Verdienst-
verhältnis
mit dem
Verdienst

Verdienst-
unterschied

Ver-
dienst

der
Männer

Ver-
dienst

der
Frauen

der
Männer

als
Basis

der
Frauen

als
Basis

Abso-
luter
Ver-

dienst-
unter-
schied

des
Ver-

diens-
tes der
Männer

des
Ver-

diens-
tes der
Frauen

Ausstattungs-
komponente

(AK)

Diskriminierungs-
komponente

(DK)

Ver-
dienst

der
Frauen
ohne
Dis-

krimi-
nierung

Becker-
scher
Dis-

krimi-
nie-

rungs-
koeffi-
zient

Gegenstand
der

Nachweisung

DM % DM % absolut eAK DM absolut eDK DM %

Ergebnisse der Schätzungen bei den Arbeitern

unkorrigierte Werte . . . . . . . . . . . . . . . 20,69 15,43 74,6 134,1 5,26 25,4 34,1 X X X X X X X X
korrigierte Werte

Maßstab: Männer . . . . . . . . . . . . . . 20,69 17,42 84,2 118,8 3,27 15,8 18,8 0,1211 1,1288 1,99 0,1722 1,1879 3,27 18,71 21

Ergebnisse der Schätzungen bei den Angestellten

unkorrigierte Werte . . . . . . . . . . . . . . . 5 044,29 3 211,74 63,7 157,1 1 832,55 36,3 57,1 X X X X X X X X
korrigierte Werte

Maßstab: Männer . . . . . . . . . . . . . . 5 044,29 4 292,90 85,1 117,5 751,39 14,9 17,5 0,2902 1,3366 1 081,16 0,1613 1,1750 751,38 3 963,12 23

Quelle: eigene Berechnungen.

19) Mit einer Ausnahme: siehe Langkau, J.: „Lohn- und Gehaltsdiskriminierung von Arbeitnehmerinnen in der Bundesrepublik Deutschland, Bestimmung und Analyse des geschlechts-
spezifischen Einkommensabstands 1960 – 1976“, Bonn 1979.
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! Zusammenfassende Veröffentlichungen  DM EUR

Wirtschaft und Statistik, April 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21,70 11,10

Ausgewählte Zahlen zur Energiewirtschaft, Oktober 2000 . . . . . . . .  13,50 6,90

                                                               November 2000 . . . . . .  13,50 6,90

Ausgewählte Zahlen für die Bauwirtschaft, Dezember und Jahr 2000  31,50 16,11

Verkehr aktuell, April 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  15,40 7,87
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Reihe 3 Haushalte und Familien 2000 (Vorbericht) . . . . . . . . . . . . . .  11,– 5,62

Reihe 4.3 Erwerbstätigkeit und Arbeitsmarkt, März 2001 . . . . . . . . . .    5,20 2,66

Reihe 4.3 .                                                      April 2001 . . . . . . . . . . .    5,20 2,66

Fachserie 2: Unternehmen und Arbeitsstätten
Reihe 1.4 Kostenstruktur im Gastgewerbe 1997 . . . . . . . . . . . . . . . . .  18,20 9,31

Reihe 5 Gewerbeanzeigen, Dezember und Jahr 2000 . . . . . . . . . . .    8,70 4,45
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Reihe 2.1 Indizes der Produktion und der Arbeitsproduktivität im 

Produzierenden Gewerbe, Februar 2001 . . . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe 2.2 Auftragseingang und Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe
– Indizes – 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,30 12,42
                  Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  27,30 13,96

Reihe 4.2.1 Beschäftigte, Umsatz und Investitionen der Unternehmen
und Betriebe des Verarbeitenden Gewerbes sowie des
Bergbaus und der Gewinnung von Steinen
und Erden 1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18,20 9,31

Reihe 8.1 Eisen und Stahl (Eisenerzbergbau, eisenschaffende
Industrie, Eisen-, Stahl- und Tempergießerei),
März 2001 (Vorbericht) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    3,40 1,74

Reihe 8.1 . März 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11,– 5,62

Reihe 8.1 . April 2001 (Vorbericht) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    3,40 1,74

Fachserie 5: Bautätigkeit und Wohnungen
Reihe 1 Bautätigkeit 1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,30 12,42

Fachserie 6: Binnenhandel, Gastgewerbe, Tourismus
Reihe 1.1 Beschäftigte und Umsatz im Großhandel (Messzahlen),

Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11,– 5,62

Reihe 3.1 Beschäftigte und Umsatz im Einzelhandel (Messzahlen),
Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe 7.1 Beherbergung im Reiseverkehr sowie Umsatz und 
Beschäftigte im Gastgewerbe, Februar 2001 . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Fachserie 7: Außenhandel
Reihe 1 Zusammenfassende Übersichten für den Außenhandel, 

Januar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe 1 . Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe 2 Außenhandel nach Waren und Ländern (Spezialhandel),
Januar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  49,– 25,05

Reihe 3 Außenhandel nach Ländern und Warengruppen (Spezial-
handel), 2. Halbjahr und Jahr 2000 (Vorläufige Ergebnisse)  40,40 20,66

Reihe 7 Außenhandel nach Ländern und Güterabteilungen der 
Produktionsstatistiken (Spezialhandel) 2000 
(Vorläufige Ergebnisse) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21,– 10,74

Fachserie 8: Verkehr
Reihe 2 Eisenbahnverkehr, Januar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe 2 .                           Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe 6 Luftverkehr, Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  18,20 9,31

Reihe 4 Binnenschiffahrt, Dezember 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11,– 5,62

Veröffentlichungen1) vom 21. April 2001 bis 25. Mai 2001

Veröffentlichungskalender für Pressemitteilungen
Das Statistische Bundesamt gibt die Veröffentlichungstermine wichtiger wirtschaftsstatistischer Pressemitteilungen 

in einem Jahresveröffentlichungskalender, der wöchentlich präzisiert wird, bekannt.
Der Kalender kann unter der Internetadresse http://www.statistik-bund.de abgerufen werden.

Fachserie 10: Rechtspflege DM EUR

Reihe 2 Gerichte und Staatsanwaltschaften 1998 . . . . . . . . . . . . . . .  31,50 16,11

Fachserie 12: Gesundheitswesen
Reihe 6.1 Grunddaten der Krankenhäuser und Vorsorge- oder

Rehabilitationseinrichtungen 1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,30 12,42

Reihe 6.3 Kostennachweis der Krankenhäuser 1999 . . . . . . . . . . . . . .  15,40 7,87

Fachserie 13: Sozialleistungen
Reihe 2 Sozialhilfe 1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  24,30 12,42

Reihe 4 Wohngeld 1999 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21,– 10,74

Fachserie 14: Finanzen und Steuern
Reihe 2 Vierteljährliche Kassenergebnisse der öffentlichen Haushalte,

4. Vierteljahr und Jahr 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  21,– 10,74

Reihe 9.1.1 Absatz von Tabakwaren, 1. Vierteljahr 2001 . . . . . . . . . . . . .  11,– 5,62

Reihe 9.2.1 Absatz von Bier, März 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    3,40 1,74

Reihe 9.4 Branntweinmonopol und Branntweinsteuer, 
Betriebsjahr 1999/2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe 9.5 Schaumweinsteuer 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    5,20 2,66

Fachserie 15: Wirtschaftsrechnungen
Heft 4  Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 1998: 

Einnahmen und Ausgaben privater Haushalte . . . . . . . . .  31,50 16,11

Fachserie 16: Löhne und Gehälter
Reihe 1 Verdienste der Arbeiter und Arbeiterinnen in der Landwirt-

schaft in Deutschland 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe 2.1 Arbeiterverdienste im Produzierenden Gewerbe,
Oktober 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  31,50 16,11

Reihe 2.2 Angestelltenverdienste im Produzierenden Gewerbe;
Handel; Kredit- und Versicherungsgewerbe, 
Oktober 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  36,30 18,56

Reihe 2.3 Arbeitnehmerverdienste im Produzierenden Gewerbe,
Oktober 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe 4.4 Dienstbezüge der Bundesbeamten, 1. Januar 2001 . . . . . .    3,40 1,74

Fachserie 17: Preise
Reihe   1 Preisindizes für die Land- und Forstwirtschaft – Neuberech-

nung der Preisindizes für die Landwirtschaft
auf Basis 1995 –, Januar und Februar 2001 . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe   1 Preisindizes für die Land- und Forstwirtschaft, März 2001 .    8,70 4,45

Reihe   2 Preise und Preisindizes für gewerbliche Produkte
(Erzeugerpreise), März 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  11,– 5,62

Reihe   4 Messzahlen für Bauleistungspreise und Preisindizes für
Bauwerke, Februar 2001 (Eilbericht) . . . . . . . . . . . . . . . . .    4,30 2,20
                  Februar 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe   6 Index der Großhandelsverkaufspreise, März 2001 . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe   7 Preisindizes für die Lebenshaltung, März 2001 . . . . . . . . . .  21,– 10,74

Reihe   7 .                                                      April 2001 (Eilbericht) . .    4,30 2,20

Reihe   7 .                                                      April 2001 . . . . . . . . . . .  21,– 10,74

Reihe   8 Preisindizes für die Ein- und Ausfuhr, März 2001 . . . . . . . . .  18,20 9,31

Reihe   9 Preise und Preisindizes für Verkehr und Nachrichtenüber-
mittlung 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  13,50 6,90

Reihe 10 Internationaler Vergleich der Preise für die Lebenshaltung,
März 2001 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .    8,70 4,45

Reihe 11 Preise und Preisindizes im Ausland, März 2001 . . . . . . . . . .  11,– 5,62

! Klassifikationen

Amtliche Schlüsselnummern und Bevölkerungsdaten der
   Gemeinden und Verwaltungsbezirke in der Bundesrepublik
   Deutschland, Ausgabe 2000 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  50,20 25,67

! Elektronische Veröffentlichungen

Außenhandel nach Waren und Ländern, Januar 2001 . . . . . . . . . . . .  49, – 25,05

1) Zu beziehen durch den Buchhandel oder den Verlag Metzler-Poeschel, Verlagsauslieferung: SFG-Servicecenter Fachverlage GmbH, Postfach 43 43, 72774 Reutlingen, Telefon (0 70 71) 
93 53 50, Telefax (0 70 71) 93 53 35. Preise verstehen sich ausschließlich Versandkosten.
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